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* Amtsbl. S. 822. – Geändert durch Art. 2 Abs. 6 des Gesetzes Nr. 1554 vom 19. Mai 2004 (Amtsbl. S. 1498), Art. 10 Abs. 4 des Gesetzes Nr. 1632
vom 21. November 2007 (Amtsbl. S. 2393), Art. 4 des Gesetzes Nr. 1639 vom 21. November 2007 (Amtsbl. 2008 S. 278), Art. 1 des Gesetzes Nr.
1715 vom 16. Juni 2010 (Amtsbl. I S. 1312), Art. 1 des Gesetzes Nr. 1788 vom 11. Dezember 2012 (Amtsbl. I S. 1554) Art. 1 des Gesetzes Nr. 1864
vom 15. Juli 2015 (Amtsbl. I S. 632), Art. 2 des Gesetzes Nr. 1898 vom 13. Juli 2016 (Amtsbl. I S. 714, 2017 I S. 280), Art. 5 Abs. 3 des Gesetzes Nr.
1946 vom 13. Juni 2018 (Amtsbl. I S. 358), Art. 3 des Geset- zes Nr.1947 vom 13. Juni 2018 (Amtsbl. I S. 632), Art. 4 des Gesetzes Nr. 1958 vom
13. Februar 2019 (Amtsbl. I S. 324), Art. 5 des Gesetzes Nr. 1966 vom 19. Juni 2019 (Amtsbl. I S. 639) und Art. 1 des Gesetzes Nr. 1984 vom 4. De-
zember 2019 (Amtsbl. I 2020 S. 211, 760), Art. 1 des Gesetzes Nr. 2059 vom 16. Februar 2022 (Amtsbl. I S. 456), Art. 1 des Gesetzes Nr. 2076 vom
16. März 2022 (Amtsbl. I S. 648) und Art. 1 des Gesetzes Nr. 2102 vom 17. Mai 2023 (Amtsbl. I S. 762) und Art. 1 des Gesetzes Nr. 2119 vom 12.
Dezember 2023 (Amtsbl. 2024 I S. 212). Das Gesetz vom 19. Juni 2019 (Amtsbl. I S. 639) enthält folgenden Artikel 3: „Artikel 3 Evaluierung (1) Die
Landesregierung berichtet dem Landtag des Saarlandes bis zum 1. Januar 2025 über die §§ 1, 2, 3, 7, 8, 11, 12a, 16 und 17 des Saarländischen Be-
hindertengleichstellungsgesetzes. Alle obersten Landesbehörden im Sinne des § 1 Absatz 1 des Landesorgani- sationsgesetzes erstellen über die von
ihnen genutzten Gebäude, die im Eigentum des Landes einschließlich der landesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentli-
chen Rechts stehen, bis 30. Juni 2023 Berichte über den Stand der Barrierefrei- heit dieser Bestandsgebäude nach § 8 des Saarländischen Behinder-
tengleichstellungsgesetzes. Die obersten Landesbehörden erstellen bis zum 30. Juni 2023 Berichte über den Stand der Informationsangebote und
Verwaltungsabläufe nach § 12 Saarländisches Behin- dertengleichstellungsgesetz. (2) Die Landesregierung berichtet dem Landtag des Saarlandes bis
zum 1. Januar 2023 über § 50 Absatz 1 der Landesbauordnung.“ Das Gesetz vom 11. Dezember 2012 enthält folgenden Artikel 3: „Die den kommu-
nalen Gebietskörperschaften auf Grund dieses Gesetzes entstehenden Kosten werden vom Saarland im jeweils folgenden Haushaltsjahr im nachge-
wiesenen Umfang erstattet. Kosten (Gebühren und Auslagen), die von Dritten erhoben werden können, werden auf den Erstattungsanspruch nach
Satz 1 angerechnet.“ Das Gesetz vom 15. Juli 2015 enthält folgenden Artikel 5: „Die den kommunalen Gebietskörperschaften auf Grund der Übertra-
gung von Aufgaben durch Artikel 1 dieses Gesetzes entstehen- den Kosten werden vom Saarland im jeweils folgenden Haushaltsjahr im nachgewie-
senen Umfang erstattet. Kosten (Gebühren und Auslagen), die von Dritten erhoben werden können, werden auf den Erstattungsanspruch nach Satz
1 angerechnet.“

1 Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informa- tionsverfahren auf
dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften (ABl. EG Nr. L 204 S. 37), zuletzt geändert durch die Akte über die Bedingungen des Beitritts
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Repu-
blik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik und die Anpassungen der die Europäische Union begründen-
den Verträge – Anhang II: Liste nach Artikel 20 der Beitritts- akte – 1. Freier Warenverkehr – H. Horizontale und verfahrensbezogene Maßnahmen vom
16. April 2003 (ABl. EG Nr. L 236 S. 68), sind beachtet worden. – Amtliche Fußnote 1.

2 Dieses Gesetz dient auch der Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezem- ber 2006 über
Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. EU Nr. L 376 S. 36). – Amtliche Fußnote 2.

3 Gem. Art. 5 des Gesetzes tritt die Landesbauordnung am 1. Juni 2004 in Kraft.
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Landesbauordnung
(LBO)

Allgemeine Vorschriften

§ 1 Anwendungsbereich
(1) Dieses Gesetz gilt für bauliche Anlagen und
für Bauprodukte. Es gilt auch für Grundstücke
sowie für andere Anlagen und Einrichtungen,
an die in diesem Gesetz oder in Vorschriften
auf Grund dieses Gesetzes Anforderungen ge-
stellt werden.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für

1. Anlagen des öffentlichen Verkehrs ein-
schließlich Zubehör, Nebenanlagen und Ne-
benbetriebe, mit Ausnahme von Gebäuden,

2. Anlagen, soweit sie der Bergaufsicht unter-
liegen, mit Ausnahme von oberirdischen
Gebäuden,

3. Leitungen, die der öffentlichen Versorgung
oder Entsorgung, der Telekommunikation,
dem Rundfunk oder dem Fernsehen dienen,
und ihre Nebenanlagen, mit Ausnahme von
Masten, Unterstützungen und Gebäuden,

4. Rohrleitungen, die dem Ferntransport von
Stoffen dienen, und ihre Nebenanlagen, mit
Ausnahme von Unterstützungen und Ge-
bäuden,

5. Kräne und Krananlagen mit Ausnahme ihrer
ortsfesten Bahnen und Unterstützungen,

6. Messestände in Messe- und Ausstellungs-
gebäuden,

7. Regale und Regalanlagen in Gebäuden, so-
weit sie nicht Teil der Gebäudekonstruktion
sind oder keine Erschließungsfunktion haben.

§ 2 Begriffe
(1) Bauliche Anlagen sind mit dem Erdboden
verbundene, aus Bauprodukten hergestellte
Anlagen. Eine Verbindung mit dem Erdboden
besteht auch, wenn die Anlage durch eigene
Schwere auf dem Boden ruht oder nach ihrem
Verwendungszweck dazu bestimmt ist, über-
wiegend ortsfest benutzt zu werden. Als bauli-
che Anlagen gelten auch

1. Aufschüttungen und Abgrabungen,
2. Lager-, Abstell- und Ausstellungsplätze,

TEIL 1

3. Sport- und Spielflächen,

4. Camping-, Wochenend- und Zeltplätze,

5. Freizeit- und Vergnügungsparks,

6. Stellplätze für Kraftfahrzeuge und
Abstellplätze für Fahrräder,

7. Gerüste,

8. Hilfseinrichtungen zur statischen Sicherung
von Bauzuständen,

9. Regale im Freien und Regale, die Teil der
Gebäudekonstruktion sind oder Erschlie-
ßungsfunktion haben.

Anlagen sind bauliche Anlagen und sonstige
Anlagen und Einrichtungen im Sinne des § 1
Abs. 1 Satz 2.

(2) Gebäude sind selbstständig benutzbare,
überdeckte bauliche Anlagen, die von Men-
schen betreten werden können und geeignet
oder bestimmt sind, dem Schutz von Men-
schen, Tieren oder Sachen zu dienen.

(3) Es gehören an:

1. der Gebäudeklasse 1:
a) freistehende Gebäude mit einer Höhe bis

zu 7 m und nicht mehr als zwei Nutzungs-
einheiten von insgesamt nicht mehr als
400 m² und

b) freistehende land- oder forstwirtschaft-
lich genutzte Gebäude,

2. der Gebäudeklasse 2:
Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m und
nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten von
insgesamt nicht mehr als 400 m²,

3. der Gebäudeklasse 3:
sonstige Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m,

4. der Gebäudeklasse 4:
Gebäude mit einer Höhe bis zu 13 m und
Nutzungseinheiten mit jeweils nicht mehr
als 400 m²,

5. der Gebäudeklasse 5:
sonstige Gebäude einschließlich unterirdi-
scher Gebäude.

Höhe im Sinne des Satzes 1 ist das Maß der
Fußbodenoberkante des höchstgelegenen Ge-
schosses, in dem ein Aufenthaltsraum möglich
ist, über der Geländeoberfläche im Mittel. Die
Flächen der Nutzungseinheiten im Sinne die-
ses Gesetzes sind die Brutto-Grundflächen;
bei der Berechnung der Brutto-Grundflächen
nach Satz 1 bleiben Flächen in Untergeschos-
sen außer Betracht. Gebäude werden nicht
der Gebäudeklasse 2 wegen angebauter Ne-
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bengebäude zugeordnet, wenn es sich um Ne-
bengebäude der in § 61 Absatz 1 Nummer 1
Buchstabe a oder b genannten Art und Größe
handelt.

(4) Sonderbauten sind Anlagen und Räume
besonderer Art oder Nutzung, die einen der
nachfolgenden Tatbestände erfüllen:

01. Hochhäuser (Gebäude mit einer Höhe
nach Absatz 3 Satz 2 von mehr als 22 m),

02. bauliche Anlagen mit einer Höhe von mehr
als 30 m über der Geländeoberfläche,

03. Gebäude, deren Geschoss mit der größ-
ten Ausdehnung mehr als 1.600 m²
Grundfläche hat, ausgenommen Wohnge-
bäude und Garagen,

04. Verkaufsstätten, deren Verkaufsräume und
Ladenstraßen eine Grundfläche von insge-
samt mehr als 800 m² haben,

05. Gebäude mit Räumen, die einer Büro- und
Verwaltungsnutzung dienen und einzeln
eine Grundfläche von mehr als 400 m²
haben,

06. Gebäude mit Räumen, die einzeln für die
Nutzung durch mehr als 100 Personen
bestimmt sind,

07. Versammlungsstätten

a) mit Versammlungsräumen, die insge-
samt mehr als 200 Besucherinnen und
Besucher fassen, wenn diese Ver-
sammlungsräume gemeinsame Ret-
tungswege haben,

b) im Freien mit Szenenflächen sowie
Freisportanlagen jeweils mit Tribünen,
die keine Fliegenden Bauten sind und
insgesamt mehr als 1 000 Besucherin-
nen und Besucher fassen,

08. Schank- und Speisegaststätten mit mehr
als 40 Gastplätzen in Gebäuden oder
mehr als 1000 Gastplätzen im Freien, Be-
herbergungsstätten mit mehr als 12 Bet-
ten sowie Spielhallen und Wettbüros mit
jeweils mehr als 150 m² Grundfläche,

09. Gebäude mit mindestens einer Nutzungs-
einheit zum Zwecke der Pflege oder Be-
treuung von Personen mit Pflegebedürftig-
keit oder Behinderungen, deren Selbstret-
tungsfähigkeit eingeschränkt ist, wenn

a) mindestens eine Nutzungseinheit für mehr
als sechs Personen bestimmt ist,

b) mindestens eine Nutzungseinheit für Per-
sonen mit Intensivpflegebedarf bestimmt
ist oder

c) mindestens zwei Nutzungseinheiten einen
gemeinsamen Rettungsweg haben und
insgesamt für mehr als zwölf Personen
bestimmt sind,

10. Krankenhäuser,

11. Wohnheime,

12. Tageseinrichtungen für Menschen mit Be-
hinderungen, alte Menschen und Kinder,
ausgenommen Tageseinrichtungen ein-
schließlich Tagespflege für nicht mehr als
zehn Kinder, sowie sonstige Einrichtungen
zur Unterbringung von Personen, ausge-
nommen wohnartige Einrichtungen für
nicht mehr als zehn Personen,

13. Schulen, Hochschulen und ähnliche Ein-
richtungen,

14. Justizvollzugsanstalten und bauliche Anla-
gen für den Maßregelvollzug,

15. Camping- und Wochenendplätze,

16. Freizeit- und Vergnügungsparks,

17. bauliche Anlagen, deren Nutzung durch
Umgang oder Lagerung von Stoffen mit
Explosions- oder erhöhter Brandgefahr
verbunden ist,

18. Regallager mit einer Oberkante Lagergut-
höhe von mehr als 7,50 m,

19. Fliegende Bauten4 soweit sie einer Aus-
führungsgenehmigung bedürfen,

20. Anlagen und Räume, die in den Nummern
1 bis 19 nicht aufgeführt sind, deren Art
oder Nutzung mit vergleichbaren Gefahren
verbunden sind.

(5) Vollgeschosse sind Geschosse, deren De-
ckenoberkante im Mittel mehr als 1,40 m über
die Geländeoberfläche hinausragt und die eine
lichte Höhe von mindestens 2,30 m haben. Ein
Geschoss im Dachraum und ein gegenüber
mindestens einer Außenwand des Gebäudes
zurückgesetztes oberstes Geschoss (Staffel-
geschoss) ist ein Vollgeschoss, wenn es diese
Höhe über mindestens drei Viertel der Grund-
fläche des darunter liegenden Geschosses
hat. Garagengeschosse sind Vollgeschosse,
wenn sie im Mittel mehr als 2 m über die Ge-
ländeoberfläche hinausragen.

(6) Geschosse sind oberirdische Geschosse,
wenn ihre Deckenoberkante im Mittel mehr als
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1,40 m über die Geländeoberfläche hinaus-
ragt, im Übrigen sind sie Untergeschosse.
Hohlräume zwischen der obersten Decke und
der Bedachung, in denen Aufenthaltsräume
nicht möglich sind, sind keine Geschosse.

(7) Geländeoberfläche ist die sich aus den
Festsetzungen einer städtebaulichen Satzung
ergebende oder von der Bauaufsichtsbehörde
festgelegte, im Übrigen die natürliche Gelän-
deoberfläche auf dem Baugrundstück.

(8) Aufenthaltsräume sind Räume, die zum nicht
nur vorübergehenden Aufenthalt von Menschen
bestimmt oder geeignet sind.

(9) Stellplätze sind Flächen, die dem Abstellen
von Kraftfahrzeugen außerhalb der öffentli-
chen Verkehrsflächen auf Grundstücken die-
nen. Garagen sind ganz oder teilweise um-
schlossene Räume zum Abstellen von Kraft-
fahrzeugen und überdachte Stellplätze. Aus-
stellungs-, Verkaufs-, Werk- und Lagerplätze
und -räume für Kraftfahrzeuge sind keine Stell-
plätze oder Garagen.

(10) Feuerstätten sind in oder an Gebäuden
ortsfest benutzte Anlagen oder Einrichtungen,
die dazu bestimmt sind, durch Verbrennung
Wärme zu erzeugen.

(11) Barrierefrei sind bauliche Anlagen, soweit
sie für Menschen mit Behinderungen, alte
Menschen und Personen mit Kleinkindern in
der allgemein üblichen Weise, ohne besondere
Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde
Hilfe auffindbar, zugänglich und nutzbar sind.

(12) Öffentlich-rechtliche Sicherung ist die Si-
cherstellung eines Tuns, Duldens oder Unter-
lassens durch Eintragung einer Baulast, Fest-
setzung in einer städtebaulichen Satzung
oder durch sonstige öffentlich-rechtliche Vor-
schriften.

(13) Bauprodukte sind

1. Produkte, Baustoffe, Bauteile und Anlagen
sowie Bausätze gemäß Art. 2 Nr. 2 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 305/2011 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 9.
März 2011 zur Festlegung harmonisierter Be-
dingungen für die Vermarktung von Baupro-
dukten und zur Aufhebung der Richtlinie
89/106/EWG des Rates (ABl. L 88 vom
4.4.2011, S. 5, ABl. L 103 vom 12.4.2013, S.
10, ABl. L 92 vom 8.4.2015, S. 118), zuletzt
geändert durch die Delegierte Verordnung
(EU) Nr. 574/2014 der Kommission vom 21.

Februar 2014 (ABl. L 159 vom 28.5.2014, S.
41), in der jeweils geltenden Fassung, die
hergestellt werden, um dauerhaft in bauliche
Anlagen eingebaut zu werden,

2. aus Produkten, Baustoffen, Bauteilen sowie
Bausätzen gemäß Art. 2 Nr. 2 der Verord-
nung (EU) Nr. 305/2011 vorgefertigte Anla-
gen, die hergestellt werden, um mit dem
Erdboden verbunden zu werden,

und deren Verwendung sich auf die Anforde-
rungen nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 auswir-
ken kann.

(14) Bauart ist das Zusammenfügen von Bau-
produkten zu baulichen Anlagen oder Teilen
von baulichen Anlagen.

§ 3 Allgemeine Anforderungen
(1) Anlagen sind so anzuordnen, zu errichten,
zu ändern und instand zu halten, dass sie

1. die öffentliche Sicherheit und Ordnung,
insbesondere Leben, Gesundheit und die
natürlichen Lebensgrundlagen, nicht ge-
fährden; dabei sind die Grundanforderun-
gen an Bauwerke gemäß Anhang I der
Verordnung (EU) Nr. 305/2011 zu be-
rücksichtigen,

2. keine unzumutbaren Belästigungen verur-
sachen,

3. ihrem Zweck entsprechend ohne Missstände
zu benutzen sind,

4. die besonderen Belange der Familien und
der Personen mit Kindern, der Menschen
mit Behinderungen und der alten Men-
schen berücksichtigen.

(2) Für die Beseitigung von Anlagen und für die
Änderung ihrer Nutzung gilt Absatz 1 entspre-
chend.

§ 4 Gestalterische
Anforderungen

Bauliche Anlagen müssen nach Form, Maß-
stab, Verhältnis der Baumassen und Bauteile
zueinander, Werkstoff und Farbe so gestaltet
sein, dass sie nicht verunstaltet wirken. Sie
sind mit ihrer Umgebung so in Einklang zu
bringen, dass sie das vorhandene Straßen-,
Orts- oder Landschaftsbild nicht verunstal-
ten.
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Das Grundstück und seine
Bebauung

§ 5 Bebauung der Grundstücke
(1) Gebäude dürfen nur errichtet werden,
wenn das Grundstück für die Zufahrt und den
Einsatz von Feuerlösch- und Rettungsgeräten
in ausreichender Breite an eine befahrbare öf-
fentliche Verkehrsfläche angrenzt oder eine be-
fahrbare öffentlich-rechtlich gesicherte Zufahrt
in ausreichender Breite zu einer befahrbaren
öffentlichen Verkehrsfläche hat.

(2) Die Errichtung eines Gebäudes auf meh-
reren Grundstücken ist nur zulässig, wenn öf-
fentlich-rechtlich gesichert ist, dass keine Ver-
hältnisse eintreten können, die den Vorschrif-
ten dieses Gesetzes oder den auf Grund die-
ses Gesetzes erlassenen Vorschriften zuwi-
derlaufen. Dies gilt bei bestehenden Gebäu-
den nicht für eine Außenwand- oder Dach-
dämmung, die über die Bauteilanforderungen
des Gesetzes zur Einsparung von Energie und
zur Nutzung Erneuerbarer Energien zur Wärme-
und Kälteerzeugung in Gebäuden vom 8. Au-
gust 2020 (BGBl. I S. 1728), zuletzt geändert
durch Artikel 18a des Gesetzes vom 20. Juli
2022 (BGBl. I S. 1237), in der jeweils geltenden
Fassung für bestehende Gebäude nicht hi-
nausgeht. Satz 2 gilt entsprechend für die mit
der Wärmedämmung zusammenhängenden
notwendigen Änderungen von Bauteilen.

(3) Auf die natürliche Umwelt ist Rücksicht zu
nehmen. Der Bestand an standortgerechten
einheimischen Bäumen und Gehölzen ist zu
erhalten, soweit er nicht erhebliche Beein-
trächtigungen für die Benutzerinnen und Be-
nutzer der baulichen Anlage oder für die Nach-
barschaft bewirkt oder eine Gefahr für die bau-
liche Anlage selbst darstellt.

(4) Grundstücke, die mit umweltgefährdenden
Stoffen belastet sind, dürfen nur bebaut wer-
den, wenn von ihnen für die vorgesehene Nut-
zung keine Gefahren für die Umwelt, insbe-
sondere die Gesundheit, ausgehen.

(5) Bei der Errichtung oder Änderung baulicher
Anlagen hat die Bauaufsichtsbehörde, soweit
erforderlich, die Geländeoberfläche und die
Höhenlage der baulichen Anlage festzulegen;
die Gemeinde ist zu hören. Die Bauaufsichts-
behörde kann verlangen oder untersagen,

TEIL 2 dass die Oberfläche des Grundstücks verän-
dert wird, um

1. eine Störung des Straßen-, Orts- oder
Landschaftsbildes zu vermeiden oder zu
beseitigen,

2. eine Angleichung an die Höhe der Ver-
kehrsfläche oder an die Oberfläche des
Nachbargrundstücks zu erreichen,

3. Gefahren oder Beeinträchtigungen zu ver-
meiden.

§ 6 Zugänge und Zufahrten auf
den Grundstücken

(1) Von öffentlichen Verkehrsflächen ist insbe-
sondere für die Feuerwehr ein geradliniger Zu-
oder Durchgang zu rückwärtigen Gebäuden zu
schaffen; zu anderen Gebäuden ist er zu
schaffen, wenn der zweite Rettungsweg dieser
Gebäude über Rettungsgeräte der Feuerwehr
führt. Zu Gebäuden, bei denen die Oberkante
der Brüstung von zum Anleitern bestimmten
Fenstern oder Stellen mehr als 8 m über der
Geländeoberfläche liegt, ist in den Fällen des
Satzes 1 anstelle eines Zu- oder Durchgangs
eine Zu- oder Durchfahrt zu schaffen. Ist für die
Personenrettung der Einsatz von Hubrettungs-
fahrzeugen erforderlich, so sind die dafür erfor-
derlichen Aufstell- und Bewegungsflächen vor-
zusehen. Bei Gebäuden, die ganz oder mit Tei-
len mehr als 50 m von einer öffentlichen Ver-
kehrsfläche entfernt sind, sind Zufahrten oder
Durchfahrten nach Satz 2 zu den vor und hinter
den Gebäuden gelegenen Grundstücksteilen
und Bewegungsflächen herzustellen, wenn sie
aus Gründen des Feuerwehreinsatzes erfor-
derlich sind.

(2) Zu- oder Durchfahrten, Aufstellflächen und
Bewegungsflächen müssen für Feuerwehrfahr-
zeuge ausreichend befestigt und tragfähig sein;
sie sind als solche zu kennzeichnen und stän-
dig freizuhalten; die Kennzeichnung von Zufahr-
ten muss von der öffentlichen Verkehrsfläche
aus sichtbar sein. Fahrzeuge dürfen auf den
Flächen nach Satz 1 nicht abgestellt werden.

§ 7 Abstandsflächen, Abstände
(1) Vor den Außenwänden von Gebäuden oder
vor den Abschnitten von Außenwänden von
Gebäuden sind Flächen von oberirdischen Ge-
bäuden sowie von Anlagen nach Absatz 7 frei-
zuhalten (Abstandsflächen). Eine Abstandsflä-
che ist nicht erforderlich vor Außenwänden,
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die an Grundstücksgrenzen errichtet werden,
wenn nach planungsrechtlichen Vorschriften

1. das Gebäude ohne Grenzabstand gebaut
werden muss oder

2. das Gebäude ohne Grenzabstand gebaut
werden darf und öffentlich-rechtlich gesi-
chert ist, dass auf dem Nachbargrundstück
ebenfalls ohne Grenzabstand gebaut wird.

Muss nach planungsrechtlichen Vorschriften
mit Grenzabstand gebaut werden, ist aber auf
dem Nachbargrundstück innerhalb der über-
baubaren Grundstücksfläche ein Gebäude
ohne Grenzabstand bereits vorhanden, so kann
gestattet oder verlangt werden, dass ebenfalls
ohne Grenzabstand gebaut wird. Muss nach
planungsrechtlichen Vorschriften ohne Grenz-
abstand gebaut werden, ist aber auf dem
Nachbargrundstück innerhalb der überbau-
baren Grundstücksfläche ein Gebäude mit
Grenzabstand vorhanden, so kann gestattet
oder verlangt werden, dass eine Abstands-
fläche eingehalten wird.

(2) Die Abstandsflächen sowie die Abstände
nach § 30 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und § 32 Abs. 2
Satz 1 Nr. 1 müssen auf dem Grundstück
selbst liegen. Sie dürfen auch auf öffentlichen
Verkehrsflächen, öffentlichen Grünflächen und
öffentlichen Wasserflächen liegen, jedoch nur
bis zu deren Mitte.

(3) Die Abstandsflächen dürfen sich nicht
überdecken; dies gilt nicht für

1. Außenwände, die in einem Winkel von mehr
als 75° zueinander stehen,

2. Gebäude und andere bauliche Anlagen, die
in der Abstandsfläche zulässig sind oder
gestattet werden,

3. Außenwände zu einem fremder Sicht ent-
zogenen Gartenhof bei Wohngebäuden mit
nicht mehr als zwei Wohnungen.

(4) Die Tiefe der Abstandsflächen bemisst sich
nach der Wandhöhe; sie wird senkrecht zur
Wand gemessen. Als Wandhöhe gilt das Maß
von der Geländeoberfläche bis zum Schnitt-
punkt der Wand mit der Dachhaut oder bis zum
oberen Abschluss der Wand. Bei Wänden, die
an Giebelflächen grenzen, gilt als oberer Ab-
schluss der Wand die Verbindungslinie der
Schnittpunkte nach Satz 2. Bei geneigtem obe-
rem Wandabschluss und bei geneigter Gelän-
deoberfläche ist die im Mittel gemessene
Wandhöhe maßgebend. Bei Gebäuden mit ge-
staffelten Wänden ist die Wandhöhe für den je-
weiligen Wandabschnitt entsprechend zu er-

mitteln. Zur Wandhöhe werden hinzugerechnet:

1. voll die Höhe von

a) Dächern und Dachteilen mit einer Dach-
neigung von mehr als 70°,

b) Giebelflächen, wenn die Summe der
Dachneigungen mindestens 140° beträgt,

2. zu einem Drittel die Höhe von

a) Dächern und Dachteilen mit einer Dach-
neigung von mehr als 45° bis 70°,

b) Dächern mit Dachgauben oder anderen
Dachaufbauten, wenn diese zusammen
mehr als halb so breit wie die darunter
liegende Gebäudewand sind,

c) Giebelflächen, wenn die Summe der
Dachneigungen weniger als 140° be-
trägt.

Das sich ergebende Maß ist H.

(5) Die Tiefe der Abstandsfläche beträgt 0,4 H.
Vor den Außenwänden von Wohngebäuden
der Gebäudeklassen 1 und 2 mit nicht mehr als
drei oberirdischen Geschossen genügt als Tiefe
der Abstandsfläche 3 m. In Gewerbe- und
Industriegebieten genügt eine Tiefe der Ab-
standsfläche von 0,2 H. In Kerngebieten sowie
in Sondergebieten, die nicht der Erholung die-
nen, kann eine geringere Tiefe als 0,4 H gestat-
tet werden, wenn die Nutzung des Sonderge-
biets dies rechtfertigt. In allen Fällen der Sätze
1, 3 und 4 muss die Tiefe der Abstandsfläche
mindestens 3 m betragen. Werden von einer
städtebaulichen Satzung oder einer Satzung
nach § 85 Abs. 1 Nr. 5 Außenwände zugelas-
sen oder vorgeschrieben, vor denen Ab-
standsflächen größerer oder geringerer Tiefe
als nach den Sätzen 1 bis 5 liegen müssten,
finden die Sätze 1 bis 5 keine Anwendung, es
sei denn, die Satzung ordnet die Geltung die-
ser Vorschriften an.

(6) Bei der Bemessung der Abstandsflächen
bleiben außer Betracht:
1. vor die Außenwand nicht mehr als 0,50 m

vortretende Bauteile wie Gesimse und
Dachüberstände einschließlich der Dach-
rinne,

2. Vorbauten, wenn sie

a) insgesamt nicht mehr als ein Drittel der
Breite der jeweiligen Außenwand in An-
spruch nehmen,

b) nicht mehr als 1,50 m vor diese Außen-
wand vortreten und

c) mindestens 2 m, bei Hauseingangstrep-
pen, Hauseingangsüberdachungen und
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Behindertenaufzügen mindestens 1,50 m
von den Grundstücksgrenzen entfernt
bleiben,

3. Abgrabungen vor Außenwänden zur not-
wendigen Belichtung von Aufenthaltsräu-
men im Untergeschoss sowie für Eingänge
und Einfahrten zum Untergeschoss, wenn
a) sie sich insgesamt nicht über mehr als ein

Viertel der Breite der jeweiligen Außen-
wand erstrecken und

b) ihre Außenkante mindestens 1,50 m von
den Grundstücksgrenzen entfernt bleibt,

4. bei Gebäuden an der Grundstücksgrenze
die Seitenwände von Vorbauten und Dach-
aufbauten, auch wenn sie nicht an der
Grundstücksgrenze errichtet werden.

(7) Gegenüber oberirdischen Gebäuden und
Grundstücksgrenzen gelten die Absätze 1 bis 6
entsprechend für Anlagen, die keine Gebäude
sind,

1. soweit sie höher als 2 m über der Gelände-
oberfläche sind und von ihnen Wirkungen
wie von Gebäuden ausgehen oder

2. soweit sie höher als 1 m über der Gelände-
oberfläche sind und dazu geeignet sind,
von Menschen betreten zu werden.

(8) Für Windenergieanlagen gelten die Ab-
sätze 4 bis 7 nicht. Die Abstandsfläche von
Windkraftanlagen ist ein Kreis um den geo-
metrischen Mittelpunkt des Mastes. Die Tiefe
der Abstandsfläche beträgt im Außenbereich
oder in Sondergebieten für Windenergie
0,25 H und im Übrigen 0,4 H. Dabei ist H die
größte Höhe, die sich bei Anlagen mit Hori-
zontalachse aus der Höhe der Rotorachse
über dem Mastmittelpunkt zuzüglich des Ro-
torradius und bei Anlagen mit Vertikalachse
aus der Gesamtlänge von Mast und Rotor-
achse errechnet. In allen Fällen muss die
Tiefe der Abstandsfläche bei Anlagen mit
Horizontalachse mindestens dem Abstand
der senkrecht stehenden Rotorblattspitze
vom Mastmittelpunkt auf Nabenhöhe und bei
Anlagen mit Vertikalachse mindestens dem
größtmöglichen horizontalen Abstand des
äußeren Randes des Rotors vom Mastmittel-
punkt, jeweils zuzüglich 3 m, entsprechen.
Bei der Ermittlung von H nach Satz 4 und der
Abstände nach Satz 5 ist auf die Bauteile der
Windenergieanlagen im ruhenden Betriebs-
zustand abzustellen.

(9) Für Antennen einschließlich Masten im
Außenbereich beträgt die Tiefe der Abstands-
fläche 0,2 H.

§ 8 Erleichterungen von den
Anforderungen des § 7

(1) In Gewerbe- und Industriegebieten genügt
bei Wänden ohne Öffnungen eine Tiefe der
Abstandsfläche

1. von 1,50 m, wenn die Wände mindestens
feuerhemmend sind und einschließlich ihrer
Bekleidung aus nicht brennbaren Baustof-
fen bestehen,

2. von 2,50 m, wenn die Wände mindestens
feuerhemmend sind oder einschließlich
ihrer Bekleidung aus nicht brennbaren Bau-
stoffen bestehen.

Dies gilt nicht für Abstandsflächen gegenüber
Grundstücksgrenzen.

(2) In Abstandsflächen sowie ohne eigene Ab-
standsfläche oder mit einer geringeren Tiefe
der Abstandsfläche sind zulässig:

1. Behindertenrampen,

2. nachträgliche Außenwandbekleidungen zur
Schall- oder Wärmedämmung; nachträgli-
che Anbringung von Solaranlagen an Dach-
und Außenwandflächen,

3. Rollmarkisen zur zeitweisen Beschattung,

4. Garagen einschließlich Abstellraum, Gebäude
zum Abstellen von Fahrrädern, Nebenge-
bäude und Nebenanlagen zum Abstellen
und zum Lagern sowie Gewächshäuser bis
zu 12 m Gesamtlänge je Grundstücks-
grenze; der Brutto-Rauminhalt der einzelnen
Nebengebäude, Nebenanlagen und Ge-
wächshäuser darf jeweils 30 m3 nicht über-
schreiten; Garagen, Gebäude zum Abstellen
von Fahrrädern und Nebengebäude dürfen
zusätzlich zu Abstell- oder Lagerzwecken
ganz oder teilweise unterkellert sein; Stoffe
mit Explosions- oder erhöhter Brandgefahr
dürfen nicht gelagert werden,

5. Nebenanlagen für die öffentliche Versor-
gung bis zu 6 m Länge,

6. gebäudeunabhängige Solaranlagen bis zu
3 m Höhe und 12 m Gesamtlänge je Grund-
stücksgrenze; Solaranlagen, Parabolanten-
nen und sonstige Antennenanlagen an und
bis zu einer Höhe von 1,50 m auf den Anla-
gen nach den Nummern 4 und 5,

7. Wärmepumpen einschließlich ihrer Funda-
mente und Einhausungen mit einer Höhe
bis zu 2 m über der Geländeoberfläche und
einer Gesamtlänge je Grundstücksgrenze
von 3 m,
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8. Einfriedungen, Sichtschutzwände und Stütz-

mauern in Gewerbe- und Industriegebieten,

9. zur Grundstücksgrenze geneigte Aufschüt-
tungen; das Neigungsverhältnis darf 1 zu 1,5
zur Geländeoberfläche nicht überschreiten.

Werden Anlagen nach Satz 1 Nr. 4, 5, 6 und 8
nicht unmittelbar an der Grundstücksgrenze
errichtet, müssen sie eine Abstandsfläche von
mindestens 1 m Tiefe einhalten; § 7 Abs. 6 Nr.
1 findet Anwendung. Die Länge der die Ab-
standsflächentiefe gegenüber den Grund-
stücksgrenzen nach § 7 nicht einhaltenden
Bebauung nach Satz 1 Nr. 4 und 6 darf auf
einem Grundstück insgesamt 15 m nicht über-
schreiten. Die Anlagen nach Satz 1 Nr. 4 und 5
dürfen eine grenzseitige mittlere Wandhöhe
von 3 m über der Geländeoberfläche nicht
überschreiten; § 7 Abs. 4 Satz 2 bis 5 findet
Anwendung. Diese Höhe übersteigende Dä-
cher und Solaranlagen dürfen zur Grund-
stücksgrenze nicht mehr als 45o geneigt sein;
dies gilt nicht für Solaranlagen, die von der
Grundstücksgrenze mindestens 2 m entfernt
bleiben. Die Firsthöhe darf nicht mehr als 4 m
betragen. Dachgauben und ähnliche Dachauf-
bauten sind unzulässig.

(3) Geringere Tiefen der Abstandsflächen sind
zulässig bei der nachträglichen Anhebung des
Daches bestehender Gebäude, wenn die Bau-
maßnahme der Verbesserung des Wärme-
schutzes dient; die Anhebung darf 0,50 m
nicht überschreiten.

(4) Für die Außenwände zulässigerweise errich-
teter Gebäude, die die nach diesem Gesetz er-
forderlichen Abstandsflächen gegenüber Grund-
stücksgrenzen nicht einhalten, gilt § 7 Abs. 1
bis 5 nicht für diese Außenwände bei

1. Änderungen innerhalb des Gebäudes,

2. der Schaffung von Wohnraum durch Aus-
bau oder Nutzungsänderung ohne wesent-
liche Veränderung der Außenwände und
des Daches des Gebäudes; Dachgauben
und ähnliche Dachaufbauten, Fenster und
sonstige Öffnungen sind unbeschadet der
§§ 30 und 32 (Brandwände und Dächer) so
anzuordnen, dass von ihnen keine unzu-
mutbaren Belästigungen oder Störungen
für die Nachbarschaft ausgehen können,

3. sonstige Nutzungsänderungen, wenn der
Abstand des Gebäudes zu den Nachbar-
grenzen mindestens 2,50 m beträgt,

4. sonstige Änderungen, wenn der Abstand des
Gebäudes zu den Nachbargrenzen mindes-

tens 2,50 m beträgt, ohne Veränderung von
Länge und Höhe der diesen Nachbargren-
zen zugekehrten Wände und Dachflächen
und ohne Einrichtung neuer Öffnungen oder
Vergrößerung bestehender Öffnungen in
diesen Wänden und Dachflächen.

Darüber hinausgehende Änderungen und Nut-
zungsänderungen können unter Würdigung
nachbarlicher Belange und der Belange des
Brandschutzes gestattet werden. Die Sätze 1
und 2 gelten nicht für Gebäude nach Absatz 2.

(5) Abstände und Abstandsflächen dürfen sich
ganz oder teilweise auf Nachbargrundstücke
erstrecken, wenn öffentlich-rechtlich gesichert
ist, dass sie nicht überbaut werden, oder wenn
sie aus tatsächlichen Gründen nicht überbaut
werden können. Sie müssen zusätzlich zu den
für die Bebauung der Nachbargrundstücke
vorgeschriebenen Abständen und Abstands-
flächen von der Bebauung freigehalten wer-
den. Vorschriften, nach denen eine Überbau-
ung zulässig ist, bleiben unberührt. Die Sätze 1
und 3 gelten auch bei nachträglichen Grenzän-
derungen und Grundstücksteilungen.

§ 9 Veränderung von
Grundstücksgrenzen

(1) Durch die Teilung eines Grundstücks, das
bebaut oder dessen Bebauung genehmigt ist,
dürfen keine Verhältnisse geschaffen werden,
die den Vorschriften dieses Gesetzes oder
aufgrund dieses Gesetzes widersprechen.

(2) Soll bei einer Teilung nach Absatz 1 von
Vorschriften dieses Gesetzes oder aufgrund
dieses Gesetzes abgewichen werden, ist § 68
entsprechend anzuwenden.

(3) Entstehen durch die Veränderung von
Grundstücksgrenzen Verhältnisse, die dem öf-
fentlichen Baurecht widersprechen, kann die
Bauaufsichtsbehörde verlangen, dass ein bau-
rechtmäßiger Zustand hergestellt wird. § 57
Abs. 3 und § 82 gelten entsprechend.

§ 10 Nicht überbaute Flächen
der bebauten Grundstücke,
Kleinkinderspielplätze

(1) Die nicht überbauten Flächen der bebauten
Grundstücke sind

1. wasseraufnahmefähig zu belassen oder
herzustellen und
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2. zu begrünen oder mit einheimischen, stand-

ortgerechten Bäumen und Gehölzen zu be-
pflanzen

und so zu unterhalten, soweit sie nicht für eine
andere zulässige Verwendung benötigt werden.
Satz 1 findet keine Anwendung, soweit städte-
bauliche Satzungen Festsetzungen zu den
nicht überbauten Flächen treffen. Flächen, die
für eine andere zulässige Verwendung benö-
tigt werden, dürfen wasserundurchlässig nur
befestigt werden, soweit dies zur Abwehr von
Gefahren für das Grundwasser erforderlich ist.
Wasserrechtliche Vorschriften bleiben unbe-
rührt.

(2) Bei der Errichtung von Gebäuden mit mehr
als drei Wohnungen ist ein ausreichend großer
Spielplatz für Kleinkinder anzulegen und zu un-
terhalten. Der Spielplatz ist auf dem Bau-
grundstück oder auf einem geeigneten Grund-
stück in unmittelbarer Nähe des Baugrund-
stücks anzulegen, dessen Benutzung zu die-
sem Zweck öffentlich-rechtlich gesichert ist.
Der Spielplatz muss barrierefrei erreichbar
sein; § 50 Absatz 5 gilt entsprechend. Der
Spielplatz ist so anzulegen und zu unterhalten,
dass für die Kinder Gefahren oder unzumut-
bare Belästigungen nicht entstehen; insbeson-
dere darf der Spielplatz nicht mit giftigen oder
stachel- oder dornenbewehrten Pflanzen be-
grünt werden. Satz 1 gilt nicht, wenn

1. in unmittelbarer Nähe eine Gemeinschafts-
anlage oder ein sonstiger für Kleinkinder
nutzbarer Spielplatz geschaffen wird oder
vorhanden ist, und öffentlich-rechtlich gesi-
chert ist, dass der Spielplatz für die Woh-
nungen dauernd zur Verfügung steht, oder

2. ein Spielplatz für Kleinkinder wegen der Art
oder Lage der Wohnungen nicht erforder-
lich ist.

Bei bestehenden Gebäuden nach Satz 1 kann
die Herstellung von Spielplätzen für Kleinkin-
der verlangt werden, wenn dies die Gesund-
heit und der Schutz der Kinder erfordern.

§ 11 Baustelle
(1) Baustellen sind so einzurichten, dass die
baulichen Anlagen ordnungsgemäß errichtet,
geändert oder abgebrochen werden können
und Gefahren oder vermeidbare Belästigun-
gen nicht entstehen.

(2) Bei Bauarbeiten, durch die unbeteiligte Per-
sonen gefährdet werden können, ist die Ge-

fahrenzone abzugrenzen und mit Warnzeichen
zu versehen, soweit erforderlich ein Bauzaun
zu errichten und dieser mit Schutzvorrichtun-
gen gegen herabfallende Gegenstände zu ver-
sehen und zu beleuchten.

(3) Öffentliche Verkehrsflächen, Versorgungs-,
Abwasser- und Meldeanlagen sowie Gewäs-
sermessstellen, Vermessungszeichen, Abmar-
kungs- und Grenzzeichen sind für die Dauer
der Bauausführung zu schützen und, soweit
erforderlich, unter den notwendigen Sicher-
heitsvorkehrungen zugänglich zu halten.

(4) An der Baustelle nicht verfahrensfreier
Bauvorhaben ist ein dauerhaftes und von
der öffentlichen Verkehrsfläche aus sichtba-
res Schild anzubringen, das die Bezeichnung
des Vorhabens, das Genehmigungsdatum,
die Bauschein-Nummer und die Genehmi-
gungsbehörde sowie Namen und Anschriften
der Bauherrin oder des Bauherrn, der Ent-
wurfsverfasserin oder des Entwurfsverfassers
und der Bauleiterin oder des Bauleiters ent-
halten muss. In den Fällen der §§ 63 und 64
Abs. 3 Satz 5 findet Satz 1 für die Bezeich-
nung des Vorhabens, die zuständige
Bauaufsichtsbehörde sowie hinsichtlich der
Namen und Anschriften der Bauherrin oder
des Bauherrn, der Entwurfsverfasserin oder
des Entwurfsverfassers und der Bauleiterin
oder des Bauleiters entsprechende Anwen-
dung.

(5) Erhaltenswerte Bäume und Gehölze müs-
sen während der Bauausführung geschützt
werden.

§ 12 Anlagen der Außenwerbung
und Warenautomaten

(1) Anlagen der Außenwerbung (Werbeanla-
gen) sind alle ortsfesten Einrichtungen, die der
Ankündigung oder Anpreisung oder als Hin-
weis auf Gewerbe oder Beruf dienen und vom
öffentlichen Verkehrs- oder Grünraum aus
sichtbar sind. Hierzu zählen insbesondere
Schilder, Beschriftungen und Bemalungen,
Lichtwerbungen, Schaukästen sowie für Zet-
tel- oder Bogenanschläge oder Lichtwerbung
bestimmte Säulen, Tafeln und Flächen.

(2) Für Werbeanlagen gelten die an bauliche
Anlagen zu stellenden Anforderungen. Die
störende Häufung von Werbeanlagen ist un-
zulässig.
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(3) Außerhalb der im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteile sind Werbeanlagen unzulässig.
Ausgenommen sind, soweit in anderen Vor-
schriften nichts anderes bestimmt ist,

1. Werbeanlagen an der Stätte der Leistung,

2. Sammelhinweisschilder vor Ortsdurchfahr-
ten, die Namen und Art gewerblicher Be-
triebe kennzeichnen,

3. einzelne Schilder oder Zeichen an Ver-
kehrsstraßen und Wegabzweigungen, die
auf abseits liegende Betriebe oder Stätten
hinweisen,

4. Werbeanlagen an und auf Flugplätzen, Sport-
anlagen und Versammlungsstätten, soweit
sie nicht in die freie Landschaft wirken,

5. Werbeanlagen auf Ausstellungsgeländen
und Messegeländen.

(4) In Kleinsiedlungsgebieten, Dorfgebieten,
reinen Wohngebieten, allgemeinen Wohnge-
bieten und besonderen Wohngebieten sind
Werbeanlagen nur zulässig an der Stätte der
Leistung sowie Anlagen für amtliche Mitteilun-
gen und Unterrichtung der Bevölkerung über
kirchliche, kulturelle, politische, sportliche und
ähnliche Veranstaltungen; die jeweils freie
Fläche dieser Anlagen darf auch für andere
Werbung verwendet werden. In reinen Wohn-
gebieten darf an der Stätte der Leistung nur
mit Hinweisschildern geworben werden. An
Gebäuden, die nach ihrer Zweckbestimmung
auf Verkehrsflächen öffentlicher Straßen er-
richtet werden, können auch untergeordnete
andere Werbeanlagen zugelassen werden, so-
weit sie das Ortsbild nicht beeinträchtigen.

(5) Absatz 2 und Absatz 3 Satz 1 und 2 Nr. 4
und 5 gelten für Warenautomaten entspre-
chend.

(6) Die Vorschriften dieses Gesetzes sind nicht
anzuwenden auf

1. Anschläge und Lichtwerbung an dafür ge-
nehmigten Säulen, Tafeln und Flächen,

2. Werbemittel an Zeitungs- und Zeitschriften-
verkaufsstellen,

3. Auslagen und Dekorationen in Fenstern
und Schaukästen,

4. Wahlwerbung für die Dauer eines Wahl-
kampfes.

Bauliche Anlagen

Abschnitt 1

Allgemeine Anforderungen an die
Bauausführung

§ 13 Standsicherheit
(1) Jede bauliche Anlage muss im Ganzen und
in ihren einzelnen Teilen sowie für sich allein
standsicher sein. Die Standsicherheit anderer
baulicher Anlagen und die Tragfähigkeit des
Baugrunds der Nachbargrundstücke dürfen
nicht gefährdet werden. Die Standsicherheit
muss auch während der Errichtung, bei der Än-
derung und der Beseitigung gewährleistet sein.

(2) Die Verwendung gemeinsamer Bauteile für
mehrere bauliche Anlagen ist zulässig, wenn
öffentlich-rechtlich gesichert ist, dass die ge-
meinsamen Bauteile bei der Beseitigung einer
der baulichen Anlagen erhalten bleiben.

§ 14 Schutz gegen schädliche
Einwirkungen

Bauliche Anlagen müssen so beschaffen sein,
dass durch Wasser, Feuchtigkeit, Einflüsse der
Witterung, pflanzliche oder tierische Schäd-
linge oder durch andere chemische, physikali-
sche oder biologische Einflüsse Gefahren oder
unzumutbare Belästigungen oder Nachteile
nicht entstehen. Baugrundstücke müssen für
bauliche Anlagen entsprechend geeignet sein.

§ 15 Brandschutz
Bauliche Anlagen sind so anzuordnen, zu er-
richten, zu ändern und instand zu halten, dass
der Entstehung eines Brandes und der Aus-
breitung von Feuer und Rauch (Brandausbrei-
tung) vorgebeugt wird und bei einem Brand
die Rettung von Menschen und Tieren sowie
wirksame Löscharbeiten möglich sind.

§ 16 Wärme-, Schall- und
Erschütterungsschutz

(1) Gebäude sind so anzuordnen und zu gestal-
ten, dass sie eine sparsame Energieverwen-
dung ermöglichen. Gebäude müssen einen
ihrer Nutzung und den klimatischen Verhältnis-
sen entsprechenden Wärmeschutz haben.

TEIL 3
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(2) Gebäude müssen einen ihrer Nutzung ent-
sprechenden Schallschutz haben, der auch den
Besonderheiten ihrer Lage, insbesondere zu
Verkehrswegen, Rechnung trägt. Geräusche,
die von ortsfesten Einrichtungen in baulichen
Anlagen oder auf Baugrundstücken ausgehen,
sind so zu dämmen, dass Gefahren oder unzu-
mutbare Belästigungen nicht entstehen.

(3) Erschütterungen oder Schwingungen, die
von ortsfesten Einrichtungen in baulichen An-
lagen oder auf Baugrundstücken ausgehen,
sind so zu dämmen, dass Gefahren oder un-
zumutbare Belästigungen nicht entstehen.

§ 17 Verkehrssicherheit
(1) Bauliche Anlagen und die dem Verkehr die-
nenden Flächen von bebauten Grundstücken
müssen verkehrssicher sein.

(2) Die Sicherheit und Leichtigkeit des öffent-
lichen Verkehrs darf durch bauliche Anlagen
oder ihre Nutzung nicht gefährdet werden.

§ 17a Bauarten
(1) Bauarten dürfen nur angewendet werden,
wenn bei ihrer Anwendung die baulichen Anla-
gen bei ordnungsgemäßer Instandhaltung
während einer dem Zweck entsprechenden
angemessenen Zeitdauer die Anforderungen
dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Geset-
zes erfüllen und für ihren Anwendungszweck
tauglich sind.

(2) Bauarten, die von Technischen Baubestim-
mungen nach § 86a Abs. 2 Nr. 2 oder Nr. 3
Buchstabe a wesentlich abweichen oder für
die es allgemein anerkannte Regeln der Tech-
nik nicht gibt, dürfen bei der Errichtung, Ände-
rung und Instandhaltung baulicher Anlagen
nur angewendet werden, wenn für sie

1. eine allgemeine Bauartgenehmigung durch
das Deutsche Institut für Bautechnik oder

2. eine vorhabenbezogene Bauartgenehmigung
durch die oberste Bauaufsichtsbehörde er-
teilt worden ist. § 19 Abs. 2 bis 7 gilt ent-
sprechend.

(3) Anstelle einer allgemeinen Bauartgenehmi-
gung genügt ein allgemeines bauaufsichtliches
Prüfzeugnis für Bauarten, wenn die Bauart nach
allgemein anerkannten Prüfverfahren beurteilt
werden kann. In der Verwaltungsvorschrift nach
§ 86a werden diese Bauarten mit der Angabe
der maßgebenden technischen Regeln bekannt
gemacht. § 20 Abs. 2 gilt entsprechend.

(4) Wenn Gefahren im Sinne des § 3 Abs. 1
Nr. 1 nicht zu erwarten sind, kann die oberste
Bauaufsichtsbehörde im Einzelfall oder für
genau begrenzte Fälle allgemein festlegen, dass
eine Bauartgenehmigung nicht erforderlich ist.

(5) Bauarten bedürfen einer Bestätigung ihrer
Übereinstimmung mit den Technischen Bau-
bestimmungen nach § 86a Abs. 2, den allge-
meinen Bauartgenehmigungen, den allgemei-
nen bauaufsichtlichen Prüfzeugnissen für Bau-
arten oder den vorhabenbezogenen Bauartge-
nehmigungen; als Übereinstimmung gilt auch
eine Abweichung, die nicht wesentlich ist. § 22
Abs. 2 gilt für die Anwenderin oder den An-
wender der Bauart entsprechend.

(6) Bei Bauarten, deren Anwendung in außer-
gewöhnlichem Maß von der Sachkunde und
Erfahrung der damit betrauten Personen oder
von einer Ausstattung mit besonderen Vor-
richtungen abhängt, kann in der Bauartgeneh-
migung oder durch Rechtsverordnung der
obersten Bauaufsichtsbehörde vorgeschrie-
ben werden, dass die Anwenderin oder der
Anwender über solche Fachkräfte und Vor-
richtungen verfügt und den Nachweis hierüber
gegenüber einer Prüfstelle nach § 25 Satz 1
Nr. 6 zu erbringen hat. In der Rechtsverord-
nung können Mindestanforderungen an die
Ausbildung, die durch Prüfung nachzuwei-
sende Befähigung und die Ausbildungsstätten
einschließlich der Anerkennungsvoraussetzun-
gen gestellt werden.

(7) Für Bauarten, die einer außergewöhnlichen
Sorgfalt bei Ausführung oder Instandhaltung
bedürfen, kann in der Bauartgenehmigung oder
durch Rechtsverordnung der obersten Bauauf-
sichtsbehörde die Überwachung dieser Tätig-
keiten durch eine Überwachungsstelle nach
§ 25 Satz 1 Nr. 5 vorgeschrieben werden.

Abschnitt 2

Bauprodukte

§ 17b Allgemeine Anforderungen
für die Verwendung von
Bauprodukten

(1) Bauprodukte dürfen nur verwendet werden,
wenn bei ihrer Verwendung die baulichen An-
lagen bei ordnungsgemäßer Instandhaltung
während einer dem Zweck entsprechenden
angemessenen Zeitdauer die Anforderungen
dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Geset-
zes erfüllen und gebrauchstauglich sind.
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(2) Bauprodukte, die in Vorschriften anderer
Vertragsstaaten des Abkommens vom 2. Mai
1992 über den Europäischen Wirtschaftsraum
genannten technischen Anforderungen entspre-
chen, dürfen verwendet werden, wenn das ge-
forderte Schutzniveau gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1
gleichermaßen dauerhaft erreicht wird.

§ 17c Anforderungen für die
Verwendung von
CE-gekennzeichneten
Bauprodukten

Ein Bauprodukt, das die CE-Kennzeichnung
trägt, darf verwendet werden, wenn die erklär-
ten Leistungen den in diesem Gesetz oder auf-
grund dieses Gesetzes festgelegten Anforde-
rungen für diese Verwendung entsprechen.
Die §§ 18 bis 26 Abs. 1 gelten nicht für Bau-
produkte, die die CE-Kennzeichnung aufgrund
der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 tragen.

§ 18 Verwendbarkeitsnachweise
(1) Ein Verwendbarkeitsnachweis (§§ 19 bis
21) ist für ein Bauprodukt erforderlich, wenn

1. es keine Technische Baubestimmung und
keine allgemein anerkannte Regel der Tech-
nik gibt,

2. das Bauprodukt von einer Technischen Bau-
bestimmung (§ 86a Abs. 2 Nr. 3) wesentlich
abweicht oder

3. eine Verordnung nach § 86 Abs. 6 es vor-
sieht.

(2) Ein Verwendbarkeitsnachweis ist nicht er-
forderlich für ein Bauprodukt,

1. das von einer allgemein anerkannten Regel
der Technik abweicht oder

2. das für die Erfüllung der Anforderungen
dieses Gesetzes oder auf Grund dieses
Gesetzes nur eine untergeordnete Bedeu-
tung hat.

(3) Die Technischen Baubestimmungen nach
§ 86a enthalten eine nicht abschließende Liste
von Bauprodukten, die keines Verwendbar-
keitsnachweises nach Absatz 1 bedürfen.

§ 19 Allgemeine bauaufsichtliche
Zulassung

(1) Das Deutsche Institut für Bautechnik erteilt
unter den Voraussetzungen des § 18 Abs. 1
eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung für

Bauprodukte, wenn deren Verwendbarkeit im
Sinne des § 17b Abs. 1 nachgewiesen ist.

(2) Die zur Begründung des Antrags erforder-
lichen Unterlagen sind beizufügen. Soweit er-
forderlich sind Probestücke vom Antragsteller
zur Verfügung zu stellen oder durch Sachver-
ständige, die das Deutsche Institut für Bau-
technik6 bestimmen kann, zu entnehmen oder
Probeausführungen unter Aufsicht der Sach-
verständigen herzustellen. § 70 Abs. 1 Satz 2
gilt entsprechend.

(3) Das Deutsche Institut für Bautechnik6 kann
für die Durchführung der Prüfung die sachver-
ständige Stelle und für Probeausführungen die
Ausführungsstelle und Ausführungszeit vor-
schreiben.

(4) Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung
wird widerruflich und für eine bestimmte Frist
erteilt, die in der Regel fünf Jahre beträgt. Die
Zulassung kann mit Nebenbestimmungen er-
teilt werden. Sie kann auf in Textform gestell-
ten Antrag in der Regel um fünf Jahre verlän-
gert werden; § 74 Abs. 2 Satz 2 gilt entspre-
chend.

(5) Die Zulassung wird unbeschadet der Rechte
Dritter erteilt.

(6) Das Deutsche Institut für Bautechnik6
macht die allgemeinen bauaufsichtlichen Zulas-
sungen nach Gegenstand und wesentlichem
Inhalt öffentlich bekannt.

(7) Allgemeine bauaufsichtliche Zulassungen
anderer Länder gelten auch im Saarland.

§ 20 Allgemeines bauaufsicht-
liches Prüfzeugnis

(1) Bauprodukte, die nach allgemein aner-
kannten Prüfverfahren beurteilt werden, be-
dürfen anstelle einer allgemeinen bauaufsicht-
lichen Zulassung nur eines allgemeinen bau-
aufsichtlichen Prüfzeugnisses. Dies wird mit
der Angabe der maßgebenden technischen
Regeln in den Technischen Baubestimmun-
gen nach § 86a bekannt gemacht.

(2) Ein allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeug-
nis wird von einer Prüfstelle nach § 25 Satz 1
Nr. 1 für Bauprodukte nach Absatz 1 erteilt,
wenn deren Verwendbarkeit im Sinne des
§ 17b Abs. 1 nachgewiesen ist. § 19 Abs. 2
und 4 bis 7 gilt entsprechend. Die Anerken-
nungsbehörde für Stellen nach § 25 Satz 1
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§ 23 Übereinstimmungs-
erklärung des herstellenden
Unternehmens

(1) Das herstellende Unternehmen darf eine
Übereinstimmungserklärung nur abgeben, wenn
es durch werkseigene Produktionskontrolle si-
chergestellt hat, dass das von ihm hergestellte
Bauprodukt den maßgebenden technischen
Regeln, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zu-
lassung, dem allgemeinen bauaufsichtlichen
Prüfzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall
entspricht.

(2) In den Technischen Baubestimmungen nach
§ 86a, in den allgemeinen bauaufsichtlichen
Zulassungen, in den allgemeinen bauaufsicht-
lichen Prüfzeugnissen oder in den Zustimmun-
gen im Einzelfall kann eine Prüfung der Bau-
produkte durch eine Prüfstelle vor Abgabe der
Übereinstimmungserklärung vorgeschrieben
werden, wenn dies zur Sicherung einer ord-
nungsgemäßen Herstellung erforderlich ist. In
diesen Fällen hat die Prüfstelle das Baupro-
dukt daraufhin zu überprüfen, ob es den maß-
gebenden technischen Regeln, der allgemei-
nen bauaufsichtlichen Zulassung, dem allge-
meinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnis oder
der Zustimmung im Einzelfall entspricht.

(3) In den Technischen Baubestimmungen nach
§ 86a, in den allgemeinen bauaufsichtlichen
Zulassungen oder in den Zustimmungen im
Einzelfall kann eine Zertifizierung vor Abgabe
der Übereinstimmungserklärung vorgeschrie-
ben werden, wenn dies zum Nachweis einer
ordnungsgemäßen Herstellung eines Baupro-
duktes erforderlich ist. Die oberste Bauauf-
sichtsbehörde kann im Einzelfall die Verwen-
dung von Bauprodukten ohne Zertifizierung
gestatten, wenn nachgewiesen ist, dass diese
Bauprodukte den technischen Regeln, Zulas-
sungen, Prüfzeugnissen oder Zustimmungen
nach Absatz 1 entsprechen.

(4) Bauprodukte, die nicht in Serie hergestellt
werden, bedürfen nur einer Übereinstim-
mungserklärung nach Absatz 1, sofern nichts
anderes bestimmt ist.

§ 24 Zertifizierung
(1) Dem herstellenden Unternehmen ist ein
Übereinstimmungszertifikat von einer Zertifizie-
rungsstelle nach § 25 zu erteilen, wenn das
Bauprodukt4 SVwVfG vgl. BS-Nr. 2010-5.

Nr. 1 und § 86 Abs. 4 Nr. 1 kann allgemeine
bauaufsichtliche Prüfzeugnisse zurücknehmen
oder widerrufen; die §§ 48 und 49 des Saar-
ländischen Verwaltungsverfahrensgesetzes vom
15. Dezember 1976 (Amtsbl. S. 1151), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 26. August 2020
(Amtsbl. I S. 1058), in der jeweils geltenden
Fassung4 finden Anwendung.

§ 21 Nachweis der Verwend-
barkeit von Bauprodukten
im Einzelfall

Mit Zustimmung der obersten Bauaufsichts-
behörde dürfen unter den Voraussetzungen
des § 18 Abs. 1 im Einzelfall Bauprodukte ver-
wendet werden, wenn ihre Verwendbarkeit im
Sinne des § 17b Abs. 1 nachgewiesen ist.
Wenn Gefahren im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 1
nicht zu erwarten sind, kann die oberste Bau-
aufsichtsbehörde im Einzelfall erklären, dass
ihre Zustimmung nicht erforderlich ist.

§ 22 Übereinstimmungs-
bestätigung

(1) Bauprodukte bedürfen einer Bestätigung
ihrer Übereinstimmung mit den Technischen
Baubestimmungen nach § 86a Abs. 2, den all-
gemeinen bauaufsichtlichen Zulassungen, den
allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnissen
oder den Zustimmungen im Einzelfall; als
Übereinstimmung gilt auch eine Abweichung,
die nicht wesentlich ist.

(2) Die Bestätigung der Übereinstimmung er-
folgt durch Übereinstimmungserklärung des
herstellenden Unternehmens (§ 23).

(3) Die Übereinstimmungserklärung hat das
herstellende Unternehmen durch Kennzeich-
nung der Bauprodukte mit dem Übereinstim-
mungszeichen (Ü-Zeichen) unter Hinweis auf
den Verwendungszweck abzugeben.

(4) Das Ü-Zeichen ist auf dem Bauprodukt, auf
einem Beipackzettel oder auf seiner Verpa-
ckung oder, wenn dies Schwierigkeiten berei-
tet, auf dem Lieferschein oder auf einer Anlage
zum Lieferschein anzubringen.

(5) Ü-Zeichen aus anderen Ländern und aus
anderen Staaten gelten auch im Saarland.
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1. den Technischen Baubestimmungen nach
§ 86a Abs. 2, der allgemeinen bauaufsicht-
lichen Zulassung, dem allge- meinen bau-
aufsichtlichen Prüfzeugnis oder der Zustim-
mung im Einzelfall entspricht und

2. einer werkseigenen Produktionskontrolle so-
wie einer Fremdüberwachung nach Maß-
gabe des Absatzes 2 unterliegt.

(2) Die Fremdüberwachung ist von Überwa-
chungsstellen nach § 25 durchzuführen. Die
Fremdüberwachung hat regelmäßig zu über-
prüfen, ob das Bauprodukt den Technischen
Baubestimmungen nach § 86a Abs. 2, der all-
gemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem
allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnis oder
der Zustimmung im Einzelfall entspricht.

§ 25 Prüf-, Zertifizierungs-,
Überwachungsstellen

Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann eine
natürliche oder juristische Person als
1. Prüfstelle für die Erteilung allgemeiner bau-

aufsichtlicher Prüfzeugnisse (§ 20 Abs. 2),
2. Prüfstelle für die Überprüfung von Baupro-

dukten vor Bestätigung der Übereinstim-
mung (§ 23 Abs. 2),

3. Zertifizierungsstelle (§ 24 Abs. 1),
4. Überwachungsstelle für die Fremdüberwa-

chung (§ 24 Abs. 2),
5. Überwachungsstelle für die Überwachung

nach § 17a Abs. 7 und § 26 Abs. 2 oder
6. Prüfstelle für die Überprüfung nach § 17a

Abs. 6 und § 26 Abs. 1
anerkennen, wenn sie oder die bei ihr Beschäf-
tigten nach ihrer Ausbildung, Fachkenntnis,
persönlichen Zuverlässigkeit, ihrer Unparteilich-
keit und ihren Leistungen die Gewähr dafür bie-
ten, dass diese Aufgaben den öffentlich-rechtli-
chen Vorschriften entsprechend wahrgenom-
men werden, und wenn sie über die erforderli-
chen Vorrichtungen verfügen. Satz 1 ist ent-
sprechend auf Behörden anzuwenden, wenn
sie ausreichend mit geeigneten Fachkräften be-
setzt und mit den erforderlichen Vorrichtungen
ausgestattet sind. Die Anerkennung von Prüf-,
Zertifizierungs- und Überwachungsstellen an-
derer Länder gilt auch im Saarland.

§ 26 Besondere Sachkunde- und
Sorgfaltsanforderungen

(1) Bei Bauprodukten, deren Herstellung in
außergewöhnlichem Maß von der Sachkunde

und Erfahrung der damit betrauten Personen
oder von einer Ausstattung mit besonderen
Vorrichtungen abhängt, kann in der allgemei-
nen bauaufsichtlichen Zulassung, in der Zu-
stimmung im Einzelfall oder durch Rechtsver-
ordnung der obersten Bauaufsichtsbehörde
vorgeschrieben werden, dass das herstellende
Unternehmen über solche Fachkräfte und Vor-
richtungen verfügt und den Nachweis hierüber
gegenüber einer Prüfstelle nach § 25 Satz 1
Nr. 6 zu erbringen hat. In der Rechtsverord-
nung können Mindestanforderungen an die
Ausbildung, die durch Prüfung nachzuwei-
sende Befähigung und die Ausbildungsstätten
einschließlich der Anerkennungsvoraussetzun-
gen gestellt werden.
(2) Für Bauprodukte, die wegen ihrer besonde-
ren Eigenschaften oder ihres besonderen Ver-
wendungszwecks einer außergewöhnlichen
Sorgfalt bei Einbau, Transport, Instandhaltung
oder Reinigung bedürfen, kann in der allge-
meinen bauaufsichtlichen Zulassung, in der
Zustimmung im Einzelfall oder durch Rechts-
verordnung der obersten Bauaufsichtsbe-
hörde die Überwachung dieser Tätigkeiten
durch eine Überwachungsstelle nach § 25
Satz 1 Nr. 5 vorgeschrieben werden, soweit
diese Tätigkeiten nicht bereits durch die Ver-
ordnung (EU) Nr. 305/2011 erfasst sind.

Abschnitt 3

Brandverhalten von Baustoffen
und Bauteilen; Wände, Decken,
Dächer

§ 27 Allgemeine Anforderungen
an das Brandverhalten von
Baustoffen und Bauteilen

(1) Baustoffe werden nach den Anforderungen
an das Brandverhalten unterschieden in

1. nichtbrennbare,

2. schwerentflammbare,

3. normalentflammbare.

Baustoffe, die nicht mindestens normalent-
flammbar sind (leichtentflammbare Baustoffe),
dürfen nicht verwendet werden; dies gilt nicht
für Baustoffe, wenn sie in Verbindung mit an-
deren Baustoffen nicht leichtentflammbar sind.

(2) Bauteile werden nach den Anforderungen
an ihre Feuerwiderstandsfähigkeit unterschie-
den in
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1. feuerbeständige,
2. hochfeuerhemmende,
3. feuerhemmende;

die Feuerwiderstandsfähigkeit bezieht sich bei
tragenden und aussteifenden Bauteilen auf
deren Standsicherheit im Brandfall, bei raumab-
schließenden Bauteilen auf deren Widerstand
gegen die Brandausbreitung. Bauteile werden
zusätzlich nach den Anforderungen an das
Brandverhalten ihrer Baustoffe unterschieden in

1. Bauteile aus nichtbrennbaren Baustoffen,

2. Bauteile, deren tragende und aussteifende
Teile aus nichtbrennbaren Baustoffen be-
stehen und die bei raumabschließenden
Bauteilen zusätzlich eine in Bauteilebene
durchgehende Schicht aus nichtbrennba-
ren Baustoffen haben,

3. Bauteile, deren tragende und aussteifende
Teile aus brennbaren Baustoffen bestehen
und die allseitig eine brandschutztechnisch
wirksame Bekleidung aus nichtbrennbaren
Baustoffen (Brandschutzbekleidung) und
Dämmstoffe aus nichtbrennbaren Baustof-
fen haben,

4. Bauteile aus brennbaren Baustoffen.

Soweit in diesem Gesetz oder in Vorschriften
aufgrund dieses Gesetzes nichts anderes be-
stimmt ist, müssen

1. Bauteile, die feuerbeständig sein müssen,
mindestens den Anforderungen des Satzes 2
Nr. 2,

2. Bauteile, die hochfeuerhemmend sein müs-
sen, mindestens den Anforderungen des
Satzes 2 Nr. 3

entsprechen.

Abweichend von Abs. 2 Satz 3 sind andere Bau-
teile, die feuerbeständig oder hochfeuerhem-
mend sein müssen, aus brennbaren Baustoffen
zulässig, sofern sie den Technischen Baube-
stimmungen nach § 86a entsprechen. Satz 4 gilt
nicht für Wände nach § 30 Abs. 3 Satz 1 und
Wände nach § 35 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1.

§ 28 Tragende Wände, Außen-
wände, Pfeiler und Stützen

(1) Tragende und aussteifende Wände, Pfeiler
und Stützen müssen im Brandfall ausreichend
lang standsicher sein. Sie müssen
1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 feuer-

beständig,
2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 hoch-

feuerhemmend,

3. in Gebäuden der Gebäudeklassen 2 und 3
feuerhemmend sein.

Satz 2 gilt

1. für Geschosse im Dachraum nur, wenn da-
rüber noch Aufenthaltsräume möglich sind;
§ 29 Abs. 4 bleibt unberührt,

2. nicht für Balkone, ausgenommen offene
Gänge, die als notwendige Flure dienen.

(2) Im Untergeschoss müssen tragende und
aussteifende Wände, Pfeiler und Stützen

1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 5
feuerbeständig,

2. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2
feuerhemmend sein.

(3) Außenwände und Außenwandteile wie
Brüstungen und Schürzen sind so auszubil-
den, dass eine Brandausbreitung auf und in
diesen Bauteilen ausreichend lang begrenzt
ist.

(4) Nichttragende Außenwände und nichttra-
gende Teile tragender Außenwände müssen
aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen; sie
sind aus brennbaren Baustoffen zulässig,
wenn sie als raumabschließende Bauteile feu-
erhemmend sind. Satz 1 gilt nicht für

1. Türen und Fenster,

2. Fugendichtungen und

3. brennbare Dämmstoffe in nichtbrennbaren
geschlossenen Profilen der Außenwand-
konstruktionen.

(5) Oberflächen von Außenwänden sowie Au-
ßenwandbekleidungen müssen einschließlich
der Dämmstoffe und Unterkonstruktionen
schwerentflammbar sein; Unterkonstruktio-
nen aus normalentflammbaren Baustoffen
sind zulässig, wenn die Anforderungen nach
Absatz 3 erfüllt sind. Balkonbekleidungen, die
über die erforderliche Umwehrungshöhe hi-
naus hochgeführt werden, und mehr als zwei
Geschosse überbrückende Solaranlagen an
Außenwänden müssen schwerentflammbar
sein. Baustoffe, die schwerentflammbar sein
müssen, in Bauteilen nach Satz 1 Halbsatz 1
und Satz 2 dürfen nicht brennend abfallen
oder abtropfen.

(6) Bei Außenwandkonstruktionen mit ge-
schossübergreifenden Hohl- oder Lufträumen
wie hinterlüfteten Außenwandbekleidungen
sind gegen die Brandausbreitung besondere
Vorkehrungen zu treffen. Satz 1 gilt für Dop-
pelfassaden entsprechend.
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(7) Die Absätze 4, 5 und 6 Satz 1 gelten nicht für
Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3; Absatz 6
Satz 2 gilt nicht für Gebäude der Gebäude-
klasse 1 und 2. Abweichend von Absatz 5 sind
hinterlüftete Außenwandbekleidungen, die den
Technischen Baubestimmungen nach § 86a
entsprechen, mit Ausnahme der Dämmstoffe,
aus normalentflammbaren Baustoffen zulässig.

§ 29 Trennwände
(1) Trennwände nach Absatz 2 müssen als
raumabschließende Bauteile von Räumen
oder Nutzungseinheiten innerhalb von Ge-
schossen ausreichend lang widerstandsfähig
gegen die Brandausbreitung sein.

(2) Trennwände sind erforderlich

1. zwischen Nutzungseinheiten sowie zwi-
schen Nutzungseinheiten und anders ge-
nutzten Räumen, ausgenommen notwendi-
gen Fluren,

2. zum Abschluss von Räumen mit Explosi-
ons- oder erhöhter Brandgefahr,

3. zwischen Aufenthaltsräumen und anders
genutzten Räumen im Untergeschoss.

(3) Trennwände nach Absatz 2 Nrn. 1 und 3
müssen die Feuerwiderstandsfähigkeit der tra-
genden und aussteifenden Bauteile des Ge-
schosses haben, jedoch mindestens feuer-
hemmend sein. Trennwände nach Absatz 2
Nr. 2 müssen feuerbeständig sein.

(4) Die Trennwände nach Absatz 2 sind bis
zur Rohdecke, im Dachraum bis unter die
Dachhaut zu führen; werden in Dachräumen
Trennwände nur bis zur Rohdecke geführt, ist
diese Decke als raumabschließendes Bauteil
einschließlich der sie tragenden und ausstei-
fenden Bauteile feuerhemmend herzustellen.

(5) Öffnungen in Trennwänden nach Absatz 2
sind nur zulässig, wenn sie auf die für die Nut-
zung erforderliche Zahl und Größe beschränkt
sind; sie müssen feuerhemmende, dicht- und
selbstschließende Abschlüsse haben.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht für Wohn-
gebäude der Gebäudeklassen 1 und 2.

§ 30 Brandwände
(1) Brandwände müssen als raumabschlie-
ßende Bauteile zum Abschluss von Gebäuden
(Gebäudeabschlusswand) oder zur Untertei-
lung von Gebäuden in Brandabschnitte (innere
Brandwand) ausreichend lang die Brandaus-

breitung auf andere Gebäude oder Brand-
abschnitte verhindern.

(2) Brandwände sind erforderlich

1. als Gebäudeabschlusswand, wenn diese
Abschlusswände an der Grundstücksgrenze
oder mit einem Abstand von weniger als
2,50 m gegenüber der Grundstücksgrenze
errichtet werden, es sei denn, dass ein Ab-
stand von mindestens 5 m zu bestehenden
oder nach den baurechtlichen Vorschriften
zulässigen künftigen Gebäuden öffentlich-
rechtlich gesichert ist,

2. als innere Brandwand zur Unterteilung aus-
gedehnter Gebäude in Abständen von nicht
mehr als 40 m,

3. als innere Brandwand zur Unterteilung
landwirtschaftlich genutzter Gebäude in
Brandabschnitte von nicht mehr als 10.000
m³ Brutto-Rauminhalt,

4. als Gebäudeabschlusswand zwischen
Wohngebäuden und angebauten landwirt-
schaftlich genutzten Gebäuden sowie als
innere Brandwand zwischen dem Wohnteil
und dem landwirtschaftlich genutzten Teil
eines Gebäudes.

Satz 1 gilt nicht für Nebengebäude ohne Auf-
enthaltsräume, Toiletten und Feuerungsanla-
gen mit einem Brutto-Rauminhalt bis zu 50 m³
und offene Garagen bis zu 100 m² Nutzfläche
einschließlich der Verkehrsflächen.

(3) Brandwände müssen auch unter zusätzli-
cher mechanischer Beanspruchung feuerbe-
ständig sein und aus nichtbrennbaren Bau-
stoffen bestehen. Anstelle von Brandwänden
sind in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 bis 3
zulässig

1. für Gebäude der Gebäudeklasse 4 Wände,
die auch unter zusätzlicher mechanischer
Beanspruchung hochfeuerhemmend sind,

2. für Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3
hochfeuerhemmende Wände,

3. für Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3
Gebäudeabschlusswände, die jeweils von
innen nach außen die Feuerwiderstandsfä-
higkeit der tragenden und aussteifenden
Teile des Gebäudes, mindestens jedoch
feuerhemmende Bauteile, und von außen
nach innen die Feuerwiderstandsfähigkeit
feuerbeständiger Bauteile haben.

In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 4 sind an-
stelle von Brandwänden feuerbeständige
Wände zulässig, wenn der Brutto-Rauminhalt
des landwirtschaftlich genutzten Gebäudes
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oder Gebäudeteils nicht größer als 2 000 m3

ist.

(4) Brandwände müssen bis zur Bedachung
durchgehen und in allen Geschossen überei-
nander angeordnet sein. Abweichend davon
dürfen anstelle innerer Brandwände Wände
geschossweise versetzt angeordnet werden,
wenn

1. die Wände im Übrigen Absatz 3 Satz 1 ent-
sprechen,

2. die Decken, soweit sie in Verbindung mit
diesen Wänden stehen, feuerbeständig und
aus nichtbrennbaren Baustoffen sind und
keine Öffnungen haben,

3. die Bauteile, die diese Wände und Decken
unterstützen, feuerbeständig und aus nicht-
brennbaren Baustoffen sind,

4. die Außenwände in der Breite des Versat-
zes in dem Geschoss oberhalb oder unter-
halb des Versatzes feuerbeständig sind und

5. Öffnungen in den Außenwänden im Bereich
des Versatzes so angeordnet oder andere
Vorkehrungen so getroffen sind, dass eine
Brandausbreitung in andere Brandabschnitte
nicht zu befürchten ist.

(5) Brandwände sind 0,30 m über die Beda-
chung zu führen oder in Höhe der Dachhaut
mit einer beiderseits 0,50 m auskragenden
feuerbeständigen Platte aus nichtbrennbaren
Baustoffen abzuschließen; darüber dürfen
brennbare Teile des Daches nicht hinwegge-
führt werden. Bei Gebäuden der Gebäude-
klassen 1 bis 3 sind Brandwände mindestens
bis unter die Dachhaut zu führen. Verblei-
bende Hohlräume sind vollständig mit nicht-
brennbaren Baustoffen auszufüllen.

(6) Müssen Gebäude oder Gebäudeteile, die
über Eck zusammenstoßen, durch eine Brand-
wand getrennt werden, so muss der Abstand
dieser Wand von der inneren Ecke mindes-
tens 5 m betragen; dies gilt nicht, wenn der
Winkel der inneren Ecke mehr als 120º be-
trägt oder mindestens eine Außenwand auf 5
m Länge als öffnungslose feuerbeständige
Wand aus nichtbrennbaren Baustoffen, bei
Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 4 als
öffnungslose hochfeuerhemmende Wand
ausgebildet ist.

(7) Bauteile mit brennbaren Baustoffen dürfen
über Brandwände nicht hinweggeführt wer-
den. Bei Außenwandkonstruktionen, die eine
seitliche Brandausbreitung begünstigen kön-

nen, wie hinterlüfteten Außenwandbekleidun-
gen oder Doppelfassaden, sind gegen die
Brandausbreitung im Bereich der Brandwände
besondere Vorkehrungen zu treffen. Außen-
wandbekleidungen von Gebäudeabschluss-
wänden müssen einschließlich der Dämm-
stoffe und Unterkonstruktionen nichtbrennbar
sein. Bauteile dürfen in Brandwände nur so-
weit eingreifen, dass deren Feuerwiderstands-
fähigkeit nicht beeinträchtigt wird; für Leitun-
gen, Leitungsschlitze und Abgasanlagen gilt
dies entsprechend.

(8) Öffnungen in Brandwänden sind unzulässig.
Sie sind in inneren Brandwänden nur zulässig,
wenn sie nach Zahl und Größe auf das für die
Nutzung erforderliche Maß beschränkt sind;
die Öffnungen müssen feuerbeständige, dicht-
und selbstschließende Abschlüsse haben.

(9) In inneren Brandwänden sind feuerbestän-
dige Verglasungen nur zulässig, wenn sie nach
Zahl und Größe auf das für die Nutzung erfor-
derliche Maß beschränkt sind.

(10) Absatz 2 Nr.1 gilt nicht für seitliche Wände
von Vorbauten im Sinne des § 7 Abs. 6 Nr. 2,
die nicht mehr als 1,50 m vor der Flucht der
vorderen oder hinteren Außenwand des Nach-
bargebäudes vortreten, wenn sie von dem
Nachbargebäude oder der Grundstücks-
grenze einen Abstand einhalten, der ihrer eige-
nen Ausladung entspricht, mindestens jedoch
1 m beträgt.

(11) Die Absätze 4 bis 10 gelten sinngemäß
auch für Wände, die nach Absatz 3 anstelle
von Brandwänden zulässig sind.

§ 31 Decken
(1) Decken müssen als tragende und raumab-
schließende Bauteile zwischen Geschossen
im Brandfall ausreichend lang standsicher und
widerstandsfähig gegen die Brandausbreitung
sein. Sie müssen

1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 feuer-
beständig,

2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 hoch-
feuerhemmend,

3. in Gebäuden der Gebäudeklassen 2 und 3
feuerhemmend sein.

Satz 2 gilt

1. für Geschosse im Dachraum nur, wenn da-
rüber Aufenthaltsräume möglich sind; § 29
Abs. 4 bleibt unberührt,



152

LBO
2. nicht für Balkone, ausgenommen offene

Gänge, die als notwendige Flure dienen.

(2) Im Untergeschoss müssen Decken
1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 5

feuerbeständig,
2. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2

feuerhemmend sein.
Decken müssen feuerbeständig sein
1. unter und über Räumen mit Explosions-

oder erhöhter Brandgefahr, ausgenommen
in Wohn gebäuden der Gebäudeklassen 1
und 2,

2. zwischen dem landwirtschaftlich genutzten
Teil und dem Wohnteil eines Gebäudes.

(3) Der Anschluss der Decken an die Außen-
wand ist so herzustellen, dass er den Anforde-
rungen aus Absatz 1 Satz 1 genügt.

(4) Öffnungen in Decken, für die eine Feuerwi-
derstandsfähigkeit vorgeschrieben ist, sind nur
zulässig, wenn sie nach Zahl und Größe auf
das für die Nutzung erforderliche Maß be-
schränkt sind und Abschlüsse mit der Feuer-
widerstandsfähigkeit der Decke haben.
Satz 1 gilt nicht
1. in den Gebäudeklassen 1 und 2,
2. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit

nicht mehr als insgesamt 400 m2 in nicht
mehr als zwei Geschossen.

§ 32 Dächer
(1) Bedachungen müssen gegen eine Brand-
beanspruchung von außen durch Flugfeuer
und strahlende Wärme ausreichend lang wi-
derstandsfähig sein (harte Bedachung).
(2) Bedachungen, die die Anforderungen nach
Absatz 1 nicht erfüllen, sind zulässig bei Ge-
bäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3, wenn die
Gebäude
1. einen Abstand von der Grundstücksgrenze

von mindestens 12 m,
2. von Gebäuden auf demselben Grundstück

mit harter Bedachung einen Abstand von
mindestens 15 m,

3. von Gebäuden auf demselben Grundstück
mit Bedachungen, die die Anforderungen
nach Absatz 1 nicht erfüllen, einen Abstand
von mindestens 24 m,

4. von Gebäuden auf demselben Grundstück
ohne Aufenthaltsräume und ohne Feuerstät-
ten mit nicht mehr als 50 m³ Brutto-Raumin-
halt einen Abstand von mindestens 5 m

einhalten. Soweit Gebäude nach Satz 1 Ab-
stand halten müssen, genügt bei Wohngebäu-
den der Gebäudeklassen 1 und 2 in den Fällen
1. der Nummer 1 ein Abstand von mindestens

6 m,
2. der Nummer 2 ein Abstand von mindestens

9 m,
3. der Nummer 3 ein Abstand von mindestens

12 m.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für
1. Gebäude ohne Aufenthaltsräume und ohne

Feuerstätten mit nicht mehr als 50 m³
Brutto-Rauminhalt,

2. lichtdurchlässige Bedachungen aus nicht
brennbaren Baustoffen; brennbare Fugen-
dichtungen und brennbare Dämmstoffe in
nichtbrennbaren Profilen sind zulässig,

3. Dachflächenfenster, Oberlichte und Licht-
kuppeln von Wohngebäuden,

4. Eingangsüberdachungen und Vordächer
aus nichtbrennbaren Baustoffen,

5. Eingangsüberdachungen aus brennbaren
Baustoffen, wenn die Eingänge nur zu
Wohnungen führen.

(4) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 sind

1. lichtdurchlässige Teilflächen aus brennba-
ren Baustoffen in Bedachungen nach Ab-
satz 1 und

2. begrünte Bedachungen

zulässig, wenn eine Brandentstehung bei einer
Brandbeanspruchung von außen durch Flug-
feuer und strahlende Wärme nicht zu befürch-
ten ist oder Vorkehrungen hiergegen getroffen
werden.

(5) Dachüberstände, Dachgesimse und Dachauf-
bauten, lichtdurchlässige Bedachungen, Dach-
flächenfenster, Lichtkuppeln, Oberlichte und So-
laranlagen sind so anzuordnen und herzustellen,
dass Feuer nicht auf andere Gebäudeteile und
Nachbargrundstücke übertragen werden kann.
2Von Brandwänden und von Wänden, die an-
stelle von Brandwänden zulässig sind, müssen
folgende Abstände eingehalten werden:

1. ohne Abstand

a) Dachflächenfenster, Oberlichte, Lichtkup-
peln und Öffnungen in der Bedachung,
wenn die Wände nach Halbsatz 1 min-
destens 30 cm über die Bedachung ge-
führt sind,

b) Solaranlagen, Dachgauben und ähnliche
Dachaufbauten aus brennbaren Baustof-
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fen, wenn sie durch die Wände nach
Halbsatz 1 gegen Brandübertragung ge-
schützt sind.

2. mindestens 0,50 m

Solaranlagen, die mit maximal 30 cm Höhe
über der Dachhaut installiert oder im Dach
integriert sind, wenn sie nicht unter Nr. 1
Buchstabe b fallen.

3. mindestens 1,25 m

a) Dachflächenfenster, Oberlichte, Lichtkup-
peln und Öffnungen in der Bedachung,
die nicht unter Nr. 1 Buchstabe a fallen,

b) Dachgauben und ähnliche Dachaufbau-
ten, wenn sie nicht unter Nr. 1 Buchstabe
b fallen,

c) Solaranlagen, die nicht unter Nr. 1 Buch-
stabe b oder Nr. 2 fallen.

(6) Dächer von traufseitig aneinander gebau-
ten Gebäuden müssen als raumabschlie-
ßende Bauteile für eine Brandbeanspruchung
von innen nach außen einschließlich der sie
tragenden und aussteifenden Bauteile feuer-
hemmend sein. Öffnungen in diesen Dach-
flächen müssen waagerecht gemessen min-
destens 2 m von der Brandwand oder der
Wand, die anstelle der Brandwand zulässig
ist, entfernt sein.

(7) Dächer von Anbauten, die an Außenwände
mit Öffnungen oder ohne Feuerwiderstands-
dauer anschließen, müssen innerhalb eines Ab-
stands von 5 m von diesen Wänden als raum-
abschließende Bauteile für eine Brandbean-
spruchung von innen nach außen einschließlich
der sie tragenden und aussteifenden Bauteile
die Feuerwiderstandsfähigkeit der Decken des
Gebäudeteils haben, an das sie angebaut wer-
den. Dies gilt nicht für Anbauten an Wohnge-
bäude der Gebäudeklassen 1 bis 3.

(8) Für die vom Dach aus vorzunehmenden Ar-
beiten sind sicher benutzbare Vorrichtungen
anzubringen.

Abschnitt 4

Rettungswege, Öffnungen,
Umwehrungen

§ 33 Erster und zweiter
Rettungsweg

(1) Für Nutzungseinheiten mit mindestens einem
Aufenthaltsraum, wie Wohnungen, Praxen,

selbstständige Betriebsstätten, müssen in
jedem Geschoss mindestens zwei voneinan-
der unabhängige Rettungswege ins Freie vor-
handen sein; beide Rettungswege dürfen je-
doch innerhalb eines Geschosses über den-
selben notwendigen Flur führen.

(2) Für Nutzungseinheiten nach Absatz 1, die
nicht zu ebener Erde liegen, muss der erste Ret-
tungsweg über eine notwendige Treppe führen.
Der zweite Rettungsweg kann eine weitere not-
wendige Treppe oder eine mit Rettungsgeräten
der Feuerwehr erreichbare Stelle der Nutzungs-
einheit sein. Ein zweiter Rettungsweg ist nicht
erforderlich, wenn die Rettung über einen sicher
erreichbaren Treppenraum möglich ist, in den
Feuer und Rauch nicht eindringen können (Si-
cherheitstreppenraum).

(3) Gebäude, deren zweiter Rettungsweg über
Rettungsgeräte der Feuerwehr führt und bei
denen die Oberkante der Brüstung von zum
Anleitern bestimmten Fenstern oder Stellen
mehr als 8 m über der Geländeoberfläche
liegt, dürfen nur errichtet werden, wenn die
Feuerwehr über die erforderlichen Rettungs-
geräte, wie Hubrettungsfahrzeuge, verfügt. Bei
Sonderbauten ist der zweite Rettungsweg
über Rettungsgeräte der Feuerwehr nur zuläs-
sig, wenn keine Bedenken wegen der Perso-
nenrettung bestehen.

§ 34 Treppen
(1) Jedes nicht zu ebener Erde liegende Ge-
schoss und der benutzbare Dachraum eines
Gebäudes müssen über mindestens eine
Treppe zugänglich sein (notwendige Treppe).
Statt notwendiger Treppen sind Rampen mit
flacher Neigung zulässig.

(2) Einschiebbare Treppen und Rolltreppen
sind als notwendige Treppen unzulässig. In
den Gebäudeklassen 1 und 2 sind einschieb-
bare Treppen und Leitern als Zugang zu einem
Dachraum ohne Aufenthaltsräume zulässig.

(3) Notwendige Treppen sind in einem Zuge zu
allen angeschlossenen Geschossen zu führen;
sie müssen mit den Treppen zum Dachraum
unmittelbar verbunden sein. Dies gilt nicht für
Treppen

1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3,

2. nach § 35 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2.

(4) Die tragenden Teile notwendiger Treppen
müssen
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1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 feuer-

hemmend und aus nichtbrennbaren Bau-
stoffen,

2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 aus
nichtbrennbaren Baustoffen,

3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 aus
nichtbrennbaren Baustoffen oder feuerhem-
mend sein. Tragende Teile von Außentrep-
pen nach § 35 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 für Ge-
bäude der Gebäudeklassen 3 bis 5 müssen
aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.

(5) Die nutzbare Breite der Treppenläufe und
Treppenabsätze notwendiger Treppen muss
für den größten zu erwartenden Verkehr aus-
reichen.

(6) Treppen müssen einen festen und griffsi-
cheren Handlauf haben. Für Treppen sind
Handläufe auf beiden Seiten und Zwischen-
handläufe vorzusehen, soweit die Verkehrssi-
cherheit dies erfordert.

(7) Eine Treppe darf nicht unmittelbar hinter
einer Tür beginnen, die in Richtung der Treppe
aufschlägt; zwischen Treppe und Tür ist ein
ausreichender Treppenabsatz anzuordnen.

§ 35 Notwendige Treppenräume
und Ausgänge

(1) Jede notwendige Treppe muss zur Sicher-
stellung der Rettungswege aus den Geschos-
sen ins Freie in einem eigenen, durchgehenden
Treppenraum liegen (notwendiger Treppen-
raum). Notwendige Treppenräume müssen so
angeordnet und ausgebildet sein, dass die Be-
nutzung der notwendigen Treppen im Brand-
fall ausreichend lang möglich ist. Notwendige
Treppen sind ohne eigenen Treppenraum zu-
lässig

1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2,

2. für die Verbindung von höchstens zwei Ge-
schossen innerhalb derselben Nutzungs-
einheit mit einer Größe von nicht mehr als
insgesamt 200 m², wenn in jedem Ge-
schoss ein anderer Rettungsweg erreicht
werden kann,

3. als Außentreppen, wenn ihre Benutzung
ausreichend sicher ist und im Brandfall
nicht gefährdet werden kann.

(2) Von jeder Stelle eines Aufenthaltsraums
sowie eines Untergeschosses muss mindes-
tens ein Ausgang in einen notwendigen Trep-
penraum oder ins Freie in höchstens 35 m

Entfernung erreichbar sein. Übereinanderlie-
gende Untergeschosse müssen jeweils min-
destens zwei Ausgänge zu notwendigen Trep-
penräumen oder ins Freie haben. Sind meh-
rere notwendige Treppenräume erforderlich,
müssen sie so verteilt sein, dass sie möglichst
entgegengesetzt liegen und dass die Ret-
tungswege möglichst kurz sind.

(3) Jeder notwendige Treppenraum muss
einen unmittelbaren Ausgang ins Freie haben.
Sofern der Ausgang eines notwendigen Trep-
penraums nicht unmittelbar ins Freie führt,
muss der Raum zwischen dem notwendigen
Treppenraum und dem Ausgang ins Freie

1. mindestens so breit sein wie die dazugehö-
rigen Treppenläufe,

2. Wände haben, die die Anforderungen an
die Wände des Treppenraumes erfüllen,

3. rauchdichte und selbstschließende Ab-
schlüsse zu notwendigen Fluren haben und

4. ohne Öffnungen zu anderen Räumen, aus-
genommen zu notwendigen Fluren, sein.

(4) Die Wände notwendiger Treppenräume
müssen als raumabschließende Bauteile

1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 die
Bauart von Brandwänden haben,

2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 auch
unter zusätzlicher mechanischer Beanspru-
chung hochfeuerhemmend und

3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 feuer-
hemmend

sein. Dies ist nicht erforderlich für Außen-
wände von Treppenräumen, die aus nicht-
brennbaren Baustoffen bestehen und durch
andere an diese Außenwände anschließende
Gebäudeteile im Brandfall nicht gefährdet wer-
den können. Der obere Abschluss notwendi-
ger Treppenräume muss als raumabschlie-
ßendes Bauteil die Feuerwiderstandsfähigkeit
der Decken des Gebäudes haben; dies gilt
nicht, wenn der obere Abschluss das Dach ist
und die Treppenraumwände bis unter die
Dachhaut reichen.

(5) In notwendigen Treppenräumen und in Räu-
men nach Absatz 3 Satz 2 müssen

1. Bekleidungen, Putze, Dämmstoffe, Unter-
decken und Einbauten aus nichtbrennba-
ren Baustoffen bestehen,

2. Wände und Decken aus brennbaren Bau-
stoffen eine Bekleidung aus nichtbrennbaren
Baustoffen in ausreichender Dicke haben,
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3. Bodenbeläge, ausgenommen Gleitschutz-

profile, aus mindestens schwerentflamm-
baren Baustoffen bestehen.

(6) In notwendigen Treppenräumen müssen Öff-
nungen

1. zu Untergeschossen, zu nicht ausgebauten
Dachräumen, Werkstätten, Läden, Lager-
und ähnlichen Räumen, zu Nutzungseinhei-
ten, die sich über mehr als ein Geschoss
erstrecken sowie zu sonstigen Räumen und
Nutzungseinheiten mit einer Fläche von mehr
als 200 m2, ausgenommen Wohnungen,
mindestens feuerhemmende, rauchdichte
und selbstschließende Abschlüsse,

2. zu notwendigen Fluren rauchdichte und
selbstschließende Abschlüsse,

3. zu sonstigen Räumen und Nutzungseinhei-
ten mindestens dicht- und selbstschließende
Abschlüsse

haben. Die Feuerschutz- und Rauchschutzab-
schlüsse dürfen lichtdurchlässige Seitenteile
und Oberlichte enthalten, wenn der Abschluss
insgesamt nicht breiter als 2,50 m ist.

(7) Notwendige Treppenräume müssen zu be-
leuchten sein. Notwendige Treppenräume
ohne Fenster müssen in Gebäuden mit einer
Höhe nach § 2 Abs. 3 Satz 2 von mehr als 13
m eine Sicherheitsbeleuchtung haben.

(8) Notwendige Treppenräume müssen belüf-
tet und zur Unterstützung wirksamer Lösch-
arbeiten entraucht werden können. Sie müs-
sen

1. in jedem oberirdischen Geschoss unmittel-
bar ins Freie führende Fenster mit einem
freien Querschnitt von mindestens 0,50 m²
haben, die geöffnet werden können, oder

2. an der obersten Stelle eine Öffnung zur
Rauchableitung haben.

In den Fällen des Satzes 2 Nr. 1 ist in Gebäu-
den der Gebäudeklasse 5 an der obersten
Stelle eine Öffnung zur Rauchableitung erfor-
derlich; in den Fällen des Satzes 2 Nr. 2 sind in
Gebäuden der Gebäudeklassen 4 und 5, so-
weit dies zur Erfüllung der Anforderungen
nach Satz 1 erforderlich ist, besondere Vor-
kehrungen zu treffen. Öffnungen zur Rauchab-
leitung nach den Sätzen 2 und 3 müssen in
jedem Treppenraum einen freien Querschnitt
von mindestens 1 m² und Vorrichtungen zum
Öffnen ihrer Abschlüsse haben, die vom Erd-
geschoss sowie vom obersten Treppenabsatz
aus bedient werden können.

§ 36 Notwendige Flure,
offene Gänge

(1) Flure, über die Rettungswege aus Aufent-
haltsräumen oder aus Nutzungseinheiten mit
Aufenthaltsräumen zu notwendigen Treppen-
räumen oder zu Ausgängen ins Freie führen
(notwendige Flure), müssen so angeordnet und
ausgebildet sein, dass die Nutzung im Brand-
fall ausreichend lang möglich ist. Notwendige
Flure sind nicht erforderlich

1. in Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1
und 2,

2. in sonstigen Gebäuden der Gebäudeklas-
sen 1 und 2, ausgenommen in Unterge-
schossen,

3. innerhalb von Nutzungseinheiten mit nicht
mehr als 200 m² und innerhalb von Woh-
nungen,

4. innerhalb von Nutzungseinheiten, die einer
Büro- oder Verwaltungsnutzung dienen, mit
nicht mehr als 400 m²; das gilt auch für Teile
von größeren Nutzungseinheiten, wenn
diese Teile nicht größer als 400 m² sind und
Trennwände nach § 29 Abs. 2 Nr. 1 haben
und jeder Teil unabhängig von anderen
Teilen Rettungswege nach § 33 Abs. 1 hat.

(2) Notwendige Flure müssen so breit sein, dass
sie für den größten zu erwartenden Verkehr
ausreichen. In den Fluren ist eine Folge von
weniger als drei Stufen unzulässig.

(3) Notwendige Flure sind durch nicht ab-
schließbare, rauchdichte und selbstschlie-
ßende Abschlüsse in Rauchabschnitte zu
unterteilen. Die Rauchabschnitte sollen nicht
länger als 30 m sein. Die Abschlüsse sind bis
an die Rohdecke zu führen; sie dürfen bis an
die Unterdecke der Flure geführt werden, wenn
die Unterdecke feuerhemmend ist. Notwen-
dige Flure mit nur einer Fluchtrichtung, die zu
einem Sicherheitstreppenraum führen, dürfen
nicht länger als 15 m sein. Die Sätze 1 bis 4
gelten nicht für offene Gänge nach Absatz 5.

(4) Die Wände notwendiger Flure müssen als
raumabschließende Bauteile feuerhemmend,
in Untergeschossen, deren tragende und aus-
steifende Bauteile feuerbeständig sein müs-
sen, feuerbeständig sein. Die Wände sind bis
an die Rohdecke zu führen. Sie dürfen bis an
die Unterdecke der Flure geführt werden,
wenn die Unterdecke feuerhemmend und ein
demjenigen nach Satz 1 vergleichbarer Raum-
abschluss sichergestellt ist. Türen in diesen
Wänden müssen dicht schließen; Öffnungen



156

LBO
zu Lagerbereichen im Untergeschoss müssen
feuerhemmende, dicht- und selbstschließende
Abschlüsse haben.

(5) Für Wände und Umwehrungen von not-
wendigen Fluren mit nur einer Fluchtrichtung,
die als offene Gänge vor den Außenwänden
angeordnet sind, gilt Absatz 4 entsprechend.
Fenster in diesen Außenwänden sind ab einer
Brüstungshöhe von 0,90 m zulässig.

(6) In notwendigen Fluren sowie in offenen
Gängen nach Absatz 5 müssen

1. Bekleidungen, Putze, Unterdecken und
Dämmstoffe aus nichtbrennbaren Baustof-
fen bestehen,

2. Wände und Decken aus brennbaren Bau-
stoffen eine Bekleidung aus nichtbrennbaren
Baustoffen in ausreichender Dicke haben.

§ 37 Fenster, Türen,
sonstige Öffnungen

(1) Können die Fensterflächen nicht gefahrlos
vom Erdboden, vom Innern des Gebäudes
oder von Loggien und Balkonen aus gereinigt
werden, so sind Vorrichtungen, wie Aufzüge,
Halterungen oder Stangen anzubringen, die
eine Reinigung von außen ermöglichen.

(2) Glastüren und andere Glasflächen, die bis
zum Fußboden allgemein zugänglicher Ver-
kehrsflächen herabreichen, sind so zu kenn-
zeichnen, dass sie leicht erkannt werden kön-
nen. Weitere Schutzmaßnahmen sind für grö-
ßere Glasflächen vorzusehen, wenn dies die
Verkehrssicherheit erfordert.

(3) Eingangstüren von Wohnungen, die über
Aufzüge erreichbar sein müssen, müssen eine
lichte Durchgangsbreite von mindestens 0,90 m
haben.

(4) Jedes Untergeschoss muss mindestens eine
Öffnung ins Freie haben, um eine Rauchab-
leitung zu ermöglichen. Gemeinsame Licht-
schächte für übereinander liegende Unterge-
schosse sind unzulässig.

(5) Fenster, die als Rettungswege nach § 33
Abs. 2 Satz 2 dienen, müssen im Lichten min-
destens 0,90 x 1,20 m groß und nicht höher
als 1,20 m über der Fußbodenoberkante an-
geordnet sein. Liegen diese Fenster in Dach-
schrägen oder Dachaufbauten, so darf ihre
Unterkante oder ein davor liegender Austritt
von der Traufkante horizontal gemessen nicht
mehr als 1 m entfernt sein.

§ 38 Umwehrungen
(1) In, an und auf baulichen Anlagen sind zu
umwehren oder mit Brüstungen zu versehen:
1. Flächen, die im Allgemeinen zum Begehen

bestimmt sind und unmittelbar an mehr als
1 m tiefer liegende Flächen angrenzen; dies
gilt nicht, wenn die Umwehrung dem Zweck
der Flächen widerspricht,

2. nicht begehbare Oberlichte und Glasabde-
ckungen in Flächen, die im Allgemeinen
zum Begehen bestimmt sind, wenn sie
weniger als 0,50 m aus diesen Flächen he-
rausragen,

3. Dächer oder Dachteile, die zum auch nur
zeitweiligen Aufenthalt von Menschen be-
stimmt sind,

4. Öffnungen in begehbaren Decken sowie in
Dächern oder Dachteilen nach Nummer 3,
wenn sie nicht sicher abgedeckt sind,

5. nicht begehbare Glasflächen in Decken
sowie in Dächern oder Dachteilen nach
Nummer 3,

6. die freien Seiten von Treppenläufen,
Treppenabsätzen und Treppenöffnungen
(Treppenaugen),

7. Lichtschächte von Untergeschossen und
Betriebsschächte, die an Verkehrsflächen
liegen, wenn sie nicht verkehrssicher abge-
deckt sind.

(2) In Verkehrsflächen liegende Lichtschächte
von Untergeschossen und Betriebsschächte
sind in Höhe der Verkehrsfläche verkehrssicher
abzudecken. An und in Verkehrsflächen liegen-
de Abdeckungen müssen gegen unbefugtes
Abheben gesichert sein. Fenster, die unmittel-
bar an Treppen liegen und deren Brüstung
unter der notwendigen Umwehrungshöhe lie-
gen, sind zu sichern.

(3) Fensterbrüstungen über Flächen mit einer
Absturzhöhe bis zu 12 m müssen mindestens
0,80 m, über Flächen mit mehr als 12 m Ab-
sturzhöhe mindestens 0,90 m hoch sein. Ge-
ringere Brüstungshöhen sind zulässig, wenn
durch andere Vorrichtungen, wie Geländer, die
nach Absatz 4 vorgeschriebenen Mindesthö-
hen eingehalten werden.

(4) Andere notwendige Umwehrungen müssen
folgende Mindesthöhen haben:
1. Umwehrungen zur Sicherung von Öffnungen

in begehbaren Decken und Dächern sowie
Umwehrungen von Flächen mit einer Ab-
sturzhöhe von 1 m bis zu 12 m 0,90 m,

2. Umwehrungen von Flächen mit mehr als
12 m Absturzhöhe 1,10 m.
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(5) In, an und auf Gebäuden, bei denen in der
Regel mit der Anwesenheit von Kindern ge-
rechnet werden muss, dürfen Öffnungen in
Umwehrungen, Brüstungen und Geländern
mindestens in einer Richtung nicht breiter als
12 cm sein. Ein seitlicher Zwischenraum zwi-
schen dem Geländer oder der Brüstung und
der zu sichernden Fläche darf nicht größer als
4 cm sein. Die Umwehrungen, Brüstungen
und Geländer sind so auszubilden, dass Kin-
dern das Überklettern nicht erleichtert wird.

Abschnitt 5

Technische Gebäudeausrüstung

§ 39 Aufzüge
(1) Aufzüge im Innern von Gebäuden müssen
eigene Fahrschächte haben, um eine Brand-
ausbreitung in andere Geschosse ausreichend
lang zu verhindern. In einem Fahrschacht dür-
fen bis zu drei Aufzüge liegen. Aufzüge ohne
eigene Fahrschächte sind zulässig
1. innerhalb eines notwendigen Treppenraums,

ausgenommen in Hochhäusern,
2. innerhalb von Räumen, die Geschosse

überbrücken,
3. zur Verbindung von Geschossen, die offen

miteinander in Verbindung stehen dürfen,
4. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2;
die Aufzüge müssen sicher umkleidet sein.

(2) Die Fahrschachtwände müssen als raum-
abschließende Bauteile
1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 feuer-

beständig und aus nichtbrennbaren Bau-
stoffen,

2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 hoch-
feuerhemmend,

3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 feuer-
hemmend

sein; Fahrschachtwände aus brennbaren Bau-
stoffen müssen schachtseitig eine Bekleidung
aus nichtbrennbaren Baustoffen in ausrei-
chender Dicke haben. Fahrschachttüren und
andere Öffnungen in Fahrschachtwänden mit
erforderlicher Feuerwiderstandsfähigkeit sind
so herzustellen, dass die Anforderungen nach
Absatz 1 Satz 1 nicht beeinträchtigt werden.

(3) Fahrschächte müssen zu lüften sein und
eine Öffnung zur Rauchableitung mit einem
freien Querschnitt von mindestens 2,5 vom
Hundert der Fahrschachtgrundfläche, mindes-
tens jedoch 0,10 m² haben. Diese Öffnung
darf einen Abschluss haben, der im Brandfall

selbsttätig öffnet und von mindestens einer
geeigneten Stelle aus bedient werden kann.
Die Lage der Rauchaustrittsöffnungen muss
so gewählt werden, dass der Rauchaustritt
durch Windeinfluss nicht beeinträchtigt wird.

(4) Gebäude mit einer Höhe nach § 2 Absatz 3
Satz 2 von mehr als 13 m müssen Aufzüge in
ausreichender Zahl haben; die Aufzüge müssen
mit Sprachmodulen ausgerüstet sein. Satz 1
gilt nicht beim nachträglichen Ausbau und der
Nutzungsänderung des obersten Geschosses
oder bei der Aufstockung um bis zu zwei Ge-
schosse. Von den Aufzügen nach Satz 1 muss
mindestens ein Aufzug Kinderwagen, Roll-
stühle, Krankentragen und Lasten aufnehmen
können und Haltestellen in allen Geschossen
haben. Dieser Aufzug muss von der öffentli-
chen Verkehrsfläche und von allen Nutzungs-
einheiten in dem Gebäude aus stufenlos er-
reichbar sein. Haltestellen im obersten Ge-
schoss und in den Untergeschossen können
entfallen, wenn sie nur unter besonderen
Schwierigkeiten hergestellt werden können.
Satz 5 gilt nicht für Haltestellen in Unterge-
schossen, wenn der Aufzug von der öffentli-
chen Verkehrsfläche aus nur im Unterge-
schoss stufenlos erreichbar ist.

(5) Fahrkörbe zur Aufnahme einer Krankentrage
müssen eine nutzbare Grundfläche von min-
destens 1,10 m x 2,10 m, zur Aufnahme eines
Rollstuhles von mindestens 1,10 m x 1,40 m
haben; Türen müssen eine lichte Durchgangs-
breite von mindestens 0,90 m haben. In einem
Aufzug für Rollstühle und Krankentragen darf
der für Rollstühle nicht erforderliche Teil der
Fahrkorbgrundfläche durch eine verschließ-
bare Tür abgesperrt werden. Vor den Auf-
zügen muss eine ausreichende Bewegungs-
fläche vorhanden sein.

§ 40 Leitungs-, Lüftungsanlagen,
Installationsschächte
und -kanäle

(1) Leitungen dürfen durch raumabschließende
Bauteile, für die eine Feuerwiderstandsfähigkeit
vorgeschrieben ist, nur hindurchgeführt werden,
wenn eine Brandausbreitung ausreichend lang
nicht zu befürchten ist oder Vorkehrungen hier-
gegen getroffen sind; dies gilt nicht

1. für Gebäude der Gebäudeklassen 1 und 2,
2. innerhalb von Wohnungen,
3. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit

einer Größe von nicht mehr als insgesamt
400 m² in nicht mehr als zwei Geschossen.
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(2) In notwendigen Treppenräumen, in Räumen
nach § 35 Abs. 3 Satz 2 und in notwendigen
Fluren sind Leitungsanlagen nur zulässig,
wenn eine Nutzung als Rettungsweg im
Brandfall ausreichend lang möglich ist.
(3) Lüftungsanlagen müssen betriebssicher und
brandsicher sein; sie dürfen den ordnungs-
gemäßen Betrieb von Feuerungsanlagen nicht
beeinträchtigen.
(4) Lüftungsleitungen sowie deren Bekleidun-
gen und Dämmstoffe müssen aus nicht brenn-
baren Baustoffen bestehen; brennbare Bau-
stoffe sind zulässig, wenn ein Beitrag der
Lüftungsleitung zur Brandentstehung oder
Brandweiterleitung nicht zu befürchten ist.
Lüftungsleitungen dürfen raumabschließende
Bauteile, für die eine Feuerwiderstandsfähig-
keit vorgeschrieben ist, nur überbrücken, wenn
eine Brandausbreitung ausreichend lang nicht
zu befürchten ist oder wenn Vorkehrungen
hiergegen getroffen sind.
(5) Lüftungsanlagen sind so herzustellen, dass
sie Gerüche und Staub nicht in andere Räume
übertragen.
(6) Lüftungsanlagen dürfen nicht in Abgasan-
lagen eingeführt werden; die gemeinsame
Nutzung von Lüftungsleitungen zur Lüftung
und zur Ableitung der Abgase von Feuerstät-
ten ist zulässig, wenn keine Bedenken wegen
der Betriebssicherheit und des Brandschutzes
bestehen. Die Abluft ist ins Freie zu führen.
Nicht zur Lüftungsanlage gehörende Einrich-
tungen sind in Lüftungsleitungen unzulässig.
(7) Für raumlufttechnische Anlagen und Warm-
luftheizungen gelten die Absätze 3 bis 6 ent-
sprechend.
(8) Für Installationsschächte und Installations-
kanäle gelten die Absätze 1 und 4 Satz 1 sowie
Absatz 5 entsprechend.
(9) Die Absätze 4, 5, 7 und 8 gelten nicht
1. für Gebäude der Gebäudeklassen 1 und 2,
2. innerhalb von Wohnungen,
3. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit

einer Größe von insgesamt nicht mehr als
400 m² in nicht mehr als zwei Geschossen.

§ 41 Feuerungsanlagen,
sonstige Anlagen zur
Wärmeerzeugung,
Brennstoffversorgung

(1) Feuerstätten und Abgasanlagen (Feuerungs-
anlagen) müssen betriebssicher und brand-
sicher sein.

(2) Feuerstätten dürfen in Räumen nur aufge-
stellt werden, wenn nach der Art der Feuerstätte
und nach Lage, Größe, baulicher Beschaffen-
heit und Nutzung der Räume Gefahren nicht
entstehen.

(3) Abgase von Feuerstätten sind durch Ab-
gasleitungen, Schornsteine und Verbindungs-
stücke (Abgasanlagen) so abzuführen, dass
keine Gefahren oder unzumutbaren Belästigun-
gen entstehen. Abgasanlagen sind in solcher
Zahl und Lage und so herzustellen, dass die
Feuerstätten des Gebäudes ordnungsgemäß
angeschlossen werden können. Sie müssen
leicht gereinigt werden können.

(4) Behälter und Rohrleitungen für brennbare
Gase und Flüssigkeiten müssen betriebssicher
und brandsicher sein. Diese Behälter sowie feste
Brennstoffe sind so aufzustellen oder zu lagern,
dass keine Gefahren oder unzumutbaren Be-
lästigungen entstehen.

(5) Für die Aufstellung von ortsfesten Verbren-
nungsmotoren, Blockheizkraftwerken, Brenn-
stoffzellen und Verdichtern sowie die Ableitung
ihrer Verbrennungsgase gelten die Absätze 1
bis 3 entsprechend.

(6) Feuerstätten dürfen erst in Betrieb genom-
men werden, wenn die bevollmächtigte Be-
zirksschornsteinfegerin oder der bevollmäch-
tigte Bezirksschornsteinfeger die Tauglichkeit
und die sichere Benutzbarkeit der Abgasan-
lagen bescheinigt hat. Verbrennungsmotoren,
Blockheizkraftwerke, Brennstoffzellen und
Verdichter dürfen erst in Betrieb genommen
werden, wenn die bevollmächtigte Bezirks-
schornsteinfegerin oder der bevollmächtigte
Bezirksschornsteinfeger die Tauglichkeit und
sichere Benutzbarkeit der Anlagen zur Ablei-
tung von Verbrennungsgasen bescheinigt hat.
Die Sätze 1 und 2 gelten auch bei Änderungen
vorhandener Feuerstätten, Verbrennungsmo-
toren, Blockheizkraftwerke, Brennstoffzellen,
Verdichter sowie der dazu gehörigen Abgas-
anlagen oder Anlagen zur Ableitung von Ver-
brennungsgasen.

§ 42 Wasserversorgungs- und
Abwasseranlagen, Anlagen
für Niederschlagswasser

(1) Wasserversorgungsanlagen und Anlagen für
die Ableitung und Behandlung des Schmutz-
wassers und des Niederschlagswassers müs-
sen betriebssicher, dicht, sicher und leicht er-
reichbar und so angeordnet und beschaffen
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sein, dass Gefahren oder erhebliche Nachteile
oder Belästigungen, insbesondere durch Gerü-
che und Geräusche, nicht entstehen.

(2) Wasserversorgungsanlagen sind so anzu-
ordnen und instand zu halten, dass sie unnöti-
gen Trinkwasserverbrauch vermeiden. Für jede
Wohnung und jede sonstige Nutzungseinheit
müssen Einrichtungen zur Messung des Kalt-
wasserverbrauchs vorhanden sein; dies gilt
auch für Wohnungen und sonstige Nutzungs-
einheiten in bestehenden Gebäuden, wenn die
Wasserinstallation erneuert oder wesentlich
geändert wird.

(3) Kleinkläranlagen, Gruben und sonstige Be-
hälter für Abwasser müssen ausreichend groß
und wasserdicht sein. Sie müssen eine dichte
und sichere Abdeckung sowie Reinigungs-
und Entleerungsöffnungen haben. Diese Öff-
nungen dürfen nur vom Freien aus zugänglich
sein. Die Anlagen sind so zu entlüften, dass
keine Gesundheitsschäden oder unzumutba-
ren Belästigungen entstehen. Die Zuleitungen
zu Kleinkläranlagen, Gruben und sonstigen
Behältern für Abwasser müssen geschlossen,
dicht und, soweit erforderlich, zum Reinigen
eingerichtet sein.

(4) Das Zuleiten von Abwasser in Kleinkläran-
lagen, abflusslose Gruben und sonstige Behäl-
ter ist nur zulässig, wenn oder solange das
Abwasser nicht in eine öffentliche Kanalisation
eingeleitet werden kann. Niederschlagswasser
darf nicht in Kleinkläranlagen und nicht in
dieselbe Grube und denselben sonstigen
Behälter wie das übrige Abwasser geleitet
werden. Bei landwirtschaftlichen Betrieben
können Toiletten mit Wasserspülung an aus-
reichend dimensionierte Gülle- und Jauche-
gruben angeschlossen werden, wenn keine
gesundheitlichen und wasserwirtschaftlichen
Bedenken bestehen.

§ 43 Aufbewahrung fester
Abfallstoffe

(1) Feste Abfallstoffe dürfen innerhalb von Ge-
bäuden vorübergehend aufbewahrt werden, in
Gebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 5 jedoch
nur, wenn die dafür bestimmten Räume

1. Trennwände und Decken als raumabschlie-
ßende Bauteile mit der Feuerwiderstands-
fähigkeit der tragenden Wände und

2. Öffnungen vom Gebäudeinnern zum Auf-
stellraum mit feuerhemmenden, dicht- und
selbstschließenden Abschlüssen haben,

3. unmittelbar vom Freien entleert werden
können und

4. eine ständig wirksame Lüftung haben.

(2) Abfallschächte in Gebäuden sind nicht zu-
lässig.

§ 44 Blitzschutzanlagen
Bauliche Anlagen, bei denen nach Lage, Bauart
oder Nutzung Blitzschlag leicht eintreten oder zu
schweren Folgen führen kann, sind mit dauernd
wirksamen Blitzschutzanlagen zu versehen.

Abschnitt 6

Nutzungsbedingte Anforderungen

§ 45 Aufenthaltsräume
(1) Aufenthaltsräume müssen eine lichte Höhe
von mindestens 2,40 m haben. Aufenthalts-
räume im Dachraum müssen eine lichte Raum-
höhe von mindestens 2,30 m über mindestens
der Hälfte ihrer Netto-Raumfläche haben;
Raumteile mit einer lichten Raumhöhe bis zu
1,50 m bleiben außer Betracht. Die Sätze 1
und 2 gelten nicht für Aufenthaltsräume in
Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2.

(2) Aufenthaltsräume müssen ausreichend be-
lüftet und mit Tageslicht belichtet werden kön-
nen. Sie müssen Fenster mit einem Rohbau-
maß der Fensteröffnungen von mindestens
einem Achtel der Netto-Raumfläche des Rau-
mes einschließlich der Netto-Raumfläche ver-
glaster Vorbauten und Loggien haben.

(3) Aufenthaltsräume, deren Benutzung eine
Belichtung mit Tageslicht verbietet, sowie Ver-
kaufsräume, Schank- und Speisegaststätten,
ärztliche Behandlungsräume, Sporträume,
Spielräume, Werkräume und ähnliche Räume,
ausgenommen Spielräume und Werkräume
für Kinder, sind ohne Fenster zulässig.

§ 46 Wohnungen
(1) Jede Wohnung muss eine Küche oder
Kochnische haben. Fensterlose Küchen oder
Kochnischen sind zulässig, wenn sie für sich
lüftbar sind.

(2) Jede Wohnung muss ein Bad mit Bade-
wanne oder Dusche und eine Toilette haben.
Fensterlose Bäder und Toilettenräume sind
nur zulässig, wenn eine wirksame Lüftung ge-
währleistet ist.
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(3) Für Gebäude mit mehr als zwei Wohnun-
gen sind leicht erreichbare und barrierefrei zu-
gängliche Abstellräume für Kinderwagen,
Fahrräder, Kinderspielgeräte und Mobilitäts-
hilfsmittel sowie für jede Wohnung ein ausrei-
chend großer Abstellraum herzustellen.

(4) In Wohnungen müssen Schlafräume und
Kinderzimmer sowie Flure, über die Rettungs-
wege von Aufenthaltsräumen führen, jeweils
mindestens einen Rauchwarnmelder haben.
Die Rauchwarnmelder müssen so eingebaut
oder angebracht und betrieben werden, dass
Brandrauch frühzeitig erkannt und gemeldet
wird. Die Eigentümerinnen und Eigentümer
vorhandener Wohnungen sind verpflichtet,
jede Wohnung bis zum 31. Dezember 2016
entsprechend auszustatten. Die Sicherstellung
der Betriebsbereitschaft obliegt den unmittel-
baren Besitzerinnen und Besitzern, es sei
denn, die Eigentümerin oder der Eigentümer
übernimmt diese Verpflichtung selbst.

§ 47 Stellplätze und Garagen,
Abstellplätze für Fahrräder

(1) Bei der Errichtung baulicher und anderer
Anlagen, bei denen ein Zu- und Abgangsver-
kehr zu erwarten ist, müssen Stellplätze oder
Garagen in ausreichender Zahl, Größe und in
geeigneter Beschaffenheit (notwendige Stell-
plätze und Garagen) hergestellt werden. Ihre
Zahl und Größe richtet sich nach Art und Zahl
der vorhandenen und unter Berücksichtigung
der örtlichen Verkehrsverhältnisse und des öf-
fentlichen Personennahverkehrs zu erwarten-
den Kraftfahrzeuge der ständigen Benutzerin-
nen und Benutzer sowie der Besucherinnen
und Besucher der Anlagen. Bei Änderungen
von Anlagen nach Satz 1 oder bei Änderun-
gen ihrer Nutzung ist nur der durch die Ände-
rung verursachte Mehrbedarf an Stellplätzen
und Garagen zu decken. Die Stellplatzpflicht
entfällt bei Wohngebäuden mit bis zu zwei
Wohnungen.

(2) Die notwendigen Stellplätze und Garagen
sind auf dem Baugrundstück oder in zumutba-
rer Entfernung davon auf einem geeigneten
Grundstück herzustellen, dessen Benutzung
für diesen Zweck öffentlich-rechtlich gesichert
ist. Die Bauaufsichtsbehörde kann, wenn
Gründe des Verkehrs dies erfordern, im Einzel-
fall bestimmen, ob die Stellplätze auf dem Bau-
grundstück oder auf einem anderen Grund-
stück herzustellen sind.

(3) Ist die Herstellung nach Absatz 2 nicht oder
nur unter großen Schwierigkeiten möglich oder
ist sie auf Grund einer Satzung nach § 85 Abs. 1
Nr. 8 untersagt oder eingeschränkt, so kann
die Bauaufsichtsbehörde im Einvernehmen mit
der Gemeinde gestatten, dass die Stellplatz-
pflicht durch Zahlung eines Geldbetrags abge-
löst wird, sofern eine Ablösesatzung (§ 85
Abs. 1 Nr. 9) besteht. Der Geldbetrag darf 80
vom Hundert der durchschnittlichen Herstel-
lungskosten der Parkeinrichtungen einschließ-
lich des Grunderwerbs im Gemeindegebiet
oder in bestimmten Teilen des Gemeindege-
biets nicht überschreiten. Der Geldbetrag ist
zu verwenden für

1. die Herstellung zusätzlicher oder die Instand-
haltung oder die Modernisierung bestehen-
der Parkeinrichtungen oder die Herstellung
von Ladestationen für Elektromobilität,

2. sonstige Maßnahmen zur Entlastung der
Straßen von ruhendem Verkehr einschließ-
lich investiver Maßnahmen des öffentlichen
Personennahverkehrs und des Fahrradver-
kehrs.

(4) Für die Herstellung von Abstellplätzen für
Fahrräder gilt Absatz 1 Satz 1 bis 3 sinnge-
mäß. Fahrradabstellplätze sind auf dem Bau-
grundstück herzustellen. Die Pflicht zur Her-
stellung von Fahrradabstellplätzen entfällt bei
Wohnungen, soweit die Herstellung von
Fahrradabstellplätzen für Besucherinnen und
Besucher auf dem Baugrundstück nicht
oder nur unter großen Schwierigkeiten mög-
lich ist.

(5) Stellplätze und Garagen müssen so ange-
ordnet und ausgeführt werden, dass ihre Be-
nutzung die Gesundheit nicht schädigt sowie
das Arbeiten und Wohnen, die Ruhe und die
Erholung in der Umgebung durch Lärm, Ab-
gase und Gerüche nicht über das zumutbare
Maß hinaus stört. Sie müssen unter Berück-
sichtigung eines angemessenen Stauraums
auf möglichst kurzem Weg von den öffentli-
chen Verkehrsflächen aus verkehrssicher zu
erreichen sein. Stellplätze für uneinge-
schränkt mit dem Rollstuhl nutzbare Woh-
nungen müssen barrierefrei sein. Es kann
verlangt werden, dass anstelle von Stellplät-
zen Garagen hergestellt werden.

(6) Garagen und ihre Nebenanlagen müssen
zu lüften sein. Abfließende Treib- und
Schmierstoffe müssen unschädlich beseitigt
werden können.
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(7) Stellplatzflächen sollen durch Anpflanzun-
gen gärtnerisch gestaltet werden. Flächen mit
mehr als acht Stellplätzen sind mit standortge-
rechten Bäumen und Gehölzen zu bepflanzen.
Eine Abschirmung von Stellplätzen und Gara-
gen durch Schutzwände sowie durch Bäume
und Sträucher kann im Einzelfall verlangt
werden.

(8) Notwendige Stellplätze, Garagen und Fahr-
radabstellplätze dürfen nicht zweckentfremdet
benutzt werden.

(9) Wird in einem Gebäude, das vor dem 1. Ja-
nuar 1995 fertiggestellt war, eine Wohnung
geteilt oder Wohnraum durch Änderung der
Nutzung, durch Aufstocken oder durch Aus-
bau des Dachraums geschaffen, so brauchen
notwendige Stellplätze nicht hergestellt zu
werden, soweit dies auf dem Grundstück nicht
oder nur unter großen Schwierigkeiten mög-
lich ist.

Abschnitt 7

Besondere bauliche Anlagen

§ 48 (aufgehoben)

§ 49 (aufgehoben)

§ 50 Barrierefreies Bauen
(1) In Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen
müssen die Wohnungen eines Geschosses
barrierefrei erreichbar sein; diese Verpflichtung
kann auch durch barrierefrei erreichbare Woh-
nungen in mehreren Geschossen erfüllt wer-
den. In Gebäuden, die errichtet werden und
die gemäß § 39 Absatz 4 Satz 1 einen Aufzug
haben müssen, müssen die Aufenthaltsräume
barrierefrei erreichbar sein. In den Wohnungen
nach den Sätzen 1 und 2 müssen die Aufent-
haltsräume, eine Toilette, ein Bad sowie die
Küche oder die Kochnische und, soweit vor-
handen, der Freisitz barrierefrei, aber nicht un-
eingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbar sein.
Von den Wohnungen nach Satz 2 müssen in
Gebäuden mit mehr als 6 Wohnungen eine
Wohnung und in Gebäuden mit mehr als 12
Wohnungen zwei Wohnungen uneinge-
schränkt mit dem Rollstuhl nutzbar sein. Die
Sätze 1 und 3 gelten nicht, wenn durch nach-
träglichen Ausbau des Dachgeschosses, durch

Nutzungsänderung des obersten Geschos-
ses, durch Aufstockung um bis zu zwei Ge-
schosse oder durch Teilung von Wohnungen
zusätzliche Wohnungen entstehen.

(2) Bauliche Anlagen, die öffentlich zugänglich
sind, müssen in den dem allgemeinen Besu-
cher- und Benutzerverkehr dienenden Teilen
barrierefrei sein. Dies gilt insbesondere für

1. Einrichtungen der Kultur und des Bildungs-
und Erziehungswesens,

2. Sport- und Freizeitstätten,

3. Einrichtungen des Gesundheitswesens,

4. Büro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebäude,

5. Verkaufsstätten, Schank- und Speisegast-
stätten,

6. Stellplätze, Garagen und Toilettenanlagen,

7. Beherbergungsstätten,

8. Serviceautomaten, insbesondere zur Bar-
geldbeschaffung.

Für die der zweckentsprechenden Nutzung
dienenden Räume und Anlagen genügt es,
wenn sie in dem erforderlichen Umfang barrie-
refrei sind. Toilettenräume und notwendige
Stellplätze für Besucherinnen, Besucher, Be-
nutzerinnen und Benutzer müssen in der erfor-
derlichen Anzahl barrierefrei sein.

(3) Für bauliche Anlagen, die überwiegend oder
ausschließlich von Menschen mit Behinderun-
gen oder aufgrund von Alter oder Krankheit be-
einträchtigten Menschen genutzt werden oder
die ihrer Betreuung dienen, wie

1. Tagesstätten, Schulen, Werkstätten und
Heime für behinderte Menschen,

2. Altenheime, Altenwohnheime und Alten-
pflegeheime,

gelten die Anforderungen des Absatzes 2 Satz 1
für die gesamte Anlage oder Einrichtung.

(4) Sollen rechtmäßig bestehende bauliche An-
lagen, andere Anlagen oder Einrichtungen
nach den Absätzen 2 und 3 wesentlich geän-
dert werden, so soll die Bauaufsichtsbehörde
verlangen, dass auch die von der Änderung
nicht unmittelbar berührten Teile mit den An-
forderungen der Absätze 2 und 3 in Einklang
gebracht werden, wenn dies für die Bauherrin
oder den Bauherrn keine unzumutbaren Mehr-
kosten verursacht.

(5) Von den Absätzen 1 bis 3 können Abwei-
chungen zugelassen werden, soweit die An-
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forderungen wegen schwieriger Geländever-
hältnisse, wegen des Einbaus eines sonst
nicht erforderlichen Aufzugs, wegen ungüns-
tiger vorhandener Bebauung oder im Hinblick
auf die Sicherheit der Menschen mit Behinde-
rung und der alten Menschen nur mit einem
unverhältnismäßigen Mehraufwand erfüllt
werden können. § 68 Abs. 2 gilt entspre-
chend.

§ 51 Sonderbauten
An Sonderbauten können im Einzelfall zur Ver-
wirklichung der allgemeinen Anforderungen
nach § 3 besondere Anforderungen gestellt
werden. Erleichterungen können gestattet wer-
den, soweit es der Einhaltung von Vorschriften
wegen der besonderen Art oder Nutzung bau-
licher Anlagen oder Räume oder wegen
besonderer Anforderungen nach Satz 1 nicht
bedarf. Die besonderen Anforderungen und
die Erleichterungen können sich insbesondere
erstrecken auf

1. die Anordnung der baulichen Anlagen auf
dem Grundstück,

2. die Abstände von Grundstücksgrenzen,
von anderen baulichen Anlagen auf dem
Grundstück und von öffentlichen Verkehrs-
flächen sowie auf die Größe der freizuhal-
tenden Flächen des Baugrundstücks,

3. die Öffnungen nach öffentlichen Verkehrsflä-
chen und nach angrenzenden Grundstücken,

04. die Anlage der Zu- und Abfahrten,

05. die Anlage von Grünstreifen, Baumpflan-
zungen und anderen Pflanzungen, die Be-
grünung oder Beseitigung von Halden und
Gruben, das Sammeln, Versickern und
Verwenden von Niederschlags- oder
Brauchwasser,

06. die Bauart und Anordnung aller für die
Stand- und Verkehrssicherheit, den Brand-,
Wärme-, Schall- oder Gesundheitsschutz
wesentlichen Bauteile und die Verwen-
dung von Baustoffen,

07. Brandschutzanlagen, -einrichtungen und -
vorkehrungen,

08. die Löschwasserrückhaltung,

09. die Anordnung und Herstellung von Aufzü-
gen, Treppen, Treppenräumen, Fluren, Aus-
gängen und sonstigen Rettungswegen,

10. die Beleuchtung und Energieversorgung,

11. die Lüftung und Rauchableitung,

12. die Feuerungsanlagen und Heizräume,

13. die Wasserversorgung,

14. die Aufbewahrung und Entsorgung von
Abwasser und von festen Abfallstoffen,

15. die Stellplätze und Garagen,

16. die barrierefreie Nutzbarkeit,

17. die zulässige Zahl der Benutzerinnen und
Benutzer, Anordnung und Zahl der zulässi-
gen Sitz- und Stehplätze bei Versammlungs-
stätten, Tribünen und Fliegenden Bauten,

18. die Zahl der Toiletten für Besucherinnen
und Besucher,

19. Umfang, Inhalt und Zahl besonderer Bau-
vorlagen, insbesondere eines Brand-
schutzkonzeptes,

20. weitere zu erbringende Bescheinigungen,

21. die Bestellung und Qualifikation der Bau-
leiterin oder des Bauleiters und der Fach-
bauleiterinnen und Fachbauleiter,

22. den Betrieb und die Benutzung, einschließ-
lich der Bestellung und der Qualifikation
einer oder eines Brandschutzbeauftragten,

23. Erst-, Wiederholungs- und Nachprüfungen
und die Bescheinigungen, die hierüber zu
erbringen sind,

24. Kommunikationseinrichtungen für die Ge-
fahrenabwehr.

Die am Bau Beteiligten

§ 52 Grundsatz
Bei der Errichtung, Änderung, Nutzungsände-
rung und der Beseitigung von Anlagen sind die
Bauherrin oder der Bauherr und im Rahmen
ihres Aufgabenbereichs die anderen am Bau
Beteiligten dafür verantwortlich, dass die öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften und die Anord-
nungen der Bauaufsichtsbehörde eingehalten
werden.

TEIL 4
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§ 53 Bauherrin, Bauherr
(1) Die Bauherrin oder der Bauherr hat zur Vor-
bereitung, Überwachung und Ausführung
eines nicht verfahrensfreien Vorhabens eine
Entwurfsverfasserin oder einen Entwurfsver-
fasser, Unternehmen und eine Bauleiterin oder
einen Bauleiter zu beauftragen, soweit sie oder
er nicht selbst zur Erfüllung der Verpflichtun-
gen nach diesem Gesetz geeignet ist, und sie
der Bauaufsichtsbehörde zu benennen. Der
Bauherrin oder dem Bauherrn obliegen ferner
die nach den öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten erforderlichen Anträge, Anzeigen und
Nachweise. Die Bauherrin oder der Bauherr
hat die zur Erfüllung der Anforderungen dieses
Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes erfor-
derlichen Nachweise und Unterlagen zu den
verwendeten Bauprodukten und den ange-
wandten Bauarten bereitzuhalten. Werden Bau-
produkte verwendet, die die CE-Kennzeichnung
nach der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 tragen,
ist die Leistungserklärung bereitzuhalten. Satz 1
gilt nicht bei Nutzungsänderungen ohne bauli-
che Änderungen.

(2) Bei Bauarbeiten, die in Selbst- oder Nach-
barschaftshilfe für eigenen Bedarf der Bauher-
rin oder des Bauherrn ausgeführt werden, ist
die Beauftragung von Unternehmen nicht er-
forderlich, wenn genügend Fachkräfte mit der
nötigen Sachkunde, Erfahrung und Zuverläs-
sigkeit mitwirken. Dies gilt nicht bei der Besei-
tigung von Anlagen.

(3) Sind die von der Bauherrin oder vom Bau-
herrn Beauftragten für ihre Aufgabe nach
Sachkunde und Erfahrung nicht geeignet, so
kann die Bauaufsichtsbehörde vor und wäh-
rend der Bauausführung verlangen, dass sie
durch geeignete Personen ersetzt oder geeig-
nete Sachverständige herangezogen werden.
Die Bauaufsichtsbehörde kann die Bauarbei-
ten einstellen, bis geeignete Personen oder
Sachverständige beauftragt sind.

(4) Wechselt die Bauherrin oder der Bauherr,
so hat die neue Bauherrin oder der neue Bau-
herr dies der Bauaufsichtsbehörde unverzüg-
lich in Textform mitzuteilen.

(5) Sind mehrere Bauherrinnen oder Bauher-
ren an einem Bauvorhaben beteiligt, so ist ge-
genüber der Bauaufsichtsbehörde eine Vertre-
terin oder ein Vertreter zu bestellen, die oder
der für die Erfüllung der der Bauherrin oder
dem Bauherrn nach den öffentlich-rechtlichen

Vorschriften obliegenden Verpflichtungen zu
sorgen hat.

§ 54 Entwurfsverfasserin,
Entwurfsverfasser,
Fachplanerinnen,
Fachplaner

(1) Die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfs-
verfasser muss nach Sachkunde und Erfah-
rung zur Vorbereitung des jeweiligen Bauvor-
habens geeignet sein. Sie oder er ist für die
Vollständigkeit und Brauchbarkeit ihres oder
seines Entwurfs verantwortlich. Sie oder er hat
dafür zu sorgen, dass die für die Ausführung
notwendigen Einzelzeichnungen, Einzelbe-
rechnungen und Anweisungen den öffentlich-
rechtlichen Vorschriften entsprechen.

(2) Hat die Entwurfsverfasserin oder der Ent-
wurfsverfasser auf einzelnen Fachgebieten
nicht die erforderliche Sachkunde und Erfah-
rung, so hat sie oder er dafür zu sorgen, dass
geeignete Fachplanerinnen oder Fachplaner
herangezogen werden. Diese sind für die von
ihnen gefertigten Unterlagen verantwortlich.
Für das ordnungsgemäße Ineinandergreifen
aller Fachplanungen bleibt die Entwurfsver-
fasserin oder der Entwurfsverfasser verant-
wortlich.

§ 55 Unternehmen
(1) Jedes Unternehmen ist für die den öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften entsprechende Aus-
führung der von ihm übernommenen Arbeiten
und insoweit für die ordnungsgemäße Einrich-
tung und den sicheren Betrieb der Baustelle
verantwortlich. Es hat die zur Erfüllung der An-
forderungen dieses Gesetzes oder aufgrund
dieses Gesetzes erforderlichen Nachweise
und Unterlagen zu den verwendeten Baupro-
dukten und den angewandten Bauarten zu er-
bringen und auf der Baustelle bereitzuhalten.
Bei Bauprodukten, die die CE-Kennzeichnung
nach der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 tra-
gen, ist die Leistungserklärung bereitzuhalten.
Hat ein Unternehmen für einzelne übernom-
mene Arbeiten nicht die erforderliche Sach-
kunde und Erfahrung, so hat es dafür zu sor-
gen, dass geeignete Fachunternehmen oder
Fachleute herangezogen werden; diese sind
für ihre Arbeiten verantwortlich.
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(2) Jedes Unternehmen hat auf Verlangen der
Bauaufsichtsbehörde für Bauarbeiten, bei
denen die Sicherheit der baulichen Anlagen in
außergewöhnlichem Maß von der besonderen
Sachkenntnis und Erfahrung oder von einer
Ausstattung des Unternehmens mit besonde-
ren Vorrichtungen abhängt, nachzuweisen,
dass es für diese Bauarbeiten geeignet ist und
über die erforderlichen Vorrichtungen verfügt.
Satz 1 gilt entsprechend für die Fachunterneh-
men und Fachleute.

§ 56 Bauleiterin, Bauleiter
(1) Die Bauleiterin oder der Bauleiter hat darü-
ber zu wachen, dass die Baumaßnahme ent-
sprechend den öffentlich-rechtlichen Anforde-
rungen durchgeführt wird und die dafür erfor-
derlichen Weisungen zu erteilen. Sie oder er
hat im Rahmen dieser Aufgabe auf den siche-
ren bautechnischen Betrieb der Baustelle, ins-
besondere auf das gefahrlose Ineinandergrei-
fen der Arbeiten der Unternehmen zu achten.
Die Verantwortlichkeit der Unternehmen bleibt
unberührt. Verstöße, denen nicht abgeholfen
wird, hat sie oder er unverzüglich der Bauauf-
sichtsbehörde mitzuteilen.

(2) Die Bauleiterin oder der Bauleiter muss
über die für ihre oder seine Aufgabe erforder-
liche Sachkunde und Erfahrung verfügen. Ver-
fügt die Bauleiterin oder der Bauleiter auf ein-
zelnen Teilgebieten nicht über die erforderliche
Sachkunde und Erfahrung, so hat sie oder er
dafür zu sorgen, dass geeignete Fachbauleite-
rinnen oder Fachbauleiter herangezogen wer-
den. Diese treten insoweit an die Stelle der
Bauleiterin oder des Bauleiters. Die Bauleiterin
oder der Bauleiter hat die Tätigkeit der Fach-
bauleiterinnen und Fachbauleiter und ihre oder
seine Tätigkeit aufeinander abzustimmen.

Bauaufsichtsbehörden, Verfahren

Abschnitt 1

Bauaufsichtsbehörden

§ 57 Aufgaben und Befugnisse
der Bauaufsichtsbehörden

(1) Die Bauaufsicht ist Aufgabe des Staates.

TEIL 5

(2) Die Bauaufsichtsbehörden haben bei der
Errichtung, der Änderung, der Nutzungsände-
rung, der Beseitigung sowie der Instandhal-
tung von Anlagen darüber zu wachen, dass
die öffentlich-rechtlichen Vorschriften und die
auf Grund dieser Vorschriften erlassenen An-
ordnungen eingehalten werden. Sie haben in
Wahrnehmung dieser Aufgaben die nach pflicht-
gemäßem Ermessen erforderlichen Maßnah-
men zu treffen.

(3) Bei bestandsgeschützten baulichen Anla-
gen können Anforderungen gestellt werden,
wenn dies zur Abwehr von erheblichen Gefah-
ren für Leben und Gesundheit oder von unzu-
mutbaren Belästigungen erforderlich ist.

(4) Sollen rechtmäßig bestehende bauliche An-
lagen, andere Anlagen oder Einrichtungen we-
sentlich geändert werden, so kann gefordert
werden, dass auch die von der Änderung nicht
unmittelbar berührten Teile mit diesem Gesetz
oder den auf Grund dieses Gesetzes erlasse-
nen Vorschriften in Einklang gebracht werden,
wenn dies für die Bauherrin oder den Bauherrn
keine unzumutbaren Mehrkosten verursacht.

(5) Bei bestandsgeschützten Sonderbauten,

1. mit deren Nutzung eine besondere Brand-
oder Explosionsgefahr verbunden ist,

2. durch die im Falle eines Brandes, einer Ex-
plosion oder eines sonstigen gefahrbrin-
genden Ereignisses eine größere Anzahl
von Menschen oder erhebliche Sachwerte
gefährdet werden können oder

3. bei denen zur Gewährleistung der Sicher-
heit oder Ordnung der Besucherinnen und
Besucher eine regelmäßige oder ständige
Anwesenheit der Polizei erforderlich ist,

kann verlangt werden, dass Anlagen nach
§ 51 Satz 3 Nr. 24 eingebaut, unterhalten und
an den jeweiligen Stand der von Feuerwehr
und Polizei verwendeten Kommunikations-
technik angepasst werden, wenn dies keine
unzumutbaren Kosten verursacht.

(6) Bauaufsichtliche Genehmigungen und sons-
tige Maßnahmen gelten auch für und gegen
die Rechtsnachfolgenden.

(7) Die mit dem Vollzug dieses Gesetzes be-
auftragten Personen sind berechtigt, in Aus-
übung ihres Amtes Grundstücke und bauliche
Anlagen einschließlich der Wohnungen zu be-
treten. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit
der Wohnung (Art. 13 des Grundgesetzes)
wird insoweit eingeschränkt.



165

LBO

§ 58 Aufbau der Bauaufsichts-
behörden

(1) Oberste Bauaufsichtsbehörde ist das Mi-
nisterium für Inneres, Bauen und Sport. Die
Aufgaben der unteren Bauaufsichtsbehörden
werden von den Landkreisen und dem Regio-
nalverband Saarbrücken als Auftragsangele-
genheiten wahrgenommen, soweit in diesem
Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes nichts
anderes bestimmt ist. Die oberste Bauauf-
sichtsbehörde führt die Fachaufsicht über die
unteren Bauaufsichtsbehörden nach Satz 2
und Absatz 2.

(2) Die oberste Bauaufsichtsbehörde überträgt
einer Gemeinde auf Antrag durch Rechts-
verordnung ganz oder teilweise die Aufgaben
der unteren Bauaufsichtsbehörde, wenn die
Gemeinde mehr als 30.000 Einwohnerinnen
und Einwohner hat und ihre Leistungsfähigkeit
nachweist.5

(3) Den Bauaufsichtsbehörden müssen Beam-
tinnen oder Beamte mit der Befähigung zum
Richteramt oder zum höheren Verwaltungs-
dienst oder Beamtinnen oder Beamte des
höheren technischen Verwaltungsdienstes der
Fachrichtung Hochbau oder Städtebau sowie
Beamtinnen oder Beamte des gehobenen
technischen Verwaltungsdienstes der Fach-
richtung Hochbau oder der Fachrichtung Bau-
ingenieurwesen, Fachgebiet Städtebau und
Bauordnungswesen, angehören. Die Leitung
oder Verantwortung für die technische Bear-
beitung der Bauaufsichtsgeschäfte ist Be-
diensteten zu übertragen, die mindestens die
Befähigung zum gehobenen technischen Ver-
waltungsdienst nach Satz 1 und die erforder-
lichen Kenntnisse der Bautechnik, der Bauge-
staltung und des öffentlichen Baurechts
haben. Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann
Ausnahmen zulassen.

§ 59 Sachliche Zuständigkeit
(1) Sachlich zuständig ist die untere Bau-
aufsichtsbehörde, soweit nichts anderes be-
stimmt ist.

(2) Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann be-
stimmen, dass die Erteilung der Baugenehmi-
gung und die Zulassung von Abweichungen
für die Errichtung oder wesentliche Änderung
bestimmter Sonderbauten ihrer Zustimmung
bedarf.

Abschnitt 2

Genehmigungspflicht,
Genehmigungsfreiheit

§ 60 Grundsatz
(1) Die Errichtung, die Änderung und Nutzungs-
änderung von Anlagen bedürfen der Bauge-
nehmigung, soweit in den §§ 61 bis 63 und 77
nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die Genehmigungsfreiheit nach Absatz 1,
den §§ 61 bis 63 und 77 sowie die Beschrän-
kung der bauaufsichtlichen Prüfung nach den
§§ 64, 65 und 67 Abs. 4 entbinden nicht von
der Verpflichtung zur Einhaltung der Anforde-
rungen, die durch öffentlich-rechtliche Vor-
schriften an Anlagen gestellt werden und las-
sen die bauaufsichtlichen Eingriffsbefugnisse
unberührt. Die Genehmigungsfreiheit nach
Absatz 1, den §§ 61 bis 63 und 77 entbindet
auch nicht von der Verpflichtung, die nach an-
deren öffentlich-rechtlichen Vorschriften erfor-
derlichen Anzeigen zu erstatten und Gestat-
tungen einzuholen, insbesondere die Geneh-
migungen nach den Vorschriften des Saarlän-
dischen Denkmalschutzgesetzes vom 19. Mai
2004 (Amtsbl. S. 1498), zuletzt geändert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Juni 2009
(Amtsbl. S. 1374), in der jeweils geltenden
Fassung.6

(3) Auf Verlangen der Bauherrin oder des
Bauherrn wird für verfahrensfreie Vorhaben
nach § 61 und für genehmigungsfrei gestellte
Vorhaben nach § 63 ein Genehmigungsver-
fahren nach § 64 und für Vorhaben nach
§ 64 ein Genehmigungsverfahren nach § 65
durchgeführt.

(4) Schließt eine nach anderen Vorschriften er-
forderliche Gestattung die Baugenehmigung
ein, kann die für die Erteilung dieser Gestat-
tung zuständige Behörde in entsprechender
Anwendung dieses Gesetzes und auf Grund
dieses Gesetzes erlassener Vorschriften Prüf-
ingenieurinnen, Prüfingenieure, Prüfämter und
Prüfstellen heranziehen oder die Vorlage von
Bescheinigungen von Prüfsachverständigen
verlangen.

5 Vgl. BS-Nr. 2130-1-5.
6 SDschG vgl. BS-Nr. 224-5.
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§ 61 Verfahrensfreie Vorhaben,
Beseitigung von Anlagen

(1) Verfahrensfrei sind:

1. folgende Gebäude:

a) eingeschossige Gebäude bis zu 10 m²
Brutto-Grundfläche, außer im Außenbe-
reich,

b) eingeschossige Garagen einschließlich
eingebautem Abstellraum und einge-
schossige Gebäude zum Abstellen von
Fahrrädern, jeweils mit einer mittleren
Wandhöhe bis zu 3 m über der Gelände-
oberfläche und bis zu 36 m² Bruttogrund-
fläche, außer im Außenbereich; § 7 Abs. 4
Satz 2 bis 5 findet Anwendung,

c) Gebäude ohne Feuerstätten bis zu 100 m²
Brutto-Grundfläche und mit einer trauf-
seitigen Wandhöhe bis zu 5 m, die
einem land- oder forstwirtschaftlichen
Betrieb im Sinne des § 35 Abs. 1 Nr. 1
oder 2 und des § 201 des Baugesetz-
buchs in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. September 2004 (BGBl. I
S. 2414), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 20. November
2014 (BGBl. I S. 1748), in der jeweils
geltenden Fassung dienen und nur zur
Unterbringung von Sachen oder zum
vorübergehenden Schutz von Tieren
bestimmt sind,

d) Gewächshäuser bis 100 m² Brutto-
Grundfläche und 5 m Firsthöhe, die
einem landwirtschaftlichen Betrieb im
Sinne des § 35 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 und
des § 201 des Baugesetzbuchs dienen,

e) Gartenlauben in genehmigten Kleingar-
tenanlagen im Sinne des § 1 Abs. 1 des
Bundeskleingartengesetzes (BKleingG)
vom 28. Februar 1983 (BGBl. I S. 210),
zuletzt geändert durch Artikel 14 des
Gesetzes vom 13. September 2001
(BGBl. I S. 2376), in der jeweils gelten-
den Fassung und in Dauerkleingärten im
Sinne des § 1 Abs. 3 des Bundesklein-
gartengesetzes,

f) Fahrgastunterstände, die dem öffentli-
chen Personenverkehr oder der Schüler-
beförderung dienen,

g) Schutzhütten für Wanderer und Grillhüt-
ten, die jedermann zugänglich sind und
keine Aufenthaltsräume haben,

h) Terrassenüberdachungen mit einer Fläche
bis zu 36 m² und einer Tiefe bis zu 3 m,

i) Kioske, Verkaufswagen und Toiletten auf
öffentlichen Verkehrsflächen,

2. Anlagen der technischen Gebäudeausrüs-
tung, ausgenommen freistehende Abgas-
anlagen mit einer Höhe von mehr als 10 m,

3. folgende Anlagen zur Nutzung erneuerbarer
Energien:

a) Solaranlagen in, an und auf Dach- oder
Außenwandflächen sowie die damit ver-
bundene Änderung der Nutzung oder
der äußeren Gestalt des Gebäudes,

b) gebäudeunabhängige Solaranlagen mit
einer Höhe bis zu 3 m und einer Ge-
samtlänge bis zu 12 m,

c) gebäudeunabhängige Windkraftanlagen
und Windkraftanlagen auf Dächern, je-
weils bis zu 10 m Höhe gemessen von
der Geländeoberfläche bis zum höchs-
ten Punkt der vom Rotor bestrichenen
Fläche, sowie die damit verbundene Än-
derung der Nutzung oder der äußeren
Gestalt des Gebäudes,

4. folgende Versorgungsanlagen:

a) Brunnen,

b) Anlagen, die der Telekommunikation,
der öffentlichen Versorgung mit Elektrizi-
tät, Gas, Öl oder Wärme dienen, bis zu
50 m³ Brutto-Rauminhalt,

5. folgende Masten, Antennen und ähnliche
Anlagen:

a) Masten bis 10 m Höhe,

b) Masten und Unterstützungen für Freilei-
tungen, Straßenbeleuchtungsanlagen,
Fahnen und Seilbahnen, die der Lasten-
beförderung dienen,

c) unbeschadet der Nummer 4 Buchstabe b
Antennen einschließlich der Masten mit
einer Höhe bis zu 15 m, auf Gebäuden
gemessen ab dem Schnittpunkt der An-
lage mit der Dachhaut, und Parabolanten-
nen mit einem Durchmesser bis zu 1,20
m sowie zugehörige Versorgungseinhei-
ten mit einem Brutto-Rauminhalt bis zu 10
m3; bei einer Höhe von mehr als 10 m ist
das Vorhaben nur verfahrensfrei, wenn
vor der Bauausführung von einer oder
einem Prüfsachverständigen aufgrund
des § 86 Abs. 3 ein Standsicherheits-
nachweis erstellt und die Standsicherheit
der Bauherrin oder dem Bauherrn be-
scheinigt wurde,
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d) die bauliche Änderung, die Nutzungs-

änderung und die Änderung der äußeren
Gestalt bestehender baulicher Anlagen
durch die Errichtung, An- oder Einbrin-
gung von Antennen und Parabolanten-
nen nach Buchstabe c einschließlich der
zugehörigen Versorgungseinheiten bis
zu 10 m³ Netto-Rauminhalt in bestehen-
den baulichen Anlagen und bis zu 10 m³
Brutto-Rauminhalt an oder auf beste-
henden baulichen Anlagen,

e) ortsveränderliche Antennenträger, die
für längstens 24 Monate aufgestellt
werden, einschließlich der zugehörigen
Versorgungseinheiten sowie der An-
bringung und Veränderung von Anten-
nen,

f) Sirenen und deren Masten,

g) Blitzschutzanlagen,

h) Signalhochbauten der Landesvermes-
sung,

6. folgende Behälter und Wasserbecken:

a) ortsfeste Behälter für verflüssigte Gase
mit einem Fassungsvermögen von weni-
ger als 3 Tonnen, für nicht verflüssigte
Gase bis zu 6 m³ Brutto-Rauminhalt,

b) ortsfeste Behälter für brennbare oder
wassergefährdende Flüssigkeiten bis zu
10 m³ Brutto-Rauminhalt,

c) ortsfeste Behälter sonstiger Art bis zu 50 m³
Brutto-Rauminhalt und bis zu 3 m Höhe,

d) landwirtschaftliche Dünge- und Futter-
mittelsilos, Fahrsilos, Kompost- und
ähnliche Anlagen,

e) Wasserbecken bis zu 100 m³ Beckenin-
halt,

7. folgende Einfriedungen, Sichtschutzwände
und Stützmauern:

a) Einfriedungen und Sichtschutzwände je-
weils bis zu 2 m Höhe, außer im Außen-
bereich,

b) offene Einfriedungen und Weidezäune
für landwirtschaftlich oder forstwirt-
schaftlich genutzte Grundstücke im
Außenbereich,

c) Stützmauern bis zu 2 m Höhe,

8. folgende Anlagen in Gärten und zur Freizeit-
gestaltung:
a) Anlagen, die der zweckentsprechenden

Einrichtung von Gärten dienen, wie

Bänke, Sitzgruppen oder Pergolen, aus-
genommen Gebäude und Einfriedungen,

b) Schwimmbecken mit einem Beckenin-
halt bis zu 100 m³ einschließlich dazuge-
höriger luftgetragener Überdachungen,
außer im Außenbereich,

c) Anlagen, die der zweckentsprechenden
Einrichtung von Spiel- und Sportflächen,
Reit- und Wanderwegen, Trimm- und
Lehrpfaden dienen, ausgenommen Ge-
bäude und Tribünen,

d) Sprungschanzen, Sprungtürme und
Rutschbahnen jeweils bis zu 10 m Höhe,

e) Landungsstege,

f) Wohnwagen, Wohnmobile, Zelte und
bauliche Anlagen, die keine Gebäude
sind, auf genehmigten Camping-, Zelt-
und Wochenendplätzen,

9. folgende Werbeanlagen, Warenautomaten,
ähnliche Anlagen und Hinweisschilder und
-zeichen, jeweils bis zu 10 m Anlagenhöhe,
sowie, soweit sie in, auf oder an einer beste-
henden baulichen Anlage errichtet werden,
die damit verbundene Änderung der Nut-
zung oder der äußeren Gestalt der Anlage:

a) Werbeanlagen mit einer Ansichtsfläche
bis zu 1 m²,

b) Anlagen, die der Ankündigung oder An-
preisung dienen und nicht vom öffent-
lichen Verkehrs- oder Grünraum aus
sichtbar sind,

c) Werbeanlagen für zeitlich begrenzte Ver-
anstaltungen,

d) für höchstens 2 Monate an der Stätte
der Leistung angebrachte oder aufge-
stellte Werbeanlagen,

e) Waren- und Leistungsautomaten sowie
Packstationen von Post- und Paket-
dienstleistern,

f) Zeichen, die auf abseits oder versteckt
gelegene Stätten hinweisen, außer im
Außenbereich,

g) Schilder, die Inhaber und Art gewerb-
licher oder landwirtschaftlicher Betriebe
kennzeichnen oder auf einen Beruf hin-
weisen (Hinweisschilder) an der Stätte
der Leistung, vor Ortsdurchfahrten,
wenn sie vor Ortsdurchfahrten auf einer
einzigen Tafel zusammengefasst sind,
und an Stellen, an denen sie nicht vom
öffentlichen Verkehrs- oder Grünraum
aus sichtbar sind,
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h) Werbeanlagen in durch Bebauungsplan

festgesetzten Gewerbe-, Industrie- und
vergleichbaren Sondergebieten an der
Stätte der Leistung, an und auf Flugplät-
zen, Sportanlagen, auf abgegrenzten
Versammlungsstätten, Ausstellungs- und
Messegeländen, soweit sie nicht in die
freie Landschaft wirken,

i) Servicesäulen und Hinweistafeln für Mo-
bilitätsdienstleistungen,

10. folgende sonstige vorübergehend aufge-
stellte oder benutzbare Anlagen:

a) Gerüste,

b) Baustelleneinrichtungen einschließlich der
Lagerhallen, Schutzhallen und Unter-
künfte,

c) Toilettenwagen,

d) Behelfsbauten, die der Landesverteidi-
gung, dem Katastrophenschutz oder der
Unfallhilfe dienen,

e) bauliche Anlagen, die zu Straßenfesten,
Volksfesten und Märkten errichtet werden
und die keine Fliegenden Bauten sind,

f) bauliche Anlagen, die für höchstens drei
Monate auf genehmigtem Messe- und
Ausstellungsgelände errichtet werden,
ausgenommen Fliegende Bauten,

g) vorübergehend aufgestellte bauliche Anla-
gen, die dem Verkauf landwirtschaftlicher
oder erwerbsgärtnerischer Produkte
durch die Erzeugerin oder den Erzeuger
dienen, ausgenommen Gebäude,

11. folgende tragende und nicht tragende
Bauteile:

a) nicht tragende und nicht aussteifende
Bauteile in baulichen Anlagen,

b) die Änderung tragender oder aussteifen-
der Bauteile innerhalb von Wohngebäu-
den der Gebäudeklassen 1 und 2,

c) Fenster und Türen sowie die dafür be-
stimmten Öffnungen,

d) Außenwandbekleidungen einschließlich
Maßnahmen der Wärmedämmung, aus-
genommen bei Hochhäusern, sowie
Verblendungen, Anstrich und Verputz
baulicher Anlagen,

e) Dächer von Gebäuden, ausgenommen
Hochhäuser, einschließlich der Dachkon-
struktion ohne Änderung des bisherigen
statischen Systems und der Dachhöhe,

f) einzelne Aufenthaltsräume im Dachraum
von Wohngebäuden, wenn dadurch die
Gebäudeklasse 3 nicht überschritten
und die äußere Gestaltung des Gebäu-
des nicht verändert wird; der Einbau in
der Dachfläche liegender Fenster gilt
nicht als Veränderung der äußeren Ge-
staltung des Gebäudes,

auch vor Fertigstellung der baulichen Anlage,

12. folgende Plätze, private Verkehrsanlagen,
Aufschüttungen und Abgrabungen:

a) Abstellplätze für Fahrräder,

b) unbefestigte Lager- und Abstellplätze,
die einem Betrieb im Sinne des § 35
Abs. 1 Nr. 1 und 2 und des § 201 des
Baugesetzbuchs dienen,

c) sonstige Lager- und Abstellplätze sowie
Ausstellungsplätze, jeweils bis zu 300 m²
Fläche, in durch Bebauungsplan fest-
gesetzten Gewerbe-, Industrie- und ver-
gleichbaren Sondergebieten,

d) unbeschadet der Buchstaben b und c
Stellplätze und Abstellplätze für Anhän-
ger mit bis zu 36 m² Gesamtfläche,

e) Kleinkinderspielplätze im Sinne von § 10
Abs. 2 Satz 1,

f) private Verkehrsanlagen einschließlich
Brücken und Durchlässe mit einer lichten
Weite bis zu jeweils 5 m sowie Untertun-
nelungen mit einem Durchmesser bis zu
3 m,

g) Wirtschaftswege der Land- und Forst-
wirtschaft,

h) Aufschüttungen und Abgrabungen bis zu
2 m Höhe oder Tiefe, wenn ihre Grundflä-
che nicht größer als 36 m², im Außenbe-
reich nicht größer als 300 m² ist,

i) Ausgrabungen des Landesdenkmal-
amtes,

j) Aufschüttungen und Abgrabungen, die der
landwirtschaftlichen oder erwerbsgärtne-
rischen Bodenverbesserung dienen,

13. folgende sonstige Anlagen und Teile von
Anlagen:

a) Regale bis zu einer Höhe von 7,50 m
Oberkante Lagergut,

b) Anlagen, die der Erlaubnis nach § 18 der
Betriebssicherheitsverordnung vom 3. Fe-
bruar 2015 (BGBl. I S. 49) in der jeweils
geltenden Fassung bedürfen,
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c) Fahrradabstellanlagen,

d) Fahrzeugwaagen,

e) Kranbahnen und ihre Unterstützungen
für Kräne bis zu 1 t Traglast,

f) Denkmale, Skulpturen und Feldkreuze
jeweils bis zu 4 m Höhe sowie Grab-
denkmale auf Friedhöfen,

g) Treppenaufzüge in Wohngebäuden,

h) Ladestationen für Elektromobilität und
die damit verbundene Änderung der
Nutzung,

14. andere vergleichbare unbedeutende An-
lagen, die in den vorstehenden Nummern
nicht erfasst sind, wie Hauseingangsüber-
dachungen, Markisen, Fensterläden, Roll-
läden, Terrassen, Maschinenfundamente,
Teppichstangen, Jägerstände, Wildfütte-
rungen, Bienenfreistände und Tauben-
häuser.

(2) Über Absatz 1 hinaus sind verfahrensfrei:

1. Gebäude ohne Feuerstätten mit einer trauf-
seitigen Wandhöhe bis zu 5 m, die einem
land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb im
Sinne des § 35 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 und des
§ 201 des Baugesetzbuchs dienen und nur
zur Unterbringung von Sachen oder zum
vorübergehenden Schutz von Tieren be-
stimmt sind,

2. Gewächshäuser bis 5 m Firsthöhe, die
einem landwirtschaftlichen Betrieb im Sinne
des § 35 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 und des § 201
des Baugesetzbuchs dienen,

wenn die Bauherrin oder der Bauherr der Ge-
meinde das beabsichtigte Vorhaben durch Ein-
reichen der erforderlichen Unterlagen zur Kennt-
nis gegeben hat und die Gemeinde nicht inner-
halb einer Frist von zwei Wochen eine vorläufige
Untersagung nach § 15 Abs. 1 Satz 2 des Bau-
gesetzbuchs beantragt. Teilt die Gemeinde der
Bauherrin oder dem Bauherrn vor Ablauf der
Frist mit, dass sie eine vorläufige Untersagung
nach § 15 Abs. 1 Satz 2 des Baugesetzbuchs
nicht beantragen wird, darf mit der Ausführung
des Vorhabens bereits vor Ablauf der Frist nach
Satz 1 begonnen werden.

(3) Verfahrensfrei ist die Änderung der Nutzung
von Anlagen, wenn

1. für die neue Nutzung keine anderen öffent-
lich-rechtlichen Anforderungen, die im Bau-

genehmigungsverfahren nach § 65 zu prü-
fen sind, als für die bisherige Nutzung in
Betracht kommen,

2. Räume eines Wohngebäudes mit nicht
mehr als zwei Wohnungen in Aufenthalts-
räume, die zu diesen Wohnungen gehören,
umgenutzt werden,

3. Räume in vorhandenen Wohngebäuden
und Wohnungen in Räume für Bäder und
Toiletten umgenutzt werden,

4. die Errichtung oder Änderung der Anlagen
nach Absatz 1 verfahrensfrei wäre.

(4) Verfahrensfrei ist die Beseitigung von

1. Anlagen nach Absatz 1,

2. freistehenden Gebäuden der Gebäudeklas-
sen 1 und 3,

3. sonstigen Anlagen, die keine Gebäude
sind, mit einer Höhe bis zu 10 m.

Im Übrigen ist die beabsichtigte Beseitigung
von Anlagen mindestens einen Monat zuvor
der Bauaufsichtsbehörde anzuzeigen. Bei
nicht freistehenden Gebäuden muss die
Standsicherheit des Gebäudes oder der
Gebäude, an die das zu beseitigende Ge-
bäude angebaut ist, durch eine Tragwerk-
splanerin oder einen Tragwerksplaner im
Sinne des § 67 Abs. 2 Satz 1 oder 2 beurteilt
und im erforderlichen Umfang nachgewiesen
werden; die Beseitigung ist, soweit notwen-
dig, durch eine Tragwerksplanerin oder einen
Tragwerksplaner im Sinne des § 67 Abs. 2
Satz 1 oder 2 zu überwachen. Satz 3 gilt
nicht, soweit an verfahrensfreie Gebäude an-
gebaut ist. § 73 Abs. 6 Nr. 3 und Abs. 8 gilt
entsprechend.

(5) Instandhaltungsarbeiten sind verfahrensfrei.

§ 62 Vorhaben des Bundes
und der Länder

(1) Nicht verfahrensfreie Vorhaben des Bundes
und der Länder sowie ihrer rechtsfähigen
Anstalten, Körperschaften und Stiftungen be-
dürfen keiner Genehmigungsfreistellung oder
Baugenehmigung sowie Bauüberwachung
und Bauzustandsbesichtigung (§§ 63 bis 65,
78, 79), wenn
1. die Leitung der Entwurfsarbeiten und der

Bauüberwachung einer Baudienststelle des
Bundes oder eines Landes übertragen ist
und
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2. die Baudienststelle mindestens mit einer

Beamtin oder einem Beamten des höheren
technischen Verwaltungsdienstes der Fach-
richtung Hochbau oder einer oder einem
technischen Angestellten, die oder der die
Voraussetzungen für die Einstellung in den
Vorbereitungsdienst der Laufbahn des hö-
heren Dienstes der Fachrichtung Hochbau
erfüllt und über eine Berufserfahrung von
mindestens drei Jahren in ihrer oder seiner
Fachrichtung verfügt, besetzt ist.

Solche Vorhaben bedürfen der Zustimmung
der obersten Bauaufsichtsbehörde (Zustim-
mungsverfahren). Die Zustimmung der obers-
ten Bauaufsichtsbehörde entfällt, wenn die
Gemeinde nicht widerspricht und die Nach-
barschaft dem Vorhaben zustimmt. Keiner
Genehmigungsfreistellung, Baugenehmigung
oder Zustimmung sowie Bauüberwachung
und Bauzustandsbesichtigung bedürfen unter
den Voraussetzungen des Satzes 1 Baumaß-
nahmen in oder an bestehenden Gebäuden,
soweit sie nicht zu einer Erweiterung des Bau-
volumens oder zu einer der Genehmigungs-
pflicht unterliegenden Nutzungsänderung
führen. Die Sätze 3 und 4 gelten nicht für Vor-
haben, für die nach dem Gesetz über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I
S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 14 des
Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S.
4147), in der jeweils geltenden Fassung oder
dem Saarländischen Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung vom 30. Oktober 2002
(Amtsbl. S. 2494), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 13. Februar 2019
(Amtsbl. I S. 324), in der jeweils geltenden Fas-
sung7, eine Pflicht zur Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung oder einer Vorprü-
fung besteht und für Vorhaben, für die nach §
71 Abs. 3 Satz 2 eine Öffentlichkeitsbeteili-
gung durchzuführen ist.

(2) Der Antrag auf Zustimmung ist bei der
obersten Bauaufsichtsbehörde einzureichen.
Die oberste Bauaufsichtsbehörde prüft die
Zulässigkeit des Vorhabens entsprechend
§ 64 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1. Sie führt eine nach
den Vorschriften über die Umweltverträglich-
keitsprüfung erforderliche Öffentlichkeitsbe-
teiligung und bei Vorhaben nach § 71 Abs. 3
Satz 2 die Öffentlichkeitsbeteiligung nach
§ 71 Abs. 3 bis 6 durch. Sie entscheidet über
Abweichungen von den nach Satz 2 zu prü-
fenden sowie von anderen Vorschriften, so-
weit sie nachbarschützend sind und die

Nachbarschaft nicht zugestimmt hat; darüber
hinaus bedarf die Zulässigkeit von Ausnah-
men, Befreiungen und Abweichungen keiner
bauaufsichtlichen Entscheidung. Die Ge-
meinde ist vor Erteilung der Zustimmung zu
hören; § 36 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 1 des
Baugesetzbuches gilt entsprechend. § 68
Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1, § 69 Abs. 2 und die
§§ 70 bis 75 finden Anwendung.

(3) Die Baudienststelle trägt unter den Voraus-
setzungen des Absatzes 1 Satz 1 die Verant-
wortung dafür, dass die Errichtung, die Ände-
rung, die Nutzungsänderung und die Beseiti-
gung baulicher Anlagen den öffentlich-rechtli-
chen Vorschriften entsprechen; die Verantwor-
tung für die Unterhaltung baulicher Anlagen
trägt die Baudienststelle nur, wenn und so-
lange sie die oder der für die Anlage Verant-
wortliche ausschließlich ihr überträgt. Die
Verantwortung der öffentlichen Bauherrschaft
(§ 53) sowie der Unternehmen (§ 55) und die
Befugnisse der unteren Bauaufsichtsbehörden
bleiben unberührt.

(4) Nicht verfahrensfreie Vorhaben des Bundes,
die der Landesverteidigung, dienstlichen Zwe-
cken der Bundespolizei oder dem zivilen Bevöl-
kerungsschutz dienen, sind abweichend von
den Absätzen 1 bis 3 der obersten Bauauf-
sichtsbehörde vor Baubeginn in geeigneter
Weise zur Kenntnis zu bringen; dies gilt nicht,
wenn die Gemeinde nicht widerspricht. Darüber
hinaus wirken die Bauaufsichtsbehörden nicht
mit. Besteht für ein Vorhaben nach Satz 1 eine
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung oder einer Vorprüfung, bedarf
es der Zustimmung der obersten Bauaufsichts-
behörde. Auf Fliegende Bauten, die der Landes-
verteidigung, dienstlichen Zwecken der Bundes-
polizei oder dem zivilen Bevölkerungsschutz die-
nen, finden Satz 1 und § 77 Abs. 2 bis 10 keine
Anwendung; sie bedürfen auch keiner Genehmi-
gungsfreistellung oder Baugenehmigung.

§ 63 Genehmigungsfreistellung
(1) Keiner Baugenehmigung bedürfen über die
§§ 61, 62 und 77 hinaus

1. Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3,

2. sonstige Anlagen, die keine Gebäude sind,

3. Nebengebäude und Nebenanlagen zu Vor-
haben nach den Nummern 1 und 2,

7 SUVPG vgl. BS-Nr. 2128-19.
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wenn die Voraussetzungen nach Absatz 2 vor-
liegen. Satz 1 gilt nicht für

1. Werbeanlagen,

2. Sonderbauten,

3. Vorhaben, für die eine Pflicht zur Durchfüh-
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung
oder einer Vorprüfung besteht,

4. Vorhaben innerhalb eines Achtungsabstands
von 2 200 m, bei Biogasanlagen von 200 m,
um einen Betriebsbereich im Sinne des § 3
Abs. 5a des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771), in der jeweils
geltenden Fassung, durch die
a) eine oder mehrere dem Wohnen dienen-

de Nutzungseinheiten geschaffen oder
um einen oder mehrere dem Wohnen die-
nende Aufenthaltsräume erweitert werden
oder

b) eine oder mehrere öffentlich zugängliche
bauliche Anlagen geschaffen oder ein
oder mehrere dem allgemeinen Besu-
cherverkehr dienende Teile einer öffent-
lich zugänglichen baulichen Anlage er-
weitert werden,

es sei denn, die Bauherrin oder der Bauherr
weist durch ein Gutachten eines oder einer
nach § 29b des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes bekannt gegebenen Sachver-
ständigen oder durch eine Bestätigung der
Immissionsschutzbehörde nach, dass sich
das Vorhaben außerhalb des angemesse-
nen Sicherheitsabstands im Sinne des § 3
Abs. 5c des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes befindet.

(2) Vorhaben nach Absatz 1 sind baugenehmi-
gungsfrei gestellt, wenn

1. sie im Geltungsbereich eines Bebauungs-
plans im Sinne des § 30 Abs. 1 oder der
§§ 12 und 30 Abs. 2 des Baugesetzbuchs
liegen und den Festsetzungen dieses Be-
bauungsplans nicht widersprechen,

2. die Erschließung im Sinne des Baugesetz-
buchs gesichert ist,

3. eine Abweichung nach § 68 von Vorschrif-
ten dieses Gesetzes oder auf Grund dieses
Gesetzes nicht erforderlich ist und

4. die Gemeinde nicht innerhalb der Frist nach
Absatz 3 Satz 2 erklärt, dass das verein-
fachte Baugenehmigungsverfahren durch-

geführt werden soll, oder bei der Bauauf-
sichtsbehörde eine vorläufige Untersagung
nach § 15 Abs. 1 Satz 2 des Baugesetz-
buchs beantragt.

(3) Die Bauherrin oder der Bauherr hat die er-
forderlichen Unterlagen bei der Gemeinde
einzureichen; die Gemeinde leitet, soweit sie
nicht selbst Bauaufsichtsbehörde ist, die Un-
terlagen unverzüglich an die Bauaufsichtsbe-
hörde weiter. Mit dem Vorhaben darf einen
Monat nach Eingang der erforderlichen Un-
terlagen bei der Gemeinde begonnen wer-
den. Teilt die Gemeinde der Bauherrin oder
dem Bauherrn vor Ablauf der Frist mit, dass
kein Baugenehmigungsverfahren durchge-
führt werden soll und sie eine vorläufige Un-
tersagung nach § 15 Abs. 1 Satz 2 des Bau-
gesetzbuchs nicht beantragen wird, darf be-
reits vor Ablauf der Frist nach Satz 2 mit der
Ausführung des Vorhabens begonnen wer-
den; von der Mitteilung nach Halbsatz 1 hat
die Gemeinde die Bauaufsichtsbehörde zu
unterrichten. Beantragt die Gemeinde inner-
halb der Frist nach Satz 2 eine vorläufige Un-
tersagung nach § 15 Abs. 1 Satz 2 des Bau-
gesetzbuchs, sind der Bauherrin oder dem
Bauherrn die eingereichten Unterlagen zu-
rückzugeben. Will die Bauherrin oder der
Bauherr mit der Ausführung des Vorhabens
mehr als drei Jahre, nachdem die Bauausfüh-
rung nach Satz 2 oder 3 zulässig geworden
ist, beginnen, ist das Verfahren nach den Sät-
zen 1 bis 4 zu wiederholen.

(4) Die Erklärung der Gemeinde nach Absatz
2 Nr. 4 kann insbesondere deshalb erfolgen,
weil die Gemeinde eine Überprüfung der
sonstigen Voraussetzungen des Absatzes 2
oder des Bauvorhabens aus anderen Grün-
den für erforderlich hält. Darauf, dass die
Gemeinde von ihrer Erklärungsmöglichkeit
keinen Gebrauch macht, besteht kein
Rechtsanspruch. Erklärt die Gemeinde, dass
das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren
durchgeführt werden soll, hat sie dem Bau-
herrn die vorgelegten Unterlagen zurückzuge-
ben. Hat der Bauherr bei der Einreichung der
Unterlagen bestimmt, dass diese im Fall der
Erklärung nach Absatz 2 Nummer 4 als Bau-
antrag zu behandeln sind, leitet die Gemeinde
die Unterlagen gleichzeitig mit der Erklärung
an die Bauaufsichtsbehörde weiter.

(5) § 67 bleibt unberührt. § 69 Abs. 2 Satz 1
sowie § 73 Abs. 6 Nr. 2, Abs. 7 und 8 sind
entsprechend anzuwenden.
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Abschnitt 3

Genehmigungsverfahren

§ 64 Vereinfachtes Baugeneh-
migungsverfahren

(1) Für Vorhaben nach § 63 Abs. 1 Satz 1, bei
denen die Voraussetzungen nach § 63 Abs. 2
nicht vorliegen, wird ein vereinfachtes Bau-
genehmigungsverfahren durchgeführt. Satz 1
gilt nicht für Vorhaben nach § 63 Abs. 1 Satz 2
Nr. 2 und 3.
(2) Im vereinfachten Baugenehmigungsverfah-
ren werden geprüft:
1. die Zulässigkeit des Vorhabens nach den

Vorschriften des Baugesetzbuchs und den
sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten außerhalb des Bauordnungsrechts,
ausgenommen die Anforderungen nach
der Arbeitsstättenverordnung vom 12. Au-
gust 2004 (BGBl. I S. 2179), zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 der Verordnung vom
19. Juli 2010 (BGBl. I S. 96), in der jeweils
geltenden Fassung und die Anforderungen
nach dem Gesetz zur Einsparung von Ener-
gie und zur Nutzung Erneuerbarer Energien
zur Wärme- und Kälteerzeugung in Gebäu-
den vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728),
in der jeweils geltenden Fassung, und dem
Gesetz zum Aufbau einer gebäudeintegrier-
ten Lade- und Leitungsinfrastruktur für die
Elektromobilität vom 18. März 2021 (BGBl I.
S. 354), in der jeweils geltenden Fassung,

2. die Übereinstimmung des Vorhabens mit
den Vorschriften über die Abstandsflächen
(§§ 7, 8) und das barrierefreie Bauen (§ 50)
sowie den Örtlichen Bauvorschriften (§ 85),

3. bei Werbeanlagen abweichend von Num-
mer 2 die Übereinstimmung des Vorhabens
mit den Vorschriften der §§ 4, 7, 8, 12, 14
und 17 Abs. 2 sowie mit den Örtlichen Bau-
vorschriften (§ 85),

4. beantragte Abweichungen.
§ 67 bleibt unberührt.

(3) Über den Bauantrag ist innerhalb von drei
Monaten nach Eingang des vollständigen An-
trags zu entscheiden; die Bauaufsichtsbe-
hörde kann diese Frist aus wichtigem Grund
um bis zu einem Monat verlängern. Ein wichti-
ger Grund liegt insbesondere vor, wenn eine
Ausnahme, Befreiung oder Abweichung be-
antragt ist oder die Erteilung der Baugeneh-
migung der Entscheidung einer anderen Be-
hörde oder Stelle bedarf oder eine Öffentlich-

keitsbeteiligung nach § 71 Abs. 3 erforderlich
ist. Wenn zur Beurteilung eines Vorhabens
durch eine beteiligte Behörde oder Stelle noch
zusätzliche Unterlagen oder Angaben erfor-
derlich sind, wird die Frist bis zum Eingang
der nachgeforderten Unterlagen oder Anga-
ben unterbrochen. Die Frist wird im Übrigen
auch durch einen nachgereichten Antrag auf
Erteilung einer Ausnahme, Befreiung oder Ab-
weichung unterbrochen. Die Genehmigung
gilt als erteilt, wenn über den Bauantrag nicht
innerhalb der Frist entschieden worden ist.
Auf Verlangen der Bauherrin oder des Bau-
herrn hat die Bauaufsichtsbehörde die Ge-
nehmigung nach Satz 5 schriftlich zu bestäti-
gen. Die Sätze 1 bis 6 gelten nicht, wenn die
Frist für die Entscheidung einer anderen Be-
hörde oder Stelle nach bundesrechtlichen
Vorschriften mehr als zwei Monate beträgt
oder über zwei Monate hinaus verlängert wer-
den darf.

§ 65 Baugenehmigungsverfahren
Bei baugenehmigungsbedürftigen Anlagen,
die nicht unter § 64 fallen, werden geprüft:

1. die Zulässigkeit des Vorhabens nach den
Vorschriften des Baugesetzbuchs, nach den
Vorschriften des Bauordnungsrechts, ausge-
nommen die Anforderungen an den Wärme-,
Schall- und Erschütterungsschutz, und nach
den sonstigen öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften, ausgenommen die Anforderungen
nach dem Gesetz zur Einsparung von Ener-
gie und zur Nutzung Erneuerbarer Energien
zur Wärme- und Kälteerzeugung in Gebäu-
den und dem Gesetz zum Aufbau einer ge-
bäudeintegrierten Lade- und Leitungsinfra-
struktur für die Elektromobilität.

2. beantragte Abweichungen.

§ 67 bleibt unberührt.

§ 66 Bauvorlageberechtigung
(1) Bauvorlagen für die nicht verfahrensfreie
Errichtung und Änderung von Gebäuden müs-
sen von einer bauvorlageberechtigten Ent-
wurfsverfasserin oder einem bauvorlagebe-
rechtigten Entwurfsverfasser selbst oder unter
ihrer oder seiner Leitung erstellt sein. Dies gilt
nicht für

1. Bauvorlagen, die üblicherweise von Fach-
kräften mit anderer Ausbildung als nach
Absatz 2 verfasst werden, und
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2. geringfügige oder technisch einfache Bau-

vorhaben.

(2) Bauvorlageberechtigt ist,

1. wer auf Grund des Saarländischen Archi-
tekten- und Ingenieurkammergesetzes vom
13. Juli 2016 (Amtsbl. I S. 714), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
12. Dezember 2023 (Amtsbl. I 2024 S.
212), in der jeweils geltenden Fassung8, die
Berufsbezeichnung „Architektin“ oder „Ar-
chitekt“ führen darf oder

2. wer in die Liste der Bauvorlageberechtigten
nach § 29 des Saarländischen Architekten-
und Ingenieurkammergesetzes eingetragen
ist oder, ohne eine solche Listeneintragung,
gemäß § 29c des Saarländischen Architek-
ten- und Ingenieurkammergesetzes bau-
vorlageberechtigt ist.

(3) Bauvorlageberechtigt sind ferner

1. Berufsangehörige, welche über die in § 29
des Saarländischen Architekten- und Inge-
nieurkammergesetzes genannten inländi-
schen oder auswärtigen Hochschulab-
schlüsse verfügen, für die in Absatz 1 Satz 2
genannten Vorhaben und

a) freistehende oder nur einseitig ange-
baute oder anbaubare Wohngebäude
der Gebäudeklassen 1 bis 3,

b) eingeschossige gewerblich genutzte Ge-
bäude, die keine Sonderbauten sind,

c) land- und forstwirtschaftliche Gebäude,
die keine Sonderbauten sind,

d) Behelfsgebäude und untergeordnete
Gebäude, sowie

e) Garagen bis 100 m2 Nutzfläche ein-
schließlich der Verkehrsflächen,

2. Berufsangehörige, welche

a) auf Grund des Saarländischen Architek-
ten- und Ingenieurkammergesetzes die
Berufsbezeichnung „Innenarchitektin“
oder „Innenarchitekt“ führen dürfen oder
in einem anderen Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union oder einem nach dem
Recht der Europäischen Union gleichge-
stellten Staat zur Ausübung des Berufs
der Innenarchitektin oder des Innenar-
chitekten rechtmäßig niedergelassen
sind, nach Maßgabe des § 2 Absatz 2
des Saarländischen Architekten- und In-
genieurkammergesetzes für die mit der
Berufsaufgabe der Innenarchitektinnen
und Innenarchitekten verbundenen bau-
lichen Änderungen von Gebäuden,

b) in einem anderen Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union oder einem nach dem
Recht der Europäischen Union gleichge-
stellten Staat zur Ausübung des Berufs
der Architektin oder des Architekten
rechtmäßig niedergelassen sind, nach
Maßgabe des § 2 Absatz 2 des Saarlän-
dischen Architekten- und Ingenieurkam-
mergesetzes,

3. Berufsangehörige, welche

a) die Befähigung zum höheren oder geho-
benen technischen Verwaltungsdienst der
Fachrichtung Hochbau oder der Fach-
richtung Bauingenieurwesen, Fachge-
biet Städtebau und Bauordnungswesen,
besitzen,

b) einen berufsqualifizierenden Hochschul-
abschluss eines Studiums der Fachrich-
tung Bauingenieurwesen gemäß den in
Anlage 2 des Saarländischen Architek-
ten- und Ingenieurkammergesetzes ge-
regelten Leitlinien oder der Fachrichtung
Architektur nachweisen können und da-
nach mindestens zwei Jahre auf dem
Gebiet der Entwurfsplanung von Gebäu-
den praktisch tätig gewesen sind,

c) ein Studium der Fachrichtung Innenarchi-
tektur erfolgreich abgeschlossen haben
und mindestens zwei Jahre in dieser
Fachrichtung praktisch tätig waren,

für ihre dienstliche Tätigkeit bei einer juristi-
schen Person des Öffentlichen Rechts; Ab-
solventinnen und Absolventen der Fach-
richtung Innenarchitektur sind nur bauvorla-
geberechtigt für die mit der Berufsaufgabe
der Innenarchitektinnen und Innenarchitek-
ten verbundenen baulichen Änderungen
von Gebäuden.

(4) Bauvorlageberechtigt für die in Absatz 1
Satz 2 genannten Vorhaben und

1. Baumaßnahmen in oder an Wohngebäu-
den der Gebäudeklasse 1, soweit sie nicht
zu einer Erweiterung des Brutto-Raumin-
halts um mehr als 100 m3 führen,

2. die Errichtung oder Änderung von

a) landwirtschaftlichen Betriebsgebäuden
und gewerblich genutzten Gebäuden bis
zu 120 m2 Geschossfläche, die keine
Sonderbauten sind,

b) Behelfsgebäuden und untergeordneten
Gebäuden sowie

8 SAIG vgl. BS-Nr. 700-4.
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c) Garagen bis 100 m2 Nutzfläche ein-

schließlich der Verkehrsflächen

sind auch die Angehörigen der Fachrichtun-
gen Architektur, Hochbau und Bauingenieur-
wesen, die aufgrund des § 1 oder des § 2 des
Gesetzes zum Schutze der Berufsbezeich-
nung Ingenieur diese Berufsbezeichnung füh-
ren dürfen, die Meisterinnen und Meister des
Maurer-, Betonbauer-, Stahlbetonbauer- oder
Zimmererhandwerks und die staatlich geprüf-
ten Technikerinnen und Techniker der Fach-
richtung Bautechnik. Personen, die in einem
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union
oder einem nach dem Recht der Europäischen
Union gleichgestellten Staat niedergelassen
sind und die Anforderungen nach Satz 1 nicht
erfüllen, sind für Vorhaben nach Satz 1 Num-
mer 1 und 2 bauvorlageberechtigt, wenn sie in
dem Staat ihrer Niederlassung eine vergleich-
bare Berechtigung besitzen.

(5) Die Bauvorlageberechtigten nach Absatz 3
Nummer 1 sind in ein von der Ingenieurkam-
mer zu führendes Verzeichnis einzutragen.

§ 67 Bautechnische Nachweise
(1) Die Einhaltung der Anforderungen an die
Standsicherheit, den Brand-, Schall- und Er-
schütterungsschutz sowie die Einhaltung der
Anforderungen der Teile 2 und 3 des Geset-
zes zur Einsparung von Energie und zur Nut-
zung erneuerbarer Energien zur Wärme- und
Kälteerzeugung in Gebäuden ist nach näherer
Maßgabe der Rechtsverordnung aufgrund des
§ 86 Abs. 2 durch hierzu berechtigte Personen
nachzuweisen (bautechnische Nachweise);
dies gilt nicht für verfahrensfreie Bauvorhaben,
einschließlich der Beseitigung von Anlagen, so-
weit nicht in diesem Gesetz oder in der Rechts-
verordnung aufgrund des § 86 Abs. 2 anderes
bestimmt ist. Die Bauvorlageberechtigung
nach § 66 Absatz 2, Absatz 3 Nummer 2
Buchstabe b und Nummer 3 Buchstabe a und
b schließt die Berechtigung zur Erstellung der
bautechnischen Nachweise ein, soweit nicht
nachfolgend Abweichendes bestimmt ist. 3Die
Bauvorlageberechtigung nach § 66 Abs. 4
schließt die Berechtigung zur Erstellung der
bautechnischen Nachweise für die in § 66 Abs.
4 Satz 1 genannten Vorhaben mit Ausnahme
des Standsicherheitsnachweises ein.

(2) Bei

1. Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3 und

2. sonstigen baulichen Anlagen, die keine Ge-
bäude sind,

muss der Standsicherheitsnachweis, bei ande-
ren Bauvorhaben darf der Standsicherheits-
nachweis von einer Person selbst oder unter
ihrer Leitung erstellt sein, die in die Liste der
Tragwerksplanerinnen und -planer nach § 31
des Saarländischen Architekten- und Inge-
nieurkammergesetzes oder in die entspre-
chende Liste eines anderen Landes eingetra-
gen ist. Der Standsicherheitsnachweis darf
nach Maßgabe von § 32 des Saarländischen
Architekten- und Ingenieurkammergesetzes
auch von einer Person selbst oder unter ihrer
Leitung erstellt sein, die in einem anderen
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in
einem nach dem Recht der Europäischen
Union gleichgestellten Staat zur Erstellung von
Standsicherheitsnachweisen niedergelassen
ist. Bei Vorhaben im Einwirkungsbereich un-
tertägigen Bergbaus ist eine Stellungnahme
des bergbauberechtigten Unternehmens über
die Erforderlichkeit vorbeugender Sicherungs-
maßnahmen einzuholen. Die Sicherungsmaß-
nahmen sind im Standsicherheitsnachweis zu
berücksichtigen. Tragwerksplanerinnen und
Tragwerksplaner nach den Sätzen 1 und 2
dürfen auch Nachweise über den Schall- und
Erschütterungsschutz sowie die Einhaltung
der Anforderungen der Teile 2 und 3 des Ge-
setzes zur Einsparung von Energie und zur
Nutzung erneuerbarer Energien zur Wärme-
und Kälteerzeugung in Gebäuden erstellen
oder anerkennen.

(3) Der Brandschutznachweis darf auch von
einer Person selbst oder unter ihrer Leitung
erstellt sein, die in die Liste der Brandschutz-
planerinnen und -planer nach § 33 des Saar-
ländischen Architekten- und Ingenieurkam-
mergesetzes oder in die entsprechende Liste
eines anderen Landes eingetragen ist oder
nach Maßgabe des § 34 des Saarländischen
Architekten- und Ingenieurkammergesetzes in
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen
Union oder in einem nach dem Recht der Eu-
ropäischen Union gleichgestellten Staat zur
Erstellung von Brandschutznachweisen nie-
dergelassen ist. Hat die nachweisberechtigte
Person für einzelne Fragen des Brandschutz-
nachweises nicht die erforderliche Sachkunde
und Erfahrung, findet § 54 Abs. 2 entspre-
chende Anwendung.

(4) Der Standsicherheitsnachweis muss bau-
aufsichtlich geprüft oder durch eine Prüfsach-
verständige oder einen Prüfsachverständigen
im Sinne der Rechtsverordnung aufgrund des
§ 86 Abs. 3 bescheinigt sein bei
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1. Sonderbauten und Gebäuden der Gebäu-

deklassen 4 und 5,

2. folgenden baulichen Anlagen, wenn dies
nach Maßgabe eines in der Rechtsverord-
nung aufgrund des § 86 Abs. 2 geregelten
Kriterienkatalogs erforderlich ist:

a) Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3,
ausgenommen Wohngebäude der Ge-
bäudeklassen 1 und 2 und ihre Neben-
gebäude,

b) Behälter, Brücken, Stützmauern und Tri-
bünen,

c) sonstige bauliche Anlagen, die keine
Gebäude sind, mit einer Höhe von mehr
als 10 m.

Der Brandschutznachweis muss bauaufsicht-
lich geprüft oder durch eine Prüfsachver-
ständige oder einen Prüfsachverständigen im
Sinne der Rechtsverordnung aufgrund des
§ 86 Abs. 3 bescheinigt sein bei

1. Vorhaben, für die das Baugenehmigungs-
verfahren nach § 65 durchgeführt wird,

2. Garagen mit mehr als 100 m² Nutzfläche
einschließlich der Verkehrsflächen, aus-
genommen oberirdische, eingeschossige
Garagen bis zu 1 000 m² Nutzfläche ein-
schließlich der Verkehrsflächen.

(5) Bei der Änderung von Gebäuden darf der
Nachweis der Einhaltung der Anforderungen
des Teils 3 des Gesetzes zur Einsparung von
Energie und zur Nutzung erneuerbarer Ener-
gien zur Wärme- und Kälteerzeugung in Ge-
bäuden auch von einer Person erstellt sein, die
nach dem Gesetz zur Einsparung von Energie
und zur Nutzung erneuerbarer Energien zur
Wärme- und Kälteerzeugung in Gebäuden zur
Ausstellung des Energieausweises berechtigt
ist.

(6) Außer in den Fällen des Absatzes 4 müssen
bautechnische Nachweise weder geprüft noch
bescheinigt werden; § 68 bleibt unberührt.
Einer bauaufsichtlichen Prüfung oder Beschei-
nigung einer oder eines Prüfsachverständigen
bedarf es ferner nicht, soweit für das Bauvor-
haben Standsicherheitsnachweise vorliegen,
die von einem Prüfamt für Standsicherheit all-
gemein geprüft sind (Typenprüfung). Typen-
prüfungen anderer Länder gelten auch im
Saarland.

(7) § 66 Abs. 4 gilt entsprechend.

§ 68 Abweichungen
(1) Die Bauaufsichtsbehörde kann Abweichun-
gen von bauaufsichtlichen Anforderungen die-
ses Gesetzes und auf Grund dieses Gesetzes
erlassener Vorschriften zulassen, wenn sie unter
Berücksichtigung des Zwecks der jeweiligen
Anforderung und unter Würdigung der öffent-
lich-rechtlich geschützten nachbarlichen Be-
lange mit den öffentlichen Belangen, insbeson-
dere den Anforderungen des § 3 Abs. 1 verein-
bar sind. § 86a Abs. 1 Satz 3 bleibt unberührt.

(2) Die Zulassung von
1. Abweichungen nach Absatz 1,
2. Ausnahmen und Befreiungen von den Fest-

setzungen eines Bebauungsplanes oder
einer sonstigen städtebaulichen Satzung
nach § 31 des Baugesetzbuchs,

3. Ausnahmen und Befreiungen von Regelun-
gen der Baunutzungsverordnung über die
zulässige Art der baulichen Nutzung nach
§ 34 Abs. 2 Halbsatz 2 des Baugesetzbuchs,

4. Abweichungen, die eine Ermessensent-
scheidung nach der Baunutzungsverord-
nung in der jeweils anzuwendenden Fas-
sung verlangen,

ist gesondert in Textform zu beantragen; der
Antrag ist zu begründen. Für Anlagen, die kei-
ner Genehmigung bedürfen, sowie für Abwei-
chungen von Vorschriften, die im Genehmi-
gungsverfahren nicht geprüft werden, gilt Satz
1 entsprechend; § 73 Abs. 2 gilt entsprechend.

(3) Zulassungen von Abweichungen nach Ab-
satz 2 gelten drei Jahre; § 74 Absatz 2 gilt ent-
sprechend.

§ 69 Bauantrag und Bauvorlagen
(1) Der Bauantrag ist bei der unteren Bauauf-
sichtsbehörde einzureichen.

(2) Dem Bauantrag sind alle für die Beurteilung
des Bauvorhabens und die Bearbeitung des
Bauantrags erforderlichen Unterlagen (Bau-
vorlagen), einschließlich der bautechnischen
Nachweise, beizufügen, auch soweit Anforde-
rungen in den Verfahren nach den §§ 64 und
65 nicht geprüft werden. Es kann zugelassen
werden, dass einzelne Bauvorlagen nachge-
reicht werden. Auf Antrag kann die Baugeneh-
migung auch unter der Bedingung erteilt wer-
den, dass bautechnische Nachweise nachge-
reicht werden und mit der Bauausführung erst
soweit erforderlich nach erfolgter bauaufsicht-
licher Prüfung der nachgereichten Nachweise
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oder nach Vorlage von Bescheinigungen von
Prüfsachverständigen gemäß § 67 Abs. 4 be-
gonnen werden darf.

(3) § 25 Absatz 2 Satz 1 des Saarländischen
Verwaltungsverfahrensgesetzes bleibt unbe-
rührt.

§ 70 Behandlung des Bauantrags
(1) Die Bauaufsichtsbehörde hat den Bauan-
trag binnen sechs Arbeitstagen nach Eingang
auf seine Vollständigkeit zu überprüfen (Vor-
prüfung). Der Bauantrag ist zurückzuweisen,
wenn die Bauvorlagen so unvollständig oder
fehlerhaft sind, dass sie nicht bearbeitet wer-
den können. Zur Beseitigung geringfügiger
Mängel soll die Bauaufsichtsbehörde eine Frist
setzen. Werden die Mängel innerhalb der Frist
nicht behoben, gilt der Antrag als zurückge-
nommen. Die Bearbeitungsfähigkeit des Bau-
antrags ist der Bauherrin oder dem Bauherrn
unverzüglich unter Angabe der voraussicht-
lichen Verfahrensdauer mitzuteilen.

(2) Ist die Erteilung der Baugenehmigung von
der Gestattung oder dem Einvernehmen einer
anderen Behörde abhängig oder muss über
das Vorhaben im Benehmen mit einer anderen
Behörde entschieden werden, so holt die Bau-
aufsichtsbehörde die Entscheidung der ande-
ren Behörde ein. Die Bauaufsichtsbehörde
holt die Stellungnahme sonstiger Behörden
und Stellen ein, deren Aufgabenbereich durch
das Vorhaben berührt wird. Entscheidungen
und Stellungnahmen nach den Sätzen 1 und 2
sollen gleichzeitig eingeholt werden. Eine ge-
meinsame Besprechung der zu beteiligenden
Stellen (Antragskonferenz) soll einberufen wer-
den, wenn dies der beschleunigten Abwick-
lung des Vorhabens dienlich ist.

(3) Eine auf Grund landesrechtlicher Vorschrif-
ten nach Absatz 2 Satz 1 erforderliche Ent-
scheidung gilt als erteilt, wenn sie nicht inner-
halb von zwei Monaten nach Eingang des Er-
suchens unter Angabe der Gründe versagt
wird. Stellungnahmen nach Absatz 2 Satz 2
können unberücksichtigt bleiben, wenn sie
nicht innerhalb eines Monats nach Anforde-
rung bei der Bauaufsichtsbehörde eingehen.
Wenn zur Beurteilung des Vorhabens durch
eine beteiligte Behörde oder Stelle noch zu-
sätzliche Unterlagen oder Angaben erforder-
lich sind, wird die Frist nach Satz 1 oder 2 bis
zum Eingang der nachgeforderten Unterlagen
oder Angaben bei der beteiligten Behörde
oder Stelle unterbrochen. Die Bauaufsichtsbe-
hörde teilt die Entscheidung der anderen Be-

hörde zusammen mit ihrer Entscheidung der
Bauherrin oder dem Bauherrn mit.

§ 71 Beteiligung der Nachbar-
schaft und der Öffentlichkeit

(1) Vor der Zulassung von Abweichungen nach
§ 68 und vor der Erteilung von Befreiungen
nach § 31 Abs. 2 des Baugesetzbuchs, die
öffentlich-rechtlich geschützte nachbarliche
Belange berühren können, soll die nach § 68
für die Zulassung zuständige Stelle die betrof-
fenen Eigentümerinnen und Eigentümer sowie
Erbbauberechtigten benachbarter Grund-
stücke (Nachbarschaft) von dem Vorhaben
benachrichtigen. Entsprechend kann verfah-
ren werden, wenn nicht ausgeschlossen wer-
den kann, dass durch die Baugenehmigung
öffentlich-rechtlich geschützte nachbarliche
Belange beeinträchtigt werden. Die Bauherrin
oder der Bauherr hat der zuständigen Stelle
auf Verlangen die betroffene Nachbarschaft
namhaft zu machen und Unterlagen zu ihrer
Beteiligung zur Verfügung zu stellen. Einwen-
dungen sind innerhalb eines Monats nach Zu-
gang der Benachrichtigung bei der zuständi-
gen Stelle in Textform oder zur Niederschrift
vorzubringen; hierauf ist in der Benachrichti-
gung hinzuweisen. Die benachrichtigte Nach-
barschaft wird mit allen öffentlich-rechtlichen
Einwendungen ausgeschlossen, die im Rah-
men der Beteiligung nicht fristgemäß geltend
gemacht worden sind. Auf diese Rechtsfolge
ist in der Benachrichtigung hinzuweisen.

(2) Die Benachrichtigung nach Absatz 1 Satz 1
entfällt, wenn die Nachbarschaft der Abwei-
chung oder Befreiung zugestimmt hat; die
Bauherrin oder der Bauherr hat die Zustim-
mung nachzuweisen. Wird den Einwendungen
der Nachbarschaft nicht entsprochen, ist ihr
eine Ausfertigung der Baugenehmigung oder
der Entscheidung über die Zulassung der Ab-
weichung oder Befreiung zuzustellen.

(3) Bei baulichen Anlagen, die aufgrund ihrer
Beschaffenheit oder ihres Betriebs geeignet
sind, die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft
zu gefährden, zu benachteiligen oder zu beläs-
tigen, kann die Bauaufsichtsbehörde auf An-
trag der Bauherrin oder des Bauherrn das Bau-
vorhaben nach den für sie geltenden Bekannt-
machungsvorschriften und außerdem entwe-
der im Internet oder in örtlichen Tageszeitun-
gen, die im Bereich des Standorts der Anlage
verbreitet sind, öffentlich bekannt machen.
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Ein Bauvorhaben innerhalb eines Achtungs-
abstands eines Betriebsbereichs nach § 63
Abs. 1 Satz 2 Nr. 4,

1. durch das dem Wohnen dienende Nut-
zungseinheiten mit einer Größe von insge-
samt mehr als 5.000 m2 Bruttogrundfläche
neu geschaffen werden oder bestehende
dem Wohnen dienende Nutzungseinheiten
um mehr als 5.000 m2 Bruttogrundfläche
erweitert werden,

2. durch das die gleichzeitige Nutzung einer
oder mehrerer öffentlich zugänglicher bau-
licher Anlagen durch mehr als 100 zusätz-
liche Besucherinnen und Besucher ermög-
licht wird oder

3. nach dessen Durchführung ein Sonderbau
nach § 2 Abs. 4 Nr. 9, 10, 12, 13, 15 oder
16 besteht,

ist nach Eingang des vollständigen Antrags
nach Satz 1 bekannt zu machen, es sei denn,
die Bauherrin oder der Bauherr weist durch ein
Gutachten eines oder einer nach § 29b des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes bekannt
gegebenen Sachverständigen oder durch eine
Bestätigung der Immissionsschutzbehörde
nach, dass sich das Vorhaben außerhalb des
angemessenen Sicherheitsabstands im Sinne
des § 3 Abs. 5c des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes befindet. Satz 2 gilt nicht,
wenn die Bauaufsichtsbehörde zu dem Ergeb-
nis kommt, dass dem Gebot, den an-
gemessenen Sicherheitsabstand zu wahren,
bereits in einem Bebauungsplan Rechnung
getragen ist oder wenn durch eine Änderung
eines Sonderbaus, der ein Sonderbau nach
Satz 2 Nr. 3 ist, eine Erhöhung der Anzahl der
Benutzerinnen und Benutzer oder Besucherin-
nen und Besucher nicht eintritt. Verfährt die
Bauaufsichtsbehörde nach Satz 1 oder 2, fin-
det Absatz 1 keine Anwendung.

(4) In der Bekanntmachung nach Absatz 3
Satz 1 und 2 ist über Folgendes zu informie-
ren:

1. über den Gegenstand des Vorhabens,

2. über die für die Genehmigung zuständige
Behörde, bei der der Antrag nebst Unter-
lagen zur Einsicht ausgelegt wird sowie
wo und wann Einsicht genommen werden
kann,

3. darüber, dass Personen, deren Belange be-
rührt sind, und Vereinigungen, welche die An-
forderungen von § 3 Abs. 1 oder § 2 Abs. 2
des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in der

Fassung der Bekanntmachung vom 23. Au-
gust 2017 (BGBl. I S. 3290), in der jeweils
geltenden Fassung erfüllen (betroffene Öf-
fentlichkeit), Einwendungen bei einer in der
Bekanntmachung bezeichneten Stelle bis
zu zwei Wochen nach Ablauf der Ausle-
gungsfrist erheben können; dabei ist darauf
hinzuweisen, dass mit Ablauf der Frist alle
öffentlich-rechtlichen Einwendungen ausge-
schlossen sind und der Ausschluss von um-
weltbezogenen Einwendungen nur für das
Genehmigungsverfahren gilt,

4. dass die Zustellung der Entscheidung über
die Einwendungen durch öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden kann.

Bei der Bekanntmachung nach Absatz 3
Satz 2 ist zusätzlich über Folgendes zu infor-
mieren:

1. gegebenenfalls die Feststellung einer Pflicht
zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung für das Vorhaben nach § 5 des
Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung sowie erforderlichenfalls die Durch-
führung einer grenzüberschreitenden Betei-
ligung nach den §§ 55 und 56 des Gesetzes
über die Umweltverträglichkeitsprüfung,

2. die Art möglicher Entscheidungen oder, so-
weit vorhanden, den Entscheidungsentwurf
und

3. gegebenenfalls weitere Einzelheiten des
Verfahrens zur Unterrichtung der Öffentlich-
keit und Anhörung der betroffenen Öffent-
lichkeit.

(5) Nach der Bekanntmachung sind der Antrag
und die Bauvorlagen sowie die entschei-
dungserheblichen Berichte und Empfehlun-
gen, die der Bauaufsichtsbehörde im Zeit-
punkt der Bekanntmachung vorliegen, einen
Monat zur Einsicht auszulegen. Bauvorlagen,
die Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse ent-
halten, sind nicht auszulegen; für sie gilt § 10
Abs. 2 des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes entsprechend. Bis zwei Wochen nach Ab-
lauf der Auslegungsfrist kann die Öffentlichkeit
gegenüber der zuständigen Behörde in Text-
form Einwendungen erheben; mit Ablauf die-
ser Frist sind alle öffentlich-rechtlichen Ein-
wendungen ausgeschlossen. Satz 3 Halbsatz
2 gilt für umweltbezogene Einwendungen nur
für das Genehmigungsverfahren. Weitere In-
formationen, die für die Entscheidung über die
Genehmigung von Bedeutung sein können
und die der Bauaufsichtsbehörde erst nach
der Bekanntmachung vorliegen, sind der Öf-
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fentlichkeit nach den Bestimmungen über den
Zugang zu Umweltinformationen zugänglich
zu machen.

(6) Bei mehr als 20 Personen, denen die Bau-
genehmigung oder die Entscheidung über die
Zulassung der Abweichung oder Befreiung
nach Absatz 2 Satz 2 zuzustellen ist, kann die
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung
ersetzt werden; wurde eine Öffentlichkeitsbe-
teiligung nach Absatz 4 durchgeführt, ist der
Genehmigungsbescheid öffentlich bekannt zu
machen. Die öffentliche Bekanntmachung
wird dadurch bewirkt, dass der verfügende
Teil des Bescheids und die Rechtsbehelfsbe-
lehrung in entsprechender Anwendung des
Absatzes 3 Satz 1 bekannt gemacht werden;
auf Auflagen ist hinzuweisen. Eine Ausfer-
tigung des gesamten Genehmigungsbe-
scheids ist vom Tage nach der Bekannt-
machung an zwei Wochen zur Einsicht auszu-
legen. Ist eine Öffentlichkeitsbeteiligung nach
Absatz 3 Satz 2 erfolgt, sind in die Begrün-
dung die wesentlichen tatsächlichen und
rechtlichen Gründe, die die Behörde zu ihrer
Entscheidung bewogen haben, die Behand-
lung der Einwendungen sowie Angaben über
das Verfahren zur Beteiligung der Öffentlich-
keit aufzunehmen; § 73 Abs. 2 bleibt unbe-
rührt. In der öffentlichen Bekanntmachung ist
anzugeben, wo und wann der Bescheid und
seine Begründung eingesehen und nach Satz
7 angefordert werden können. Mit dem Ende
der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch
Dritten gegenüber, die keine Einwendungen
erhoben haben, als zugestellt; darauf ist in
der Bekanntmachung hinzuweisen. Nach der
öffentlichen Bekanntmachung können der
Bescheid und seine Begründung bis zum Ab-
lauf der Widerspruchsfrist von den Personen,
die Einwendungen erhoben haben, in Text-
form angefordert werden.

§ 72 Ersetzung des gemeindlichen
Einvernehmens

(1) Hat eine Gemeinde ihr nach § 14 Abs. 2
Satz 2, § 22 Abs. 5 Satz 1, § 36 Abs. 1
Satz 1 und 2 des Baugesetzbuches erforder-
liches Einvernehmen rechtswidrig versagt,
kann das fehlende Einvernehmen nach Maß-
gabe der Absätze 2 bis 4 im bauaufsichtlichen
Verfahren oder im Widerspruchsverfahren er-
setzt werden.

(2) Die §§ 130 bis 133 und 137 Abs. 1 des
Kommunalselbstverwaltungsgesetzes (KSVG)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.
Juni 1997 (Amtsbl. S. 682), zuletzt geändert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 8. Oktober
2003 (Amtsbl. S. 2874),9 in der jeweils gelten-
den Fassung finden keine Anwendung.

(3) Das Einvernehmen der Gemeinde wird
durch die Genehmigung oder den Wider-
spruchsbescheid ersetzt. Die Genehmigung
oder der Widerspruchsbescheid ist insoweit
zu begründen. Die Gemeinde ist vor Erlass der
Genehmigung oder des Widerspruchsbe-
scheids anzuhören. Dabei ist ihr Gelegenheit
zu geben, binnen angemessener Frist erneut
über das gemeindliche Einvernehmen zu ent-
scheiden.

(4) Entfällt die aufschiebende Wirkung von Wi-
derspruch und Anfechtungsklage gegen die
Genehmigung nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3
oder 4 der Verwaltungsgerichtsordnung in der
Fassung der Bekanntmachung vom 19. März
1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt geändert durch
Artikel 1 und 6 des Gesetzes vom 20. Dezem-
ber 2001 (BGBl. I S. 3987), in der jeweils
geltenden Fassung haben Widerspruch und
Anfechtungsklage auch insoweit keine auf-
schiebende Wirkung, als die Genehmigung
das Einvernehmen der Gemeinde ersetzt.

(5) Die Absätze 1 bis 4 finden entsprechende
Anwendung, wenn über die Zulässigkeit eines
Vorhabens nach § 14 Abs. 2 Satz 2, § 22
Abs. 5 Satz 1 sowie § 36 Abs. 1 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs in einem anderen Ver-
fahren entschieden wird. Die zuständige Be-
hörde holt vor ihrer Entscheidung die Stellung-
nahme der unteren Bauaufsichtsbehörde ein.

§ 73 Baugenehmigung,
Baubeginn

(1) Die Baugenehmigung ist zu erteilen, wenn
dem Vorhaben keine öffentlich-rechtlichen
Vorschriften entgegenstehen, die im bauauf-
sichtlichen Genehmigungsverfahren zu prüfen
sind; die Bauaufsichtsbehörde darf den Bau-
antrag auch ablehnen, wenn das Vorhaben
gegen öffentlich-rechtliche Vorschriften ver-
stößt, die im bauaufsichtlichen Genehmi-
gungsverfahren nicht zu prüfen sind. Die durch
eine Umweltverträglichkeitsprüfung ermittel-
ten, beschriebenen und bewerteten Umwelt-
auswirkungen sind nach Maßgabe der hierfür
geltenden Vorschriften zu berücksichtigen.

9 Jetzige Fassung des KSVG vgl. BS-Nr. 2020-1.
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(2) Die Baugenehmigung bedarf der Schrift-
form (Bauschein). Sie und ihre Nebenbestim-
mungen müssen nur insoweit begründet wer-
den, als nach § 71 Abs. 1 oder 5 fristgerecht
erhobenen Einwendungen nicht entsprochen
wird; § 71 Abs. 6 dieses Gesetzes und § 39
Abs. 2 Nr. 2 des Saarländischen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes bleiben unberührt. Der
Baugenehmigung sind die mit einem Geneh-
migungsvermerk versehenen Bauvorlagen bei-
zufügen.

(3) Bauliche Anlagen, die nur auf beschränkte
Zeit errichtet werden können oder sollen, kön-
nen widerruflich oder befristet genehmigt wer-
den. Die Genehmigung soll nur erteilt werden,
wenn gesichert ist, dass die Anlage nach
Widerruf oder nach Fristablauf beseitigt wird.
Nach Widerruf oder nach Fristablauf ist die
Anlage ohne Entschädigung zu beseitigen; ein
ordnungsgemäßer Zustand ist herzustellen.

(4) Die Baugenehmigung wird unbeschadet
privater Rechte Dritter erteilt.

(5) Die Gemeinde ist, wenn sie nicht Bauauf-
sichtsbehörde ist, von der Erteilung, Verlänge-
rung, Ablehnung, Rücknahme und dem Wider-
ruf einer Baugenehmigung sowie dem Ablauf
der Frist nach § 64 Abs. 3 Satz 5 zu unterrich-
ten. Wird die Baugenehmigung erteilt, so ist der
Gemeinde die Entscheidung der Bauaufsichts-
behörde durch eine Übermittlung des Be-
scheids, einschließlich der mit einem Genehmi-
gungsvermerk versehenen Bauvorlagen, zur
Kenntnis zu geben; im Fall des § 64 Abs. 3 Satz
5 sind nur die Bauvorlagen zu übersenden.

(6) Mit der Bauausführung oder mit der Aus-
führung des jeweiligen Bauabschnitts darf erst
begonnen werden, wenn

1. die Baugenehmigung der Bauherrin oder
dem Bauherrn zugegangen ist oder durch
Fristablauf nach § 64 Abs. 3 Satz 5 als er-
teilt gilt,

2. die bautechnischen Nachweise soweit
erforderlich bauaufsichtlich geprüft oder
gemäß § 67 Abs. 4 bescheinigt sind und

3. der Bauaufsichtsbehörde die Baubeginns-
anzeige nach Absatz 8 vorliegt.

(7) Vor Baubeginn müssen Grundrissfläche
und Höhenlage der baulichen Anlage auf dem
Grundstück festgelegt sein (Einweisung). Die
oder der Einweisende hat die Einweisung zu
bescheinigen.

(8) Die Bauherrin oder der Bauherr hat den
Ausführungsbeginn und die Wiederaufnahme

der Bauarbeiten nach einer Unterbrechung
von mehr als drei Monaten mindestens eine
Woche vorher der Bauaufsichtsbehörde in
Textform mitzuteilen (Baubeginnsanzeige). Die
Baugenehmigung, ausgenommen im Fall des
§ 64 Abs. 3 Satz 5, die Bauvorlagen, ein-
schließlich der bautechnischen Nachweise,
und die Bescheinigung über die Einweisung
müssen an der Baustelle von Baubeginn an
bereitgehalten werden.

§ 74 Geltungsdauer der
Genehmigung

(1) Die Baugenehmigung und die Teilbauge-
nehmigung erlöschen, wenn innerhalb von drei
Jahren nach ihrer Bekanntgabe mit der Aus-
führung des Bauvorhabens nicht begonnen
oder die Bauausführung ein Jahr unterbrochen
worden ist. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs
hemmt den Lauf der Frist bis zur Unanfecht-
barkeit der Baugenehmigung.

(2) Die Frist nach Absatz 1 kann auf in Text-
form gestellten Antrag jeweils bis zu einem
Jahr verlängert werden. Sie kann auch rück-
wirkend verlängert werden, wenn der Antrag
vor Fristablauf bei der Bauaufsichtsbehörde
eingegangen ist.

§ 75 Teilbaugenehmigung
(1) Ist das Gesamtvorhaben grundsätzlich ge-
nehmigungsfähig, kann vorab für die Bau-
grube und für einzelne Bauteile oder Bauab-
schnitte auf in Textform gestellten Antrag eine
Teilbaugenehmigung erteilt werden.

(2) Die §§ 66 bis 74 gelten entsprechend.

(3) In der Baugenehmigung können, ungeach-
tet der Teilbaugenehmigung, für die bereits
begonnenen oder ausgeführten Teile des Bau-
vorhabens zusätzliche Anforderungen gestellt
werden, wenn sich bei der weiteren Prüfung
der Bauvorlagen ergibt, dass diese Anforde-
rungen wegen der öffentlichen Sicherheit oder
Ordnung erforderlich sind.

§ 76 Vorbescheid
Auf in Textform gestellten Antrag der Bauherrin
oder des Bauherrn ist zu einzelnen Fragen ihres
oder seines Bauvorhabens ein Vorbescheid zu
erteilen. Der Vorbescheid gilt drei Jahre. Die
Frist kann auf in Textform gestellten Antrag je-
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weils bis zu einem Jahr verlängert werden. Für
Fragen zu Vorhaben nach den §§ 61 und 63 gilt
§ 64 Abs. 2 entsprechend; für Fragen zu Vor-
haben nach den §§ 64 und 65 gilt § 65 ent-
sprechend; daneben gelten die §§ 67 bis 72
und § 74 Abs. 2 Satz 2 entsprechend.

§ 77 Fliegende Bauten
(1) Fliegende Bauten sind bauliche Anlagen,
die geeignet und bestimmt sind, an verschie-
denen Orten wiederholt und befristet aufge-
stellt und wieder zerlegt zu werden. Baustel-
leneinrichtungen und Baugerüste gelten nicht
als Fliegende Bauten.

(2) Fliegende Bauten bedürfen keiner Bauge-
nehmigung. Fliegende Bauten bedürfen, bevor
sie erstmals aufgestellt und in Gebrauch ge-
nommen werden, einer Ausführungsgenehmi-
gung. Dies gilt nicht für folgende Fliegende
Bauten:

1. Fliegende Bauten bis 5 m Höhe, die nicht
dazu bestimmt sind, von Besucherinnen
und Besuchern betreten zu werden,

2. Fliegende Bauten bis 5 m Höhe, die für Kin-
der betrieben werden und eine Geschwin-
digkeit von höchstens 1 m/s haben,

3. Bühnen, die Fliegende Bauten sind, ein-
schließlich Überdachungen und sonstiger
Aufbauten bis 5 m Höhe mit einer Grundflä-
che bis 100 m² und einer Fußbodenhöhe
bis 1,50 m,

4. erdgeschossige Zelte und betretbare Ver-
kaufsstände, die Fliegende Bauten sind, je-
weils mit einer Grundfläche bis zu 75 m²,

5. aufblasbare Spielgeräte mit einer Höhe des
betretbaren Bereichs von bis zu 5 m oder
mit überdachten Bereichen, bei denen die
Entfernung zum Ausgang nicht mehr als 3
m oder, sofern ein Absinken der Überda-
chung konstruktiv verhindert wird, nicht
mehr als 10 m beträgt.

(3) Die Ausführungsgenehmigung wird von der
Bauaufsichtsbehörde erteilt, in deren Bereich
die Antragstellerin oder der Antragsteller ihre
oder seine Hauptwohnung oder ihre oder
seine gewerbliche Niederlassung hat. Hat die
Antragstellerin oder der Antragsteller ihre oder
seine Hauptwohnung oder ihre oder seine ge-
werbliche Niederlassung außerhalb der Bun-
desrepublik Deutschland, so ist die Bauauf-
sichtsbehörde zuständig, in deren Bereich der

Fliegende Bau erstmals aufgestellt und in Ge-
brauch genommen werden soll. Die oberste
Bauaufsichtsbehörde kann bestimmen, dass
Ausführungsgenehmigungen für Fliegende
Bauten nur durch bestimmte Bauaufsichtsbe-
hörden erteilt werden dürfen.

(4) Die Genehmigung wird für eine bestimmte
Frist erteilt, die höchstens fünf Jahre betragen
soll; sie kann auf schriftlichen Antrag von der
für die Erteilung der Ausführungsgenehmigung
zuständigen Behörde jeweils bis zu fünf Jah-
ren verlängert werden; § 74 Abs. 2 Satz 2 gilt
entsprechend. Die Genehmigungen werden in
ein Prüfbuch eingetragen, dem eine Ausferti-
gung der mit einem Genehmigungsvermerk zu
versehenden Bauvorlagen beizufügen ist. Aus-
führungsgenehmigungen anderer Länder gel-
ten auch im Saarland.

(5) Die Inhaberin oder der Inhaber der Ausfüh-
rungsgenehmigung hat den Wechsel ihrer
oder seiner Hauptwohnung oder ihrer oder
seiner gewerblichen Niederlassung oder die
Übertragung eines Fliegenden Baues an Dritte
der Bauaufsichtsbehörde anzuzeigen, die die
Ausführungsgenehmigung erteilt hat. Die Be-
hörde hat die Änderung in das Prüfbuch ein-
zutragen und sie, wenn mit den Änderungen
ein Wechsel der Zuständigkeit verbunden ist,
der nunmehr zuständigen Behörde mitzutei-
len.

(6) Fliegende Bauten, die nach Absatz 2 Satz
2 einer Ausführungsgenehmigung bedürfen,
dürfen unbeschadet anderer Vorschriften nur
in Gebrauch genommen werden, wenn ihre
Aufstellung der Bauaufsichtsbehörde des Auf-
stellungsortes unter Vorlage des Prüfbuchs
rechtzeitig, mindestens sechs Werktage vor
Inbetriebnahme, angezeigt ist. Die Bauauf-
sichtsbehörde kann die Inbetriebnahme die-
ser Fliegenden Bauten von einer Gebrauchs-
abnahme abhängig machen. Das Ergebnis
der Abnahme ist in das Prüfbuch einzutragen.
In der Ausführungsgenehmigung kann be-
stimmt werden, dass Anzeigen nach Satz 1
nicht erforderlich sind, wenn eine Gefährdung
im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 1 nicht zu erwar-
ten ist.

(7) Die für die Erteilung der Gebrauchsab-
nahme zuständige Bauaufsichtsbehörde kann
Auflagen machen oder die Aufstellung oder den
Gebrauch Fliegender Bauten untersagen, so-
weit dies nach den örtlichen Verhältnissen oder
zur Abwehr von Gefahren oder nach sonstigen
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öffentlich-rechtlichen Vorschriften erforderlich
ist, insbesondere weil die Betriebssicherheit
oder Standsicherheit nicht oder nicht mehr ge-
währleistet ist oder weil von der Ausführungs-
genehmigung abgewichen wird.

(8) Wird die Aufstellung oder der Gebrauch un-
tersagt, so ist dies in das Prüfbuch einzutra-
gen. Die ausstellende Behörde ist zu benach-
richtigen, das Prüfbuch ist einzuziehen und
der ausstellenden Behörde zuzuleiten, wenn
die Herstellung ordnungsgemäßer Zustände
innerhalb angemessener Frist nicht zu erwar-
ten ist.

(9) Bei Fliegenden Bauten, die von Besuche-
rinnen und Besuchern betreten und längere
Zeit an einem Aufstellungsort betrieben wer-
den, kann die für die Gebrauchsabnahme zu-
ständige Bauaufsichtsbehörde aus Gründen
der Sicherheit Nachabnahmen durchführen.
Das Ergebnis der Nachabnahme ist in das
Prüfbuch einzutragen.

(10) Die §§ 69 und 78 Abs. 1 und 5 gelten ent-
sprechend.

Abschnitt 4

Bauüberwachung

§ 78 Bauüberwachung
(1) Die Bauaufsichtsbehörde kann die Einhal-
tung der öffentlich-rechtlichen Vorschriften
und Anforderungen sowie die ordnungsge-
mäße Erfüllung der Pflichten der am Bau Be-
teiligten überprüfen.

(2) Die Bauaufsichtsbehörde oder nach Maß-
gabe der Rechtsverordnung nach § 86 Abs. 3
die Prüfingenieurin oder der Prüfingenieur oder
die oder der Prüfsachverständige überwachen
die Bauausführung bei baulichen Anlagen

1. nach § 67 Abs. 4 Satz 1 hinsichtlich des
von ihr oder ihm geprüften oder bescheinig-
ten Standsicherheitsnachweises,

2. nach § 67 Abs. 4 Satz 2 hinsichtlich des
von ihr oder ihm geprüften oder bescheinig-
ten Brandschutznachweises.

Soweit der Standsicherheitsnachweis nicht
nach § 67 Abs. 4 Satz 1 bauaufsichtlich ge-
prüft oder bescheinigt wird, hat die Bauherrin
oder der Bauherr eine Tragwerksplanerin oder
einen Tragwerksplaner im Sinne des § 67 Abs.
2 Satz 1 mit der Überwachung der Bauausfüh-

rung zu beauftragen und der Bauaufsichts-
behörde zu benennen. Die zur Überwachung
der Bauausführung verpflichteten Prüfsachver-
ständigen haben die Übereinstimmung der
Bauausführung mit den von ihnen bescheinig-
ten bautechnischen Nachweisen zu bescheini-
gen; die Tragwerksplanerin oder der Trag-
werksplaner nach Satz 2 hat die Übereinstim-
mung der Bauausführung mit dem Standsi-
cherheitsnachweis zu bestätigen; die Beschei-
nigungen und die Bestätigung sind der Bau-
aufsichtsbehörde vorzulegen. Wird die Bau-
ausführung nach Satz 3 bescheinigt oder be-
stätigt, findet insoweit eine bauaufsichtliche
Überwachung nicht statt.

(3) Die Bauaufsichtsbehörde, die oder der von
ihr Beauftragte, die oder der Prüfsachverstän-
dige sowie die Tragwerksplanerin oder der
Tragwerksplaner können verlangen, dass ihr
oder ihm Beginn und Beendigung bestimmter
Bauarbeiten angezeigt werden. Die Bauarbei-
ten dürfen erst fortgesetzt werden, wenn die
Bauaufsichtsbehörde, die oder der von ihr Be-
auftragte, die oder der Prüfsachverständige
oder die Tragwerksplanerin oder der Trag-
werksplaner zugestimmt hat.

(4) Im Rahmen der Bauüberwachung können
auf Kosten der Bauherrin oder des Bauherrn
Proben von Baustoffen und Bauteilen, soweit
erforderlich auch aus fertigen Bauteilen, ent-
nommen und geprüft werden.

(5) Im Rahmen der Bauüberwachung ist jeder-
zeit Einblick in die Genehmigungen, Zulassun-
gen, Prüfzeugnisse, Übereinstimmungserklä-
rungen, Übereinstimmungszertifikate, Zeug-
nisse und Aufzeichnungen über die Prüfung
von Bauprodukten, in die CE-Kennzeichnun-
gen und Leistungserklärungen nach der Ver-
ordnung (EU) Nr. 305/2011, in die Bautagebü-
cher und andere vorgeschriebene Aufzeich-
nungen zu gewähren.

(6) Die Bauaufsichtsbehörde oder die Prüfin-
genieurin oder der Prüfingenieur oder die oder
der Prüfsachverständige soll, soweit sie oder
er im Rahmen der Bauüberwachung Erkennt-
nisse über systematische Verstöße gegen die
Verordnung (EU) 305/2011 erlangt, diese der
für die Marktüberwachung zuständigen Stelle
(§ 84c) mitteilen.

(7) Die Bauaufsichtsbehörde kann einen Nach-
weis darüber verlangen, dass die Ausführung
der baulichen Anlage entsprechend der Einwei-
sung erfolgt ist. Als Nachweis kann die gemäß
§ 15 des Saarländischen Vermessungs- und
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Katastergesetzes10 durchzuführende Gebäude-
einmessung verwendet werden.

§ 79 Bauzustandsbesichtigung,
Aufnahme der Nutzung

(1) Die Fertigstellung des Rohbaus und die ab-
schließende Fertigstellung nicht verfahrensfreier
baulicher Anlagen sind der Bauaufsichtsbe-
hörde von der Bauherrin oder vom Bauherrn je-
weils zwei Wochen vorher anzuzeigen, um der
Bau- aufsichtsbehörde eine Besichtigung des
Bauzustands zu ermöglichen. Der Rohbau ist
fertiggestellt, wenn die tragenden Teile, Abgas-
anlagen, Brandwände, notwendigen Treppen
und die Dachkonstruktion vollendet sind. Zur
Besichtigung des Rohbaus sind die Bauteile,
die für die Standsicherheit und, soweit möglich,
die Bauteile, die für die Feuersicherheit, den
Wärme- und den Schallschutz sowie für die Ab-
wasserbeseitigung wesentlich sind, derart offen
zu halten, dass Maße und Ausführungsart ge-
prüft werden können. Die abschließende Fertig-
stellung umfasst auch die Fertigstellung der
Wasserversorgungs- und Abwasserbeseiti-
gungsanlagen. Die Bauherrin oder der Bauherr
hat für die Besichtigungen und die damit ver-
bundenen möglichen Prüfungen die erforderli-
chen Arbeitskräfte und Geräte bereitzustellen.

(2) Der Anzeige der Fertigstellung des Roh-
baus ist eine Bescheinigung der bevollmäch-
tigten Bezirksschornsteinfegerin oder des be-
vollmächtigten Bezirksschornsteinfegers über
die Tauglichkeit der Abgasanlagen und der
für Räume mit Feuerstätten erforderlichen Lüf-
tungsschächte beizufügen. Der Anzeige der
abschließenden Fertigstellung ist eine Be-
scheinigung der bevollmächtigten Bezirks-
schornsteinfegerin oder des bevollmächtigten
Bezirksschornsteinfegers nach § 41 Abs. 6
beizufügen. Sind der Bauaufsichtsbehörde
im Genehmigungsverfahren Bescheinigungen
von Prüfsachverständigen vorgelegt worden,
sind der Anzeige der abschließenden Fertig-
stellung Erklärungen dieser Prüfsachverständi-
gen beizufügen, wonach sie sich nach Maß-
gabe der Rechtsverordnung aufgrund des § 86
Abs. 3 davon überzeugt haben, dass die bau-
lichen Anlagen entsprechend den Bescheini-
gungen ausgeführt worden sind.

(3) Ob und in welchem Umfang eine Besichti-
gung nach Absatz 1 durchgeführt wird, bleibt
dem Ermessen der Bauaufsichtsbehörde
überlassen. Soweit Bescheinigungen und
Erklärungen nach Absatz 2 Satz 3 vorliegen,

findet eine Bauzustandsbesichtigung nicht
statt. Über das Ergebnis der Besichtigung ist
auf Verlangen der Bauherrin oder des Bau-
herrn eine Bescheinigung auszustellen.

(4) Mit dem Innenausbau darf erst einen Tag
nach dem in der Anzeige nach Absatz 1 ge-
nannten Zeitpunkt der Fertigstellung des Roh-
baus begonnen werden, soweit die Bauauf-
sichtsbehörde nicht einem früheren Beginn
des Innenausbaus zugestimmt hat.

(5) Die Bauaufsichtsbehörde kann verlangen,
dass die Anlagen erst benutzt werden, wenn
sie von ihr, einer oder einem von ihr Beauftrag-
ten oder einer oder einem Prüfsachverständi-
gen geprüft worden sind.

(6) Eine bauliche Anlage darf erst benutzt wer-
den, wenn sie selbst, Zufahrtswege, Wasser-
versorgungs- und Abwasserbeseitigungsan-
lagen sowie Gemeinschaftsanlagen ordnungs-
gemäß fertiggestellt und sicher benutzbar sind,
frühestens jedoch eine Woche nach dem in der
Anzeige nach Absatz 1 genannten Zeitpunkt
der Fertigstellung. Die Bauaufsichtsbehörde
soll gestatten, dass die bauliche Anlage ganz
oder teilweise schon früher benutzt wird, wenn
wegen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung
Bedenken nicht bestehen und die Bescheini-
gung der bevollmächtigten Bezirksschornstein-
fegerin oder des bevollmächtigten Bezirks-
schornsteinfegers nach § 41 Abs. 6 vorliegt.

Abschnitt 5

Bauaufsichtliche Maßnahmen

§ 80 Verbot unrechtmäßig
gekennzeichneter
Bauprodukte

Sind Bauprodukte entgegen § 22 mit dem
Ü-Zeichen gekennzeichnet, kann die Bauauf-
sichtsbehörde ihre Verwendung untersagen
und die Kennzeichnung entwerten oder besei-
tigen lassen.

§ 81 Einstellung von Arbeiten
(1) Werden Anlagen im Widerspruch zu öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften errichtet, geän-
dert oder beseitigt, kann die Bauaufsichtsbe-
hörde die Einstellung der Arbeiten anordnen.

10 SVermKatG vgl. BS-Nr. 219-2.
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Dies gilt insbesondere, wenn

1. die Ausführung eines genehmigungsbedürf-
tigen oder nach § 63 freigestellten Vorha-
bens ohne Baugenehmigung oder Einrei-
chung der erforderlichen Unterlagen nach
§ 63 Abs. 2 oder entgegen den Vorschriften
des § 73 Abs. 6 und 7 begonnen wurde,

2. bei der Ausführung eines Vorhabens von
der erteilten Genehmigung abgewichen
wird, obwohl es dazu einer Genehmigung
bedurft hätte,

3. bei der Ausführung eines nach § 63 freige-
stellten Vorhabens von den eingereichten
Bauvorlagen abgewichen wird, es sei denn
die Abweichung ist nach § 61 verfahrensfrei,

4. Bauprodukte verwendet werden, die entge-
gen der Verordnung (EU) Nr. 305/2011
keine CE-Kennzeichnung oder entgegen
§ 22 kein Ü-Zeichen tragen,

5. Bauprodukte verwendet werden, die unbe-
rechtigt mit der CE-Kennzeichnung oder
dem Ü-Zeichen (§ 22 Abs. 3) gekennzeich-
net sind.

(2) Werden unzulässige Arbeiten trotz einer
schriftlich oder mündlich verfügten Einstellung
fortgesetzt, so kann die Bauaufsichtsbehörde
die Baustelle, die Anlage oder einzelne Teile
derselben versiegeln oder die an der Baustelle
vorhandenen Bauprodukte, Geräte, Maschi-
nen und Bauhilfsmittel in amtlichen Gewahr-
sam bringen. Satz 1 gilt auch, wenn nach Er-
lass eines unanfechtbaren oder eines für sofort
vollziehbar erklärten Benutzungsverbots die
verbotene Nutzung fortgesetzt wird.

§ 82 Beseitigung von Anlagen,
Nutzungsuntersagung

(1) Werden Anlagen im Widerspruch zu öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften errichtet oder ge-
ändert, kann die Bauaufsichtsbehörde ihre
teilweise oder vollständige Beseitigung anord-
nen, wenn nicht auf andere Weise rechtmä-
ßige Zustände hergestellt werden können.

(2) Werden die in Absatz 1 genannten Anlagen
im Widerspruch zu öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften genutzt, so kann diese Nutzung un-
tersagt werden.

(3) Die Bauaufsichtsbehörde kann verlangen,
dass Bauvorlagen eingereicht werden oder ein
Bauantrag gestellt wird.

Abschnitt 6

Baulasten, Datenschutz

§ 83 Baulasten
(1) Durch Erklärung gegenüber der Bauauf-
sichtsbehörde können Grundstückseigentü-
merinnen und Grundstückseigentümer öffent-
lich-rechtliche Verpflichtungen zu einem ihre
Grundstücke betreffenden Tun, Dulden oder
Unterlassen übernehmen, die sich nicht
schon aus öffentlich-rechtlichen Vorschriften
ergeben (Baulasten). Baulasten werden unbe-
schadet der Rechte Dritter mit der Eintragung
in das Baulastenverzeichnis wirksam und wir-
ken auch gegenüber den Rechtsnachfolgen-
den.

(2) Die Erklärung nach Absatz 1 bedarf der
Schriftform. Die Unterschrift muss öffentlich be-
glaubigt oder von einer Vermessungsstelle im
Sinne des § 2 Abs. 3 des Saarländischen Ver-
messungs- und Katastergesetzes beglaubigt
sein, wenn sie nicht vor der Bauaufsichtsbe-
hörde geleistet oder vor ihr anerkannt wird; dies
gilt nicht für Träger öffentlicher Verwaltung.

(3) Die Baulast erlischt durch in Textform zu er-
klärenden Verzicht der Bauaufsichtsbehörde.
Der Verzicht ist zu erklären, wenn ein öffent-
lich-rechtliches Interesse an der Baulast nicht
mehr besteht. Vor dem Verzicht sollen die
oder der Verpflichtete und die durch die Bau-
last Begünstigten angehört werden. Der Ver-
zicht wird mit der Löschung der Baulast im
Baulastenverzeichnis wirksam.

(4) Die Baulasten sind in ein Verzeichnis (Bau-
lastenverzeichnis) einzutragen, das von der
Bauaufsichtsbehörde geführt wird. In das
Baulastenverzeichnis sind auch einzutragen

1. andere baurechtliche Verpflichtungen der
Grundstückseigentümerin oder des Grund-
stückseigentümers zu einem ihr oder sein
Grundstück betreffenden Tun, Dulden oder
Unterlassen, Auflagen, Bedingungen, Be-
fristungen und Widerrufsvorbehalte, soweit
ein öffentliches Interesse an der Eintragung
besteht,

2. andere öffentlich-rechtliche Verpflichtungen
der Grundstückseigentümerin oder des
Grundstückseigentümers zu einem ihr oder
sein Grundstück betreffenden Tun, Dulden
oder Unterlassen, soweit eine Rechtsvor-
schrift die Eintragung verlangt.
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(5) Wer ein berechtigtes Interesse darlegt, kann
in das Baulastenverzeichnis Einsicht nehmen
und sich einen Auszug erstellen lassen.

§ 84 Erhebung, Verarbeitung
und Übermittlung
personenbezogener Daten

(1) Die Bauaufsichtsbehörden sind befugt, zur
Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben
die erforderlichen personenbezogenen Daten
von den am Bau Beteiligten, Grund-
stückseigentümerinnen und -eigentümern, der
Nachbarschaft, baustoffproduzierenden Un-
ternehmen sowie den sonstigen am Verfahren
zu Beteiligenden zu erheben. Darüber hinaus
ist eine Erhebung personenbezogener Daten
nur mit Einwilligung der betroffenen Person zu-
lässig.

(2) Die Bauaufsichtsbehörden sind berechtigt,
die nach Absatz 1 rechtmäßig erhobenen per-
sonenbezogenen Daten zur Wahrnehmung
ihrer gesetzlichen Aufgaben zu verarbeiten.
Darüber hinaus ist eine Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten nur mit Einwilligung der
betroffenen Person zulässig.

(3) Die Übermittlung personenbezogener Da-
ten an andere Behörden und Private ist unter
folgenden Voraussetzungen zulässig:

1. Personenbezogene Daten der antragstel-
lenden Person dürfen an andere in Verfah-
ren nach diesem Gesetz zu beteiligende
Behörden nur weitergegeben werden,
wenn sie für deren Entscheidung erforder-
lich sind. Bei der Weiterleitung des Antrags
sind nur die Unterlagen beizufügen, die die
anderen Behörden für ihre Entscheidung
benötigen. Die Behörden dürfen die über-
mittelten Daten nur zu dem Zweck verar-
beiten, zu dem sie übermittelt worden
sind.

2. Im Verfahren nicht beteiligten Behörden, die
zur Erfüllung der ihnen gesetzlich zugewie-
senen Aufgaben Kenntnis von erteilten Ge-
nehmigungen und Zustimmungen nach die-
sem Gesetz haben müssen, sind die
erforderlichen personenbezogenen Daten
mitzuteilen.

3. Personenbezogene Daten der am Bau Be-
teiligten dürfen an die oberste Bauauf-
sichtsbehörde, die Architektenkammer des
Saarlandes oder die Ingenieurkammer wei-
tergeleitet werden, soweit sie für Entschei-

dungen nach § 66 Abs. 4, § 67 Abs. 6, § 88
Abs. 4 Satz 3 oder § 88 Abs. 6 Satz 5 oder
für Entscheidungen nach § 48 und § 50
Abs. 2 des Saarländischen Architekten-
und Ingenieurkammergesetzes erforderlich
sind.

(4) Im Übrigen gelten die Vorschriften des
Saarländischen Datenschutzgesetzes (SDSG)
vom 24. März 1993 (Amtsbl. S. 286), zuletzt
geändert durch das Gesetz vom 27. Februar
2002 (Amtsbl. S. 498), in der jeweils geltenden
Fassung.

(5) Nach Maßgabe dieses Gesetzes wird das
Recht auf informationelle Selbstbestimmung
(Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1
Absatz 1 des Grundgesetzes ; Artikel 2 Satz 2
der Verfassung des Saarlandes) einge-
schränkt.

Marktüberwachung harmoni-
sierter Bauprodukte nach der
EU-Bauproduktenverordnung

§ 84a Aufbau der Marktüber-
wachungsbehörden

Marktüberwachungsbehörden sind
1. die oberste Bauaufsichtsbehörde (Markt-

überwachungsbehörde),

2. das Deutsche Institut für Bautechnik (ge-
meinsame Marktüberwachungsbehörde).

§ 84b Aufgaben und Befugnisse
der Marktüberwachungs-
behörden

(1) Die Marktüberwachungsbehörden nehmen
die Aufgaben nach

1. der Verordnung (EU) Nr. 2019/1020 des
Europäischen Parlaments und des Rates
vom 20. Juni 2019 über Marktüberwa-
chung und die Konformität von Produkten
sowie zur Änderung der Richtlinie
2004/42/EG und der Verordnungen (EG)
Nr. 765/2008 und (EU) Nr. 305/2011 (ABl.
L 169 vom 25.6.2019, S. 1), in der jeweils
geltenden Fassung,

2. dem Gesetz zur Marktüberwachung und
zur Sicherstellung der Konformität von Pro-
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dukten vom 9. Juni 2021 (BGBl. I S. 1723),
in der jeweils geltenden Fassung,

3. der Verordnung (EU) Nr. 305/2011, in der
jeweils geltenden Fassung, und

4. dem Gesetz zur Durchführung der Verord-
nung (EU) Nr. 305/2011 zur Festlegung
harmonisierter Bedingungen für die Ver-
marktung von Bauprodukten und zur Um-
setzung und Durchführung anderer Rechts-
akte der Europäischen Union in Bezug auf
Bauprodukte vom 5. Dezember 2012
(BGBl. I S. 2449, 2450), zuletzt geändert
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 27. Juli
2021 (BGBl. I S. 3146), in der jeweils gel-
tenden Fassung,

wahr.

(2) Den Marktüberwachungsbehörden stehen
die sich aus den Vorschriften nach Absatz 1
ergebenden Befugnisse zu.

§ 84 c Zuständigkeit der Markt-
überwachungsbehörden

(1) Zuständig ist die Marktüberwachungsbe-
hörde, soweit nachfolgend nichts Abweichen-
des bestimmt ist.

(2) Die gemeinsame Marktüberwachungsbe-
hörde ist zuständig für die einheitliche Prüfung
und Bewertung von Bauprodukten in techni-
scher Hinsicht. Sie ist außerdem in den Fällen,
in denen Bauprodukte nach den Anforderun-
gen der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 die in
Bezug auf die wesentlichen Merkmale erklärte
Leistung nicht erbringen oder eine Gefahr im
Sinne des Artikels 58 der EU-Bauprodukten-
verordnung darstellen, dafür zuständig, die
den Marktüberwachungsbehörden zustehen-
den Maßnahmen nach der Verordnung (EU)
Nr. 305/2011, dem Marktüberwachungsge-
setz und der Verordnung (EU) Nr. 2019/1020
zu ergreifen.

(3) Besteht für die Marktüberwachungsbehör-
de Grund zu der Annahme, dass Maßnahmen
oder Anordnungen nach Absatz 2 in Betracht
kommen, gibt sie die Sachbehandlung für das
Produkt an die gemeinsame Marktüber-
wachungsbehörde ab. Die Zuständigkeit der
gemeinsamen Marktüberwachungsbehörde
beginnt mit dem Eingang der Abgabe. Soweit
nachfolgend nichts Abweichendes bestimmt
ist, umfasst sie alle Aufgaben und Befugnisse
nach § 84b; sie schließt die Zuständigkeit der
Marktüberwachungsbehörde auch dann aus,
wenn sie durch die Abgabe der Sachbehand-

lung für das Produkt durch eine Marktüberwa-
chungsbehörde eines anderen Landes be-
gründet worden ist. Die Befugnis der Markt-
überwachungsbehörde, bei Gefahr im Verzug
vorläufige Maßnahmen und Anordnungen zu
treffen, bleibt unberührt.

Die Aufhebung eines Verwaltungsakts der
Marktüberwachungsbehörde, der nicht nach
§ 44 des Saarländischen Verwaltungsverfah-
rensgesetzes8 nichtig ist, kann nicht alleine
deshalb beansprucht werden, weil die Voraus-
setzungen des Satzes 1 nicht vorgelegen
haben oder die Marktüberwachungsbehörde
die Sachbehandlung nicht an die gemeinsame
Marktüberwachungsbehörde abgegeben hat,
obwohl die Voraussetzungen des Satzes 1
vorgelegen haben; im Übrigen bleiben die
§§ 45 und 46 des Saarländischen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes8 unberührt.

(4) Maßnahmen und Anordnungen der gemein-
samen Marktüberwachungsbehörde gelten
auch im Saarland.

(5) Der Vollzug der Maßnahmen und Anordnun-
gen der gemeinsamen Marktüberwachungs-
behörde einschließlich der Anordnung von
Maßnahmen des Verwaltungszwangs obliegt
der Marktüberwachungsbehörde.

Rechtsvorschriften,
Ordnungswidrigkeiten,
Übergangsvorschriften,
Außerkrafttreten

§ 85 Örtliche Bauvorschriften
(1) Die Gemeinden können durch Satzung Ört-
liche Bauvorschriften erlassen über

1. besondere Anforderungen an die äußere
Gestaltung baulicher Anlagen sowie von
Werbeanlagen und Warenautomaten zur
Erhaltung und Gestaltung von Ortsbildern;
dabei können sich die Vorschriften auch auf
deren Art, Größe und Anbringungsort er-
strecken,

2. das Verbot von Werbeanlagen und Waren-
automaten aus ortsgestalterischen Gründen,

3. die Gestaltung, Begrünung und Bepflanzung
der Gemeinschaftsanlagen, der Lagerplätze,
der Stellplätze und der Abstellplätze für
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Fahrräder, der Standplätze für Abfall- und
Wertstoffbehälter, der unbebauten Flächen
der bebauten Grundstücke, die Begrü-
nung baulicher Anlagen, der Spielplätze
sowie der Camping-, Zelt- und Wochen-
endplätze; dabei kann bestimmt werden,
dass Vorgärten nicht als Stellplätze, als
Abstell- oder als Lagerplätze oder als
Arbeitsflächen hergerichtet oder benutzt
werden dürfen,

04. die Verpflichtung zur Herstellung, das Ver-
bot der Herstellung sowie über Art, Höhe
und Gestaltung von Einfriedungen,

05. von § 7 abweichende Maße der Abstands-
flächentiefe, wenn besondere städtebauli-
che Gründe dies erfordern oder zur Wah-
rung der bauhistorischen Bedeutung oder
der sonstigen erhaltenswerten Eigenart
eines Ortsteils; dabei sind eine ausrei-
chende Belichtung sowie der Brandschutz
zu gewährleisten.

06. die Pflicht zur Anlage und Unterhaltung
von Kleinkinderspielplätzen für bestehen-
de Gebäude mit mehr als drei Wohnungen
im Gemeindegebiet oder in Teilen davon,
wenn dies die Gesundheit oder der Schutz
der Kinder erfordert,

07. die Herstellungspflicht von Stellplätzen oder
Garagen sowie von Abstellplätzen für
Fahrräder für bestehende bauliche An-
lagen in genau abgegrenzten Teilen des
Gemeindegebiets, wenn die Bedürfnisse
des ruhenden oder fließenden Verkehrs
oder die Beseitigung städtebaulicher
Missstände dies erfordern,

08. das Verbot oder die Einschränkung der
Herstellung von Stellplätzen und Garagen,
wenn und soweit Gründe des Verkehrs,
Festsetzungen einer städtebaulichen Sat-
zung oder sonstige städtebauliche Gründe
dies erfordern und die Belange des ruhen-
den Verkehrs angemessen berücksichtigt
werden,

09. die Höhe des Geldbetrags im Sinne von
§ 47 Abs. 3,

10. die Unzulässigkeit von mehr als einer
Empfangsanlage für Rundfunk- und Fern-
sehprogramme auf Gebäuden, soweit der
Anschluss an eine Gemeinschaftsem-
pfangsanlage möglich ist.

(2) Durch Örtliche Bauvorschriften kann ferner
bestimmt werden, dass im Gemeindegebiet
oder in Teilen davon Anlagen zum Sammeln,

Verwenden, Versickern oder Verrieseln von
Niederschlagswasser oder zum Verwenden
von Grauwasser vorgeschrieben werden, um
die Abwasseranlagen zu entlasten, Über-
schwemmungsgefahren zu vermeiden oder
den Wasserhaushalt zu schonen, soweit was-
serwirtschaftliche oder gesundheitliche Be-
lange nicht entgegenstehen.

(3) Anforderungen nach Absatz 1 können in
der Örtlichen Bauvorschrift auch in Form
zeichnerischer Darstellungen gestellt werden.
Diese können durch öffentliche Auslegung be-
kannt gemacht werden; hierauf sowie auf Ort
und Zeit der Auslegung ist in der Örtlichen
Bauvorschrift hinzuweisen.

(4) Örtliche Bauvorschriften können auch durch
Bebauungsplan oder, soweit das Baugesetz-
buch dies vorsieht, durch sonstige städtebau-
liche Satzungen erlassen werden. In diesem
Fall sind die Vorschriften des Ersten und Drit-
ten Abschnitts des Ersten Teils des Ersten Ka-
pitels, des Ersten Abschnitts des Zweiten Teils
des Ersten Kapitels, die §§ 13, 13a, 30, 31,
33, 36 und 214 bis 215a11 des Baugesetz-
buchs entsprechend anzuwenden, soweit das
Baugesetzbuch kein abweichendes Verfahren
regelt.

§ 86 Verordnungsermächtigungen
(1) Zur Verwirklichung der in § 3 Abs. 1 Nr. 1,
§ 17a Abs. 1 und § 17b Abs. 1 bezeichneten
Anforderungen wird die oberste Bauaufsichts-
behörde ermächtigt, durch Rechtsverordnung
Vorschriften zu erlassen über

1. die nähere Bestimmung allgemeiner Anfor-
derungen in den §§ 4 bis 17, 27 bis 46,

2. Anforderungen an Feuerungsanlagen (§ 41),

3. Anforderungen an Stellplätze und Garagen
(§ 2 Abs. 9),

4. besondere Anforderungen oder Erleichte-
rungen, die sich aus der besonderen Art
oder Nutzung der baulichen Anlagen für Er-
richtung, Änderung, Unterhaltung, Betrieb
oder Benutzung ergeben (§§ 50 und 51),
sowie über die Anwendung solcher Anfor-
derungen auf bestehende bauliche Anlagen
dieser Art,

11 § 215a aufgehoben durch Art. 1 Nr. 69 des Gesetzes vom
24. Juni 2004 (BGBl. I S. 1354).
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5. Erst-, Wiederholungs- und Nachprüfungen

von Anlagen, die zur Verhütung erheblicher
Gefahren oder Nachteile ständig ordnungs-
gemäß unterhalten werden müssen, und
die Erstreckung dieser Nachprüfungspflicht
auf bestehende Anlagen,

6. die Anwesenheit fachkundiger Personen beim
Betrieb technisch schwieriger baulicher An-
lagen und Einrichtungen, wie Bühnenbe-
triebe und technisch schwierige Fliegende
Bauten, einschließlich des Nachweises der
Befähigung.

(2) Die oberste Bauaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung Vorschrif-
ten zu erlassen über

1. Form, Umfang, Inhalt und Zahl der erforder-
lichen Unterlagen einschließlich der Vorlagen
bei der Anzeige der beabsichtigten Beseiti-
gung von Anlagen nach § 61 Abs. 4 Satz 2
und bei der Genehmigungsfreistellung nach
§ 63,

2. die erforderlichen Anträge, Anzeigen, Nach-
weise, Bescheinigungen, Bestätigungen,
Erklärungen und Anordnungen, einschließ-
lich deren Formerfordernissen auch bei ver-
fahrensfreien Vorhaben,

3. soweit erforderlich, das Verfahren im Einzel-
nen.

Sie kann dabei

1. die Art der Übermittlung,

2. für verschiedene Arten von Bauvorhaben
unterschiedliche Anforderungen und Ver-
fahren,

3. den Gebrauch der von der obersten Bau-
aufsichtsbehörde veröffentlichten Formu-
lare vorschreiben.

(3) Die oberste Bauaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung Vorschrif-
ten zu erlassen über

1. Prüfingenieurinnen, Prüfingenieure, Prüfäm-
ter und Prüfstellen, denen bauaufsichtliche
Prüfaufgaben einschließlich der Bauüber-
wachung und der Bauzustandsbesichti-
gung übertragen werden, sowie

2. Prüfsachverständige, die im Auftrag der
Bauherrin oder des Bauherrn oder des
sonstigen nach Bauordnungsrecht Verant-
wortlichen die Einhaltung bauordnungs-
rechtlicher Anforderungen prüfen und be-
scheinigen.

Die Rechtsverordnungen nach Satz 1 regeln,
soweit erforderlich,

1. die Fachbereiche und Fachrichtungen, in
denen Prüfingenieurinnen, Prüfingenieure,
Prüfämter, Prüfstellen und Prüfsachver-
ständige tätig werden,

2. die Anforderungen an die Prüfingenieurin-
nen, Prüfingenieure, Prüfämter, Prüfstellen
und Prüfsachverständigen, insbesondere in
Bezug auf

a) Ausbildung,

b) Fachkenntnis,

c) Berufserfahrung in zeitlicher und sachli-
cher Hinsicht,

d) die Verpflichtung zu laufender Fort- und
Weiterbildung,

e) durch Prüfungen nachzuweisende Befä-
higungen,

f) den Nachweis der persönlichen Zuver-
lässigkeit,

g) die Mitgliedschaft in einer berufsständi-
schen Kammer,

3. das Anerkennungsverfahren, wobei die
Befugnis zur Anerkennung auf Dritte über-
tragen werden kann, sowie die Vorausset-
zungen für die Anerkennung, ihren Wider-
ruf, ihre Rücknahme und ihr Erlöschen
sowie für Prüfungen die Bestellung und Zu-
sammensetzung der Prüfungsorgane und
das Prüfungsverfahren,

4. die Überwachung der Prüfingenieurinnen,
Prüfingenieure, Prüfämter, Prüfstellen und
Prüfsachverständigen,

5. die Festsetzung einer Altersgrenze,

6. das Erfordernis einer ausreichenden Haft-
pflichtversicherung,

7. die Vergütung der Prüfingenieurinnen, Prüf-
ingenieure, Prüfämter, Prüfstellen und Prüf-
sachverständigen, die Verpflichtung der
Abrechnung über eine Abrechnungsstelle
sowie über die Bestimmung der hierfür zu-
ständigen Stelle,

8. die Aufgabenerledigung.

(4) Die oberste Bauaufsichtsbehörde wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung die Befug-
nisse auf andere als in diesen Vorschriften auf-
geführte Behörden zu übertragen für:

1. die Anerkennung von Prüf-, Zertifizierungs-
und Überwachungsstellen (§ 25),
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2. die Ausführungsgenehmigung für Fliegende

Bauten (§ 77).

Die Befugnisse können auch auf eine Behörde
eines anderen Landes übertragen werden, die
der Aufsicht einer obersten Bauaufsichtsbe-
hörde untersteht oder an deren Willensbildung
die oberste Bauaufsichtsbehörde mitwirkt.

(5) Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann
durch Rechtsverordnung

1. das Ü-Zeichen festlegen und zu diesem
Zeichen zusätzliche Angaben verlangen,

2. das Anerkennungsverfahren nach § 25,
die Voraussetzungen für die Anerken-
nung, ihren Widerruf und ihr Erlöschen re-
geln, insbesondere auch Altersgrenzen
festlegen, sowie eine ausreichende Haft-
pflichtversicherung fordern,

3. die Fachaufsicht über die natürlichen oder
juristischen Personen und Behörden nach
§ 25 regeln und

4. Gebühren und Auslagenersatz für die Tätig-
keit der natürlichen oder juristischen Perso-
nen nach § 25 regeln.

(6) Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann
durch Rechtsverordnung vorschreiben, dass
für bestimmte Bauprodukte und Bauarten,
auch soweit sie Anforderungen nach anderen
Rechtsvorschriften unterliegen, hinsichtlich die-
ser Anforderungen § 17a Abs. 2 und die §§ 18
bis 26 ganz oder teilweise anwendbar sind,
wenn die anderen Rechtsvorschriften dies ver-
langen oder zulassen.

(7) Die oberste Bauaufsichtsbehörde wird
ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu
bestimmen, dass die Anforderungen der
Rechtsverordnungen nach § 31 des Geset-
zes über überwachungsbedürftige Anlagen
vom 27. Juli 2021 (BGBl. I S. 3146, 3162), in
der jeweils geltenden Fassung und nach § 49
Absatz 4 des Energiewirtschaftsgesetzes
vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), zu-
letzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes
vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202), in
der jeweils geltenden Fassung entsprechend
für Anlagen gelten, die weder gewerblichen
noch wirtschaftlichen Zwecken dienen und in
deren Gefahrenbereich auch keine Arbeitneh-
merinnen oder Arbeitnehmer beschäftigt wer-
den. Sie kann auch die Verfahrens-, Ord-
nungswidrigkeits-, Zuständigkeits- und Ge-
bührenregelungen dieser Verordnungen für
anwendbar erklären oder selbst das Verfah-

ren bestimmen sowie Zuständigkeiten und
Gebühren regeln. Dabei kann sie auch vor-
schreiben, dass danach zu erteilende Erlaub-
nisse die Baugenehmigung einschließlich der
zugehörigen Abweichungen einschließen und
dass § 27 Abs. 5 Nr. 4 des Gesetzes über
überwachungsbedürftige Anlagen, in der je-
weils geltenden Fassung, insoweit Anwen-
dung findet.

§ 86a Technische
Baubestimmungen

(1) Die Anforderungen nach § 3 können durch
Technische Baubestimmungen konkretisiert
werden. Die Technischen Baubestimmungen
sind zu beachten. Von den in den Technischen
Baubestimmungen enthaltenen Planungs-, Be-
messungs- und Ausführungsregelungen kann
abgewichen werden, wenn mit einer anderen
Lösung die Anforderungen in gleichem Maße
erfüllt werden und in der Technischen Baube-
stimmung eine Abweichung nicht ausge-
schlossen ist; § 17a Abs. 2, § 18 Abs. 1 und
§ 68 Abs. 1 bleiben unberührt.

(2) Die Konkretisierungen können durch Be-
zugnahmen auf technische Regeln und deren
Fundstellen oder auf andere Weise erfolgen,
insbesondere in Bezug auf:
1. bestimmte bauliche Anlagen oder ihre Teile,
2. die Planung, Bemessung und Ausführung

baulicher Anlagen und ihrer Teile,
3. die Leistung von Bauprodukten in bestimm-

ten baulichen Anlagen oder ihren Teilen,
insbesondere
a) Planung, Bemessung und Ausführung

baulicher Anlagen bei Einbau eines Bau-
produkts,

b) Merkmale von Bauprodukten, die sich
für einen Verwendungszweck auf die
Erfüllung der Anforderungen nach § 3
Abs. 1 Nr. 1 auswirken,

c) Verfahren für die Feststellung der Leis-
tung eines Bauproduktes im Hinblick auf
Merkmale, die sich für einen Verwen-
dungszweck auf die Erfüllung der Anforde-
rungen nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 auswirken,

d) zulässige oder unzulässige besondere
Verwendungszwecke,

e) die Festlegung von Klassen und Stufen
in Bezug auf bestimmte Verwendungs-
zwecke,
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f) die für einen bestimmten Verwendungs-
zweck anzugebende oder erforderliche
und anzugebende Leistung in Bezug auf
ein Merkmal, das sich für einen Verwen-
dungszweck auf die Erfüllung der Anfor-
derungen nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 auswirkt,
soweit vorgesehen in Klassen und Stufen,

4. die Bauarten und die Bauprodukte, die nur
eines allgemeinen bauaufsichtlichen Prü-
fungszeugnisses nach § 17a Abs. 3 oder
nach § 20 Abs. 1 bedürfen,

5. Voraussetzungen zur Abgabe der Überein-
stimmungserklärung für ein Bauprodukt
nach § 23,

6. die Art, den Inhalt und die Form technischer
Dokumentation.

(3) Die Technischen Baubestimmungen sollen
nach den Grundanforderungen gemäß An-
hang I der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 ge-
gliedert sein.

(4) Die Technischen Baubestimmungen enthal-
ten die in § 18 Abs. 3 genannte Liste.

(5) Das Deutsche Institut für Bautechnik macht
nach Anhörung der beteiligten Kreise im Ein-
vernehmen mit der obersten Bauaufsichtsbe-
hörde zur Durchführung dieses Gesetzes und
der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen
Rechtsverordnungen die Technischen Baube-
stimmungen nach Absatz 1 als Verwaltungs-
vorschrift bekannt. Die nach Satz 1 bekannt
gemachte Verwaltungsvorschrift gilt als Ver-
waltungsvorschrift des Saarlandes, soweit die
oberste Bauaufsichtsbehörde keine abwei-
chende Verwaltungsvorschrift im Amtsblatt
des Saarlandes bekannt macht. Die Fundstelle
der Bekanntmachung der Verwaltungsvor-
schrift nach Satz 1 wird im Amtsblatt des
Saarlandes bekannt gemacht.

§ 87 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig

1. einer nach § 86 erlassenen Rechtsverord-
nung oder einer nach § 85 erlassenen Ört-
lichen Bauvorschrift zuwiderhandelt, sofern
die Rechtsverordnung oder die Satzung für
einen bestimmten Tatbestand auf diese
Bußgeldvorschrift verweist,

02. einer vollziehbaren schriftlichen Anordnung
der Bauaufsichtsbehörde zuwiderhandelt,
die aufgrund dieses Gesetzes oder auf-

grund einer nach diesem Gesetz zulässi-
gen Rechtsverordnung oder Satzung er-
lassen worden ist, sofern die Anordnung
auf die Bußgeldvorschrift verweist,

03. die Rettungswege entgegen § 6 Abs. 2
nicht kennzeichnet oder nicht freihält,

04. Bauprodukte entgegen § 22 Abs. 3 ohne
das Ü-Zeichen verwendet,

05. Bauarten entgegen § 17a ohne Bauartge-
nehmigung anwendet,,

06. Bauprodukte mit dem Ü-Zeichen kenn-
zeichnet, ohne dass dafür die Vorausset-
zungen nach § 22 Abs. 3 vorliegen,

07. ohne die erforderliche Genehmigung (§ 60
Abs. 1), Teilbaugenehmigung (§ 75), Ab-
weichung (§ 68) oder Ausnahme oder Be-
freiung nach § 31 des Baugesetzbuchs
oder abweichend davon Anlagen errichtet,
ändert, benutzt oder entgegen § 61 Abs. 4
Satz 2 bis 4 beseitigt,

08. Fliegende Bauten ohne Ausführungsge-
nehmigung (§ 77 Abs. 2) oder ohne recht-
zeitige Anzeige und Abnahme (§ 77 Abs.
6) in Gebrauch nimmt,

09. entgegen § 63 Abs. 3 Satz 2 bis 4 mit der
Ausführung eines Bauvorhabens beginnt,
entgegen § 73 Abs. 6 und 7 Bauarbeiten
beginnt, entgegen § 61 Abs. 4 Satz 5 mit
der Beseitigung einer Anlage beginnt, ent-
gegen § 78 Abs. 3 Beginn und Beendi-
gung bestimmter Bauarbeiten nicht an-
zeigt oder Bauarbeiten fortführt, entgegen
§ 79 Abs. 4 mit dem Innenausbau beginnt
oder entgegen § 79 Abs. 6 Satz 1 bauli-
che Anlagen nutzt,

10. die nach § 73 Abs. 8 vorgeschriebene
Anzeige nicht oder nicht fristgerecht er-
stattet,

11. als Bauherrin oder Bauherr § 11 Abs. 4
und § 53 Abs. 1 Satz 1 und 2, als Ent-
wurfsverfasserin oder Entwurfsverfas- ser
§ 54 Abs. 1 Satz 3, als Unternehmen § 55
Abs. 1 Satz 1, 2 und 4, als Bauleiterin oder
Bauleiter § 56 Abs. 1 Satz 1 oder als
deren Vertreterin oder Vertreter diesen
Vorschriften zuwiderhandelt..

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer wider
besseres Wissen

1. unrichtige Angaben macht oder unrichtige
Pläne oder Unterlagen vorlegt, um einen
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nach diesem Gesetz vorgesehenen Verwal-
tungsakt zu erwirken oder zu verhindern,

2. als Prüfingenieurin oder Prüfingenieur un-
richtige Prüfberichte erstellt oder als Prüf-
sachverständige oder Prüfsachverständiger
unrichtige Bescheinigungen über die Ein-
haltung bauordnungsrechtlicher Anforde-
rungen ausstellt,

3. unrichtige Angaben im Kriterienkatalog
nach § 67 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 macht,

4. unrichtige Bescheinigungen oder Bestäti-
gungen nach § 78 Abs. 2 Satz 3 ausstellt.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu 250.000 Euro geahndet werden.

(4) Ist eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1
Nr. 4 bis 6 begangen worden, so können Ge-
genstände, auf die sich die Ordnungswidrig-
keit bezieht, eingezogen werden. § 23 des
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der
Fassung der Bekanntmachung vom 19. Feb-
ruar 1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Dezem-
ber 2003 (BGBl. I S. 2838), in der jeweils gel-
tenden Fassung ist anzuwenden.

(5) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten ist die untere Bauaufsichtsbehörde.

§ 88 Fortgeltung
bestehender Vorschriften,
Übergangsvorschriften

(1) Vor Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung
der Landesbauordnung, des Saarländischen
Architekten- und Ingenieurkammergesetzes,
des Saarländischen Nachbarrechtsgesetzes
und anderer Rechtsvorschriften vom 15. Juli
2015 (Amtsbl. I S. 632) eingeleitete Verfahren
sind nach den bisherigen Verfahrensvorschrif-
ten weiter zu führen. Vorhaben, die im Zeit-
punkt des Inkrafttretens des in Satz 1 genann-
ten Gesetzes nach § 63 in der bisher geltenden
Fassung baugenehmigungsfrei gestellt waren
und die Voraussetzungen für den Baubeginn
erfüllten, bleiben bis zum Ablauf von drei Jah-
ren, nachdem die Bauausführung nach § 63
Abs. 3 in der bisher geltenden Fassung zuläs-
sig geworden ist, baugenehmigungsfrei ge-
stellt; § 60 Abs. 3 findet Anwendung.

(2) Sind Verfahren vor dem In-Kraft-Treten des
in Absatz 1 genannten Gesetzes eingeleitet

worden, kann von der Bauherrin oder dem
Bauherrn die Entscheidung nach dem zur Zeit
der Antragstellung geltenden materiellen
Recht verlangt werden. Wird nach der Verkün-
dung, jedoch vor dem In-Kraft-Treten des in
Absatz 1 genannten Gesetzes über einen An-
trag entschieden, kann die Bauherrin oder der
Bauherr verlangen, dass der Entscheidung die
materiellen Vorschriften des in Absatz 1 ge-
nannten Gesetzes zugrunde gelegt werden.

(3) Abweichend von § 67 Abs. 3 ist die Eintra-
gung in die Liste der Brandschutzplanerinnen
und -planer nach § 29b des Saarländischen
Architekten- und Ingenieurkammergesetzes
für Personen, die nach der Rechtsverordnung
auf Grund des § 86 Abs. 3 berechtigt sind,
Brandschutznachweise bauaufsichtlich zu
prüfen oder zu bescheinigen, bis zum 31. De-
zember 2015 nicht erforderlich.

(4) Nicht bauvorlageberechtigte Personen, die
bis zum In-Kraft-Treten dieses Gesetzes in
Ausübung einer hauptberuflichen Tätigkeit re-
gelmäßig Bauvorlagen für Gebäude nach § 70
Abs. 1 Satz 2 der Bauordnung für das Saar-
land vom 27. März 1996 (Amtsbl. S. 477), ge-
fertigt haben und dies innerhalb einer Aus-
schlussfrist von einem Jahr nach In-Kraft-Tre-
ten dieses Gesetzes gegenüber der obersten
Bauaufsichtsbehörde nachweisen, können
Bauvorlagen für Gebäude dieser Art, ausge-
nommen nach § 63 baugenehmigungsfrei ge-
stellte Gebäude, auch weiterhin unterschrei-
ben. Über den erbrachten Nachweis erteilt die
oberste Bauaufsichtsbehörde eine Bescheini-
gung. § 66 Abs. 4 gilt entsprechend.

(5) Wer auf Grund einer Berufsausbildung in
der Fachrichtung Bauingenieurwesen nach
dem Gesetz über die Führung der Berufs-
bezeichnung „Beratender Ingenieur“ und die
Errichtung einer Kammer der Beratenden In-
genieure des Saarlandes (BerIngG) vom 31.
Januar 1975 (Amtsbl. S. 362), zuletzt geän-
dert durch Artikel 10 Abs. 20 des Gesetzes
vom 7. November 2001 (Amtsbl. S. 2158),
zur Führung der Berufsbezeichnung „Beraten-
der Ingenieur“ berechtigt war und diese
Berufsbezeichnung auch nach dem Saarlän-
dischen Architekten- und Ingenieurkammer-
gesetz führen darf, ist bauvorlageberechtigt
für die Errichtung und Änderung von Inge-
nieurbauten, insbesondere Silobauten, Kühl-
häuser, Parkhäuser, Tribünenbauten in Sport-
anlagen, Bauten für den Straßen-, Schienen-,
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Schifffahrts- und Luftverkehr, Bauten der öf-
fentlichen Ver- und Entsorgung und der Ener-
gieversorgung sowie Fabrikations- und Lager-
hallen.

(6) Wer während der letzten zehn Jahre vor
In-Kraft-Treten dieses Gesetzes in Ausübung
seiner hauptberuflichen Tätigkeit regelmäßig
bautechnische Nachweise erstellt hat und die
erforderliche Berufsausbildung für die Eintra-
gung in die Architektenliste, die Liste der bau-
vorlageberechtigten Ingenieurinnen und Inge-
nieure oder die Liste der Tragwerksplanerin-
nen und -planer nach dem Saarländischen Ar-
chitekten- und Ingenieurkammergesetz nicht
nachweisen kann, bleibt im Rahmen des § 67
nachweisberechtigt, soweit sie oder er eine
ausreichende Befähigung anhand eigener
Arbeiten innerhalb einer Ausschlussfrist von
einem Jahr nach In-Kraft-Treten dieses Geset-
zes gegenüber der obersten Bauaufsichts-
behörde nachweist. Wer bautechnische Nach-
weise nur für bestimmte Gebäudeklassen er-
stellt hat, bleibt nur für diese Gebäudeklassen
nachweisberechtigt. Über den erbrachten
Nachweis erteilt die oberste Bauaufsichtsbe-
hörde eine Bescheinigung. Die Bescheinigung
berechtigt auch zur Bauüberwachung nach
§ 78 Abs. 2 Satz 3. § 66 Abs. 4 gilt entspre-
chend.

(7) Festsetzungen über die äußere Gestaltung
baulicher Anlagen in einem Bebauungsplan,
der vor In-Kraft-Treten der Bauordnung für
das Saarland (LBO) vom 10. November 1988
(Amtsbl. S. 1373) oder des Baugesetzbuches
aufgestellt wurde, gelten als Örtliche Bauvor-
schriften im Sinne des § 85 Abs. 4. Eines ge-
trennten Satzungsbeschlusses für die Ört-
lichen Bauvorschriften bedarf es dazu nicht.

(8) Festsetzungen über die Pflicht zur Anlage
und Unterhaltung von Kleinkinderspielplätzen
für bestehende Gebäude mit mehr als drei
Wohnungen in einer Satzung nach § 6 Abs. 2
des Gesetzes über Spielplätze vom 6. Novem-
ber 1974 (Amtsbl. S. 1008)12 gelten als Ört-
liche Bauvorschriften im Sinne des § 85 fort.

(9) Auf Verfahren, die vor Inkrafttreten des Arti-
kels 5 des Gesetzes zur Änderung des Saar-
ländischen Behindertengleichstellungsgeset-
zes und weiterer gesetzlicher Vorschriften vom
19. Juni 2019 (Amtsbl. I S. 639) eingeleitet
wurden, ist § 50 Absatz 1 der Landesbauord-
nung vom 18. Februar 2004 (Amtsbl. S. 822),
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 13.

Februar 2019 (Amtsbl. I S. 324)13 anzuwen-
den.

(10) Die Verwendung des Ü-Zeichens auf Bau-
produkten, die die CE-Kennzeichnung auf
Grund der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 tra-
gen, ist mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur
Änderung der Landesbauordnung und ande-
rer Rechtsvorschriften vom 4. Dezember 2019
(Amtsbl. I 2020 S. 211) nicht mehr zulässig.
Sind bereits in Verkehr gebrachte Baupro-
dukte, die die CE-Kennzeichnung auf Grund
der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 tragen, mit
dem Ü-Zeichen gekennzeichnet, verliert das
Ü-Zeichen mit dem Inkrafttreten des in Satz 1
genannten Gesetzes seine Gültigkeit.

(11) Bis zum Inkrafttreten des in Absatz 10
Satz 1 genannten Gesetzes für Bauarten er-
teilte allgemeine bauaufsichtliche Zulassun-
gen oder Zustimmungen im Einzelfall gelten
als Bauartgenehmigung nach § 17a Abs. 2
fort.

(12) Bestehende Anerkennungen als Prüf-,
Überwachungs- und Zertifizierungsstellen blei-
ben in dem bis zum Inkrafttreten des in Ab-
satz 10 Satz 1 genannten Gesetzes geregelten
Umfang wirksam. Vor dem Inkrafttreten des in
Absatz 10 Satz 1 genannten Gesetzes ge-
stellte Anträge gelten als Anträge nach diesem
Gesetz.

(13) Vor Inkrafttreten des Gesetzes zur Ände-
rung der Landesbauordnung und weiterer
Rechtsvorschriften vom 16. Februar 2022
(Amtsbl. I S. 456), eingeleitete Verfahren sind
nach den bisherigen Verfahrensvorschriften
weiterzuführen.

12 Vgl. BS-Nr. 2160-1.
13 SBGG vgl. BS-Nr. 2170-15.
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Gebäudeklassen (GK) GK 1 GK 2 GK 3 GK 4 GK 5
Bauteil-/Baustoffanforderungen

1 Tragende und aussteifen-
de Wände, Pfeiler und
Stützen
(§ 28) (1)

1.1 in Geschossen, ausgenom-
men Untergeschosse und
Geschosse im Dachraum

Keine F 30 - B F 30 - B F 60 - AB
oder

F 60 - BA

F 90 – AB

1.2 in Untergeschossen F 30 – B F 30 - B F 90 - AB F 90 - AB F 90 – AB

1.3 Geschossen im Dachraum (2)

1.3.1 wenn darüber Aufenthalts-
räume möglich sind

Keine F 30 - B F 30 - B F 60 - AB
oder

F 60 - BA

F 90 - AB

1.3.2 wenn darüber keine Aufent-
haltsräume möglich sind

Keine Keine Keine Keine Keine

2 Außenwände (§ 28)
2.1 Nichttragende Außenwände

und nichttragende Teile
tragender Außenwände

Keine Keine Keine A (3)

oder
W 30 - B (3)

A (3)

oder
W 30 - B (3)

2.2 Oberflächen von Außen-
wänden sowie Außenwand-
bekleidungen einschließlich

Keine Keine Keine B 1 (4), (4a) B 1 (4), (4a)

Dämmstoffe und Unterkon-
struktionen

2.3 Balkonbekleidungen, die
über die erforderliche Um-
wehrungshöhe hinaus hoch-
geführt werden

Keine Keine Keine B 1 (4a) B 1 (4a)

2.4 Solaranlagen an Außen-
wänden, die mehr als zwei
Geschosse überbrücken

Keine Keine Keine B1 (4a) B1( 4a)

3 Trennwände, Öffnungen
in Trennwänden (§ 29)

3.1 Trennwände (5) F 30 – B (6) F 30 - B (6) F 30 - B F 60 - AB
oder

F 60 - BA

F 90 - A B

3.2 in Untergeschossen F 30 - B (6) F 30 - B (6) F 90 - AB F 90 - AB F 90 - AB
3.3 Im Dach, wenn darüber

keine Aufenthaltsräume
möglich sind

F 30 - B (6) F 30 – B (6) F 30 - B F 30 - B F 30 - B

3.4 Feuerschutzabschlüsse von
Öffnungen in Trennwänden

T 30 (6) T 30 (6) T 30 T 30 T 30

3.5 Trennwände zum Abschluss
von Räumen mit Explosi-
ons- oder erhöhter Brandge-
fahr

F 90 - AB (6) F 90 – AB (6) F 90 - AB F 90 - AB F 90 - AB

4 Brandwände (§ 30)
4.1 Brandwände F 90 - A + M F 90 - A + M F 90 - A + M F 90 - A + M F 90 - A + M
4.2 Zulässige Wände an Stelle

von inneren Brandwänden
Entfällt F 60 - AB

oder
F 60 - BA

F 60 - AB
oder

F 60 - BA

F 60 - AB + M
oder

F 60 - BA + M

F 90 - A + M

4.3 Zulässige Wände an Stelle
von Brandwänden als Ge-
bäudeabschlusswand

Erläuterung in
den Fußnoten

(7), (8)

Erläuterung in
den Fußnoten

(7), (8)

Erläuterung in
den Fußnoten

(7), (8)

F 60 - AB +
M (7)

oder
F 60 - BA + M

(7)

F 90 - A + M
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4.4 Oberflächen und Außen-
wandbekleidungen von
Brandwänden als Gebäude-
abschlusswand

A 1 A 1 A 1 A 1 A 1

4.5 Abschlüsse von Öffnungen
in inneren Brandwänden

Entfällt T 90 T 90 T 90 T 90

4.6 Verglasungen in inneren
Brandwänden

Entfällt F 90 F 90 F 90 F 90

5 Decken (§ 31) (1)

5.1 Decken, ausgenommen in
Untergeschossen und Ge-
schossen im Dachraum

Keine F 30 - B F 30 - B F 60 - AB
oder

F 60 - BA

F 90 - AB

5.2 in Untergeschossen F 30 - B F 30 - B F 90 -AB F 90 - AB F 90 - AB
5.3 Geschossen im Dachraum
5.3.1 Wenn darüber Aufenthalts-

räume möglich sind (5)
Keine F 30 - B F 30 - B F 60 - AB

oder
F 60 - BA

F 90 - AB

5.3.2 Wenn darüber keine Auf-
enthaltsräume möglich sind
(ausgenommen §29 Abs.3)
(6)

Keine Keine Keine Keine Keine

5.4 Decken zwischen landwirt-
schaftlicher Nutzung und
Wohnnutzung

F 90 - AB F 90 - AB F 90 - AB F 90 - AB F 90 - AB

5.5 Decken unter und über F 90 - AB (6) F 90 – AB (6) F 90 - AB F 90 - AB F 90 - AB
Räumen mit Explosions-
oder erhöhter Brandgefahr

6 Notwendige Treppen
(§ 34)

6.1 tragende Teile Keine Keine A (9)

oder
F 30 – B (9)

A (9) F 30 – A (9)

6.2 Tragende Teile von Außen-
treppen nach § 35 Abs.1,
Satz 3, Nr.3

Keine Keine A A A

7 Notwendige Treppenräu-
me (§ 35), Räume nach § 35
Abs.3

7.1 Wände Keine Keine F 30 - B
(10), (11)

F 60 AB + M
(10)

oder
F 60 - BA +
M (10), (11)

F 90 - A + M
(10)

7.2 Oberer Abschluss Keine Keine F 30 - B
(11), (12)

F 60 - AB (12)

oder
F 60 – BA

(11), (12)

F 90 – AB (12)

7.3 Bekleidungen, Putze,
Dämmstoffe, Unterdecken
und Einbauten

Keine Keine A A A

7.4 Bodenbeläge, ausgenom-
men Gleitschutzprofile

Keine Keine B 1 B 1 B 1

7.5 Abschlüsse von Öffnun-
gen in Treppenraumwän-
den (13)

7.5.1 Zu Untergeschossen, nicht
ausgebauten Dachräumen,
Werkstätten, Läden, Lager-
räumen und ähnlichen

i

Keine Keine T 30 - RS T 30 - RS T 30 - RS
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Erläuterungen: Die Feuerwiderstandsfähigkeit bezieht sich bei tragenden Bauteilen auf deren
Standsicherheit im Brandfall, bei trennenden Bauteilen auf deren Widerstand
gegen die Ausbreitung von Feuer und Rauch (Brandausbreitung).

F 30 / W 30 / T 30 Feuerwiderstandsklasse des jeweiligen Bauteils nach seiner Feuerwiderstands-
dauer in Minuten (feuerhemmend)

F 60 Feuerwiderstandsklasse des jeweiligen Bauteils nach seiner Feuerwiderstands-
dauer in Minuten (hochfeuerhemmend)

F 90 / T 90 Feuerwiderstandsklasse des jeweiligen Bauteils nach seiner Feuerwiderstands-
dauer in Minuten (feuerbeständig)

A 1 Nichtbrennbare Baustoffe

A 2 Nichtbrennbare Baustoffe mit brennbaren Bestandteilen

A Nichtbrennbare Baustoffe (A1) oder nichtbrennbare Baustoffe mit brennbaren
Bestandteilen (A2)

AB Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile aus nichtbrennbaren Baustof-
fen bestehen und die bei raumabschließenden Bauteilen zusätzlich eine in
Bauteilebene durchgehende Schicht aus nichtbrennbaren Baustoffen haben

Räumen, zu Nutzungsein-
heiten, die sich über mehr
als ein Geschoss erstrecken,
zu sonstigen Räumen und
Nutzungseinheiten mit einer
Fläche von mehr als 200
m², ausgenommen Woh-
nungen

7.5.2 Zu notwendigen Fluren Keine Keine RS RS RS
7.5.3 Zu sonstigen Räumen und

sonstigen Nutzungseinhei-
ten

Keine Keine Mindestens
dicht- und
selbstschlie-

ßend

Mindestens
dicht- und
selbstschlie-

ßend

Mindestens
dicht- und
selbstschlie-

ßend
8 Notwendige Flure (§ 36)

und offene Gänge nach
§ 36 Abs.5

8.1 Wände, Umwehrungen von
offenen Gängen

Keine Keine F 30 - B F 30 - B F 30 - B

8.2 Wände in Untergeschossen F 30 - B (6) F 30 – B (6) F 90 - AB F 90 - AB F 90 - AB
8.3 Feuerschutzabschlüsse von

Öffnungen in Wänden not-
wendiger Flure zu Lagerbe-
reichen im Untergeschoss

T 30 (6) T 30 (6) T 30 T 30 T 30

8.4 Bekleidungen (11), Putze,
Unterdecken und Dämm-
stoffe

A (14) A (14) A A A

9 Aufzüge (§ 39)
9.1 Fahrschachtwände, Wände

von Maschinenräumen (15)
Keine Keine F 30 – B (16) F 60 - AB

oder
F 60 - BA

F 90 - A

9.2 Türen in Wänden von Ma-
schinenräumen

Keine Keine T 30 T 30 T 30
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BA Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile aus brennbaren Baustoffen

bestehen und die allseitig eine brandschutztechnisch wirksame Bekleidung
aus nichtbrennbaren Baustoffen (Brandschutzbekleidung) und Dämmstoffe
aus nichtbrennbaren Baustoffen haben

B Brennbare Baustoffe

B 1 Schwerentflammbare Baustoffe

M Widerstandsfähig gegen zusätzliche mechanische Belastung

RS Rauchschutztür

T Feuerschutzabschluss

(1) Dies gilt nicht für Balkone, ausgenommen offene Gänge, die als notwendige Flure dienen.

(2) Dächer an traufseitig aneinander gebauten Gebäuden nach § 32 Abs. 6.

(3) Dies gilt nicht für Türen und Fenster, Fugendichtungen und brennbare Dämmstoffe in
nichtbrennbaren geschlossenen Profilen der Außenwandkonstruktion.

(4) Befestigungsteile der Unterkonstruktion und der Dämmstoffe können aus normalent-
flammbaren Baustoffen (B 2) bestehen, Unterkonstruktionen aus normalentflammbaren
Baustoffen sind zulässig, wenn die Anforderungen nach § 28 Abs. 2 durch geeignete
Maßnahmen erfüllt sind.

(4a) Schwerentflammbare Baustoffe in Bauteilen dürfen nicht brennend abfallen oder abtropfen.

(5) § 29 Abs. 3 bleibt unberührt.

(6) Gilt nicht für Wohngebäude der Gebäudeklassen 1 und 2.

(7) In den Fällen des § 30 Abs. 2 Nr. 4 sind Wände mit der Anforderung F 90 - AB zulässig,
wenn der umbaute Raum des landwirtschaftlich genutzten Gebäudes oder Gebäudeteils
nicht größer als 2.000 m3 ist.

(8) Wände mit Brandschutzbekleidung, die von innen nach außen die Feuerwiderstandsfä-
higkeit der tragenden und aussteifenden Teile des Gebäudes – mindestens jedoch feuer-
hemmend (F30-B) – und von außen nach innen die Feuerwiderstandsfähigkeit feuerbe-
ständiger Bauteile haben.

(9) Dies gilt nicht innerhalb von Nutzungseinheiten.

(10) Dies ist nicht erforderlich für Außenwände von notwendigen Treppenräumen, die aus
nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und durch andere an diese Außenwände anschlie-
ßende Gebäudeteile im Brandfall nicht gefährdet werden können.

(11) Wände und Decken aus brennbaren Baustoffen müssen eine Bekleidung aus nichtbrenn-
baren Baustoffen in ausreichender Dicke haben.

(12) Dies gilt nicht, wenn der obere Abschluss das Dach ist und die Treppenraumwände bis
unter die harte Bedachung reichen.

(13) Die Feuerschutz- und Rauchschutzabschlüsse dürfen untergeordnete lichtdurchlässige Sei-
tenteile und Oberlichter haben, wenn der Abschluss insgesamt nicht breiter als 2,50 m ist.

(14) Dies gilt nur für Untergeschosse von Gebäuden, die nicht dem Wohnen dienen.

(15) Dies gilt nur für Wände, die an andere Räume oder Rettungswege angrenzen.

(16) Schachtseitig müssen Fahrschachtwände bzw. Wände von Triebwerksräumen – jeweils
aus brennbaren Baustoffen bestehend – eine Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen
in ausreichender Dicke haben.
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Gesetze, Verordnungen, Richtlinien, Hinweise Stand: 2024

Ministerium für Inneres, Bauen und Sport

Bauordnung für das Saarland
Landesbauordnung des Saarlandes (LBO)

Sonderbauten, Feuerungsanlagen

Verordnung über den Bau und Betrieb von Verkaufsstätten
(Verkaufsstättenverordnung – VkVO)

Verordnung über den Bau und Betrieb von Hochhäusern
(Hochhausverordnung – HochhVO)

Verordnung über den Bau und Betrieb von Beherbergungsstätten
(Beherbergungsstättenverordnung – BeVO)

Verordnung über den Bau und Betrieb von Versammlungstätten
(Versammlungsstättenverordnung – VStättVo)

Dritte Verordnung zur Landesbauordnung (Garagenverordnung – GarVO)

Erlass betreffend Richtlinie über bauaufsichtliche Anforderungen
an Altenheime, Altenwohnheime und Pflegeheime (auch Kurzzeitpflege) und
Wohnheime für Behinderte (HeimR)

Feuerungsverordnung (FeuVO)

Verordnung über den Bau von Betriebsräumen für elektrische Anlagen (EltBauVO)

Verordnung über Camping-, Wochenendplätze und Wochenendhäuser

Richtlinie über den Bau und Betrieb von Krankenhäusern
– Krankenhausbaurichtlinie (KhBauR) –

Erlass zur Änderung der Richtlinie über den Bau und Betrieb von
Krankenhäusern (KhBauR) vom 17. Juli 2008 – Inkrafttreten am 1. Oktober 2008 –

Richtlinie über bauaufsichtliche Anforderungen an Schulen
(Schulbau-Richtlinie – SchulbauR) vom 19. Dezember 2011

Richtlinie über den Bau und Betrieb Fliegender Bauten vom 12. März 2020

Musterrichtlinie über den baulichen Brandschutz im Industriebau – Stand Mai 2019

Hinweise für bauordnungsrechtliche Anforderungen an Tageseinrichtungen
für Kinder – Fassung April 2013

Verfahren und Prüfung

Richtlinie über den Bau und Betrieb Fliegender Bauten (FlBauR) vom 12. März 2020

Verwaltungsvorschriften über Ausführungsgenehmigungen für
Fliegende Bauten und deren Gebrauchsabnahmen (FlBauVwV)
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Bauvorlagenverordnung (BauVorlVO) vom 15.06.2011

Verordnung über den Erlass eines Besonderen Gebührenverzeichnisses
für die Bauaufsichtsbehörden des Saarlandes sowie für Amtshandlungen der
bevollmächtigten Bezirksschornsteinfegerinnen und –feger nach der
Landesbauordnung vom 3. September 2015

Zuständigkeitsverordnung zur Landesbauordnung (ZustV-LBO)

Gesetz über Zuständigkeiten nach dem Gesetz zur Einsparung von Energie und
zur Nutzung Erneuerbarer Energien zur Wärme- und Kälteerzeugung in Gebäuden
GEGZustG

Verordnung über Zuständigkeiten nach der Betriebssicherheitsverordnung

Verordnung über Zuständigkeiten für die Durchführung der Verordnung über das
Inverkehrbringen von Heizkesseln und Geräten nach dem Bauproduktengesetz

Bauprodukte und Bauarten

Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen (VVTB) Erlass des Ministeriums
für Inneres, Bauen und Sport zur Änderung der Muster-Verwaltungsvorschrift
Technische Baubestimmungen (MVV TB) vom 12. März 2020

Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt) – Muster-Verwaltungsvorschrift
Technische Baubestimmungen (MVV TB) Ausgabe 2021/1vom 17. Januar 2022
(mit Druckfehlerberichtigung vom 4. März 2022)

Hersteller- und Anwenderverordnung (HAVO) vom 22. Juni 2015

Verordnung zur Feststellung der wasserrrechtlichen Eignung von Bauprodukten
und Bauarten durch Nachweise nach der Landesbauordnung des Saarlandes
(WasBauVO)

Verordnung über das Übereinstimmungszeichen
(Übereinstimmungszeichenverordnung – ÜZVO)

Verordnung über die Anerkennung als Prüf-, Überwachungs- oder
Zertifizierungsstelle nach der Landesbauordnung (PÜZAVO)

Formulare in den Verfahren nach Landesbauordnung

Antrag auf Baugenehmigung nach § 65 LBO, Antrag auf Baugenehmigung im
vereinfachten Verfahren nach § 64 LBO, Genehmigungsfreistellung nach § 63 LBO,
Einreichung/Kenntnisgabe von verfahrensfreien Vorhaben nach § 61 LBO

Beschreibung des Baugrundstückes

Nachweis der baulichen Nutzung nach der Baunutzungsverordnung

Beschreibung der baulichen Anlage

Beschreibung der Baumaßnahmen geringen Umfanges, Werbeanlagen und
Warenautomaten

Beschreibung der Feuerungsanlage

Betriebsbeschreibung für gewerbliche Anlagen

Ministerium für Inneres, Bauen und Sport
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Ministerium für Inneres, Bauen und Sport
Anlage zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen

Antrag auf Abweichung, Ausnahme, Befreiung nach § 68 Abs. 2 LBO

Erklärung der Tragwerksplanerin/ des Tragwerksplaners nach § 67 Abs. 4 LBO und
§ 8 Abs. 2 BauVorlVO

Erklärung der Nachbarschaft nach § 71 LBO

Erklärung der Entwurfsverfasserin/ des Entwurfsverfassers zum barrierefreien
Bauen in Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen nach § 50 Abs. 1 LBO

Baubeginnanzeige nach § 73 LBO Abs. 8 LBO, Benennung der Verantwortlichen
nach § 53 Abs. 1 und § 78 Abs. 2 LBO

Antrag auf Erteilung einer Teilbaugenehmigung nach § 75 LBO

Antrag auf Erteilung eines Vorbescheides nach § 76 LBO

Anzeige der Rohbaufertigstellung nach § 79 Abs. 1 LBO

Anzeige der abschließenden Fertigstellung nach § 79 Abs. 1 LBO

Anzeige einer beabsichtigten Beseitigung von Anlagen nach § 61 Abs. 4 LBO

Behördenwegweiser

BDS-Behördenwegweiser - Oberste Bauaufsichtsbehörde

Archiv
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Bauvorlagen
§ 1 Allgemeines
(1) Bauvorlagen sind die einzureichenden Un-
terlagen, die für die Beurteilung des Bauvorha-
bens und die Bearbeitung des Bauantrags
(§ 69 Absatz 2 Satz 1 der Landesbauordnung,
für die Kenntnisgabe der verfahrensfreien Vor-
haben (§ 61 Absatz 2 der Landesbauordnung),
für die Anzeige der beabsichtigten Beseitigung
(§ 61 Absatz 4 Satz 2 der Landesbauordnung)
oder für die Genehmigungsfreistellung (§ 63
Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 1 der Landesbau-
ordnung) erforderlich sind.

(2) In den Verfahren nach den §§ 63 bis 65 der
Landesbauordnung sind als Bauvorlagen ein-
zureichen:
1. die Vervielfältigung der Flurkarte (§ 2),
2. der Lageplan (§ 3),
3. die Bauzeichnungen (§ 4),
4. die Bau- und Nutzungsbeschreibung (§ 5),
5. der Nachweis der baulichen Nutzung (§ 6),
6. die Darstellung der Grundstücksentwässe-

rung (§ 7),
7. die bautechnischen Nachweise (§§ 8 - 11)

und gegebenenfalls dazugehörige Beschei-
nigungen,

8. bei Vorhaben im Geltungsbereich eines Be-
bauungsplans, einer anderen städtebauli-
chen Satzung nach dem Baugesetzbuch in
der Fassung der Bekanntmachung vom 23.
September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom
31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), in der je-
weils geltenden Fassung oder einer Örtli-
chen Bauvorschrift ein Auszug aus dieser
Satzung, aus dem sich die für das Vorha-
ben geltenden Festsetzungen ergeben.

(3) Bei verfahrensfreien Vorhaben nach § 61
Absatz 2 der Landesbauordnung sind von der
Bauherrin oder dem Bauherrn als erforderliche

ABSCHNITT I

Bauvorlagenverordnung (BauVorlVO)
Vom 15. Juni 2011 (Amtsbl. 2011, S. 254) zuletzt geändert durch
Artikel 5 der Verordnung vom 25. Januar 2024 (Amtsbl. I S. 68, 77)

Bauvorlagen
§ 11 Allgemeines
§ 11a Einreichen von Anträgen, Anzeigen

und Bauvorlagen
§ 12 Vervielfältigung der Flurkarte
§ 13 Lageplan
§ 14 Bauzeichnungen
§ 15 Bau- und Nutzungsbeschreibung
§ 16 Nachweis der baulichen Nutzung
§ 17 Darstellung der Grundstücks-

entwässerung
§ 18 Standsicherheitsnachweis
§ 19 Nachweise für Schall-, Erschütterungs-

und Wärmeschutz sowie Energieeins-
parung

§ 10 Brandschutznachweis für Gebäude
der Gebäudeklassen 4 und 5

§ 11 Brandschutznachweis für Sonder-
bauten und Garagen

Bauvorlagen in besonderen Fällen
§ 12 Bauvorlagen bei der beabsichtigten

Beseitigung von Anlagen
§ 13 Bauvorlagen für den Vorbescheid und

für die Zulassung von Abweichungen,
Ausnahmen und Befreiungen

§ 14 Bauvorlagen für die Ausführungs-
genehmigung Fliegender Bauten

§ 15 Bauvorlagen für Werbeanlagen und
Warenautomaten

§ 16 Bauvorlagen für Veranstaltungen

Übergangs- und
Schlussvorschriften
§ 17 Übergangsvorschriften
§ 18 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

ABSCHNITT I

ABSCHNITT II

ABSCHNITT III

Aufgrund des § 86 Absatz 2 Nummer 1 und 2 der Landesbauordnung vom 18. Februar
2004 (Amtsbl. S. 822), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. Juni 2010
(Amtsbl. I S. 1312),1 verordnet das Ministerium für Umwelt, Energie und Verkehr:

INHALTSÜBERSICHT
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Ordner „Antrag“, dem Ordner gemäß § 1 Ab-
satz 2 oder 3, dem Ordner „Sonstige öffent-
lich-rechtliche Vorschriften“ (§ 64 Absatz 2
Satz 1 Nummer 1 der Landesbauordnung
oder § 65 Satz 1 Nummer 1 der Landesbau-
ordnung) sowie dem Ordner „sonstige Unter-
lagen“ ohne weitere Unterordner herzustellen.
Die einzelnen Dateien sowie der Datenträger
dürfen keine Sicherheitseinstellungen und kei-
nen Schreibschutz enthalten.

(5) Die Bauaufsichtsbehörde kann im Beneh-
men mit den Gemeindeverwaltungen andere
Dateistrukturen, Bezeichnungen der Dateien,
Strukturierungen der Antragsunterlagen und
Dateigrößen zur Übermittlung der Daten zulas-
sen oder verlangen.

(6) Die Bauaufsichtsbehörde kann bis zum 31.
Dezember 2025 ergänzend Papierexemplare
der Bauvorlagen nachfordern, wenn dies für
die Beurteilung des Bauvorhabens im Einzelfall
erforderlich ist. Papierexemplare müssen dem
Format DIN A4 entsprechen oder auf diese
Größe gefaltet sein.

(7) Abweichend von Absatz 1 soll die Bauauf-
sichtsbehörde oder die Gemeinde die Einrei-
chung des Antrages oder der Anzeige mit den
zugehörigen Bauvorlagen in Papierform zulas-
sen oder verlangen, wenn die Einreichung in
elektronischer Form für den Bauherrn oder die
Bauaufsichtsbehörde oder die Gemeinde unzu-
mutbar ist. Bei Einreichung in Papierform sind
die Bauvorlagen, ausgenommen die bautechni-
schen Nachweise, dreifach, ist die Gemeinde
zugleich Bauaufsichtsbehörde, zweifach einzu-
reichen. Abweichend von Satz 2 sind die Bau-
vorlagen nach § 61 Absatz 2 Satz 1 und Ab-
satz 4 Satz 2 einfach sowie § 63 Absatz 3
Satz 1 Halbsatz 1 der Landesbauordnung
zweifach, ist die Gemeinde zugleich Bauauf-
sichtsbehörde, einfach einzureichen. Die Ab-
sätze 2, 6 Satz 2 und 8 gelten entsprechend.

(8) Weitere Bauvorlagen und Angaben oder ein
Modell können verlangt werden, wenn dies für
die Beurteilung des Bauvorhabens erforderlich
ist. Auf Bauvorlagen und Angaben kann ver-
zichtet werden, soweit diese zur Beurteilung
des Bauvorhabens nicht erforderlich sind.

(9) Weitergehende Anforderungen für Bauvor-
lagen in sonstigen Rechtsvorschriften bleiben
unberührt.

§ 2 Vervielfältigung der Flurkarte
Die Vervielfältigung der Flurkarte muss vom Lan-
desamt für Vermessung, Geoinformation und

Unterlagen eine Lageplanskizze mit Angabe
des Baugrundstücks (Anschrift, Gemarkung,
Flurstück) und der Lage des Bauvorhabens
auf dem Grundstück und eine Beschreibung
des Vorhabens einzureichen.

(4) Die Bauzeichnungen, Baubeschreibungen,
Berechnungen und Konstruktionszeichnungen
sowie sonstige Zeichnungen und Beschreibun-
gen, die den bautechnischen Nachweisen zu-
grunde liegen, müssen miteinander überein-
stimmen und gleiche Positionsangaben haben.

(5) Im Lageplan und in jeder Bauzeichnung
muss neben der numerischen Angabe des
Maßstabes zur Kalibrierung auch eine grafi-
sche Maßstabsleiste enthalten sein, sofern
nicht vorhandene Maßketten eine Kalibrierung
ermöglichen. Diese ist mit den tatsächlichen
Distanzen zu beschriften.

(6) Die Bauvorlagen müssen eine Angabe über
die Entwurfsverfasserin oder den Entwurfsver-
fasser, die oder der die Bauvorlagen erstellt oder
anerkannt hat, enthalten. Bauvorlagen nach §
61 Absatz 2 und 4 müssen eine Angabe über die
Bauherrin oder den Bauherrn enthalten.

§ 1a Einreichen von Anträgen,
Anzeigen und Bauvorlagen

(1) Der Antrag oder die Anzeige mit den zu-
gehörigen Bauvorlagen sind elektronisch in
Textform bei der zuständigen Gemeinde oder
Bauaufsichtsbehörde einzureichen. Die Bau-
aufsichtsbehörde kann im Benehmen mit den
Gemeindeverwaltungen Vorgaben zur elektro-
nischen Einreichung machen.

(2) Anträge, Anzeigen, Bauvorlagen und Be-
scheinigungen sind nach den von der ober-
sten Bauaufsichtsbehörde öffentlich bekannt
gemachten Formularen einzureichen.

(3) Jeder Antrag, jede Anzeige und jede Bau-
vorlage muss als eine eigene Einzeldatei er-
stellt und abgespeichert und in einem archi-
vfähigen Portable Document Format (PDF/A
nach ISO 19005-1) übermittelt werden. Datei-
anlagen innerhalb der PDF-Dateien sind un-
zulässig. Die gewählten Dateinamen müssen
je einzelne Datei die Angaben zum Dateiinhalt
und das Erstellungsdatum im Format Jahr,
Monat, Tag (jjjjmmtt) enthalten. Die Bauauf-
sichtsbehörde kann im Benehmen mit den
Gemeindeverwaltungen die Dateigrößen aus
technischen Gründen beschränken.

(4) Sind Datenträger einzureichen, sind sie mit
Bezeichnung des Bauvorhabens und dem
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Landentwicklung (LVGL) erstellt und neuesten
Datums sein. Sie muss die Grundstücke in
einem Umkreis von 50 m um das Baugrund-
stück enthalten. In der Regel ist sie im Maß-
stab der Flurkarte zu fertigen. Der Maßstab
darf jedoch nicht kleiner als 1 : 1250, in den ehe-
mals pfälzischen Gebietsteilen nicht kleiner als
1 : 2500 sein. Sie muss die Eigentümerinnen
und Eigentümer des Baugrundstücks, seine
Fläche und – soweit vorhanden und im Flurkar-
tenmaßstab darstellbar – die Spannmaße ent-
lang den Grundstücksgrenzen, bei Beantragung
von Abweichungen oder Befreiungen auch die
Eigentümerinnen und Eigentümer der benach-
barten Grundstücke enthalten.

§ 3 Lageplan
(1) Der Lageplan ist im Maßstab nicht kleiner als
1 : 500 auf der Grundlage der Flurkarte und
einer örtlichen Aufnahme des tatsächlichen Be-
standes aufzustellen. Die Bauaufsichtsbehörde
kann einen größeren Maßstab fordern.

(2) Bei einem unübersichtlichen Verlauf der
Grenzen des Baugrundstücks muss der Lage-
plan von einer Vermessungsstelle im Sinne
des § 2 Absatz 3 des Saarländischen Vermes-
sungs- und Katastergesetzes vom 16. Okto-
ber 1997 (Amtsbl. S. 1130), zuletzt geändert
durch Artikel 2 Absatz 1 des Gesetzes vom
20. August 2008 (Amtsbl. S. 1760), in der je-
weils geltenden Fassung angefertigt werden
(amtlicher Lageplan).

Können die nach Absatz 3 Nummer 3 erfor-
derlichen Spannmaße aufgrund des Vermes-
sungszahlenwerks nicht einwandfrei angege-
ben werden, hat die Bauherrin oder der Bau-
herr bei einer Vermessungsstelle im Sinne des
§ 2 Absatz 3 des Saarländischen Vermes-
sungs- und Katastergesetzes eine Grenzfest-
stellung zu beantragen.

(3) Der Lageplan muss, soweit die Angaben
nicht bereits aus der Vervielfältigung der Flur-
karte ersichtlich sind, enthalten:
1. seinen Maßstab und die Lage des Bau-

grundstücks zur Nordrichtung,
2. die Bezeichnung des Baugrundstücks und

der benachbarten Grundstücke nach Grund-
buch, Liegenschaftskataster und, soweit vor-
handen, Straße und Hausnummer unter An-
gabe der Eigentümerinnen und Eigentümer,

3. die katastermäßigen Grenzen, die Spann-
maße entlang der Grundstücksgrenzen und
den Flächeninhalt des Baugrundstücks,

4. die Höhenlage der Eckpunkte des Grund-
stücks und die Höhenlagen des Baufeldes
über einem angegebenen Bezugspunkt oder
über Normalnull, bezogen auf die vorhan-
dene und die geplante Geländeoberfläche,

5. die Breite und die Höhenlage angrenzender
öffentlicher Verkehrsflächen unter Angabe
der Straßenklasse,

6. die vorhandenen baulichen Anlagen auf
dem Baugrundstück und auf den benach-
barten Grundstücken mit Angabe ihrer
Nutzung, Geschosszahl, Dachform und
Dachneigung sowie der Bauart der
Außenwände und der Bedachung,

7. Kulturdenkmäler im Sinne des Saarländi-
schen Denkmalschutzgesetzes vom 19.
Mai 2004 (Amtsbl. S. 1498), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17.
Juni 2009 (Amtsbl. S. 1374), in der jeweils
geltenden Fassung, und geschützte Teile
von Natur und Landschaft im Sinne von
Kapi-tel 4 Abschnitt 1 des Bundesnatur-
schutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I
S. 2542) in der jeweils geltenden Fassung
auf dem Baugrundstück und den benach-
barten Grundstücken,

8. die Festsetzungen des Bebauungsplanes,
einer anderen städtebaulichen Satzung
nach dem Baugesetzbuch oder der Örtli-
chen Bauvorschrift über die Art und das
Maß der baulichen Nutzung mit den Bauli-
nien, Baugrenzen oder Bebauungstiefen
und die Festsetzungen für Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen,

19. die geplanten baulichen Anlagen unter An-
gabe der Außenmaße, der Dachform und
der Dachneigung, der Höhenlage des Erd-
geschossfußbodens zur Verkehrsfläche,
der Grenzabstände, der Tiefe und Breite
der Abstandsflächen und der Abstände zu
anderen baulichen Anlagen auf dem Bau-
grundstück und auf den benachbarten
Grundstücken,

10. die Abstände der geplanten baulichen An-
lagen zu öffentlichen Verkehrs- und Grün-
flächen, zu Gleisanlagen, zu Wasserflä-
chen, Wäldern, Mooren und Heiden sowie
zur Bundesaußengrenze,

11. die Aufteilung der nicht überbauten Flächen
nach § 10 der Landesbauordnung unter An-
gabe der Lage, Anzahl und Größe der Stell-
plätze für Kraftfahrzeuge, der Abstellplätze
für Fahrräder, der Zufahrten sowie der Auf-
stell- und Bewegungsflächen für die Feuer-
wehr und der Kleinkinderspielplätze; die Art
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der Befestigung der Flächen sowie die Art
der Bepflanzung bei mehr als acht Stellplät-
zen für Kraftfahrzeuge sind anzugeben,

12. die Grünflächen und die Flächen, die gärt-
nerisch angelegt oder mit Bäumen und
Sträuchern bepflanzt werden, die vorhande-
nen Bäume und Sträucher unter Kennzeich-
nung der wegen des Bauvorhabens zu be-
seitigenden Bäume und Sträucher; die vor-
handenen und geplanten Bäume und Sträu-
cher sind nach ihrer Art zu bezeichnen; für
die vorhandenen Bäume sind auch ihre
Größe und ihr Stammumfang in 1 m Höhe
über der Geländeoberfläche anzugeben,

13. die technischen Anlagen zur Gewinnung
von Heiz- und Kühlenergie, elektrischer En-
ergie und zur Brauchwassererwärmung auf
dem Grundstück und auf der Dachfläche,

14. die Flächen auf dem Baugrundstück, die von
Baulasten betroffen sind, sowie Flächen
auf den benachbarten Grundstücken, die
von Baulasten zugunsten des Baugrund-
stücks betroffen sind,

15. die Brunnen, Abfallgruben, Dungstätten,
Jauche-, Gülle- und Gärfutterbehälter so-
wie deren Abstände zu baulichen Anlagen
und Grundstücksgrenzen,

16. ortsfeste Behälter und andere Anlagen im
Freien zum Lagern von Gas, Öl, brennba-
ren Flüssigkeiten oder wassergefährden-
den Stoffen,

17. Hochspannungsleitungen und unterirdische
Leitungen für die Telekommunikation, für
die Versorgung mit Elektrizität, Gas,
Wärme und Wasser und für die Abwasse-
rentsorgung sowie deren Abstände zu
baulichen Anlagen,

18. Hydranten und andere Wasserentnahme-
stellen für Feuerlöschzwecke.

(4) Die Angaben über Abstandsflächen nach Ab-
satz 3 Nummer 9 sind in einem besonderen
Blatt aufzunehmen und rechnerisch zu erläutern.

(5) Der Inhalt des Lageplanes nach Absatz 3
Nummer 11 und 12 ist auf einem besonderen
Blatt (Freiflächengestaltungsplan) darzustellen.
In den Freiflächengestaltungsplan sind auch
die Angaben nach Absatz 3 Nummer 13 bis
17 aufzunehmen, sofern für diese Angaben
zur Wahrung der Übersichtlichkeit des Freiflä-
chengestaltungsplanes nicht besondere Blät-
ter erforderlich sind.

(6) Für die Darstellung im Lageplan sind die
Zeichen und Farben der Nummer 1 der Anlage
zu dieser Verordnung zu verwenden; im Übri-

gen ist die Planzeichenverordnung 1990 vom
18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58) in der
jeweils geltenden Fassung entsprechend an-
zuwenden. Die sonstigen Darstellungen sind,
soweit erforderlich, durch Beschriftung zu
kennzeichnen.

(7) Für die Änderung baulicher Anlagen, bei der
die Außenwände und Dächer sowie die Nut-
zung nicht verändert werden, ist ein Lageplan
nicht erforderlich.

§ 4 Bauzeichnungen
(1) Für die Bauzeichnungen ist der Maßstab
1 : 100 zu verwenden. Die Bauaufsichtsbe-
hörde kann einen anderen Maßstab verlangen
oder zulassen, wenn ein solcher zur Darstel-
lung der erforderlichen Eintragungen notwen-
dig oder ausreichend ist.

(2) In den Bauzeichnungen sind mindestens
darzustellen:

1. die Gründung der geplanten baulichen An-
lagen und, soweit erforderlich, die Grün-
dungen benachbarter baulicher Anlagen,

2. die Grundrisse aller Geschosse und des
Dachraumes mit Angabe der vorgesehe-
nen Nutzung der Räume und mit Einzeich-
nung
a) der Treppen und der zu ihnen oder ins

Freie führenden Rettungswege,
b) der Aufschlagrichtung der Türen sowie

deren Art und Anordnung an und in Ret-
tungswegen,

c) der Abgasanlagen und Leitungen zur
Abführung von Verbrennungsgasen,

d) der Räume für die Aufstellung von Feu-
erstätten, Verbrennungsmotoren und
Blockheizkraftwerken unter Angabe der
Nennleistung sowie Angaben zur Brenn-
stofflagerung mit vorgesehener Art und
Menge des Brennstoffes,

e) der ortsfesten Behälter für Gas, Öl, was-
sergefährdende oder brennbare Flüssig-
keiten und feste Brennstoffe,

f) der Installationsschächte, -kanäle und
Lüftungsleitungen, soweit sie raumab-
schließende Bauteile durchdringen, und
der Räume für die Aufstellung von Lüf-
tungsanlagen,

g) der Aufzugsschächte, Aufzüge und deren
nutzbare Grundflächen für Fahrkörbe,

h) der für die Erfüllung der Barrierefreiheit
maßgeblichen Angaben,
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3. die Schnitte mit Angabe oder Einzeichnung

a) der Fußbodenoberkante des Erdgeschos-
ses zur öffentlichen Verkehrsfläche,

b) der Deckenkonstruktion, der Geschoss-
höhen und lichten Raumhöhen,

c) der Dachkonstruktion und des Dachauf-
baus,

d) der Dachneigungen und Dachhöhen,
e) des Maßes H (§ 7 Absatz 4 der Landes-

bauordnung), soweit dieses nicht in den
Ansichten angegeben ist,

f) der Treppen und Rampen mit ihrem
Steigungsverhältnis,

g) des Anschnitts der vorhandenen und der
geplanten Geländeoberfläche mit den
Höhenangaben, bezogen auf die Fuß-
bodenoberkante des Erdgeschosses,

4. die Ansichten der geplanten baulichen An-
lagen mit
a) der Angabe der Höhe der Fußboden-

oberkante des höchst gelegenen Ge-
schosses, in dem ein Aufenthaltsraum
möglich ist, über der Geländeoberfläche
im Mittel,

b) der Einzeichnung des Anschlusses an
Nachbargebäude,

c) die Höhen der Firste über der vorhande-
nen und der geplanten Geländeoberflä-
che, die Dachneigungen sowie das Maß
H je Außenwand in dem zur Bestimmung
der Abstandsflächen erforderlichen Um-
fang, bezogen auf die vorhandene und
die geplante Geländeoberfläche,

d) der Darstellung des vorhandenen und
des geplanten Geländeverlaufs und des
Straßenlängsgefälles mit den Höhenan-
gaben, bezogen auf die Höhenlage des
Erdgeschossfußbodens und mit der Dar-
stellung des Anschlusses an das Nach-
bargelände,

e) den technischen Anlagen zur Gewin-
nung von Heiz- und Kühlenergie, elektri-
scher Energie und zur Brauchwasserer-
wärmung an und auf der Gebäudehülle
und auf dem Grundstück,

5. die Art und Lage der Feuermelde- und Feuer-
löscheinrichtungen.

(3) In den Bauzeichnungen sind anzugeben:
1. der Maßstab und die Maße,
2. die Rohbaumaße der Fensteröffnungen in

Aufenthaltsräumen,
3. die Lage des Raumes für die Hauptan-

schlüsse der Versorgungsleitungen,

4. die wesentlichen Bauprodukte und Bauarten,

5. das Brandverhalten und die Feuerwider-
standsdauer der Bauteile, soweit aus
Gründen des Brandschutzes diese Anfor-
derungen gestellt werden,

6. bei Änderung baulicher Anlagen die zu be-
seitigenden und die neuen Bauteile.

(4) Für die Darstellung in den Bauzeichnungen
sind die Zeichen und Farben der Nummer 1
der Anlage zu dieser Verordnung zu verwen-
den; im Übrigen ist die Planzeichenverordnung
1990 entsprechend anzuwenden. Dies gilt nicht,
wenn in den Bauzeichnungen nur neu ge-
plante Bauteile dargestellt werden.

(5) Die Bauaufsichtsbehörde kann verlangen,
dass einzelne Bauzeichnungen oder Teile hier-
von durch besondere Zeichnungen, Zeichen
und weitere Farben erläutert werden.

§ 5 Bau- und Nutzungs-
beschreibung

(1) Die Bau- und Nutzungsbeschreibung glie-
dert sich in folgende Teile:

1. Beschreibung der Beschaffenheit und Lage
des Baugrundstückes,

2. Beschreibung der baulichen Anlage, insbe-
sondere ihrer Nutzung und Konstruktion
sowie das barrierefreie Bauen soweit erfor-
derlich,

3. Beschreibung der Feuerungsanlage und
der Lagerung der Brennstoffe,

4. Betriebsbeschreibung bei Vorhaben nach
den Absätzen 2 bis 4,

5. Bauzahlenberechnung.

Bei Vorhaben geringen Umfangs kann auf die
Aufgliederung der Beschreibung verzichtet
werden.

(2) Für gewerbliche Anlagen und Räume, die
einer immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gung oder einer Erlaubnis nach den Rechts-
verordnungen nach § 14 des Geräte- und Pro-
duktsicherheitsgesetzes vom 6. Januar 2004
(BGBl. I S. 2), zuletzt geändert durch Artikel 3
Absatz 33 des Gesetzes vom 7. Juli 2005
(BGBl. I S. 1970), in der jeweils geltenden Fas-
sung nicht bedürfen, muss die Betriebsbe-
schreibung Angaben enthalten über:

1. die Art der gewerblichen Tätigkeit unter An-
gabe von Art und Ausmaß der entstehen-
den Einwirkungen auf die Beschäftigten,
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die Nachbarschaft und die Allgemeinheit
durch Erschütterungen, Geräusche, Strah-
len, Wärme, Gas, Staub, Dämpfe, Rauch,
Ruß und Gerüche sowie die vorgesehenen
Einrichtungen und Maßnahmen zur Verhin-
derung oder Beschränkung der Emissio-
nen nach dem Stand der Technik,

2. die Art und Menge der zu verwendenden
Stoffe einschließlich der Brennstoffe, der
herzustellenden Erzeugnisse und der anfal-
lenden Abfälle sowie die Art und Menge
ihrer Lagerung und bei Abfällen die vorge-
sehene Art der Beseitigung,

3. die technische Ausstattung unter Angabe
der Zahl, der Bauart, des Typs, der Leis-
tung und der Ausrüstung der vorgesehe-
nen Maschinen und Apparate sowie der
vorgesehenen Aufstellungsorte; der verfah-
renstechnische Zusammenhang ist sche-
matisch darzustellen,

4. die Anzahl der Beschäftigten getrennt nach
Geschlechtern,

5. die Höchstzahl der in jedem Raum be-
schäftigten Personen,

6. die Lage, Größe und Beschaffenheit der für
die Beschäftigten vorgesehenen besonde-
ren Einrichtungen wie Waschräume, Toilet-
tenräume, Umkleideräume und Pausen-
räume.

(3) Für Anlagen zum Lagern, Abfüllen und Um-
schlagen oder zum Herstellen, Behandeln und
Verwenden wassergefährdender Stoffe muss
die Betriebsbeschreibung Angaben enthalten
über:

1. den Lagerort und die Lagerungsart sowie
den Standort der Anlage,

2. die Art, maximale Größe und Anzahl der
Gebinde je Stoff und die Gesamtmenge,
die maximale Menge des in der Anlage be-
findlichen Stoffes, die Lieferintervalle der
Stoffe,

3. die Einstufung der Stoffe und, soweit erfor-
derlich, ihre Gefahrenklasse nach der Be-
triebssicherheitsverordnung vom 3. Februar
2015 (BGBl. I S. 49), zuletzt geändert durch
Artikel 7 des Gesetzes vom 27. Juli 2021
(BGBl. I S. 3146), in der jeweils geltenden
Fassung und nach der Verordnung über An-
lagen zum Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen und über Fachbetriebe des Saar-
landes vom 1. Juni 2005 (Amtsbl. S. 830),
zuletzt geändert durch die Verordnung vom

10. Dezember 2009 (Amtsbl. I 2010 S. 2), in
der jeweils geltenden Fassung; das Sicher-
heitsdatenblatt ist beizufügen,

4. die Lagerbehälter und Arbeitsbehälter sowie
ihre Zulassungen,

5. die Abfüll- und Umschlageinrichtungen,

6. die Sicherheitseinrichtungen und Schutz-
vorkehrungen,

7. die Rohrleitungen,

8. die Rückhaltemöglichkeiten von verunrei-
nigtem Löschwasser.

(4) Für landwirtschaftliche Betriebe muss die
Betriebsbeschreibung Angaben enthalten über:
1. die Größe der Betriebsflächen, deren Nut-

zungsarten und Eigentumsverhältnisse,
2. die Art und den Umfang der Viehhaltung,
3. die Art, die Lagerung und den Verbleib der

tierischen Abgänge,
4. die Art, die Menge und die Lagerung der

Stoffe, die feuer-, explosions-, gesundheits-
gefährlich oder wassergefährdend sind,

5. die Art, die Menge und die Beseitigung der
Abfälle,

6. die Anzahl der Arbeitskräfte, ihre fachliche
Eignung sowie Art und Umfang ihrer Tätig-
keiten,

7. die Kosten und den Nutzen.

(5) Bei Vorhaben auf altlastenverdächtigen Flä-
chen sind Art und Umfang der Verunreinigung
zu erläutern.

(6) Die Bauzahlenberechnung muss eine prüf-
fähige Aufstellung der zu erwartenden Bau-
kosten, aufgegliedert nach Rohbau- und Her-
stellungskosten, der Ermittlung des Bruttorau-
minhaltes und der Nutzfläche nach DIN 277
sowie der erforderlichen Stellplätze und Ab-
stellplätze für Fahrräder (§ 47 der Landesbau-
ordnung) enthalten. Bei Baumaßnahmen ge-
ringen Umfangs kann die Bauaufsichtsbe-
hörde auf Angaben nach Satz 1 verzichten.

§ 6 Nachweis der baulichen
Nutzung

Als Nachweis der baulichen Nutzung ist eine
prüffähige Berechnung aufzustellen über:
1. die vorhandene und die anrechenbare

Grundstücksfläche,
2. die vorhandene, die geplante und die zu-

lässige Grundfläche,
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3. die vorhandene, die geplante und die zu-

lässige Geschossfläche,
4. soweit erforderlich, die vorhandene, die ge-

plante und die zulässige Baumasse,
5. soweit erforderlich, die vorhandene, die ge-

plante und die zulässige Zahl der Vollge-
schosse.

§ 7 Darstellung der
Grundstücksentwässerung

(1) Die Anlagen zur Beseitigung von Schmutz-
wasser und Niederschlagswasser (Grund-
stücksentwässerung) sind in einem Entwässe-
rungsplan mindestens im Maßstab 1 : 500 und
in Entwässerungszeichnungen im Maßstab
1 : 100 darzustellen und, soweit erforderlich,
hydraulisch zu berechnen sowie durch eine
Beschreibung zu erläutern.

(2) In dem Entwässerungsplan sind darzustellen:

1. das Grundstück mit Angaben nach § 3 Ab-
satz 3 Nummer 1, 3, 4, 5, 6, 9 und 11, so-
weit dies für die Beurteilung der Grund-
stücksentwässerung erforderlich ist,

2. die Führung der vorhandenen, der geplan-
ten und der zu beseitigenden Leitungen mit
Wasserablaufstellen, Schächten und Ab-
scheidern,

3. die Lage der vorhandenen und geplanten
Brunnen,

4. die Lage der vorhandenen und geplanten
Kleinkläranlagen, Gruben und Sickeranla-
gen mit Angabe des täglichen Abwasser-
anfalls,

5. bei Anschluss an eine Sammelkanalisation
die Sohlenhöhe an der Anschlussstelle, so-
weit möglich über Normal-Null und die Ab-
messungen der Kanalisation.

(3) In die Entwässerungszeichnungen sind in
schematischer Darstellung einzutragen:

1. die Grund-, Fall- und Anschlussleitungen mit
Angabe der Querschnitte und des Gefälles,
die Höhe der Grundleitungen im Verhältnis
zur Straße und zur Einleitung in eine Sam-
melkanalisation oder in die eigene Abwas-
seranlage,

2. die Lüftung der Leitungen, die Reinigungsöff-
nungen, Schächte, Abscheider, Abwasser-
hebeanlagen und Rückstauvorrichtungen,

3. die Wasserablaufstellen unter Angabe ihrer
Art,

4. die Höhenlagen der tiefsten zu entwäs-
sernden Stelle und der nicht überbauten
Grundstücksfläche,

5. die vorgesehenen Werkstoffe oder Bau-
stoffe.

(4) Die Eintragungen nach den Absätzen 2 und
3 sind unter Angabe der Werkstoffe oder Bau-
stoffe vorzunehmen und nach Nummer 2 der
Anlage zu dieser Verordnung darzustellen.

(5) Kleinkläranlagen, Gruben, Sickeranlagen und
Abscheider sind durch besondere Bauzeich-
nungen und Betriebsbeschreibungen darzu-
stellen.

§ 8 Standsicherheitsnachweis
(1) Zum Nachweis der Standsicherheit ein-
schließlich der Feuerwiderstandsfähigkeit sind
eine Darstellung des gesamten statischen
Systems, Berechnungen und Konstruktions-
zeichnungen sowie die notwendigen Beschrei-
bungen und Verwendbarkeitsnachweise erfor-
derlich. Die statischen Berechnungen müssen
die Standsicherheit der baulichen Anlagen und
ihrer Teile nachweisen. Die Beschaffenheit des
Baugrunds und seine Tragfähigkeit sind anzu-
geben.

(2) Eine Pflicht zur Bescheinigung der Standsi-
cherheit baulicher Anlagen durch Prüfberech-
tigte oder Prüfsachverständige liegt vor, wenn
eines der folgenden Kriterien zutrifft (Kriterien-
katalog):

1. Die Baugrundverhältnisse sind nicht eindeu-
tig und erlauben keine übliche Flachgrün-
dung entsprechend DIN 1054 oder die
Gründung erfolgt auf setzungsempfindli-
chem Baugrund (i.d.R. stark bindige Böden).

2. Bei erddruckbelasteten Bauwerken beträgt
die Höhendifferenz zwischen Gründungs-
sohle und Erdoberfläche über 4 m oder
Wasserdruck muss rechnerisch berück-
sichtigt werden.

3. Angrenzende bauliche Anlagen oder öffent-
liche Verkehrsflächen werden beeinträch-
tigt. Nachzuweisende Unterfangungen oder
Baugrubensicherungen sind erforderlich.

4. Tragende und aussteifende Bauteile gehen
nicht bis zu den Fundamenten unversetzt
durch. Ein rechnerischer Nachweis der Ge-
bäudeaussteifung, auch für Teilbereiche,
ist erforderlich.
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5. Die Geschossdecken sind nicht linienför-

mig gelagert oder können nicht für gleich-
mäßig verteilte Lasten (kN/m²) und Linien-
lasten aus nichttragenden Wänden
(kN/m²) bemessen werden. Geschos-
sdecken ohne ausreichende Quervertei-
lung erhalten planmäßig Einzellasten.

16. Die Bauteile der baulichen Anlage oder die
bauliche Anlage selbst können nicht mit
einfachen Verfahren der Baustatik berech-
net oder konstruktiv festgelegt werden oder
räumliche Tragstrukturen müssen rechne-
risch nachgewiesen werden. Besondere
Stabilitäts-, Verformungs- und Schwin-
gungsuntersuchungen sind erforderlich.

17. Es sind außergewöhnliche Beanspruchun-
gen, wie etwa dynamische Einwirkungen,
vorhanden. Beanspruchungen aus Erdbe-
ben müssen rechnerisch verfolgt werden.

18. Es werden besondere Bauarten wie Spann-
betonbau, Verbundbau, Leimholzbau oder
geschweißte Aluminiumkonstruktionen, an-
gewendet.

19. Es handelt sich um eine sonstige bauliche
Anlage, die kein Gebäude ist, mit einer
Höhe von mehr als 10 m (§ 67 Absatz 4
Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c der Lan-
desbauordnung).

10. Die Höhe der Behälter misst im Lichten
mehr als 3,00 m, der Durchmesser mehr
als 5,00 m. Die Oberfläche der Erdan-
schüttung liegt nicht rundum auf gleicher
Höhe oder die Verkehrslast auf dem
Deckel kann nicht allein mit einer Flächen-
last von 5,00 kN/m² rechnerisch berück-
sichtigt werden. Das Füllgut besteht aus
wassergefährdenden Stoffen wie etwa
Jauche.

11. Bei Brücken beträgt die Spannweite mehr
als 3,00 m, die Höhe der Überbauober-
seite liegt mehr als 2,00 m über dem Ge-
lände oder die Nutzung kann nicht allein
mit einer Flächenlast von 5,00 KN/m²
rechnerisch berücksichtigt werden.

12. Bei Stützwänden liegt ein Geländever-
sprung größer als 2,00 m vor oder beider-
seits der Wand – in einem Abstand gleich
dem Geländeversprung – verläuft die
Geländeoberfläche nicht horizontal.

13. Die Stehebene von Tribünen ist nicht hori-
zontal oder liegt an einer Stelle mehr als
1,00 m über der Aufstandsfläche.

(3) Die Bauaufsichtsbehörde kann gestatten,
dass die Standsicherheit auf andere Weise als
durch statische Berechnungen nachgewiesen
wird.

§ 9 Nachweise für Schall-,
Erschütterungs- und
Wärmeschutz sowie
Energieeinsparung

Die Berechnungen müssen den nach bauord-
nungsrechtlichen Vorschriften geforderten
Schall-, Erschütterungs- und Wärmeschutz
sowie die Einhaltung der Anforderungen für zu
errichtende Gebäude nach Teil 2 oder für be-
stehende Gebäude nach Teil 3 des Gesetzes
zur Einsparung von Energie und zur Nutzung
erneuerbarer Energien zur Wärme- und Käl-
teerzeugung in Gebäuden vom 8. August 2020
(BGBl. I S. 1728), zuletzt geändert durch Artikel
18a des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I
S. 1237), in der jeweils geltenden Fassung
nachweisen. Für die in Satz 1 geforderten
Nachweise sind, soweit erforderlich, Einzel-
nachweise durch Zeichnung, Beschreibung,
Prüfzeugnisse oder Gutachten vorzulegen.

§ 10 Brandschutznachweis
für Gebäude der
Gebäudeklassen 4 und 5

(1) Der Brandschutznachweis ist eine zielorien-
tierte Gesamtbewertung des baulichen, anla-
gentechnischen, organisatorischen und ab-
wehrenden Brandschutzes von baulichen An-
lagen.

(2) Wird bei Gebäuden der Gebäudeklassen 4
und 5, ausgenommen Sonderbauten, den ma-
teriellen Anforderungen der Landesbauord-
nung oder Vorschriften aufgrund der Landes-
bauordnung hinsichtlich des Brandschutzes
nicht entsprochen und erfordern diese Abwei-
chungen eine Zulassung gemäß § 68 Absatz 1
der Landesbauordnung durch die untere Bau-
aufsichtsbehörde, ist ein Brandschutznach-
weis mit den für die Beurteilung erforderlichen
Angaben nach § 11 Absatz 1 vorzulegen.

§ 11 Brandschutznachweis für
Sonderbauten und Garagen

(1) Für die Errichtung, Änderung oder Nut-
zungsänderung von Sonderbauten nach § 2
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Absatz 4 der Landesbauordnung ist den Bau-
vorlagen ein Brandschutznachweis beizufü-
gen, der folgende Angaben enthalten muss:

1. Objektbeschreibung einschließlich brand-
schutzrelevanter Einzelheiten der Nutzung,
insbesondere auch Angaben zu erhöhten
Brandgefahren, Brandlasten, Gefahrstoffen
und Risikoanalysen,

2. erforderliche Abstände aus Gründen des
Brandschutzes innerhalb und außerhalb
des Gebäudes,

3. Zu- und Durchfahrten sowie Aufstell- und
Bewegungsflächen für die Feuerwehr,

4. Feuerwiderstandsfähigkeit der Bauteile (Feu-
erwiderstandsklasse) und Angaben zum
Brandverhalten der Baustoffe (Baustoff-
klasse) entsprechend den Benennungen
nach § 27 der Landesbauordnung oder ent-
sprechend den Klassifizierungen nach dem
Anhang 4 der Verwaltungsvorschrift nach
§ 86a Absatz 5 der Landesbauordnung,

5. verwendete Rechenverfahren zur Ermittlung
von Brandschutzklassen nach Methoden des
Brandschutzingenieurwesens (anerkannte
Nachweisverfahren und die zu Grunde ge-
legten Parameter, insbesondere Brands-
zenarien, sind detailliert zu beschreiben
und darzustellen),

6. System der äußeren und der inneren Ab-
schottungen in Brandabschnitte oder Brand-
bekämpfungsabschnitte sowie System der
Rauchabschnitte mit Angaben über deren
Lage und Anordnung und Angaben zum
Verschluss von Öffnungen in abschotten-
den Bauteilen,

7. Nutzungseinheiten und deren Brand- und
Rauchabschnitte,

8. Lage, Anordnung, Bemessung (gegebenen-
falls rechnerischer Nachweis) und Kenn-
zeichnung der Rettungswege auf dem Bau-
grundstück und in Gebäuden, insbesondere
mit Angaben zu notwendigen Treppenräu-
men, Ausgängen, notwendigen Fluren, mit
Rettungsgeräten der Feuerwehr erreichba-
ren Stellen einschließlich der Fenster, die als
Rettungswege nach § 33 Absatz 2 Satz 2
der Landesbauordnung dienen, unter An-
gabe der lichten Maße und Brüstungshöhen,
zur Sicherheitsbeleuchtung und -kennzeich-
nung, zu automatischen Schiebetüren und
zu elektrischen Verriegelungen von Türen,

9. Lage und Anordnung von technischen An-
lagen und Einrichtungen zum Brandschutz,

wie Branderkennung und Brandmeldung
und Alarmierung,

10. Lage, Anordnung und Bemessung der
Anlagen und Einrichtungen zur Raucha-
bleitung und Rauchfreihaltung mit Eintra-
gung der Querschnitte oder Luftwechsel-
raten (gegebenenfalls rechnerischer Nach-
weis), wie Rauch- und Wärmeabzugsanla-
gen oder Druckbelüftungsanlagen zur
Rauchfreihaltung von Rettungswegen,

11. Lage, Anordnung und gegebenenfalls Be-
messung von Anlagen, Einrichtungen und
Geräten zur Brandbekämpfung (wie Feuer-
löschanlagen, Steigleitungen, Wandhydran-
ten, Schlauchanschlussleitungen, Feuer-
löschgeräte) mit Angaben zu Schutzberei-
chen und zur Lagerung von Sonderlösch-
mitteln (gegebenenfalls rechnerischer Nach-
weis),

12. Lage und Anordnung haustechnischer
Anlagen, insbesondere der Installations-
schächte und -kanäle sowie der Leitungs-
anlagen (gegebenenfalls mit Angaben zum
Brandverhalten im Bereich von Rettungs-
wegen),

13. Lage und Anordnung der Lüftungsanlagen
mit Angaben zur brandschutztechnischen
Ausbildung (gegebenenfalls rechnerischer
Nachweis),

14. Sicherheitsstromversorgung mit Angaben
zur Bemessung und zur Lage und brand-
schutztechnischen Ausbildung des Aufstell-
raumes der Sicherheitsstromversorgungs-
anlagen (Batterien, Stromerzeugungsaggre-
gate) und Angaben zum Funktionserhalt
der elektrischen Leitungsanlagen,

15. Blitzschutzanlage,

16. Nachweis der erforderlichen Löschwasser-
menge, Löschwasserversorgung (gegeben-
enfalls rechnerischer Nachweis) sowie zu
Einrichtungen zur Löschwasserentnahme,

17. Hydrantenpläne mit Darstellung der
Schutzbereiche,

18. Bemessung, Lage und Anordnung der
Löschwasser-Rückhalteanlagen (gegebe-
nenfalls rechnerischer Nachweis),

19. höchstzulässige Zahl der Nutzerinnen und
Nutzer der baulichen Anlage,

20. Aufzugsanlagen und Angaben zu Evaku-
ierungsschaltungen und zu Feuerwehrauf-
zügen,
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21. betriebliche und organisatorische Maß-

nahmen zur Brandverhütung und Brand-
bekämpfung sowie zur Rettung von Per-
sonen und Tieren (wie Feuerwehrpläne,
Werksfeuerwehr, Betriebsfeuerwehr, Haus-
feuerwehr, Brandschutzordnung, Benen-
nung der oder des Brandschutzbeauftrag-
ten, Maßnahmen zur Räumung, Räu-
mungssignale),

22. Prüfungen sicherheitstechnischer Anlagen
und Einrichtungen nach der Verordnung
über Prüfungen von technischen Anlagen
und Einrichtungen nach der Landesbau-
ordnung (Technische Prüfverordnung)
vom 26. Januar 2011 (Amtsbl. S. 48)
durch Prüfsachverständige nach der Ver-
ordnung über die Prüfberechtigten und
Prüfsachverständigen nach der Landes-
bauordnung (Prüfberechtigten- und Prüf-
sachverständigenverordnung) vom 26. Ja-
nuar 2011 (Amtsbl. S. 30), in der jeweils
geltenden Fassung,

23. Angaben darüber, welchen materiellen
Anforderungen der Landesbauordnung
oder Vorschriften aufgrund der Landes-
bauordnung nicht entsprochen wird und
welche ausgleichenden Maßnahmen,
einschließlich Risikobetrachtung, stattdes-
sen vorgesehen werden (nicht für erfor-
derlich gehaltene, ausgleichende Maßnah-
men sind zu begründen und gegebenen-
falls nachzuweisen).

(2) Der Brandschutznachweis für Garagen nach
§ 67 Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 der Landes-
bauordnung muss die für die Beurteilung erfor-
derlichen Angaben nach Absatz 1 enthalten.

(3) Zum Brandschutznachweis sind zusätzlich
zeichnerische Unterlagen mit Darstellung not-
wendiger Brandschutzvorkehrungen nach Ab-
satz 1 vorzulegen.

Bauvorlagen in
besonderen Fällen

§ 12 Bauvorlagen bei der
beabsichtigten Beseitigung
von Anlagen

(1) Der Anzeige einer beabsichtigten Beseiti-
gung baulicher Anlagen nach § 61 Absatz 4

ABSCHNITT II

Satz 2 der Landesbauordnung sind Lichtbil-
der und eine Lageplanskizze beizufügen, die
außer den Grundstücksgrenzen Angaben
nach § 3 Absatz 3 Nummer 2, 5, 6 und 7 ent-
halten muss, soweit dies für die Beurteilung
der beabsichtigten Beseitigung baulicher
Anlagen erforderlich ist. Eine Beschreibung
der wesentlichen Konstruktionsmerkmale der
baulichen Anlage und des vorgesehenen Vor-
gangs der Beseitigung sowie gegebenenfalls
ein Rückbau- und Entsorgungskonzept sind
beizufügen; der Rauminhalt ist anzugeben.
Die für die beabsichtigte Beseitigung vor-
gesehenen Geräte und die vorgesehenen
Sicherheitsmaßnahmen sowie Name und
Anschrift des Abbruchunternehmens sind an-
zugeben.

(2) § 1 Absätze 4 bis 6 und § 1a gelten ent-
sprechend.

§ 13 Bauvorlagen für den Vorbe-
scheid und für die Zulassung
von Abweichungen,
Ausnahmen und Befreiungen

(1) Dem Antrag auf Erteilung eines Vorbeschei-
des nach § 76 der Landesbauordnung und
dem Antrag auf Zulassung von Abweichungen
nach § 68 Absatz 1 der Landesbauordnung,
von Ausnahmen und Befreiungen von den
Festsetzungen eines Bebauungsplans oder
einer sonstigen städtebaulichen Satzung nach
§ 31 des Baugesetzbuchs oder von Regelun-
gen der Baunutzungsverordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 23. Januar
1990 (BGBl. I. S. 132), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 22. April 1993
(BGBl. I. S. 466), in der jeweils geltenden Fas-
sung über die zulässige Art der baulichen Nut-
zung nach § 34 Absatz 2 Halbsatz 2 des Bau-
gesetzbuchs sind beizufügen:

1. eine allgemeine Beschreibung des geplan-
ten Vorhabens,

2. die genaue Benennung der mit dem Vorbe-
scheid zu entscheidenden Fragen oder der
beantragten Abweichung, Ausnahme oder
Befreiung unter Angabe der Gründe,

3. die Bauvorlagen nach § 1 Absatz 1 Num-
mer 1 bis 8, soweit sie zur Beurteilung der
mit dem Vorbescheid zu entscheidenden
Fragen oder für die Entscheidung über die
beantragte Abweichung, Ausnahme oder
Befreiung erforderlich sind.
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(2) § 1 Absätze 4 bis 6 und § 1a gelten ent-
sprechend.

§ 14 Bauvorlagen für die
Ausführungsgenehmigung
Fliegender Bauten

(1) Dem Antrag auf Erteilung der Ausführungs-
genehmigung zur erstmaligen Aufstellung Flie-
gender Bauten nach § 77 der Landesbauord-
nung sind die in § 1 Absatz 2 Nummer 3, 4, 6
und 7 genannten erforderlichen Bauvorlagen
beizufügen. Die Bauvorlagen mit Ausnahme
der Bauzeichnungen müssen auf dauerhaftem
Papier oder gleichwertigem Material lichtbe-
ständig und wischfest hergestellt sein und
dem Format DIN A4 entsprechen oder auf
diese Größe nach DIN 824 gefaltet und ge-
trennt nach Ausfertigungen eingeheftet sein.
Die Bauzeichnungen müssen den Anforderun-
gen des Satzes 2 entsprechen und darüber
hinaus aus Papier auf Gewebeunterlage her-
gestellt sein. Die Baubeschreibung muss aus-
reichende Angaben über die Konstruktion,
den Aufbau und den Betrieb der Fliegenden
Bauten enthalten.

(2) Die Bauvorlagen sind in zweifacher Ausfer-
tigung bei der nach § 77 Absatz 3 der Landes-
bauordnung zuständigen oder der nach § 77
Absatz 4 der Landesbauordnung von der
obersten Bauaufsichtsbehörde bestimmten
Bauaufsichtsbehörde einzureichen. Wenn es
die Beteiligung anderer Behörden und Stellen
erfordert, kann die Bauaufsichtsbehörde in
den Genehmigungsverfahren weitere Ausferti-
gungen der Bauvorlagen verlangen.

(3) § 1 Absatz 4 und § 1a Absätze 2, 8 und 9
gelten entsprechend.

§ 15 Bauvorlagen für
Werbeanlagen und
Warenautomaten

(1) Dem Antrag auf Erteilung einer Genehmi-
gung für die Errichtung, Aufstellung, Anbrin-
gung oder Änderung von Werbeanlagen sind
als Bauvorlagen beizufügen:
1. die Bauzeichnungen,
2. die Baubeschreibung,
3. soweit erforderlich, die Vervielfältigung der

Flurkarte sowie der Lageplan und der
Nachweis der Standsicherheit,

4. ein Auszug der Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes, einer anderen städtebaulichen
Satzung nach dem Baugesetzbuch oder
der Örtlichen Bauvorschrift,

5. die Angabe der Herstellungskosten.

(2) Der Lageplan, für den ein Maßstab nicht
kleiner als 1 : 500 zu verwenden ist, muss ent-
halten:

1. die Bezeichnung des Grundstücks nach
Straße und Hausnummer oder Grundbuch
und Liegenschaftskataster,

2. die katastermäßigen Grenzen des Grund-
stücks,

3. festgesetzte Baulinien oder Baugrenzen,

4. die bauliche Anlage, an der die Werbean-
lage angebracht werden soll,

5. den Aufstellungs- oder Anbringungsort der
geplanten Werbeanlage,

6. die Abstände und die Höhenlage der ge-
planten Werbeanlage zu öffentlichen Ver-
kehrs- und Grünflächen unter Angabe der
Straßenklasse.

(3) Die Bauzeichnungen müssen enthalten:

1. die Ausführung der geplanten Werbeanlage
im Maßstab nicht kleiner als 1 : 50,

2. die farbgetreue Wiedergabe aller sichtbaren
Teile der geplanten Werbeanlage mit Ein-
tragung der Nummer und Hilfsbezeichnung
aus dem RAL-Farbregister,

3. die Darstellung der geplanten Werbeanlagen
in Verbindung mit der baulichen Anlage,
vor der oder in deren Nähe sie aufgestellt
oder an der sie angebracht werden soll, im
Maßstab 1 : 100,

4. die Darstellung der bereits vorhandenen
Werbeanlagen einschließlich derjenigen auf
den Nachbargrundstücken.

Es kann gestattet werden, dass die Darstel-
lung nach den Nummern 3 und 4 durch foto-
grafische Wiedergabe erfolgt.

(4) In der Baubeschreibung sind, soweit dies
zur Beurteilung erforderlich ist und die notwen-
digen Angaben nicht in den Lageplan und die
Bauzeichnungen aufgenommen werden kön-
nen, anzugeben:

1. der Anbringungsort,

2. die Art und Größe der geplanten Anlage,

3. die Werkstoffe und Farben der geplanten
Anlage,
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4. die Art des Baugebiets,

5. benachbarte Signalanlagen und Verkehrs-
zeichen.

(5) § 1 Absätze 4 bis 6 und § 1a gelten ent-
sprechend.

(6) Für Warenautomaten gelten die Absätze 1
bis 5 sinngemäß.

§ 16 Bauvorlagen
für Veranstaltungen

Dem Antrag auf Erteilung einer Genehmigung
von Veranstaltungen in Versammlungsstätten
nach § 2 Absatz 4 Nummer 7 der Landesbau-
ordnung sind folgende für die Beurteilung er-
forderlichen Bauvorlagen beizufügen:

1. allgemeine Beschreibung des geplanten
Vorhabens mit folgenden Angaben:

a) erwartete Besucheranzahl, Veranstal-
tungsdauer, Einlasszeiten, Anzahl der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,

b) Licht- und Lärmemissionen (Musik, Dar-
bietungen, Außenbeleuchtung),

c) Verwendung von pyrotechnischen Ge-
genständen und offenem Feuer sowie
Laseranlagen,

d) Cateringkonzept,

e) Anzahl der Toiletten,

f) Ablaufplanung der Veranstaltung und
vorgesehene behördliche Abnahmeter-
mine,

g) Arbeitsgalerien für Licht-, Ton-, Bild-
und Regieanlagen,

2. Vervielfältigung der Flurkarte,

3. vermaßter Lageplan bei Veranstaltungen im
Freien im Maßstab 1 : 200 mit Darstellung der:

a) Bühnen, Bestuhlung, Tribünen, Verkaufs-
stände, Toiletten, Zelte und Container,

b) Abschrankungen und Schutzvorrichtun-
gen mit Darstellung der Zelte des VIP-
Bereiches,

c) Rettungswegführung auf dem Veranstal-
tungsgelände einschließlich des Nach-
weises der Rettungswegbreiten und An-
gaben zur Sicherheitsbeleuchtung,

d) Flächen für die Feuerwehr und den Sa-
nitäts- und Rettungsdienst,

e) sonstige zutreffende Angaben nach § 3
Absatz 3 ,

4. Bauzeichnungen:

a) bei Veranstaltungen im Freien im dafür
geeigneten Maßstab: Grundrisse, Ansich-
ten, Schnitte geplanter baulicher Anlagen,

b) bei Veranstaltungen in Gebäuden: Grund-
risse im Maßstab 1 : 100 mit Darstellung
der Rettungswegführung einschließlich

des Nachweises der Rettungswegbreiten,
Bestuhlungspläne,

15. Prüfbuch mit Ausführungsgenehmigung
für Fliegende Bauten und Gastspielprüf-
buch,

16. Stellplatznachweis,

17. Sicherheitskonzept und Angaben zum Ord-
nungsdienst,

18. Nachweis der ausreichenden Brandsi-
cherheitswache und des Sanitäts- und
Rettungsdienstes,

19. Benennung der oder des Verantwortlichen
für Veranstaltungstechnik,

10. Brandschutznachweis.

Übergangs- und
Schlussvorschriften

§ 17 Übergangsvorschriften
Für die vor dem Inkrafttreten dieser Verord-
nung eingeleiteten Verfahren können Bauvor-
lagen, die der Bauvorlagenverordnung vom
17. Mai 2004 (Amtsbl. S. 1162) entsprechen,
auch nach dem Inkrafttreten dieser Verord-
nung eingereicht werden.

§ 18 Inkrafttreten, Außerkrafttreten
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft. Gleichzeitig mit dem Inkraft-
treten dieser Verordnung tritt die Bauvorlagen-
verordnung vom 17. Mai 2004 (Amtsbl. S. 1162)
außer Kraft.

ABSCHNITT III
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Anlage Zur Bauvorlagenverordnung
Zeichen und Farben für Bauvorlagen

1. Lageplan /Bauzeichnungen

Zeichen

1.1. Grenzen des Baugrundstücks

1.2. Begrenzung von Abstandsflächen

1.3. Flächen, die von Baulasten betroffen sind

1.4. vorhandene bauliche Anlangen oder Bauteile Farbe: grau

1.5. geplante bauliche Anlangen oder Bauteile Farbe: rot

1.6. zu beseitigende bauliche Anlangen oder Bauteile Farbe: gelb

Violett

Orange

Braun

Farbe
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2. Grundstücksentwässerung

2.1 geplante Anlagen Schmutzwasserleitung

Regenwasserleitung

Mischwasserleitung

2.2 vorhandene Anlagen Schmutzwasserleitung

Regenwasserleitung

Mischwasserleitung

2.3 zu beseitigende Anlagen Schmutzwasserleitung

Regenwasserleitung

Mischwasserleitung
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Verordnung
über den Bau und Betrieb von Hochhäusern
(Hochhausverordnung – HochhVO)
Vom 26. Januar 2011
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 16. März 2022 (Amtsbl. I S. 648).

1) Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998
über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen
und technischen Vorschriften und der Vorschriften für die
Dienste der Informationsgesellschaft (ABl. L 204 vom 21. Juli
1998, S. 37), die zuletzt durch die Richtlinie 2006/96/EG
vom 20. November 2006 (ABl. L 363 vom 20. Dezember
2006, S. 81) geändert worden ist, sind beachtet worden.

Inhaltsübersicht

Aufgrund des § 86 Absatz 1 Nummer 4 der Landes-
bauordnung vom 18. Februar 2004 (Amtsbl. S.
822), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 16. Juni 2010 (Amtsbl. I S. 1312),1) verordnet
das Ministerium für Umwelt, Energie und Verkehr:
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2) LBO vgl. BS-Nr. 2130-1.

Allgemeine Vorschriften

§ 1 Anwendungsbereich
Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für
den Bau und Betrieb von Hochhäusern nach
§ 2 Abs. 4 der Landesbauordnung mit einer
Höhe von mehr als 22 m. Höhe ist das Maß der
Fußbodenoberkante des höchstgelegenen Ge-
schosses, in dem ein Aufenthaltsraum möglich
ist, über der Geländeoberfläche im Mittel. Diese
Verordnung gilt nicht für Windenergieanlagen.

§ 2 Zufahrten, Durchfahrten,
Bewegungsflächen und
Eingänge für die Feuerwehr

(1) Für Einsatz- und Rettungsfahrzeuge der
Feuerwehr sind ausreichende Zu- oder Durch-
fahrten und Bewegungsflächen erforderlich.
Zu- und Durchfahrten und Bewegungsflächen
müssen gekennzeichnet sein.

(2) Für die Feuerwehr bestimmte Eingänge,
Zugänge zu notwendigen Treppenräumen und
Feuerwehraufzügen sowie Einspeiseeinrich-
tungen für Löschwasser, müssen unmittelbar
erreichbar sein.

(3) Die Anzeige- und Bedieneinrichtungen für
die Feuerwehr müssen sich innerhalb des Ge-
bäudes in unmittelbarer Nähe der für die Feu-
erwehr bestimmten Eingänge befinden.

Bauteile und Baustoffe

§ 3 Tragende und aussteifende
Bauteile, raumabschließende
Bauteile

(1) Tragende und aussteifende Bauteile müssen
feuerbeständig sein und aus nichtbrennbaren
Baustoffen bestehen. Die Feuerwiderstands-
fähigkeit tragender und aussteifender Bauteile
von Gebäuden mit mehr als 60 m Höhe muss
120 Minuten betragen.

(2) Raumabschließende Bauteile müssen aus
nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. Sie sind
bis an andere raumabschließende Bauteile
mindestens gleicher Feuerwiderstandsfähig-

ABSCHNITT 1

ABSCHNITT 2

keit, bis an die Außenwand oder bis unter die
Dachhaut zu führen. Die Anschlüsse an an-
dere raumabschließende Bauteile müssen den
Anforderungen an raumabschließende Bau-
teile genügen. Die Anschlüsse an Außenwand
und Dachhaut müssen dicht sein und aus
nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.

(3) Raumabschließend mit der Feuerwider-
standsfähigkeit der tragenden Bauteile müs-
sen sein
1. Geschossdecken,
2. Wände von notwendigen Treppenräumen

und deren Vorräumen,
3. Wände der Fahrschächte von Feuerwehr-

aufzügen und deren Vorräumen.

Die Wände notwendiger Treppenräume und
die Wände der Fahrschächte von Feuerwehr-
aufzügen und deren Vorräumen müssen als
raumabschließende Bauteile der Bauart von
Brandwänden entsprechen. Dies ist nicht er-
forderlich für Außenwände von Treppenräu-
men, die aus nichtbrennbaren Baustoffen be-
stehen und durch andere an diese Außen-
wände anschließende Gebäudeteile im Brand-
fall nicht gefährdet werden können.

(4) Raumabschließend feuerbeständig müssen
sein
1. Brandwände,
2. Wände von Installationsschächten,
3. Wände von Fahrschächten und deren

Vorräumen,
4. Trennwände von Räumen mit erhöhter

Brandgefahr,
5. Trennwände zwischen Aufenthaltsräumen

und anders genutzten Räumen im Unter-
geschoss,

6. Wände und Brüstungen offener Gänge.

Brandwände müssen auch unter zusätzlicher
mechanischer Beanspruchung feuerbeständig
sein und aus nichtbrennbaren Baustoffen be-
stehen.

(5) Raumabschließend feuerhemmend müssen
sein
1. Trennwände zwischen Nutzungseinheiten,
2. Trennwände zwischen Nutzungseinheiten

und anders genutzten Räumen,
3. Wände notwendiger Flure,
4. durchgehende Systemböden,
5. durchgehende Unterdecken.
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Systemböden oder Unterdecken dürfen unter
oder über Wänden nach Satz 1 Nummer 1 bis
3 durchgehen. Durchgehende Systemböden
oder Unterdecken müssen mit den Wänden
nach Satz 1 Nummer 1 bis 3 auf die für die
Wand erforderliche Feuerwiderstandsfähigkeit
geprüft sein. Die Prüfung bezieht sich auf die
raumabschließende Wirkung.

§ 4 Öffnungen in raum-
abschließenden Bauteilen

(1) Abschlüsse von Öffnungen in raumabschlie-
ßenden Bauteilen müssen rauchdicht und
selbstschließend sein und der Feuerwider-
standsfähigkeit dieser Bauteile entsprechen.
Feuerhemmende, rauchdichte und selbst-
schließende Abschlüsse genügen für Öffnun-
gen in Wänden zwischen
1. notwendigen Treppenräumen und

Vorräumen oder notwendigen Fluren,
2. Vorräumen und notwendigen Fluren,
3. notwendigen Fluren und Nutzungseinheiten,
4. offenen Gängen und Nutzungseinheiten,
5. Installationsschächten für Elektroleitungen

und anderen Räumen.
Rauchdichte und selbstschließende Abschlüsse
genügen für Öffnungen in den Wänden zwischen
1. außenliegenden Sicherheitstreppenräumen

und offenen Gängen,
2. innenliegenden Sicherheitstreppenräumen

und Vorräumen,
3. offenen Gängen und notwendigen Fluren.

In Fahrschächten genügen Fahrschachttüren,
die den Anforderungen des § § 39 Absatz 2
Satz 2 der Landesbauordnung2) entsprechen.

(2) Revisionsöffnungen in Systemböden müs-
sen so angeordnet sein, dass eine Brandbe-
kämpfung möglich ist und Brandmelder leicht
zugänglich sind. In durchgehenden System-
böden sind andere Öffnungen nur zulässig,
wenn sie auf die für die Nutzung erforderliche
Zahl und Größe beschränkt sind.

(3) Für die Abschlüsse von Öffnungen in durch-
gehenden Systemböden genügen dichtschlie-
ßende Verschlüsse aus nichtbrennbaren Bau-
stoffen. Für Abschlüsse von Installationsöffnun-
gen in Systemböden mit einer Größe von nicht
mehr als 0,1 m² genügen Verschlüsse aus
schwerentflammbaren Baustoffen.

(4) Für durchgehende Unterdecken gilt Absatz 2
entsprechend.

§ 5 Außenwände
Nichttragende Außenwände und nichttragende
Teile tragender Außenwände müssen in allen
ihren Teilen aus nichtbrennbaren Baustoffen
bestehen. Dies gilt nicht für

1. Fensterprofile,

2. Dämmstoffe in nichtbrennbaren geschlos-
senen Profilen,

3. Dichtstoffe zur Abdichtung der Fugen zwi-
schen Verglasungen und Traggerippen,

4. Kleinteile ohne tragende Funktion, die nicht
zur Brandausbreitung beitragen.

Die Sätze 1 und 2 gelten auch für Außenwand-
bekleidungen, Balkonbekleidungen und Um-
wehrungen.

§ 6 Dächer
Die Bauteile der Dächer müssen aus nicht-
brennbaren Baustoffen bestehen. Die Dach-
haut darf aus brennbaren Baustoffen beste-
hen, wenn sie mit einer mindestens 5 cm
dicken Schicht aus mineralischen Baustoffen
oder Bauprodukten dauerhaft bedeckt ist. § 5
Satz 2 gilt entsprechend.

§ 7 Bodenbeläge, Bekleidungen,
Putze, Einbauten

Bodenbeläge, Bekleidungen, Putze und Ein-
bauten müssen nichtbrennbar sein in

1. notwendigen Treppenräumen,

2. Vorräumen von notwendigen Treppen-
räumen,

3. Vorräumen von Feuerwehraufzugs-
schächten,

4. Räumen zwischen dem notwendigen
Treppenraum und dem Ausgang ins Freie.

Bodenbeläge in notwendigen Fluren müssen
schwerentflammbar sein.

§ 8 Estriche, Dämmschichten,
Sperrschichten,
Dehnungsfugen

(1) Estriche, Dämmschichten und Sperrschich-
ten müssen aus nichtbrennbaren Baustoffen be-
stehen. Sperrschichten aus brennbaren Bau-2) LBO vgl. BS-Nr. 2130-1.
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stoffen sind zulässig, wenn sie durch
nichtbrennbare Baustoffe oder Bauprodukte
gegen Entflammen geschützt sind.

(2) Dehnungsfugen dürfen mit Ausnahme der
Abdeckung nur mit nichtbrennbaren Baustof-
fen ausgefüllt sein.

Rettungswege, Räume mit
erhöhter Brandgefahr

§ 9 Führung und Bemessung
von Rettungswegen

(1) Für Nutzungseinheiten und für Geschosse
ohne Aufenthaltsräume müssen in jedem Ge-
schoss mindestens zwei voneinander unab-
hängige bauliche Rettungswege ins Freie vor-
handen sein, die zu öffentlichen Verkehrs-
flächen führen. Beide Rettungswege dürfen
innerhalb des Geschosses über denselben
notwendigen Flur führen. Die Rettungswege
aus den oberirdischen Geschossen und den
Untergeschossen sind getrennt ins Freie zu
führen.

(2) Die lichte Breite eines jeden Teils von Ret-
tungswegen muss mindestens 1,20 m betra-
gen. Die lichte Breite der Türen aus Nutzungs-
einheiten auf notwendige Flure muss minde-
stens 0,90 m betragen.

(3) Von jeder Stelle eines Aufenthaltsraumes
sowie eines Untergeschosses muss mindestens
ein Ausgang in einen notwendigen Treppen-
raum, einen Vorraum eines Sicherheitstreppen-
raumes oder ins Freie in höchstens 35 m Ent-
fernung erreichbar sein.

(4) Rettungswege müssen durch Sicherheits-
zeichen dauerhaft und gut sichtbar gekenn-
zeichnet sein.

§ 10 Notwendige Treppenräume,
Sicherheitstreppenräume

(1) In Hochhäusern mit nicht mehr als 60 m
Höhe genügt an Stelle von zwei notwendigen
Treppenräumen ein Sicherheitstreppenraum.

(2) In Hochhäusern mit mehr als 60 m Höhe
müssen alle notwendigen Treppenräume als
Sicherheitstreppenräume ausgebildet sein.

ABSCHNITT 3

(3) Innenliegende notwendige Treppenräume
von oberirdischen Geschossen und notwendige
Treppenräume von Untergeschossen mit Auf-
enthaltsräumen müssen als Sicherheitstrep-
penraum ausgebildet sein.

(4) Notwendige Treppenräume von Unterge-
schossen dürfen mit den Treppenräumen ober-
irdischer Geschosse nicht in Verbindung stehen.
Innenliegende Sicherheitstreppenräume dürfen
durchgehend sein.

(5) Sofern der Ausgang eines notwendigen
Treppenraumes nicht unmittelbar ins Freie
führt, muss der Raum zwischen dem notwendi-
gen Treppenraum und dem Ausgang ins Freie

1. ohne Öffnungen zu anderen Räumen sein,

2. Wände haben, die die Anforderungen an
die Wände des Treppenraumes erfüllen.

(6) Öffnungen in den Wänden notwendiger
Treppenräume, die keine Sicherheitstreppen-
räume sind, sind zulässig

1. zu notwendigen Fluren,

2. ins Freie,

3. zu Räumen nach Absatz 5.

(7) Vor den Türen außenliegender Sicherheit-
streppenräume müssen offene Gänge im frei-
en Luftstrom so angeordnet sein, dass Rauch
ungehindert ins Freie abziehen kann. Öffnungen
in den Wänden der Sicherheitstreppenräume
sind zulässig

1. zu offenen Gängen,

2. ins Freie.

Zur Belichtung der Sicherheitstreppenräume
sind nur feste Verglasungen zulässig. Der Ab-
stand von der Tür zum Sicherheitstreppen-
raum zu anderen Türen muss mindestens 3 m
betragen.

(8) Vor den Türen innenliegender Sicherheit-
streppenräume müssen Vorräume angeordnet
sein, in die Feuer und Rauch nicht eindringen
kann. Öffnungen in den Wänden dieser
Vorräume sind zulässig

1. zum Sicherheitstreppenraum,

2. zu notwendigen Fluren.

Der Abstand von der Tür zum Sicherheitstrep-
penraum zu anderen Türen muss mindestens
3 m betragen.

(9) Vor den Türen notwendiger Treppenräume
der Untergeschosse müssen Vorräume ange-
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ordnet sein. Vor den Vorräumen müssen not-
wendige Flure angeordnet sein. Öffnungen in
den Wänden dieser Vorräume sind zulässig

1. zum notwendigen Treppenraum,

2. zu notwendigen Fluren.

Der Abstand von der Tür zum notwendigen
Treppenraum zu anderen Türen muss mindes-
tens 3 m betragen.

§ 11 Notwendige Flure
(1) Ausgänge von Nutzungseinheiten müssen
auf notwendige Flure oder ins Freie führen.

(2) Notwendige Flure mit nur einer Fluchtrich-
tung dürfen nicht länger als 15 m sein. Sie müs-
sen zum Vorraum eines Sicherheitstreppen-
raums, zu einem notwendigen Flur mit zwei
Fluchtrichtungen oder zu einem offenen Gang
führen. Die Flure nach Satz 1 sind durch nicht-
abschließbare, rauchdichte und selbstschlie-
ßende Abschlüsse von anderen notwendigen
Fluren abzutrennen.

(3) Innerhalb von Nutzungseinheiten mit nicht
mehr als 400 m² Grundfläche, deren Nutzung
hinsichtlich der Brandgefahren mit einer Büro-
oder Verwaltungsnutzung vergleichbar ist,
sind notwendige Flure nicht erforderlich.

(4) In Nutzungseinheiten, die einer Büro- oder
Verwaltungsnutzung dienen oder hinsichtlich
der Brandgefahren mit einer Büro- oder Ver-
waltungsnutzung vergleichbar sind, müssen
Räume mit mehr als 400 m² Grundfläche

1. gekennzeichnete Gänge mit einer Breite
von mindestens 1,20 m haben, die auf
möglichst geradem Weg zu entgegenge-
setzt liegenden Ausgängen zu notwendigen
Fluren führen und

2. Sichtverbindungen innerhalb der Räume zum
nächstliegenden Ausgang haben, die nicht
durch Raumteiler oder Einrichtungen beein-
trächtigt werden.

(5) In notwendigen Fluren sind Empfangsberei-
che unzulässig. Sie sind zulässig, wenn

1. die Rettungswegbreite nicht eingeschränkt
wird,

2. der Ausbreitung von Rauch in den
notwendigen Flur vorgebeugt wird

und

3. der notwendige Flur zwei Fluchtrichtungen
hat.

§ 12 Türen in Rettungswegen
(1) Türen von Vorräumen, notwendigen Treppen-
räumen, Sicherheitstreppenräumen und von
Ausgängen ins Freie müssen in Fluchtrichtung
aufschlagen. Die Türen der Rettungswege
müssen jederzeit von innen leicht und in voller
Breite geöffnet werden können.

(2) Schiebetüren sind im Zuge von Rettungswe-
gen unzulässig. Dies gilt nicht für automatische
Schiebetüren, die die Rettungswege nicht be-
einträchtigen. Pendeltüren in Rettungswegen
müssen Vorrichtungen haben, die ein Durch-
pendeln der Türen verhindern.

(3) Türen, die selbstschließend sein müssen,
dürfen offengehalten werden, wenn sie Einrich-
tungen haben, die bei Raucheinwirkung ein
selbsttätiges Schließen der Türen bewirken;
sie müssen auch von Hand geschlossen wer-
den können.

(4) Mechanische Vorrichtungen zur Verein-
zelung oder Zählung von Besuchern, wie
Drehtüren oder -kreuze, sind in Rettungs-
wegen unzulässig. Dies gilt nicht für mechani-
sche Vorrichtungen, die im Gefahrenfall von
innen leicht und in voller Breite geöffnet wer-
den können.

§ 13 Räume mit erhöhter
Brandgefahr

Die Grundfläche von Räumen mit erhöhter
Brandgefahr darf nicht mehr als 400 m² betra-
gen.

Technische Gebäudeausrüstung

§ 14 Feuerwehraufzüge,
Fahrschächte von Feuer-
wehraufzügen und deren
Vorräume

(1) Hochhäuser müssen Feuerwehraufzüge mit
Haltestellen in jedem Geschoss haben. Sie
müssen

1. so angeordnet sein, dass ein Feuerwehrauf-
zug von jeder Stelle eines Geschosses in
höchstens 50 m Entfernung erreichbar ist; die
Entfernung wird in der Lauflinie gemessen,

ABSCHNITT 4
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2. eigene Fahrschächte haben, in die Feuer

und Rauch nicht eindringen können,
3. vor jeder Fahrschachttür einen Vorraum ha-

ben, in den Feuer und Rauch nicht eindringen
können; der Vorraum muss in unmittelbarer
Nähe zu einem notwendigen Treppenraum
angeordnet sein,

4. in allen Geschossen ausreichend gekenn-
zeichnet sein,

5. Fahrkörbe haben, die zur Aufnahme einer
Krankentrage geeignet sind,

6. eine Bedieneinrichtung für den Notbetrieb
haben; bei maschinenraumlosen Feuerwehr-
aufzügen muss sich diese im Vorraum der
Zugangsebene für die Feuerwehr befinden.

(2) Fahrschächte von Feuerwehraufzügen
müssen
1. Fahrschacht- und Fahrkorbtüren mit einer

fest verglasten Sichtöffnung mit einer Flä-
che von mindestens 600 cm² haben,

2. ortsfeste Leitern im Fahrschacht haben, die
so angebracht sind, dass ein Übersteigen
vom Fahrkorb zur Leiter und von der Leiter
zu den Fahrschachttüren möglich ist. Die
Fahrschachttüren müssen ohne Hilfsmittel
vom Schacht aus geöffnet werden können.

(3) Vorräume der Fahrschächte von Feuer-
wehraufzügen müssen

1. mindestens eine Grundfläche von 6 m²
Grundfläche haben und zur Aufnahme einer
Krankentrage geeignet sein; der Abstand
zwischen der Fahrschachttür und der Tür
zum notwendigen Flur muss mindestens
3 m betragen,

2. Geschosskennzeichnungen haben, die so
angebracht sind, dass sie durch die Sicht-
öffnung der Fahrschacht- und Fahrkorbtür
erkennbar sind.

Öffnungen in den Wänden der Vorräume sind
zulässig für Türen zu notwendigen Fluren, zu
Fahrschächten und ins Freie.

(4) Feuerwehraufzüge und andere Aufzüge
dürfen gemeinsame Vorräume haben, wenn
diese die Anforderungen an Vorräume von
Feuerwehraufzugsschächten erfüllen.

§ 15 Druckbelüftungsanlagen
(1) Der Eintritt von Rauch in innenliegende Si-
cherheitstreppenräume und deren Vorräume
sowie in Feuerwehraufzugsschächte und de-

ren Vorräume muss jeweils durch Anlagen zur
Erzeugung von Überdruck verhindert werden.
Ist nur ein innenliegender Sicherheitstreppen-
raum vorhanden, müssen bei Ausfall der für
die Aufrechterhaltung des Überdrucks erfor-
derlichen Geräte betriebsbereite Ersatzgeräte
deren Funktion übernehmen.

(2) Druckbelüftungsanlagen müssen so be-
messen und beschaffen sein, dass die Luft
auch bei geöffneten Türen zu dem vom Brand
betroffenen Geschoss auch unter ungünstigen
klimatischen Bedingungen entgegen der
Fluchtrichtung strömt. Die Abströmungsge-
schwindigkeit der Luft durch die geöffnete Tür
des Sicherheitstreppenraums zum Vorraum
und von der Tür des Vorraums zum notwendi-
gen Flur muss mindestens 2,0 m/s betragen.
Die Abströmungsgeschwindigkeit der Luft
durch die geöffnete Tür des Vorraumes eines
Feuerwehraufzugs zum notwendigen Flur muss
mindestens 0,75 m/s betragen.

(3) Druckbelüftungsanlagen müssen durch die
Brandmeldeanlage automatisch ausgelöst wer-
den. Sie müssen den erforderlichen Überdruck
umgehend nach Auslösung aufbauen.

(4) Die maximale Türöffnungskraft an den Türen
der innenliegenden Sicherheitstreppenräume und
deren Vorräumen sowie an den Türen der Vor-
räume der Feuerwehraufzugsschächte darf, ge-
messen am Türgriff, höchstens 100 N betragen.

§ 16 Feuerlöschanlagen
(1) Hochhäuser müssen automatische Feuer-
löschanlagen haben, die die Brandausbreitung
in den Geschossen und den Brandüberschlag
von Geschoss zu Geschoss ausreichend lang
verhindern.

(2) Automatische Feuerlöschanlagen müssen
zwei Steigleitungen in getrennten Schächten
haben, damit bei Ausfall einer Steigleitung die
Löschwasserversorgung über eine zweite Steig-
leitung in einem anderen Schacht gesichert ist.
In Hochhäusern mit nicht mehr als 60 m Höhe
genügt es, wenn die Verteilleitungen unmittel-
bar übereinander liegender Geschosse nicht
an die gleiche Steigleitung angeschlossen
sind.

(3) Bei Ausfall der automatischen Feuerlösch-
anlage in einer Geschossebene darf die Wirk-
samkeit der Feuerlöschanlage in anderen Ge-
schossen nicht beeinträchtigt werden.
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(4) Hochhäuser müssen in jedem Geschoss
nasse Steigleitungen mit Wandhydranten für
die Feuerwehr haben

1. in den Vorräumen der Feuerwehraufzüge,

2. in den Vorräumen der notwendigen
Treppenräume,

3. bei notwendigen Treppenräumen ohne
Vorräume an geeigneter Stelle.

(5) Bei gleichzeitiger Löschwasserentnahme
von 200 l/min an drei Entnahmestellen darf der
Fließdruck an diesen Entnahmestellen nicht we-
niger als 0,45 MPa und nicht mehr als 0,80 MPa
betragen.

§ 17 Brandmelde- und Alarmie-
rungsanlagen, Brandmelder-
und Alarmzentrale, Brand-
fallsteuerung der Aufzüge

(1) Hochhäuser müssen Brandmeldeanlagen
mit automatischen Brandmeldern haben, die
alle

1. Räume,

2. Installationsschächte und -kanäle,

3. Hohlräume von Systemböden,

4. Hohlräume von Unterdecken

vollständig überwachen. In Wohnungen genügen
Rauchwarnmelder mit Netzstromversorgung.

(2) Brandmelder müssen bei Auftreten von
Rauch automatisch eine akustische und opti-
sche Alarmierung im betroffenen Geschoss
auslösen. Automatische Brandmeldeanlagen
müssen durch technische Maßnahmen gegen
Falschalarme gesichert sein. Brandmeldungen
müssen von der Brandmelderzentrale unmit-
telbar und automatisch zur Leitstelle der Feu-
erwehr weitergeleitet werden.

(3) Hochhäuser müssen Alarmierungs- und
Lautsprecheranlagen haben, mit denen im
Gefahrenfall Personen alarmiert und Anwei-
sungen erteilt werden können. Die Vorräume
der Feuerwehraufzüge müssen eine Gegen-
sprechanlage mit Verbindung zur Brandmel-
der- und Alarmzentrale haben.

(4) In einem für die Feuerwehr leicht zugäng-
lichen Raum müssen zentrale Anzeige- und
Bedieneinrichtungen für Rauchabzugs-, Brand-
melde-, Alarmierungs- und Lautsprecheran-
lagen und eine zentrale Anzeigevorrichtung für
Feuerlöschanlagen vorhanden sein.

(5) Aufzüge müssen mit einer Brandfallsteue-
rung ausgestattet sein, die durch die automati-
sche Brandmeldeanlage ausgelöst wird. Die
Brandfallsteuerung muss sicherstellen, dass
die Aufzüge ein Geschoss mit Ausgang ins
Freie oder das diesem nächstgelegene, nicht
von der Brandmeldung betroffene Geschoss
unmittelbar anfahren und dort mit geöffneten
Türen außer Betrieb gehen.

§ 18 Sicherheitsbeleuchtung
(1) In Hochhäusern muss eine Sicherheitsbe-
leuchtung vorhanden sein, die bei Ausfall der
allgemeinen Beleuchtung selbsttätig in Betrieb
geht.

(2) Eine Sicherheitsbeleuchtung muss vorhan-
den sein

1. in Rettungswegen,

2. in Vorräumen von Aufzügen,

3. für Sicherheitszeichen von Rettungswegen.

§ 19 Sicherheitsstromversorg-
ungsanlagen, Blitzschutzan-
lagen, Gebäudefunkanlagen

(1) Hochhäuser müssen Sicherheitsstrom-
versorgungsanlagen haben, die bei Ausfall der
allgemeinen Stromversorgung den Betrieb der
sicherheitstechnischen Gebäudeausrüstung
übernimmt, insbesondere der

1. Sicherheitsbeleuchtung,

2. automatischen Feuerlöschanlagen und
Druckerhöhungsanlagen für die Lösch-
wasserversorgung,

3. Rauchabzugsanlagen,

4. Druckbelüftungsanlagen,

5. Brandmeldeanlagen,

6. Alarmierungsanlagen,

7. Aufzüge,

8. Gebäudefunkanlagen für die Feuerwehr.

(2) Hochhäuser müssen Blitzschutzanlagen
haben, die auch die sicherheitstechnische Ge-
bäudeausrüstung schützen (äußerer und inne-
rer Blitzschutz).

(3) Wird die Funkkommunikation der Einsatz-
kräfte der Feuerwehr innerhalb des Hochhauses
durch die bauliche Anlage gestört, so ist das
Hochhaus mit technischen Anlagen zur Unter-
stützung des Funkverkehrs auszustatten.
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§ 20 Rauchableitung
Jedes Geschoss muss entraucht werden kön-
nen.

§ 21 Aufzüge
(1) Jedes Geschoss muss von mindestens
zwei Aufzügen angefahren werden.

(2) Vor den Fahrschachttüren der Aufzüge
müssen Vorräume angeordnet sein.

(3) In den Vorräumen ist auf das Verbot der
Benutzung der Aufzüge im Brandfall und auf
die nächste notwendige Treppe hinzuweisen.
Die Vorräume sind mit Geschossnummer zu
kennzeichnen.

§ 22 Leitungen, Installations-
schächte und -kanäle,
Abfallschächte

(1) Leitungen, die durch mehrere Geschosse
führen, müssen in Installationsschächten an-
geordnet werden. Elektroleitungen müssen in
eigenen Installationsschächten geführt wer-
den; dies gilt nicht für die Leitungen, die zum
Betrieb eines Installationsschachtes erforder-
lich sind. Brennstoffleitungen müssen in eige-
nen Installationsschächten und -kanälen ge-
führt werden. Satz 1 gilt nicht für wasser-
führende Leitungen aus nichtbrennbaren
Baustoffen.

(2) Installationsschächte müssen entraucht wer-
den können. Installationsschächte und -kanäle
für Brennstoffleitungen müssen so durchlüftet
werden, dass keine gefährlichen Gas-Luft-
Gemische entstehen können. Installations-
schächte und -kanäle müssen Revisionsöff-
nungen haben, die so angeordnet sind, dass
eine Brandbekämpfung möglich ist und Brand-
melder leicht zugänglich sind.

(3) Installationsschächte für Elektroleitungen
müssen in Höhe der Geschossdecken feuer-
hemmend abgeschottet sein.

(4) Abfallschächte sind unzulässig.

§ 23 Lüftungsanlagen
Lüftungsanlagen dürfen den ordnungsgemäßen
Betrieb von Druckbelüftungsanlagen nicht be-

einträchtigen. Lüftungsanlagen müssen so
angeordnet oder ausgebildet sein, dass auch
kalter Rauch nicht in notwendige Treppen-
räume, andere Geschosse und Brandab-
schnitte übertragen wird.

§ 24 Feuerstätten,
Brennstofflagerung

(1) Feuerstätten sind als zentrale Anlagen aus-
zuführen. Einzelfeuerstätten in Nutzungsein-
heiten sind unzulässig.

(2) Feste, flüssige oder gasförmige Brennstoffe
dürfen nicht in Geschossen über dem Erdge-
schoss gelagert werden. Dies gilt nicht für den
Tagesvorrat von Brennstoffen für den Betrieb
der Sicherheitsstromversorgungsanlagen.

§ 25 Erleichterungen für
Hochhäuser mit nicht
mehr als 60 m Höhe in
Zellenbauweise

Für Hochhäuser mit nicht mehr als 60 m Höhe
und mit Nutzungseinheiten mit nicht mehr als
200 m² Grundfläche über dem ersten Oberge-
schoss sind automatische Feuerlösch-, Brand-
melde- und Alarmierungsanlagen nicht erfor-
derlich, wenn

1. die Nutzungseinheiten untereinander, zu
anders genutzten Räumen und zu notwen-
digen Fluren feuerbeständige Trennwände
haben, die von Rohdecke zu Rohdecke
gehen,

2. der Brandüberschlag von Geschoss zu
Geschoss durch eine mindestens 1 m hohe
feuerbeständige Brüstung oder 1 m aus-
kragende feuerbeständige Deckenplatte
behindert wird,

3. die automatische Auslösung der Druck-
belüftungsanlagen und der Brandfallsteue-
rung der Aufzüge sichergestellt ist und

4. die Früherkennung eines Brandes in den
Nutzungseinheiten durch Rauchwarnmel-
der mit Netzstromversorgung erfolgt.

Satz 1 gilt auch für Nutzungseinheiten mit
mehr als 200 m² Grundfläche, wenn sie durch
raumabschließende feuerbeständige Wände,
die von Rohdecke zu Rohdecke gehen, in
Teile von nicht mehr als 200 m² Grundfläche
unterteilt werden.
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richtungen vertraute brandschutzbeauftragte
Person zu bestellen und der für den Brand-
schutz zuständigen Dienststelle zu benennen.
Die brandschutzbeauftragte Person hat die
Aufgabe, die Einhaltung des genehmigten
Brandschutznachweises und der sich daraus
ergebenden Anforderungen an den betrieb-
lichen Brandschutz zu überwachen und dem
Eigentümer festgestellte Mängel zu melden.

(3) Der Eigentümer kann die Verpflichtungen
nach Absatz 1 und 2 durch schriftliche Verein-
barung auf Betreiber übertragen, wenn dieser
oder dessen brandschutzbeauftragte Person
mit dem Hochhaus und dessen Einrichtungen
vertraut ist. Die Verantwortung des Eigen-
tümers bleibt unberührt.

§ 29 Übergangsvorschriften
für die Anwendung der
Betriebsvorschriften auf
bestehende Hochhäuser

Für die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser
Verordnung bestehenden Hochhäuser sind
die Anforderungen der §§ 26, 27 und 28 inner-
halb eines Jahres nach Inkrafttreten dieser
Verordnung umzusetzen.

§ 30 Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig nach § 87 Absatz 1 Nummer
1 der Landesbauordnung 2) handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig
1. entgegen § 12 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3

Türen in Rettungswegen verschließt oder
ohne Feststelleinrichtung feststellt,

2. entgegen § 18 Absatz 1 die Sicherheitsbe-
leuchtung nicht ständig in Betrieb hält,

3. entgegen § 26 Absatz 1 die Zufahrten, Flä-
chen für Einsatzfahrzeuge und Rettungs-
wege nach Absatz 2 nicht freihält,

4. entgegen § 26 Absatz 3 in Vorräumen und
notwendigen Treppenräumen Gegen-
stände abstellt,

5. entgegen § 28 Absatz 2 Satz 1 keine
brandschutzbeauftragte Person bestellt.

§ 31 Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft.

Betriebs- und Schlussvorschriften

§ 26 Freihaltung der Rettungs-
wege und Flächen für die
Feuerwehr

(1) Zufahrten, Bewegungsflächen sowie Ein-
gänge für die Feuerwehr müssen ständig frei
gehalten werden. Darauf ist dauerhaft und gut
sichtbar hinzuweisen.

(2) Die Rettungswege müssen ständig frei ge-
halten werden.

(3) In Vorräumen und notwendigen Treppen-
räumen dürfen keine Gegenstände abgestellt
werden.

§ 27 Brandschutzordnung,
Feuerwehrpläne, Flucht-
und Rettungswegepläne

(1) Im Einvernehmen mit der für den Brand-
schutz zuständigen Dienststelle ist eine Brand-
schutzordnung aufzustellen und durch Aus-
hang bekannt zu machen. In der Brandschutz-
ordnung sind insbesondere festzulegen

1. die Aufgaben der brandschutzbeauftragten
Person,

2. die Maßnahmen im Fall eines Brandes,

3. die Regelungen über das Verhalten bei
einem Brand,

4. die Maßnahmen, die zur Rettung von Per-
sonen mit Behinderungen erforderlich sind.

(2) Im Einvernehmen mit der für den Brand-
schutz zuständigen Dienststelle sind Feuer-
wehrpläne anzufertigen und der örtlichen Feu-
erwehr zur Verfügung zu stellen.

(3) In jedem Geschoss muss der Flucht- und
Rettungswegeplan des jeweiligen Geschosses
an allgemein zugänglicher Stelle gut sichtbar
ausgehängt werden.

§ 28 Verantwortliche Personen
(1) Der Eigentümer eines Hochhauses ist für
die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften verantwortlich.

(2) Der Eigentümer hat eine geeignete und mit
dem Hochhaus und dessen technischen Ein-

ABSCHNITT 5

2) LBO vgl. BS-Nr. 2130-1.
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§ 1 Anwendungsbereich
Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für
jede Verkaufsstätte, deren Verkaufsräume und
Ladenstraßen einschließlich ihrer Bauteile eine
Fläche von insgesamt mehr als 2000 m2 haben.

§ 2 Begriffe
(1) Verkaufsstätten sind Gebäude oder
Gebäudeteile, die

1. ganz oder teilweise dem Verkauf von Waren
dienen,

2. mindestens einen Verkaufsraum haben und

3. keine Messebauten sind.

Zu einer Verkaufsstätte gehören alle Räume, die
unmittelbar oder mittelbar, insbesondere durch
Aufzüge oder Ladenstraßen, miteinander in Ver-
bindung stehen; als Verbindung gilt nicht die
Verbindung durch Treppenräume notwendiger
Treppen sowie durch Leitungen, Schächte und
Kanäle haustechnischer Anlagen.

(2) Erdgeschossige Verkaufsstätten sind Ge-
bäude mit nicht mehr als einem Geschoss,
dessen Fußboden an keiner Stelle mehr als 1 m
unter der Geländeoberfläche liegt; dabei bleiben
Treppenraumerweiterungen sowie Geschosse

I NHALTSÜBERS ICHT
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m2 entstehen. Öffnungen in den Trennwänden
müssen mindestens feuerhemmende und
selbstschließende Abschlüsse haben.

§ 6 Brandabschnitte
(1) Verkaufsstätten sind durch Brandwände in
Brandabschnitte zu unterteilen. Die Fläche der
Brandabschnitte darf je Geschoss betragen in

1. erdgeschossigen Verkaufsstätten mit Sprink-
leranlagen nicht mehr als 10.000 m2,

2. sonstigen Verkaufsstätten mit Sprinkleran-
lagen nicht mehr als 5.000 m2,

3. erdgeschossigen Verkaufsstätten ohne
Sprinkleranlagen mit nicht mehr als 3.000 m2,

4. sonstigen Verkaufsstätten ohne Sprinkleran-
lagen nicht mehr als 1.500 m2, wenn sich die
Verkaufsstätten über nicht mehr als drei Ge-
schosse erstrecken und die Gesamtfläche
aller Geschosse innerhalb eines Brandab-
schnitts nicht mehr als 3.000 m2 beträgt.

(2) Abweichend von Absatz 1 können Verkaufs-
stätten mit Sprinkleranlagen auch durch Laden-
straßen in Brandabschnitte unterteilt werden,
wenn

1. die Ladenstraßen mindestens 10 m breit sind
(vgl. Anhang Abb. 1),

2. die Ladenstraßen Rauchabzugsanlagen
haben,

3. das Tragwerk der Dächer der Ladenstraßen
aus nicht brennbaren Baustoffen besteht und

4. die Bedachung der Ladenstraßen aus nicht
brennbaren Baustoffen oder, soweit sie licht-
durchlässig ist, aus mindestens schwer
entflammbaren Baustoffen besteht; sie darf
im Brandfall nicht brennend abtropfen.

(3) In Verkaufsstätten mit Sprinkleranlagen brau-
chen Brandwände abweichend von Absatz 1
im Kreuzungsbereich mit Ladenstraßen nicht
hergestellt werden, wenn

1. die Ladenstraßen eine Breite von mindes-
tens 10 m über eine Länge von mindestens
10 m beiderseits der Brandwände haben
(vgl. Anhang Abb. 2 und 3) und

2. die Anforderungen nach Absatz 2 Nr. 2 und
3 in diesem Bereich erfüllt sind.

(4) Öffnungen in den Brandwänden nach Ab-
satz 1 sind zulässig, wenn sie selbstschließen-
de und feuerbeständige Abschlüsse haben. Die
Abschlüsse müssen Feststellanlagen haben,
die bei Raucheinwirkung ein selbsttätiges
Schließen bewirken.

außer Betracht, die ausschließlich der Unter-
bringung haustechnischer Anlagen und Feue-
rungsanlagen dienen.

(3) Verkaufsräume sind Räume, in denen Wa-
ren zum Verkauf oder sonstige Leistungen an-
geboten werden oder die dem Kundenverkehr
dienen, ausgenommen Treppenräume notwen-
diger Treppen, Treppenraumerweiterungen so-
wie Garagen. Ladenstraßen gelten nicht als
Verkaufsräume.

(4) Ladenstraßen sind überdachte oder über-
deckte Flächen, an denen Verkaufsräume lie-
gen und die dem Kundenverkehr dienen.

(5) Treppenraumerweiterungen sind Räume,
die Treppenräume mit Ausgängen ins Freie
verbinden.

§ 3 Tragende Wände, Pfeiler
und Stützen

Tragende Wände, Pfeiler und Stützen müssen
feuerbeständig, bei erdgeschossigen Verkaufs-
stätten ohne Sprinkleranlagen mindestens feuer-
hemmend sein. Dies gilt nicht für erdgeschos-
sige Verkaufsstätten mit Sprinkleranlagen.

§ 4 Außenwände
Außenwände müssen bestehen aus

1. nichtbrennbaren Baustoffen, soweit sie nicht
feuerbeständig sind, bei Verkaufsstätten
ohne Sprinkleranlagen,

2. mindestens schwerenflammbaren Baustof-
fen, soweit sie nicht feuerbeständig sind,
bei Verkaufsstätten mit Sprinkleranlagen,

3. mindestens schwerentflammbaren Baustof-
fen, soweit sie nicht feuerhemmend sind, bei
erdgeschossigen Verkaufsstätten.

§ 5 Trennwände
(1) Trennwände zwischen einer Verkaufsstätte
und Räumen, die nicht zur Verkaufsstätte ge-
hören, müssen feuerbeständig sein und dürfen
keine Öffnungen haben.

(2) In Verkaufsstätten ohne Sprinkleranlagen
sind Lagerräume mit einer Fläche von jeweils
mehr als 100 m2 sowie Werkräume mit erhöh-
ter Brandgefahr, wie Schreinereien, Maler- oder
Dekorationswerkstätten, von anderen Räu-
men durch feuerbeständige Wände zu tren-
nen. Diese Werk- und Lagerräume müssen
durch feuerbeständige Trennwände so unterteilt
werden, dass Abschnitte von nicht mehr als 500
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(5) Brandwände sind mindestens 30 cm über
Dach zu führen oder in Höhe der Dachhaut mit
einer beiderseits 50 cm auskragenden feuerbe-
ständigen Platte aus nicht brennbaren Baustof-
fen abzuschließen; darüber dürfen brennbare
Teile des Daches nicht hinweggeführt werden.

(6) § 30 Abs. 2 Nr. 1 der Landesbauordnung
bleibt unberührt.

§ 7 Decken
(1) Decken müssen feuerbeständig sein und
aus nicht brennbaren Baustoffen bestehen. Sie
brauchen nur

1. feuerhemmend zu sein und aus nicht
brennbaren Baustoffen zu bestehen in erd-
geschossigen Verkaufsstätten ohne Sprink-
leranlagen,

2. aus nicht brennbaren Baustoffen zu beste-
hen in erdgeschossigen Verkaufsstätten mit
Sprinkleranlagen.

Für die Beurteilung der Feuerwiderstandsdauer
bleiben abgehängte Unterdecken außer Betracht.

(2) Unterdecken einschließlich ihrer Aufhän-
gungen müssen in Verkaufsräumen, Treppen-
räumen, Treppenraumerweiterungen, notwen-
digen Fluren und in Ladenstraßen aus nicht
brennbaren Baustoffen bestehen. In Verkaufs-
räumen mit Sprinkleranlagen dürfen Unter-
decken aus brennbaren Baustoffen bestehen,
wenn auch der Deckenhohlraum durch die
Sprinkleranlagen geschützt ist.

(3) In Decken sind Öffnungen unzulässig. Dies
gilt nicht für Öffnungen zwischen den Verkaufs-
räumen, zwischen Verkaufsräumen und Laden-
straßen sowie zwischen Ladenstraßen

1. in Verkaufsstätten mit Sprinkleranlagen,

2. in Verkaufsstätten ohne Sprinkleranlagen,
soweit die Öffnungen für nicht notwendige
Treppen erforderlich sind.

§ 8 Dächer
(1) Das Tragwerk von Dächern, die den oberen
Abschluss von Räumen der Verkaufsstätten bil-
den oder die von diesen Räumen nicht durch
feuerbeständige Bauteile getrennt sind, muss

1. aus nicht brennbaren Baustoffen bestehen
in Verkaufsstätten mit Sprinkleranlagen, aus-
genommen in erdgeschossigen Verkaufs-
stätten,

2. mindestens feuerhemmend sein in erdge-
schossigen Verkaufsstätten ohne Sprinkler-
anlagen,

3. feuerbeständig sein in sonstigen Verkaufs-
stätten ohne Sprinkleranlagen.

(2) Bedachungen müssen

1. gegen Flugfeuer und strahlende Wärme
widerstandsfähig sein und

2. bei Dächern, die den oberen Abschluss von
Räumen der Verkaufsstätten bilden oder
die von diesen Räumen nicht durch feuer-
beständige Bauteile getrennt sind, aus nicht
brennbaren Baustoffen bestehen, mit Aus-
nahme der Dachhaut und der Dampfsperre.

(3) Lichtdurchlässige Bedachungen über Ver-
kaufsräumen und Ladenstraßen dürfen abwei-
chend von Absatz 2 Nr. 1

1. schwer entflammbar sein bei Verkaufsstät-
ten mit Sprinkleranlagen,

2. nicht brennbar sein bei Verkaufsstätten
ohne Sprinkleranlagen.

Sie dürfen im Brandfall nicht brennend abtropfen.

§ 9 Verkleidungen, Dämmstoffe
(1) Außenwandverkleidungen einschließlich der
Dämmstoffe und Unterkonstruktionen müssen
bestehen aus

1. mindestens schwer entflammbaren Baustof-
fen bei Verkaufsstätten mit Sprinkleranlagen
und bei erdgeschossigen Verkaufsstätten,

2. nicht brennbaren Baustoffen bei sonstigen
Verkaufsstätten ohne Sprinkleranlagen.

(2) Deckenverkleidungen einschließlich der
Dämmstoffe und Unterkonstruktionen müssen
aus nicht brennbaren Baustoffen bestehen.

(3) Wandverkleidungen einschließlich der
Dämmstoffe und Unterkonstruktionen müssen
in Treppenräumen, Treppenraumerweiterun-
gen, notwendigen Fluren und in Ladenstraßen
aus nicht brennbaren Baustoffen bestehen.

§ 10 Rettungswege
in Verkaufsstätten

(1) Für jeden Verkaufsraum, Aufenthaltsraum
und für jede Ladenstraße müssen in demsel-
ben Geschoss mindestens zwei voneinander
unabhängige Rettungswege zu Ausgängen ins
Freie oder zu Treppenräumen notwendiger
Treppen vorhanden sein. An Stelle eines die-
ser Rettungswege darf ein Rettungsweg über
Außentreppen ohne Treppenräume, Rettungs-
balkone, Terrassen und begehbare Dächer auf
das Grundstück führen, wenn hinsichtlich des



225

VkVO
Brandschutzes keine Bedenken bestehen;
dieser Rettungsweg gilt als Ausgang ins Freie.

(2) Von jeder Stelle

1. eines Verkaufsraumes in höchstens 25 m
Entfernung,

2. eines sonstigen Raumes oder einer Laden-
straße in höchstens 35 m Entfernung

muss mindestens ein Ausgang ins Freie oder
ein Treppenraum notwendiger Treppen erreich-
bar sein (erster Rettungsweg). Die Entfernung
wird in der Luftlinie jedoch nicht durch Bauteile
gemessen. Die Länge der Lauflinie darf in Ver-
kaufsräumen 35 m nicht überschreiten.

(3) Der erste Rettungsweg darf, soweit er über
eine Ladenstraße führt, auf der Ladenstraße
eine zusätzliche Länge von höchstens 35 m
haben, wenn die Ladenstraße Rauchabzugs-
anlagen hat und der nach Absatz 1 erforder-
liche zweite Rettungsweg für Verkaufsräume
mit einer Fläche von mehr als 100 m2 nicht
über diese Ladenstraße führt.

(4) In Verkaufsstätten mit Sprinkleranlagen oder
in erdgeschossigen Verkaufsstätten darf der
Rettungsweg nach Absatz 2 und 3 innerhalb
von Brandabschnitten eine zusätzliche Länge
von höchstens 35 m haben, soweit er über
einen notwendigen Flur für Kundinnen und
Kunden mit einem unmittelbaren Ausgang ins
Freie oder in einen Treppenraum notwendiger
Treppen führt.

(5) Von jeder Stelle eines Verkaufsraumes muss
ein Hauptgang oder eine Ladenstraße in höch-
stens 10 m Entfernung, gemessen in der Luft-
linie, jedoch nicht durch Bauteile, erreichbar sein.

(6) In Rettungswegen ist nur eine Folge von
mindestens drei Stufen zulässig. Die Stufen
müssen eine Stufenbeleuchtung haben.

(7) An Kreuzungen der Ladenstraßen und der
Hauptgänge sowie an Türen im Zuge von
Rettungswegen ist deutlich und dauerhaft auf
die Ausgänge durch Sicherheitszeichen hinzu-
weisen. Die Sicherheitszeichen müssen be-
leuchtet sein.

§ 11 Treppen
(1) Notwendige Treppen müssen feuerbestän-
dig sein, aus nicht brennbaren Baustoffen be-
stehen und an den Unterseiten geschlossen
sein. Dies gilt nicht für notwendige Treppen
nach § 10 Abs. 1 Satz 2, wenn keine Beden-
ken wegen des Brandschutzes bestehen.

(2) Notwendige Treppen für Kundinnen und
Kunden müssen mindestens 2 m breit sein
und dürfen eine Breite von 2,50 m nicht über-
schreiten. Für notwendige Treppen für Kund-
innen und Kunden genügt eine Breite von
mindestens 1,25 m, wenn die Treppen für Ver-
kaufsräume bestimmt sind, deren Fläche ins-
gesamt nicht mehr als 500 m2 beträgt.

(3) Notwendige Treppen mit gewendelten Läufen
sind in Verkaufsräumen unzulässig. Dies gilt
nicht für Verkaufsräume, die

1. eine Fläche von nicht mehr als 100 m2 ha-
ben oder

2. eine Fläche von mehr als 100 m2, aber nicht
mehr als 500 m2 haben, wenn diese Trep-
pen im Zuge nur eines der zwei erforder-
lichen Rettungswege liegen.

Diese Treppen brauchen nicht in Treppenräu-
men zu liegen und die Anforderungen nach
Absatz 1 Satz 1 nicht zu erfüllen.

(4) Treppen für Kundinnen und Kunden müs-
sen auf beiden Seiten Handläufe ohne freie
Enden haben. Die Handläufe müssen fest und
griffsicher sein und sind über Treppenabsätze
fortzuführen.

§ 12 Treppenräume, Treppen-
raumerweiterungen

(1) Innen liegende Treppenräume notwendiger
Treppen sind in Verkaufsstätten zulässig.

(2) Die Wände von Treppenräumen notwendi-
ger Treppen müssen in der Bauart von Brand-
wänden hergestellt sein. Bodenbeläge müs-
sen in Treppenräumen notwendiger Treppen
aus nicht brennbaren Baustoffen bestehen.

(3) Treppenraumerweiterungen müssen

1. die Anforderungen an notwendige Trep-
penräume erfüllen,

2. feuerbeständige Decken aus nicht brenn-
baren Baustoffen haben und

3. mindestens so breit sein wie die notwendi-
gen Treppen, mit denen sie in Verbindung
stehen.

Sie dürfen nicht länger als 35 m sein und keine
Öffnungen zu anderen Räumen haben.

§ 13 Ladenstraßen, Flure,
Hauptgänge

(1) Ladenstraßen müssen mindestens 5 m breit
sein.
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(2) Wände und Decken notwendiger Flure für
Kundinnen und Kunden müssen

1. feuerbeständig sein und aus nicht brennba-
ren Baustoffen bestehen in Verkaufsstätten
ohne Sprinkleranlagen,

2. mindestens feuerhemmend sein und in den
wesentlichen Teilen aus nicht brennbaren
Baustoffen bestehen in Verkaufsstätten mit
Sprinkleranlagen.

Bodenbeläge in notwendigen Fluren für Kund-
innen und Kunden müssen mindestens schwer
entflammbar sein.

(3) Notwendige Flure für Kundinnen und Kun-
den müssen mindestens 2 m breit sein. Für not-
wendige Flure für Kundinnen und Kunden
genügt eine Breite von 1,40 m, wenn die Flure
für Verkaufsräume bestimmt sind, deren Fläche
insgesamt nicht mehr als 500 m2 beträgt.

(4) Hauptgänge müssen mindestens 2 m breit
sein. Sie müssen auf möglichst kurzem Wege
zu Ausgängen ins Freie, zu Treppenräumen
notwendiger Treppen, zu notwendigen Fluren
für Kundinnen und Kunden oder zu Laden-
straßen führen. Verkaufsstände an Hauptgän-
gen müssen unverrückbar sein.

(5) Ladenstraßen, notwendige Flure für Kund-
innen und Kunden und Hauptgänge dürfen
innerhalb der nach den Absätzen 1, 3 und 4
erforderlichen Breiten nicht durch Einbauten
oder Einrichtungen eingeengt sein.

(6) Die Anforderungen an sonstige notwendige
Flure nach § 36 der Landesbauordnung bleibt
unberührt.

§ 14 Ausgänge
(1) Jeder Verkaufsraum, Aufenthaltsraum und
jede Ladenstraße müssen mindestens zwei
Ausgänge haben, die ins Freie oder zu Trep-
penräumen notwendiger Treppen führen. Für
Verkaufs- und Aufenthaltsräume, die eine Flä-
che von nicht mehr als 100 m2 haben, genügt
ein Ausgang.

(2) Ausgänge aus Verkaufsräumen müssen min-
destens 2 m breit sein; für Ausgänge aus Ver-
kaufsräumen, die eine Fläche von nicht mehr
als 500 m2 haben, genügt eine Breite von 1 m.
Ein Ausgang, der in einen Flur führt, darf nicht
breiter sein als der Flur.

(3) Die Ausgänge aus einem Geschoss einer
Verkaufsstätte ins Freie oder in Treppenräume
notwendiger Treppen müssen eine Breite von
mindestens 30 cm je 100 m2 der Flächen der

Verkaufsräume haben; dabei bleiben die Flä-
chen von Ladenstraßen außer Betracht. Aus-
gänge aus Geschossen einer Verkaufsstätte
müssen mindestens 2 m breit sein. Ein Aus-
gang, der in einen Treppenraum führt, darf
nicht breiter sein als die notwendige Treppe.

(4) Ausgänge aus Treppenräumen notwendi-
ger Treppen ins Freie oder in Treppenraumer-
weiterungen müssen mindestens so breit sein
wie die notwendigen Treppen.

§ 15 Türen in Rettungswegen
(1) In Verkaufsstätten ohne Sprinkleranlagen
müssen Türen von Treppenräumen notwendiger
Treppen und von notwendigen Fluren für Kun-
dinnen und Kunden mindestens feuerhem-
mend, rauchdicht und selbstschließend sein,
ausgenommen Türen, die ins Freie führen.

(2) In Verkaufsstätten mit Sprinkleranlagen
müssen Türen von Treppenräumen notwendi-
ger Treppen und von notwendigen Fluren für
Kundinnen und Kunden rauchdicht und selbst-
schließend sein, ausgenommen Türen, die ins
Freie führen.

(3) Türen nach den Absätzen 1 und 2 sowie
Türen, die ins Freie führen, dürfen nur in
Fluchtrichtung aufschlagen und keine Schwel-
len haben. Sie müssen während der Betriebs-
zeit von innen mit einem einzigen Griff leicht
und in voller Breite zu öffnen sein. Elektrische
Verriegelungen von Türen in Rettungswegen
sind nur zulässig, wenn die Türen im Gefah-
renfall jederzeit geöffnet werden können.

(4) Türen, die selbstschließend sein müssen,
dürfen offen gehalten werden, wenn sie Fest-
stellanlagen haben, die bei Raucheinwirkung
ein selbsttätiges Schließen der Türen bewir-
ken; sie müssen auch von Hand geschlossen
werden können.

(5) Dreh- und Schiebetüren sind in Rettungs-
wegen unzulässig; dies gilt nicht für automa-
tische Dreh- und Schiebetüren, die die Ret-
tungswege im Brandfall nicht beeinträchtigen.
Pendeltüren müssen in Rettungswegen
Schließvorrichtungen haben, die ein Durch-
pendeln der Türen verhindern.

(6) Rollläden, Scherengitter oder ähnliche Ab-
schlüsse von Tür- und Toröffnungen oder
Durchfahrten im Zuge von Rettungswegen
müssen so beschaffen sein, dass sie von Un-
befugten nicht geschlossen werden können.
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§ 16 Rauchabführung
(1) In Verkaufsstätten ohne Sprinkleranlagen
müssen Verkaufsräume ohne notwendige Fens-
ter nach § 42 Abs. 2 der Landesbauordnung
sowie Ladenstraßen Rauchabzugsanlagen
haben.

(2) In Verkaufsstätten mit Sprinkleranlagen müs-
sen Lüftungsanlagen in Verkaufsräumen und
Ladenstraßen im Brandfall so betrieben werden
können, dass sie nur entlüften, soweit es die
Zweckbestimmung der Absperrvorrichtungen
gegen Brandübertragung zulässt.

(3) Rauchabzugsanlagen müssen von Hand und
automatisch durch Rauchmelder ausgelöst
werden können und sind an den Bedienungs-
stellen mit der Aufschrift „Rauchabzug“ zu ver-
sehen. An den Bedienungseinrichtungen muss
erkennbar sein, ob die Rauchabzugsanlage
betätigt wurde.

(4) Innen liegende Treppenräume notwendiger
Treppen müssen Rauchabzugsanlagen haben.
Sonstige Treppenräume notwendiger Treppen,
die durch mehr als zwei Geschosse führen,
müssen an ihrer obersten Stelle eine Rauchab-
zugsvorrichtung mit einem freien Querschnitt von
mindestens 5 vom Hundert der Grundfläche der
Treppenräume, jedoch nicht weniger als 1 m2

haben. Die Rauchabzugsvorrichtungen müssen
von jedem Geschoss aus zu öffnen sein.

§ 17 Beheizung
Feuerstätten dürfen in Verkaufsräumen, Laden-
straßen, Lager- und Werkräumen zur Behei-
zung nicht aufgestellt werden.

§ 18 Sicherheitsbeleuchtung
Verkaufsstätten müssen eine Sicherheitsbe-
leuchtung haben. Sie muss vorhanden sein

1. in Verkaufsräumen,

2. in Treppenräumen, Treppenraumerweiterun-
gen und Ladenstraßen sowie in notwendi-
gen Fluren für Kundinnen und Kunden,

3. in Arbeits- und Pausenräumen,

4. in Toilettenräumen mit einer Fläche von mehr
als 50 m2,

5. in elektrischen Betriebsräumen und Räumen
für haustechnische Anlagen,

6. für Hinweisschilder auf Ausgänge und für
Stufenbeleuchtung.

§ 19 Blitzschutzanlagen
Gebäude mit Verkaufsstätten müssen Blitz-
schutzanlagen haben.

§ 20 Feuerlöscheinrichtungen,
Brandmeldeanlagen und
Alarmierungseinrichtungen

(1) Verkaufsstätten müssen Sprinkleranlagen
haben. Dies gilt nicht für

1. erdgeschossige Verkaufsstätten nach § 6
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3,

2. sonstige Verkaufsstätten nach § 6 Abs. 1
Satz 2 Nr. 4.

Geschosse einer Verkaufsstätte nach Satz 2
Nr. 2 müssen Sprinkleranlagen haben, wenn sie
mit ihrem Fußboden im Mittel mehr als 3 m
unter der Geländeoberfläche liegen und Ver-
kaufsräume mit einer Fläche von mehr als
500 m2 haben.

(2) In Verkaufsstätten müssen vorhanden sein:

1. geeignete Feuerlöscher und geeignete
Wandhydranten in ausreichender Zahl, gut
sichtbar und leicht zugänglich,

2. Brandmeldeanlagen mit nicht automatischen
Brandmeldern zur unmittelbaren Alarmierung
der dafür zuständigen Stelle und

3. Alarmierungseinrichtungen, durch die alle
Betriebsangehörigen alarmiert und Anwei-
sungen an sie und an die Kundinnen und
Kunden gegeben werden können.

§ 21 Sicherheitsstrom-
versorgungsanlagen

Verkaufsstätten müssen eine Sicherheitsstrom-
versorgungsanlage haben, die bei Ausfall der
allgemeinen Stromversorgung den Betrieb der
sicherheitstechnischen Anlagen und Einrich-
tungen übernimmt, insbesondere der

1. Sicherheitsbeleuchtung,

2. Beleuchtung der Stufen und Hinweise auf
Ausgänge,

3. Sprinkleranlagen,

4. Rauchabzugsanlagen,

5. Schließeinrichtungen für Feuerschutzab-
schlüsse (z.B. Rolltore),

6. Brandmeldeanlagen und

7. Alarmierungseinrichtungen.
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§ 22 Lage der Verkaufsräume
Verkaufsräume, ausgenommen Gaststätten,
dürfen mit ihrem Fußboden nicht mehr als 22
m über der Geländeoberfläche liegen. Ver-
kaufsräume dürfen mit ihrem Fußboden im
Mittel nicht mehr als 5 m unter der Gelände-
oberfläche liegen.

§ 23 Räume für Abfälle und
Wertstoffe

Verkaufsstätten müssen für Abfälle und Wert-
stoffe besondere Räume haben, die mindes-
tens den Abfall und die Wertstoffe von zwei
Tagen aufnehmen können. Die Räume müssen
feuerbeständige Wände und Decken sowie
mindestens feuerhemmende und selbstschlie-
ßende Türen haben.

§ 24 Gefahrenverhütung
(1) Das Rauchen und das Verwenden von offe-
nem Feuer ist in Verkaufsräumen und Laden-
straßen verboten. Dies gilt nicht für Bereiche,
in denen Getränke oder Speisen verabreicht
oder Besprechungen abgehalten werden. Auf
das Verbot ist dauerhaft und leicht erkennbar
hinzuweisen.

(2) In Treppenräumen notwendiger Treppen, in
Treppenraumerweiterungen und in notwendigen
Fluren dürfen keine Dekorationen vorhanden
sein. In diesen Räumen sowie auf Laden-
straßen und Hauptgängen innerhalb der nach
§ 13 Abs. 1 und 4 erforderlichen Breiten dürfen
keine Gegenstände abgestellt sein.

§ 25 Rettungswege auf dem
Grundstück,
Flächen für die Feuerwehr

(1) Kundinnen und Kunden und Betriebsange-
hörige müssen aus der Verkaufsstätte unmittel-
bar oder über Flächen auf dem Grundstück auf
öffentliche Verkehrsflächen gelangen können.

(2) Die erforderlichen Zu- und Durchfahrten so-
wie Aufstell- und Bewegungsflächen für die
Feuerwehr müssen vorhanden sein.

(3) Die als Rettungswege dienenden Flächen
auf dem Grundstück sowie die Flächen für die
Feuerwehr nach Absatz 2 müssen ständig frei-
gehalten werden. Hierauf ist dauerhaft und
leicht erkennbar hinzuweisen.

§ 26 Verantwortliche Personen
(1) Während der Betriebszeit einer Verkaufs-
stätte muss die Betreiberin oder der Betreiber
oder eine von ihr oder ihm bestimmte Vertrete-
rin oder ein von ihr oder ihm bestimmter Ver-
treter ständig anwesend sein.

(2) Die Betreiberin oder der Betreiber einer
Verkaufsstätte hat

1. eine Brandschutzbeauftragte oder einen
Brandschutzbeauftragten und

2. für Verkaufsstätten, deren Verkaufsräume eine
Fläche von insgesamt mehr als 15.000 m2

haben, Selbsthilfekräfte für den Brandschutz

zu bestellen. Die Namen dieser Personen und
jeder Wechsel sind der für den Brandschutz
zuständigen Dienststelle auf Verlangen mitzu-
teilen. Die Betreiberin oder der Betreiber hat
für die Ausbildung dieser Personen im Einver-
nehmen mit der für den Brandschutz zustän-
digen Dienststelle zu sorgen.

(3) Die Brandschutzbeauftragte oder der Brand-
schutzbeauftragte hat für die Einhaltung des
§ 10 Abs. 2 Satz 3, des § 13 Abs. 5, der
§§ 24, 25 Abs. 3, des § 26 Abs. 5 und des
§ 27 zu sorgen.

(4) Die erforderliche Anzahl der Selbsthilfe-
kräfte für den Brandschutz ist von der Bauauf-
sichtsbehörde im Einvernehmen mit der für
den Brandschutz zuständigen Dienststelle fest-
zulegen.

(5) Selbsthilfekräfte für den Brandschutz müs-
sen in erforderlicher Anzahl während der Be-
triebszeit der Verkaufsstätte anwesend sein.

§ 27 Brandschutzordnung
(1) Die Betreiberin oder der Betreiber einer Ver-
kaufsstätte hat im Einvernehmen mit der für
den Brandschutz zuständigen Dienststelle eine
Brandschutzordnung aufzustellen. In der Brand-
schutzordnung sind insbesondere die Aufgaben
der oder des Brandschutzbeauftragten und der
Selbsthilfekräfte für den Brandschutz sowie die
Maßnahmen festzulegen, die zur Rettung Behin-
derter, insbesondere Rollstuhlbenutzerinnen
und -benutzer, erforderlich sind.

(2) Die Betriebsangehörigen sind bei Beginn
des Arbeitsverhältnisses und danach minde-
stens einmal jährlich zu belehren über

1. die Lage und die Bedienung der Feuerlösch-
geräte, Brandmelde- und Feuerlöschein-
richtungen und
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2. die Brandschutzordnung, insbesondere über

das Verhalten bei einem Brand oder bei
einer Panik.

(3) Im Einvernehmen mit der für den Brandschutz
zuständigen Dienststelle sind Feuerwehrpläne
anzufertigen und der örtlichen Feuerwehr zur
Verfügung zu stellen.

§ 28 Stellplätze für Menschen
mit Behinderungen

Mindestens 3 vom Hundert der notwendigen
Stellplätze, mindestens jedoch ein Stellplatz,
müssen für Menschen mit Behinderungen vor-
gesehen sein. Auf diese Stellplätze ist dauer-
haft und leicht erkennbar hinzuweisen.

§ 29 Zusätzliche Bauvorlagen
Die Bauvorlagen müssen zusätzliche Angaben
enthalten über

1. eine Berechnung der Flächen der Verkaufs-
räume und der Brandabschnitte,

2. eine Berechnung der erforderlichen Breiten
der Ausgänge aus den Geschossen ins
Freie oder in Treppenräume notwendiger
Treppen,

3. die Sprinkleranlagen, die sonstigen Feuer-
löscheinrichtungen und die Feuerlöschge-
räte,

4. die Brandmeldeanlagen,

5. die Alarmierungseinrichtungen,

6. die Sicherheitsbeleuchtung und die Sicher-
heitsstromversorgung,

7. die Rauchabzugsvorrichtungen und Rauch-
abzugsanlagen,

8. die Rettungswege auf dem Grundstück
und die Flächen für die Feuerwehr.

§ 30 Prüfungen
(1) Folgende Anlagen müssen vor der ersten
Inbetriebnahme der Verkaufsstätte, unverzüg-
lich nach einer wesentlichen Änderung sowie
jeweils mindestens alle 3 Jahre durch eine
nach Bauordnungsrecht anerkannte sachver-
ständige Person auf ihre Wirksamkeit und Be-
triebssicherheit geprüft werden:

1. Sprinkleranlagen,

2. Rauchabzugsanlagen und Rauchabzugs-
vorrichtungen (§ 16),

3. Sicherheitsbeleuchtung (§ 18),
4. Brandmeldeanlagen (§ 20) und
5. Sicherheitsstromversorgungsanlagen (§ 21).

Prüfberichte sind mindestens fünf Jahre aufzu-
bewahren und der Bauaufsichtsbehörde auf
Verlangen vorzulegen.

(2) Für die Prüfungen sind die nötigen Vorrich-
tungen und fachlich geeignete Arbeitskräfte
bereitzustellen und die erforderlichen Unterla-
gen bereitzuhalten.

§ 31 Weitergehende
Anforderungen

An Lagerräume, deren lichte Höhe mehr als 9 m
beträgt, können aus Gründen des Brand-
schutzes weitergehende Anforderungen ge-
stellt werden.

§ 32 Übergangsvorschriften
Auf die im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der
Verordnung bestehenden Verkaufsstätten sind
§ 13 Abs. 4 und 5 und die §§ 24 bis 27 sowie
§ 30 anzuwenden.

§ 33 Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig nach § 87 Abs. 1 Nr. 1 der
Landesbauordnung handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig

1. die Länge der Lauflinie der Rettungswege
nach § 10 Abs. 2 Satz 3 vergrößert,

2. Rettungswege entgegen § 13 Abs. 5 ein-
engt oder einengen lässt,

3. Türen im Zuge von Rettungswegen entge-
gen § 15 Abs. 3 während der Betriebszeit
abschließt oder abschließen lässt,

4. in Treppenräumen notwendiger Treppen, in
Treppenraumerweiterungen oder in notwen-
digen Fluren entgegen § 24 Abs. 2 Dekora-
tionen anbringt oder anbringen lässt oder
Gegenstände abstellt oder abstellen lässt,

5. auf Ladenstraßen oder Hauptgängen ent-
gegen § 24 Abs. 2 Gegenstände abstellt
oder abstellen lässt,

6. Rettungswege auf dem Grundstück oder
Flächen für die Feuerwehr entgegen § 25
Abs. 3 nicht freihält oder freihalten lässt,
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17. als Betreiberin oder Betreiber oder die

Person, die sie oder ihn vertritt, entgegen
§ 26 Abs. 1 während der Betriebszeit
nicht ständig anwesend ist,

18. als Betreiberin oder Betreiber entgegen § 26
Abs. 2 die Brandschutzbeauftragte oder
den Brandschutzbeauftragten und die
Selbsthilfekräfte für den Brandschutz in der
erforderlichen Anzahl nicht bestellt,

19. als Betreiberin oder Betreiber entgegen § 26
Abs. 5 nicht sicherstellt, dass die Selbst-
hilfekräfte für den Brandschutz in der er-
forderlichen Anzahl während der Betriebs-
zeit anwesend sind,

10. die vorgeschriebenen Prüfungen entgegen
§ 30 Abs. 1 nicht durchführen lässt.

§ 34 In-Kraft-Treten
Diese Verordnung tritt am ersten Tage des auf
die Verkündung folgenden Monats in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Zehnte Verordnung zur
Landesbauordnung (Geschäftshausverordnung
– GeVO –) vom 5. September 1977 (Amtsbl.
S. 910) außer Kraft.



231

INHALTSVERZEICHNIS

§ 12 Toilettenräume
§ 13 Barrierefreie Stellplätze

Abschnitt 4
Technische Anlagen und
Einrichtungen,
besondere Räume

§ 14 Sicherheitsstromversorgungsanlagen,
elektrische Anlagen und Blitzschutz-
anlagen

§ 15 Sicherheitsbeleuchtung
§ 16 Rauchableitung
§ 17 Heizungs- und Lüftungsanlagen
§ 18 Stände und Arbeitsgalerien für Licht-,

Ton-, Bild- und Regieanlagen
§ 19 Feuerlöscheinrichtungen und -anlagen
§ 20 Brandmelde- und Alarmierungsanlagen,

Brandmelder- und Alarmzentrale,
Brandfallsteuerung der Aufzüge

§ 21 Werkstätten, Magazine und
Lagerräume

BESONDERE
BAUVORSCHRIFTEN

Abschnitt 1
Großbühnen

§ 22 Bühnenhaus
§ 23 Schutzvorhang
§ 24 Feuerlösch- und Brandmeldeanlagen
§ 25 Platz für die Brandsicherheitswache

TEIL III

Verordnung über den Bau und Betrieb
von Versammlungsstätten
(Versammlungsstättenverordnung – VStättVO –)
Vom 21. Juni 20211

geändert durch das Gesetz vom 16. März 2022 (Amtsbl. I S. 648).

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN
§ 11 Anwendungsbereich, Anzahl der

Besucherinnen und Besucher
§ 12 Begriffe

ALLGEMEINE
BAUVORSCHRIFTEN

Abschnitt 1
Bauteile und Baustoffe

§ 13 Bauteile
§ 14 Dächer
§ 15 Dämmstoffe, Unterdecken,

Bekleidungen und Bodenbeläge

Abschnitt 2
Rettungswege

§ 16 Führung der Rettungswege
§ 17 Bemessung der Rettungswege
§ 18 Treppen
§ 19 Türen und Tore

Abschnitt 3
Besucherplätze und
Einrichtungen für Besuche-
rinnen und Besucher

§ 10 Bestuhlung, Gänge und Stufengänge
§ 11 Abschrankungen

und Schutzvorrichtungen

TEIL I

TEIL II

Aufgrund des § 86 Absatz 1 und 2 sowie des § 87 Absatz 1 Nummer 1 der Landesbau-
ordnung vom 18. Februar 2004 (Amtsbl. S. 822), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes Nr. 1984 vom 4. Dezember 2019 (Amtsbl. I 2020 S. 211, 760), verordnet das
Ministerium für Inneres, Bauen und Sport:



232

VStättVO

Abschnitt 2
Versammlungsstätten
mit mehr als
5.000 Besucherplätzen

§ 26 Räume für Lautsprecherzentrale, Polizei,
Feuerwehr, Sanitäts- und Rettungsdienst

§ 27 Abschrankung und Blockbildung in
Sportstadien mit mehr als 10.000
Besucherplätzen

§ 28 Wellenbrecher
§ 29 Abschrankung von Stehplätzen vor

Szenenflächen
§ 30 Einfriedungen und Eingänge

BETRIEBSVORSCHRIFTEN
Abschnitt 1
Rettungswege,
Besucherplätze

§ 31 Rettungswege, Flächen für die Feuerwehr
§ 32 Besucherplätze nach dem Bestuhlungs-

und Rettungswegeplan

Abschnitt 2
Brandverhütung

§ 33 Vorhänge, Sitze, Ausstattungen,
Requisiten und Ausschmückungen

§ 34 Aufbewahrung von Ausstattungen,
Requisiten, Ausschmückungen und
brennbarem Material

§ 35 Rauchen, Verwendung von offenem Feuer
und pyrotechnischen Gegenständen

Abschnitt 3
Betrieb technischer
Einrichtungen

§ 36 Bedienung und Wartung
der technischen Einrichtungen

§ 37 Laseranlagen

Abschnitt 4
Verantwortliche Personen, be-
sondere Betriebsvorschriften

§ 38 Pflichten der Betreiberinnen
oder Betreiber, Veranstalterinnen
oder Veranstalter und Beauftragten

TEIL IV

§ 39 Verantwortliche für
Veranstaltungstechnik

§ 40 Aufgaben und Pflichten der Verant-
wortlichen für Veranstaltungstechnik,
technische Probe

§ 41 Brandsicherheitswache, Sanitäts-
und -Rettungsdienst

§ 42 Brandschutzordnung, Räumungs-
konzept, Feuerwehrpläne

§ 43 Sicherheitskonzept, Ordnungsdienst

ZUSÄTZLICHE BAUVORLAGEN
§ 44 Zusätzliche Bauvorlagen, Bestuhlungs-

und Rettungswegeplan

§ 45 Gastspielprüfbuch

BESTEHENDE
VERSAMMLUNGSSTÄTTEN
§ 46 Anwendung der Vorschriften auf

bestehende Versammlungsstätten

SCHLUSSVORSCHRIFTEN
§ 47 Ordnungswidrigkeiten
§ 48 Übergangsvorschrift
§ 49 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

TEIL VII

TEIL VI

TEIL V

1) Notifiziert gemäß der Richtlinie (EU) 2015/1535
des Europäischen Parlaments und des Rates vom
9. September 2015 über ein Informationsverfahren
auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und
der Vorschriften für die Dienste der Informations-
gesellschaft (ABl. L 241 vom 17.9.2015, S. 1).



233

VStättVO

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

§ 1 Anwendungsbereich,
Anzahl der Besucherinnen
und Besucher

(1) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten
für den Bau und Betrieb von

1. Versammlungsstätten mit Versammlungs-
räumen, die einzeln mehr als 200 Besuche-
rinnen oder Besucher fassen. Sie gelten
auch für Versammlungsstätten mit mehre-
ren Versammlungsräumen, die insgesamt
mehr als 200 Besucherinnen oder Besucher
fassen, wenn diese Versammlungsräume
gemeinsame Rettungswege haben,

2. Versammlungsstätten im Freien mit Szenen-
flächen und Tribünen, die keine fliegenden
Bauten sind und insgesamt mehr als 1 000
Besucherinnen oder Besucher fassen,

3. Sportstadien und Freisportanlagen mit Tri-
bünen, die keine fliegenden Bauten sind,
und die jeweils insgesamt mehr als 5 000
Besucherinnen oder Besucher fassen.

(2) Soweit sich aus den Bauvorlagen nichts
anderes ergibt, ist die Anzahl der Besucherin-
nen und Besucher im Sinne dieser Verordnung
wie folgt zu ermitteln:

1. für Sitzplätze an Tischen:
ein Besucher je m² Grundfläche des Ver-
sammlungsraumes,

2. für Sitzplätze in Reihen:
zwei Besucher je m² Grundfläche des Ver-
sammlungsraumes,

3. für Stehplätze auf Stufenreihen:
zwei Besucher je laufendem Meter Stufen-
reihe,

4. bei Ausstellungsräumen:
ein Besucher je m² Grundfläche des Ver-
sammlungsraumes;

für sonstige Stehplätze sind mindestens zwei
Besucher je m² Grundfläche anzusetzen.

Für Besucherinnen und Besucher nicht zu-
gängliche Flächen werden in die Berechnung
nicht einbezogen. Für Versammlungsstätten
im Freien, für Freisportanlagen und für Sport-
stadien gelten Satz 1 Nummer 1 bis 3, Halb-
satz 2 und Satz 2 entsprechend.

TEIL I (3) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten
nicht für
1. Räume, die dem Gottesdienst gewidmet sind,
2. Unterrichtsräume in allgemein- und berufs-

bildenden Schulen,
3. Ausstellungsräume in Museen,
4. Fliegende Bauten.

(4) Soweit in dieser Verordnung nichts Abwei-
chendes geregelt ist, sind auf tragende und
aussteifende sowie auf raumabschließende
Bauteile die Anforderungen der Landesbau-
ordnung an diese Bauteile in Gebäuden der
Gebäudeklasse 5 anzuwenden. Die Erleich-
terungen des § 30 Absatz 3, § 31 Absatz 4
Satz 2 Nummer 1 und 2, § 36 Absatz 1 Satz 2
Nummer 2, § 39 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4,
§ 40 Absatz 1 Nummer 1 und 3 sowie des Ab-
satz 9 Nummer 1 und 3 der Landesbauord-
nung 2 sind nicht anzuwenden.

§ 2 Begriffe
(1) Versammlungsstätten sind bauliche Anla-
gen oder Teile baulicher Anlagen, die für die
gleichzeitige Anwesenheit vieler Menschen bei
Veranstaltungen, insbesondere erzieherischer,
wirtschaftlicher, geselliger, kultureller, künstle-
rischer, politischer, sportlicher oder unterhal-
tender Art, bestimmt sind, sowie Schank- und
Speisewirtschaften.

(2) Erdgeschossige Versammlungsstätten sind
Gebäude mit nur einem Geschoss ohne
Ränge oder Emporen, dessen Fußboden an
keiner Stelle mehr als 1 m unter der Gelände-
oberfläche liegt; dabei bleiben Geschosse
außer Betracht, die ausschließlich der Unter-
bringung technischer Anlagen und Einrichtun-
gen dienen.

(3) Versammlungsräume sind Räume für Ver-
anstaltungen oder für den Verzehr von Spei-
sen und Getränken. Hierzu gehören auch
Aulen und Foyers, Vortrags- und Hörsäle
sowie Studios.

(4) Szenenflächen sind Flächen für künstleri-
sche und andere Darbietungen; für Darbietun-
gen bestimmte Flächen unter 20 m2 gelten
nicht als Szenenflächen.

(5) In Versammlungsstätten mit einem Büh-
nenhaus ist
1. das Zuschauerhaus der Gebäudeteil, der

die Versammlungsräume und die mit ihnen
in baulichem Zusammenhang stehenden
Räume umfasst,
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2. das Bühnenhaus der Gebäudeteil, der die

Bühnen und die mit ihnen in baulichem Zu-
sammenhang stehenden Räume umfasst,

3. die Bühnenöffnung die Öffnung in der
Trennwand zwischen der Hauptbühne und
dem Versammlungsraum,

4. die Bühne der hinter der Bühnenöffnung lie-
gende Raum mit Szenenflächen; zur Bühne
zählen die Hauptbühne sowie die Hinter-
und Seitenbühnen einschließlich der jeweils
zugehörigen Ober- und Unterbühnen,

5. eine Großbühne eine Bühne

a) mit einer Szenenfläche hinter der Büh-
nenöffnung von mehr als 200 m²,

b) mit einer Oberbühne mit einer lichten
Höhe von mehr als 2,5 m über der Büh-
nenöffnung oder

c) mit einer Unterbühne,

6. die Unterbühne der begehbare Teil des
Bühnenraumes unter dem Bühnenboden,
der zur Unterbringung einer Untermaschine-
rie geeignet ist,

7. die Oberbühne der Teil des Bühnenraumes
über der Bühnenöffnung, der zur Unterbrin-
gung einer Obermaschinerie geeignet ist.

(6) Mehrzweckhallen sind überdachte Ver-
sammlungsstätten für verschiedene Veranstal-
tungsarten.

(7) Studios sind Produktionsstätten für Film,
Fernsehen und Hörfunk und mit Besucherplät-
zen.

(8) Foyers sind Empfangs- und Pausenräume
für Besucherinnen und Besucher.

(9) Ausstattungen sind Bestandteile von Büh-
nen- oder Szenenbildern. Hierzu gehören ins-
besondere Wand-, Fußboden- und Decken-
elemente, Bildwände, Treppen und sonstige
Bühnenbildteile.

(10) Requisiten sind bewegliche Einrichtungs-
gegenstände von Bühnen- oder Szenenbil-
dern. Hierzu gehören insbesondere Möbel,
Leuchten, Bilder und Geschirr.

(11) Ausschmückungen sind vorübergehend
eingebrachte Dekorationsgegenstände. Zu den
Ausschmückungen gehören insbesondere Dra-
pierungen, Girlanden, Fahnen und künstlicher
Pflanzenschmuck.

(12) Sportstadien sind Versammlungsstätten
mit Tribünen für Besucherinnen und Besucher
und mit nicht überdachten Sportflächen.

(13) Tribünen sind bauliche Anlagen mit anstei-
genden Steh- oder Sitzplatzreihen (Stufen-
reihen) für Besucherinnen und Besucher.

(14) Innenbereich ist die von Tribünen umge-
bene Fläche für Darbietungen.

ALLGEMEINE
BAUVORSCHRIFTEN

Abschnitt 1
Bauteile und Baustoffe

§ 3 Bauteile
(1) Tragende und aussteifende Bauteile, wie
Wände, Pfeiler, Stützen und Decken, müssen
feuerbeständig, in erdgeschossigen Versamm-
lungsstätten feuerhemmend sein. Satz 1 gilt
nicht für erdgeschossige Versammlungsstät-
ten mit automatischen Feuerlöschanlagen.

(2) Außenwände mehrgeschossiger Versamm-
lungsstätten müssen aus nichtbrennbaren
Baustoffen bestehen.

(3) Trennwände sind erforderlich zum Ab-
schluss von Versammlungsräumen und Büh-
nen. Diese Trennwände müssen feuerbestän-
dig, in erdgeschossigen Versammlungsstätten
mindestens feuerhemmend sein. In der Trenn-
wand zwischen der Bühne und dem Ver-
sammlungsraum ist eine Bühnenöffnung
zulässig.

(4) Werkstätten, Magazine und Lagerräume
sowie Räume unter Tribünen und Podien müs-
sen feuerbeständige Trennwände und Decken
haben.

(5) Der Fußboden von Szenenflächen muss fu-
gendicht sein. Betriebsbedingte Öffnungen
sind zulässig. Die Unterkonstruktion, mit Aus-
nahme der Lagerhölzer, muss aus nichtbrenn-
baren Baustoffen bestehen. Räume unter dem
Fußboden, die nicht zu einer Unterbühne
gehören, müssen feuerbeständige Wände und
Decken haben.

(6) Die Unterkonstruktion der Fußböden von
Tribünen und Podien, die veränderbare Ein-

TEIL II
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bauten in Versammlungsräumen sind, muss
aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen;
dies gilt nicht für Podien mit insgesamt nicht
mehr als 20 m² Fläche.

(7) Veränderbare Einbauten sind so auszubil-
den, dass sie in ihrer Standsicherheit nicht
durch dynamische Schwingungen gefährdet
werden können.

§ 4 Dächer
(1) Tragwerke von Dächern, die den oberen
Abschluss von Räumen der Versammlungs-
stätte bilden oder die von diesen Räumen
nicht durch feuerbeständige Bauteile getrennt
sind, müssen feuerhemmend sein. Tragwerke
von Dächern über Tribünen und Szenen-
flächen im Freien müssen mindestens feuer-
hemmend sein oder aus nichtbrennbaren
Baustoffen bestehen. Satz 1 gilt nicht für Ver-
sammlungsstätten mit automatischen Feuer-
löschanlagen.

(2) Bedachungen, ausgenommen Dachhaut
und Dampfsperre, müssen bei Dächern, die
den oberen Abschluss von Räumen der Ver-
sammlungsstätte bilden oder die von diesen
Räumen nicht durch feuerbeständige Bauteile
getrennt sind, aus nichtbrennbaren Baustoffen
hergestellt werden. Dies gilt nicht für Beda-
chungen über Versammlungsräumen mit nicht
mehr als 1.000 m² Grundfläche.

(3) Lichtdurchlässige Bedachungen über Ver-
sammlungsräumen müssen aus nichtbrenn-
baren Baustoffen bestehen. Bei Versamm-
lungsräumen mit automatischen Feuer-
löschanlagen genügen schwerentflammbare
Baustoffe, die nicht brennend abtropfen
können.

§ 5 Dämmstoffe, Unterdecken,
Bekleidungen und
Bodenbeläge

(1) Dämmstoffe müssen aus nichtbrennbaren
Baustoffen bestehen.

(2) Bekleidungen an Wänden in Versamm-
lungsräumen müssen aus mindestens schwe-
rentflammbaren Baustoffen bestehen. In Ver-
sammlungsräumen mit nicht mehr als 1.000
m² Grundfläche genügen geschlossene, nicht
hinterlüftete Holzbekleidungen.

(3) Unterdecken und Bekleidungen an Decken
in Versammlungsräumen müssen aus nicht-
brennbaren Baustoffen bestehen. In Versamm-
lungsräumen mit nicht mehr als 1.000 m²
Grundfläche genügen Bekleidungen aus min-
destens schwerentflammbaren Baustoffen
oder geschlossene, nicht hinterlüftete Holzbe-
kleidungen.

(4) In Foyers, durch die Rettungswege aus an-
deren Versammlungsräumen führen, in not-
wendigen Treppenräumen, Räumen zwischen
notwendigen Treppenräumen und Ausgängen
ins Freie sowie notwendigen Fluren müssen
Unterdecken und Bekleidungen aus nicht-
brennbaren Baustoffen bestehen.

(5) Unterdecken und Bekleidungen, die minde-
stens schwerentflammbar sein müssen, dürfen
nicht brennend abtropfen.

(6) Unterkonstruktionen, Halterungen und Be-
festigungen von Unterdecken und Bekleidun-
gen nach den Absätzen 2 bis 4 müssen aus
nichtbrennbaren Baustoffen bestehen; dies gilt
nicht für Versammlungsräume mit nicht mehr
als 100 m² Grundfläche. In den Hohlräumen hin-
ter Unterdecken und Bekleidungen aus brenn-
baren Baustoffen dürfen Kabel und Leitungen
nur in Installationsschächten oder Installati-
onskanälen aus nichtbrennbaren Baustoffen
verlegt werden.

(7) In notwendigen Treppenräumen, Räumen
zwischen notwendigen Treppenräumen und
Ausgängen ins Freie müssen Bodenbeläge
nichtbrennbar sein. In notwendigen Fluren
sowie in Foyers, durch die Rettungswege aus
anderen Versammlungsräumen führen, müs-
sen Bodenbeläge mindestens schwerent-
flammbar sein.

Abschnitt 2
Rettungswege

§ 6 Führung der Rettungswege
(1) Rettungswege müssen ins Freie zu öffent-
lichen Verkehrsflächen führen. Zu den Ret-
tungswegen von Versammlungsstätten ge-
hören insbesondere die frei zu haltenden
Gänge und Stufengänge, die Ausgänge aus
Versammlungsräumen, die notwendigen Flure
und notwendigen Treppen, die Ausgänge
ins Freie, die als Rettungsweg dienenden
Balkone, Dachterrassen und Außentreppen
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sowie die Rettungswege im Freien auf dem
Grundstück.

(2) Versammlungsstätten müssen in jedem
Geschoss mit Aufenthaltsräumen mindestens
zwei voneinander unabhängige bauliche Ret-
tungswege haben; dies gilt für Tribünen ent-
sprechend. Die Führung beider Rettungswege
innerhalb eines Geschosses durch einen ge-
meinsamen notwendigen Flur ist zulässig. Ret-
tungswege dürfen über Balkone, Dachterras-
sen und Außentreppen auf das Grundstück
führen, wenn sie im Brandfall sicher begehbar
sind.

(3) Rettungswege dürfen über Gänge und
Treppen durch Foyers oder Hallen zu Ausgän-
gen ins Freie geführt werden, soweit minde-
stens ein weiterer von dem Foyer oder der
Halle unabhängiger baulicher Rettungsweg
vorhanden ist. Foyers oder Hallen dürfen nicht
als Raum zwischen notwendigen Treppen-
räumen und Ausgängen ins Freie im Sinn des
§ 35 Absatz 3 Satz 2 der Landesbauordnung
dienen.

(4) Versammlungsstätten müssen für Ge-
schosse mit jeweils mehr als 800 Besucher-
plätzen nur diesen Geschossen zugeordnete
Rettungswege haben.

(5) Versammlungsräume und sonstige Aufent-
haltsräume, die für mehr als 100 Besucherin-
nen oder Besucher bestimmt sind oder mehr
als 100 m² Grundfläche haben, müssen je-
weils mindestens zwei möglichst weit ausein-
ander und entgegengesetzt liegende Aus-
gänge ins Freie oder zu Rettungswegen
haben. Die nach § 7 Absatz 4 Satz 1 ermittelte
Breite ist möglichst gleichmäßig auf die Aus-
gänge zu verteilen; die Mindestbreiten nach
§ 7 Absatz 4 Satz 3 und 4 bleiben unberührt.

(6) Ausgänge und sonstige Rettungswege
müssen durch Sicherheitszeichen dauerhaft
und gut sichbar gekennzeichnet sein.

§ 7 Bemessung der
Rettungswege

(1) Die Entfernung von jedem Besucherplatz
bis zum nächsten Ausgang aus dem Ver-
sammlungsraum darf nicht länger als 30 m
sein. Bei mehr als 5 m lichter Höhe ist je 2,5 m
zusätzlicher lichter Höhe über der für Besu-
cherinnen und Besucher zugänglichen Ebene
für diesen Bereich eine Verlängerung der Ent-

fernung um 5 m zulässig. Die Entfernung von
60 m bis zum nächsten Ausgang darf nicht
überschritten werden. Die Sätze 1 bis 3 gelten
für Tribünen außerhalb von Versammlungsräu-
men sinngemäß.

(2) Die Entfernung von jeder Stelle einer Bühne
bis zum nächsten Ausgang darf nicht länger
als 30 m sein. Gänge zwischen den Wänden
der Bühne und dem Rundhorizont oder den
Dekorationen müssen eine lichte Breite von
1,20 m haben; in Großbühnen müssen diese
Gänge vorhanden sein.

(3) Die Entfernung von jeder Stelle eines not-
wendigen Flures oder eines Foyers bis zum
Ausgang ins Freie oder zu einem notwendigen
Treppenraum darf nicht länger als 30 m sein.

(4) Die Breite der Rettungswege ist nach der
größtmöglichen Personenzahl zu bemessen.
Dabei muss die lichte Breite eines jeden Teils
von Rettungswegen für die darauf angewiese-
nen Personen mindestens betragen bei

1. Versammlungsstätten im Freien sowie
Sportstadien und Freisportanlagen

1,20 m je 600 Personen,

2. anderen Versammlungsstätten
1,20 m je 200 Personen;

Zwischenwerte sind zulässig. Die lichte Min-
destbreite eines jeden Teils von Rettungswe-
gen muss 1,20 m betragen. Bei Rettungswe-
gen von Versammlungsräumen mit nicht mehr
als 200 Besucherplätzen und bei Rettungswe-
gen im Bühnenhaus genügt eine lichte Breite
von 0,90 m. Für Rettungswege von Arbeitsga-
lerien genügt eine Breite von 0,80 m.

(5) Ausstellungshallen müssen durch Gänge
so unterteilt sein, dass die Tiefe der zur Auf-
stellung von Ausstellungsständen bestimmten
Grundflächen (Ausstellungsflächen) nicht mehr
als 30 m beträgt. Die Entfernung von jeder
Stelle auf einer Ausstellungsfläche bis zu
einem Gang darf nicht mehr als 20 m betra-
gen; sie wird auf die nach Absatz 1 bemes-
sene Entfernung nicht angerechnet. Die
Gänge müssen auf möglichst geradem Weg
zu entgegengesetzt liegenden Ausgängen
führen. Die lichte Breite der Gänge und der zu-
gehörigen Ausgänge muss mindestens 3 m
betragen.

(6) Die Entfernungen werden. in der Lauflinie
gemessen.
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§ 8 Treppen
(1) Die Führung der jeweils anderen Geschos-
sen zugeordneten notwendigen Treppen in
einem gemeinsamen notwendigen Treppen-
raum (Schachteltreppen) ist zulässig.

(2) Notwendige Treppen müssen feuerbestän-
dig sein. Für notwendige Treppen in notwendi-
gen Treppenräumen oder als Außentreppen
genügen nichtbrennbare Baustoffe. Für not-
wendige Treppen von Tribünen und Podien als
veränderbare Einbauten genügen Bauteile aus
nichtbrennbaren Baustoffen und Stufen aus
Holz. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für notwen-
dige Treppen von Ausstellungsständen.

(3) Die lichte Breite notwendiger Treppen darf
nicht mehr als 2,40 m betragen.

(4) Notwendige Treppen und dem allgemeinen
Besucherverkehr dienende Treppen müssen
auf beiden Seiten feste und griffsichere Hand-
läufe ohne freie Enden haben. Die Handläufe
sind über Treppenabsätze fortzuführen.

(5) Notwendige Treppen und dem allgemeinen
Besucherverkehr dienende Treppen müssen
geschlossene Trittstufen haben; dies gilt nicht
für Außentreppen.

(6) Wendeltreppen sind als notwendige Trep-
pen für Besucherinnn und Besucher unzuläs-
sig.

§ 9 Türen und Tore
(1) Türen und Tore in raumabschließenden In-
nenwänden, die feuerbeständig sein müssen,
sowie in inneren Brandwänden müssen min-
destens feuerhemmend, rauchdicht und selbst-
schließend sein.

(2) Türen und Tore in raumabschließenden In-
nenwänden, die feuerhemmend sein müssen,
müssen mindestens rauchdicht und selbst-
schließend sein.

(3) Türen in Rettungswegen müssen in Flucht-
richtung aufschlagen und dürfen keine Schwel-
len haben. Während des Aufenthaltes von Per-
sonen in der Versammlungsstätte müssen die
Türen der jeweiligen Rettungswege jederzeit
von innen leicht und in voller Breite geöffnet
werden können.

(4) Schiebetüren sind im Zuge von Rettungs-
wegen unzulässig; dies gilt nicht für autom-
atische Schiebetüren, die die Rettungswege

nicht beeinträchtigen. Pendeltüren müssen in
Rettungswegen Vorrichtungen haben, die ein
Durchpendeln der Türen verhindern.

(5) Türen, die selbstschließend sein müssen,
dürfen offen gehalten werden, wenn sie Ein-
richtungen haben, die bei Raucheinwirkung
ein selbsttätiges Schließen der Türen bewir-
ken; sie müssen auch von Hand geschlossen
werden können.

(6) Mechanische Vorrichtungen zur Vereinze-
lung oder Zählung von Besucherinnen und Be-
suchern, wie Drehtüren oder -kreuze, sind in
Rettungswegen unzulässig; dies gilt nicht für
mechanische Vorrichtungen, die im Gefahren-
fall von innen leicht und in voller Breite geöffnet
werden können.

Abschnitt 3
Besucherplätze und Einrichtungen
für Besucherinnen und Besucher

§ 10 Bestuhlung, Gänge
und Stufengänge

(1) In Reihen angeordnete Sitzplätze müssen
unverrückbar befestigt sein; werden nur vorü-
bergehend Stühle aufgestellt, so sind sie in
den einzelnen Reihen fest miteinander zu ver-
binden. Satz 1 gilt nicht für Gaststätten und
Kantinen sowie für abgegrenzte Bereiche von
Versammlungsräumen mit nicht mehr als 20
Sitzplätzen und ohne Stufen, wie Logen.

(2) Die Sitzplatzbereiche der Tribünen von Ver-
sammlungsstätten mit mehr als 5 000 Besu-
cherplätzen müssen unverrückbar befestigte
Einzelsitze haben.

(3) Sitzplätze müssen mindestens 0,50 m breit
sein. Zwischen den Sitzplatzreihen muss eine
lichte Durchgangsbreite von mindestens 0,40 m
vorhanden sein.

(4) Sitzplätze müssen in Blöcken von höch-
stens 30 Sitzplatzreihen angeordnet sein. Hin-
ter und zwischen den Blöcken müssen Gänge
mit einer Mindestbreite von 1,20 m vorhanden
sein. Die Gänge müssen auf möglichst kurzem
Weg zum Ausgang führen.

(5) Seitlich eines Ganges dürfen höchstens
zehn Sitzplätze, bei Versammlungsstätten im
Freien, bei Sportstadien und Freisportanlagen
höchstens 20 Sitzplätze angeordnet sein. Zwi-
schen zwei Seitengängen dürfen 20 Sitz-
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plätze, bei Versammlungsstätten im Freien, bei
Sportstadien und Freisportanlagen höchstens
40 Sitzplätze angeordnet sein. In Versamm-
lungsräumen dürfen zwischen zwei Seitengän-
gen höchstens 50 Sitzplätze angeordnet sein,
wenn auf jeder Seite des Versammlungsrau-
mes für jeweils vier Sitzreihen eine Tür mit
einer lichten Breite von 1,20 m angeordnet ist.

(6) Von jedem Tischplatz darf der Weg zu
einem Gang nicht länger als 10 m sein. Der
Abstand von Tisch zu Tisch soll 1,50 m nicht
unterschreiten.

(7) In Versammlungsräumen mit Reihenbe-
stuhlung müssen

1. von bis zu 5 000 vorhandenen Besucher-
plätzen mindestens 1,0 v. H. und

2. von darüber hinaus vorhandenen Besucher-
plätzen mindestens 0,5 v. H.,

mindestens jedoch zwei Plätze als Flächen für
Rollstuhlbenutzerinnen oder Rollstuhlbenutzer
frei gehalten werden.

Die Plätze und die Wege zu ihnen sind durch
Hinweisschilder gut sichtbar zu kennzeichnen.
Für Versammlungsstätten im Freien, Freisport-
anlagen und Sportstadien gelten Satz 1 und 2
entsprechend. Den Plätzen für Rollstuhlbenut-
zerinnen und -benutzer sind Besucherplätze
für Begleitpersonen zuzuordnen.

(8) Stufen in Gängen (Stufengänge) müssen
eine Steigung von mindestens 0,10 m und
höchstens 0,19 m und einen Auftritt von min-
destens 0,26 m haben. Der Fußboden des
Durchganges zwischen Sitzplatzreihen und
der Fußboden von Stehplatzreihen muss mit
dem anschließenden Auftritt des Stufengan-
ges auf einer Höhe liegen. Stufengänge in
Mehrzweckhallen mit mehr als 5 000 Besu-
cherplätzen, in Sportstadien und Freisportan-
lagen müssen sich durch farbliche Kennzeich-
nung von den umgeben. en Flächen deutlich
abheben.

§ 11 Abschrankungen und
Schutzvorrichtungen

(1) Flächen, die im Allgemeinen zum Begehen
bestimmt sind und unmittelbar an tiefer lie-
gende Flächen angrenzen, sind mit Abschran-
kungen zu umwehren, soweit sie nicht durch
Stufengänge oder Rampen mit der tiefer lie-
genden Fläche verbunden sind. Satz 1 ist nicht
anzuwenden

1. für die den Besucherinnen und Besuchern
zugewandten Seiten von Bühnen und Sze-
nenflächen,

2. vor Stufenreihen, wenn die Stufenreihe nicht
mehr als 0,50 m über dem Fußboden der
davor liegenden Stufenreihe oder des Ver-
sammlungsraumes liegt, oder

3. vor Stufenreihen, wenn die Rückenlehnen
der Sitzplätze der davorliegenden Stufen-
reihe den Fußboden der hinteren Stufen-
reihe um mindestens 0,65 m überragen.

(2) Abschrankungen, wie Umwehrungen, Ge-
länder, Wellenbrecher, Zäune, Absperrgitter
oder Glaswände, müssen mindestens 1,10 m
hoch sein. Umwehrungen und Geländer von
Flächen, auf denen mit der Anwesenheit von
Kleinkindern zu rechnen ist, sind so zu gestal-
ten, dass ein Überklettern erschwert wird; der
Abstand von Umwehrungs- und Geländer-
teilen darf in einer Richtung nicht mehr als
0,12 m betragen.

(3) Vor Sitzplatzreihen genügen Umwehrungen
von 0,90 m Höhe; bei mindestens 0,20 m
Brüstungsbreite der Umwehrung genügen
0,80 m; bei mindestens 0,50 m Brüstungs-
breite genügen 0,70 m. Liegt die Stufenreihe
nicht mehr als 1 m über dem Fußboden der
davorliegenden Stufenreihe oder des Ver-
sammlungsraumes, genügen vor Sitzplatzrei-
hen 0,65 m.

(4) Abschrankungen in den für Besucherinnen
und Besucher zugänglichen Bereichen müs-
sen so bemessen sein, dass sie dem Druck
einer Personengruppe standhalten.

(5) Die Fußböden und Stufen von Tribünen,
Podien, Bühnen oder Szenenflächen dürfen
keine Öffnungen haben, durch die Personen
abstürzen können.

(6) Spielfelder, Manegen, Fahrbahnen für den
Rennsport und Reitbahnen müssen durch Ab-
schrankungen, Netze oder andere Vorrichtun-
gen so gesichert sein, dass Besucherinnen
und Besucher durch die Darbietung oder den
Betrieb des Spielfeldes, der Manege oder der
Bahn nicht gefährdet werden. Für Darbietun-
gen und für den Betrieb technischer Einrich-
tungen im Luftraum über den Besucherplätzen
gilt Satz 1 entsprechend.

(7) Werden Besucherplätze im Innenbereich
von Fahrbahnen angeordnet, so muss der In-
nenbereich ohne Betreten der Fahrbahnen er-
reicht werden können.
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§ 12 Toilettenräume
(1) Versammlungsstätten müssen getrennte
Toilettenräume für Damen und Herren haben.
Toiletten sollen in jedem Geschoss mit Besu-
cherplätzen angeordnet werden. Es sollen min-
destens vorhanden sein für:

Besucher- Damen Herren Urinal
plätze Toiletten Toiletten becken

bis 100 3 1 2

über 100
je weitere 100

1,2 0,4 0,8

über 1 000
je weitere 100

0,9 0,3 0,6

über 20 000
je weitere 100

0,6 0,2 0,4

Die ermittelten Zahlen sind auf ganze Zahlen
aufzurunden. Soweit die Aufteilung der Toilet-
tenräume nach Satz 2 nach der Art der Veran-
staltung nicht zweckmäßig ist, kann für die
Dauer der Veranstaltung eine andere Auf-
teilung erfolgen, wenn die Toilettenräume ent-
sprechend gekennzeichnet werden. Auf dem
Gelände der Versammlungsstätte oder in der
Nähe vorhandene Toiletten können angerech-
net werden, wenn sie für die Besucherinnen
und Besucher der Versammlungsstätte zu-
gänglich sind.

(2) Mindestens eine je 12 der nach Absatz 1
erforderlichen Toiletten muss barrierefrei sein.
Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Jeder Toilettenraum muss einen Vorraum
mit Waschbecken haben.

§ 13 Barrierefreie Stellplätze
Die Zahl der notwendigen barrierefreien Stell-
plätze muss bei Versammlungsräumen

1. mit bis zu 5 000 vorhandenen Besucher-
plätzen mindestens 0,5 v. H. und

2. mit darüber hinaus vorhandenen Besucher-
plätzen mindestens 0,25 v. H.,

mindestens jedoch einem barrierefreien Stell-
platz entsprechen. Auf diese Stellplätze ist
dauerhaft und leicht erkennbar hinzuweisen.
Für Versammlungsstätten im Freien, Freisport-
anlagen und Sportstadien gelten Satz 1 und 2
entsprechend.

Abschnitt 4
Technische Anlagen und
Einrichtungen, besondere Räume

§ 14 Sicherheitsstrom-
versorgungsanlagen,
elektrische Anlagen und
Blitzschutzanlagen

(1) Versammlungsstätten müssen eine Sicher-
heitsstromversorgungsanlage haben, die bei
Ausfall der Stromversorgung den Betrieb der
sicherheitstechnischen Anlagen und Einrich-
tungen übernimmt, insbesondere der

1. Sicherheitsbeleuchtung,

2. automatischen Feuerlöschanlagen und
Druckerhöhungsanlagen für die
Löschwasserversorgung,

3. Rauchabzugsanlagen,

4. Brandmeldeanlagen,

5. Alarmierungsanlagen.

(2) In Versammlungsstätten für verschiedene
Veranstaltungsarten, wie Mehrzweckhallen,
Theater und Studios, sind für die vorüberge-
hende Verlegung beweglicher Kabel und Lei-
tungen bauliche Vorkehrungen, wie Installati-
onsschächte und -kanäle oder Abschottun-
gen, zu treffen, die die Ausbreitung von Feuer
und Rauch verhindern und die sichere Begeh-
barkeit, insbesondere der Rettungswege, ge-
währleisten.

(3) Elektrische Schaltanlagen dürfen für Besu-
cherinnen und Besucher nicht zugänglich sein.

(4) Versammlungsstätten müssen Blitzschutz-
anlagen haben, die auch die sicherheitstech-
nischen Einrichtungen sch. tzen (äußerer und
innerer Blitzschutz).

§ 15 Sicherheitsbeleuchtung
(1) In Versammlungsstätten muss eine Sicher-
heitsbeleuchtung vorhanden sein, die so be-
schaffen ist, dass Arbeitsvorgänge auf Bühnen
und Szenenflächen sicher abgeschlossen wer-
den können und sich Besucherinnen und Be-
sucher, Mitwirkende und Betriebsangehörige
auch bei vollständigem Versagen der allgemei-
nen Beleuchtung bis zu öffentlichen Verkehrs-
flächen hin gut zurechtfinden können.
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(2) Eine Sicherheitsbeleuchtung muss vorhan-
den sein
1. in notwendigen Treppenräumen, in Räumen

zwischen notwendigen Treppenräumen und
Ausgängen ins Freie und in notwendigen
Fluren,

2. in Versammlungsräumen sowie in allen übri-
gen Räumen für Besucherinnen und Besu-
cher (z. B. Foyers, Garderoben, Toiletten),

3. für Bühnen und Szenenflächen,
4. in den Räumen für Mitwirkende und Be-

schäftigte mit mehr als 20 m² Grundfläche,
ausgenommen Büroräume,

5. in elektrischen Betriebsräumen, in Räumen
für haustechnische Anlagen sowie in
Scheinwerfer- und Bildwerferräumen,

6. in Versammlungsstätten im Freien, in Sport-
stadien und Freisportanlagen, die während
der Dunkelheit benutzt werden,

7. für Sicherheitszeichen von Ausgängen und
Rettungswegen,

8. für Stufenbeleuchtungen.

(3) In betriebsmäßig verdunkelten Versamm-
lungsräumen, auf Bühnen und Szenenflächen
muss eine Sicherheitsbeleuchtung in Bereit-
schaftsschaltung vorhanden sein. Die Aus-
gänge, Gänge und Stufen im Versammlungs-
raum müssen auch bei Verdunklung unabhän-
gig von der übrigen Sicherheitsbeleuchtung
erkennbar sein. Bei Gängen in Versammlungs-
räumen mit auswechselbarer Bestuhlung
sowie bei Sportstadien und Freisportanlagen
mit Sicherheitsbeleuchtung ist eine Stufenbe-
leuchtung nicht erforderlich.

§ 16 Rauchableitung
(1) Versammlungsräume und sonstige Aufent-
haltsräume mit jeweils mehr als 50 m² Grund-
fläche sowie Magazine, Lagerräume und Sze-
nenflächen mit jeweils mehr als 200 m² Grund-
fläche, Bühnen und notwendige Treppen-
räume müssen zur Unterstützung der Brand-
bekämpfung entraucht werden können.

(2) Die Anforderung des Absatzes 1 ist insbe-
sondere erfüllt bei
1. Versammlungsräumen und sonstigen Auf-

enthaltsräumen bis 200 m2 Grundfläche,
wenn diese Räume Fenster nach § 45 Ab-
satz 2 der Landesbauordnung haben,

2. Versammlungsräumen, sonstigen Aufent-
haltsräumen, Magazinen und Lagerräumen

mit nicht mehr als 1.000 m² Grundfläche,
wenn diese Räume entweder an der ober-
sten Stelle Öffnungen zur Rauchableitung
mit einem freien Querschnitt von insgesamt
1 v. H. der Grundfläche oder im oberen Drit-
tel der Außenwände angeordnete Öffnun-
gen, Türen oder Fenster mit einem freien
Querschnitt von insgesamt 2 v. H. der
Grundfläche haben und Zuluftflächen in ins-
gesamt gleicher Größe, jedoch mit nicht
mehr als 12 m² freiem Querschnitt, vorhan-
den sind, die im unteren Raumdrittel ange-
ordnet werden sollen,

3. Versammlungsräumen, sonstigen Aufent-
haltsräumen, Magazinen und Lagerräumen
mit mehr als 1.000 m² Grundfläche, wenn
diese Räume Rauchabzugsanlagen haben,
bei denen je höchstens 400 m² der Grund-
fläche mindestens ein Rauchabzugsgerät
mit mindestens 1,5 m² aerodynamisch wirk-
samer Fläche im oberen Raumdrittel ange-
ordnet wird, je höchstens 1.600 m² Grund-
fläche mindestens eine Auslösegruppe für
die Rauchabzugsgeräte gebildet wird und
Zuluftflächen im unteren Raumdrittel von
insgesamt mindestens 12 m² freiem Quer-
schnitt vorhanden sind,

4. Bühnen gemäß § 2 Absatz 5 sowie Szenen-
flächen, wenn an der obersten Stelle des
Bühnenraumes oder des Raumes oberhalb
der Szenenfläche Öffnungen zur Rauch-
ableitung mit einem freien Querschnitt
von insgesamt mindestens 5 v. H., bei den
Szenenflächen von insgesamt mindestens
3 v. H. ihrer Grundfläche angeordnet wer-
den. Zuluftflächen müssen in insgesamt
gleicher Größe im unteren Raumdrittel der
Bühnen oder der Räume mit Szenenflächen
vorhanden sein; bei Bühnenräumen mit
Schutzvorhang müssen die Zuluftflächen so
angeordnet sein, dass sie auch bei ge-
schlossenem Schutzvorhang im Bühnenbe-
reich wirksam sind.

(3) Die Anforderung des Absatzes 1 ist insbe-
sondere auch erfüllt, wenn in den Fällen des
Absatzes 2 Nummern 1 bis 3 maschinelle
Rauchabzugsanlagen vorhanden sind, bei
denen je höchstens 400 m² der Grundfläche
der Räume mindestens ein Rauchabzugsgerät
oder eine Absaugstelle mit einem Luftvolu-
menstrom von 10.000 m3/h im oberen Raum-
drittel angeordnet wird. Bei Räumen mit mehr
als 1.600 m² Grundfläche genügt
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1. zu dem Luftvolumenstrom von 40.000 m³/h

für die Grundfläche von 1.600 m² ein zu-
sätzlicher Luftvolumenstrom von 5.000 m³/h
je angefangene weitere 400 m² Grund-
fläche; der sich ergebende Gesamtvolu-
menstrom je Raum ist gleichmäßig auf die
nach Satz 1 anzuordnenden Absaugstellen
oder Rauchabzugsgeräte zu verteilen, oder

2. ein Luftvolumenstrom von mindestens
40.000 m³/h je Raum, wenn sichergestellt
ist, dass dieser Luftvolumenstrom im Be-
reich der Brandstelle auf einer Grundflä-
che von höchstens 1.600 m² von den nach
Satz 1 anzuordnenden Absaugstellen oder
Rauchabzugsgeräten gleichmäßig gefördert
werden kann.

Die Zuluftflächen müssen im unteren Raum-
drittel in solcher Größe und so angeordnet
werden, dass eine maximale Strömungsge-
schwindigkeit von 3 m/s nicht überschritten
wird. Anstelle der Öffnungen zur Rauchablei-
tung nach Absatz 2 Nummer 4 können ma-
schinelle Rauchabzugsanlagen verwendet wer-
den, wenn sie bezüglich des Schutzziels nach
Absatz 1 ausreichend bemessen sind.

(4) Die Anforderung des Absatzes 1 ist auch er-
füllt bei Versammlungsräumen, sonstigen Auf-
enthaltsräumen, Magazinen und Lagerräumen
nach Absatz 2 Nummern 1 bis 3 mit Sprinkler-
anlagen, wenn in diesen Räumen vorhandene
Lüftungsanlagen automatisch bei Auslösen der
Brandmeldeanlage, soweit diese nach § 20
Absatz 1 erforderlich ist, im Übrigen bei Aus-
lösen der Sprinkleranlage so betrieben werden,
dass sie nur entlüften und die ermittelten Luft-
volumenströme nach Absatz 3 Satz 1 und 2
Nummer 1 einschließlich Zuluft erreicht wer-
den, soweit es die Zweckbestimmung der Ab-
sperrvorrichtungen gegen Brandübertragung
zulässt; in Leitungen zum Zweck der Entlüf-
tung dürfen Absperrvorrichtungen nur thermi-
sche Auslöser haben.

(5) Die Anforderung des Absatzes 1 ist erfüllt
bei

1. notwendigen Treppenräumen mit Fenstern
gemäß § 35 Absatz 8 Satz 2 Nummer 1 der
Landesbauordnung, wenn diese Treppen-
räume an der obersten Stelle eine Öffnung
zur Rauchableitung mit einem freien Quer-
schnitt von mindestens 1,0 m² haben,

2. notwendigen Treppenräumen gemäß § 35
Absatz 8 Satz 2 Nummer 2 der Landesbau-

ordnung, wenn diese Treppenräume Rauch-
abzugsgeräte mit insgesamt mindestens
1,0 m² aerodynamisch wirksamer Fläche
haben, die im oder unmittelbar unter dem
oberen Treppenraumabschluss angeordnet
werden.

(6) Anstelle von Öffnungen zur Rauchableitung
nach Absatz 2 Nummern 2 und 4 und Absatz 5
Nummer 1 sowie Rauchabzugsgeräten nach
Absatz 5 Nummer 2 ist die Rauchableitung
über Schächte mit strömungstechnisch äqui-
valenten Querschnitten zulässig, wenn die
Wände der Schächte raumabschließend und
so feuerwiderstandsfähig wie die durchdrun-
genen Bauteile, mindestens jedoch feuerhem-
mend sowie aus nichtbrennbaren Baustoffen
sind.

(7) Türen oder Fenster nach Absatz 2 Num-
mer 2, mit Abschlüssen versehene Öffnungen
zur Rauchableitung nach Absatz 2 Nummern
2 und 4 und Absatz 5 Nummer 1 und Rauch-
abzugsgeräte nach Absatz 5 Nummer 2 müs-
sen Vorrichtungen zum Öffnen haben, die von
jederzeit zugänglichen Stellen aus leicht von
Hand bedient werden können; sie können
auch an einer jederzeit zugänglichen Stelle zu-
sammengeführt werden. In notwendigen Trep-
penräumen müssen die Vorrichtungen von
jedem Geschoss aus bedient werden können.
Geschlossene Öffnungen, die als Zuluftflächen
dienen, müssen leicht geöffnet werden kön-
nen.

(8) Rauchabzugsanlagen müssen automatisch
auslösen und von Hand von einer jederzeit zu-
gänglichen Stelle ausgelöst werden können.

(9) Manuelle Bedienungs- und Auslösestellen
nach den Absätzen 7 und 8 sind mit einem
Hinweisschild mit der Bezeichnung „RAUCH-
ABZUG“ und der Angabe des jeweiligen
Raumes zu versehen. An den Stellen muss die
Betriebsstellung der jeweiligen Anlage sowie
der Fenster, Türen, Abschlüsse und Rauchab-
zugsgeräte erkennbar sein.

(10) Maschinelle Rauchabzugsanlagen sind für
eine Betriebszeit von 30 Minuten bei einer
Rauchgastemperatur von 600° C auszulegen.
Die Auslegung kann mit einer Rauchgastem-
peratur von 300° C erfolgen, wenn der Luftvo-
lumenstrom des Raumes mindestens 40.000
m³/h beträgt. Die Zuluftzuführung muss durch
automatische Ansteuerung und spätestens
gleichzeitig mit Inbetriebnahme der Anlage er-
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folgen. Maschinelle Lüftungsanlagen können
als maschinelle Rauchabzugsanlagen betrie-
ben werden, wenn sie die an diese gestellten
Anforderungen erfüllen.

(11) Die Abschlüsse der Öffnungen zur Rauch-
ableitung von Bühnen mit Schutzvorhang
müssen bei einem Überdruck von 350 Pa
selbsttätig öffnen; eine automatische Auslö-
sung durch geeignete Temperaturmelder ist
zulässig.

§ 17 Heizungs- und
Lüftungsanlagen

(1) Heizungsanlagen in Versammlungsstätten
müssen dauerhaft fest eingebaut sein. Sie
müssen so angeordnet sein, dass ausrei-
chende Abstände zu Personen, brennbaren
Bauprodukten und brennbarem Material ein-
gehalten werden und keine Beeinträchtigun-
gen durch Abgase entstehen.

(2) Versammlungsräume und sonstige Aufent-
haltsräume mit mehr als 200 m² Grundfläche
müssen Lüftungsanlagen haben.

§ 18 Stände und Arbeitsgalerien
für Licht-, Ton-, Bild- und
Regieanlagen

(1) Stände und Arbeitsgalerien für den Betrieb
von Licht-, Ton-, Bild- und Regieanlagen, wie
Schnürböden, Beleuchtungstürme oder Ar-
beitsbrücken, müssen aus nichtbrennbaren
Baustoffen bestehen. Der Abstand zwischen
Arbeitsgalerien und Raumdecken muss min-
destens 2 m betragen.

(2) Von Arbeitsgalerien müssen mindestens
zwei Rettungswege erreichbar sein. Jede Ar-
beitsgalerie einer Hauptbühne muss auf bei-
den Seiten der Hauptbühne einen Ausgang zu
Rettungswegen außerhalb des Bühnenraumes
haben.

(3) Öffnungen in Arbeitsgalerien müssen so
gesichert sein, dass Personen oder Gegen-
stände nicht herabfallen können.

§ 19 Feuerlöscheinrichtungen
und -anlagen

(1) Versammlungsräume, Bühnen, Foyers,
Werkstätten, Magazine, Lagerräume und not-
wendige Flure sind mit geeigneten Feuer-

löschern in ausreichender Zahl auszustatten.
Die Feuerlöscher sind gut sichtbar und leicht
zugänglich anzubringen.

(2) In Versammlungsstätten mit Versamm-
lungsräumen von insgesamt mehr als 1.000 m²
Grundfläche müssen Wandhydranten für die
Feuerwehr (Typ F) in ausreichender Zahl gut
sichtbar und leicht zugänglich an geeigneten
Stellen angebracht sein. Im Einvernehmen mit
der für den Brandschutz zuständigen Dienst-
stelle kann auf Wandhydranten verzichtet oder
können anstelle von Wandhydranten trockene
Löschwasserleitungen zugelassen werden.

(3) Versammlungsstätten mit Versammlungs-
räumen von insgesamt mehr als 3.600 m²
Grundfläche müssen eine automatische
Feuerlöschanlage haben; dies gilt nicht für
Versammlungsstätten, deren Versammlungs-
räume jeweils nicht mehr als 400 m² Grund-
fläche haben.

(4) Versammlungsräume, bei denen eine Fuß-
bodenebene höher als 22 m über der Gelän-
deoberfläche liegt, sind nur in Gebäuden mit
automatischer Feuerlöschanlage zulässig.

(5) Versammlungsräume in Kellergeschossen
müssen eine automatische Feuerlöschanlage
haben. Dies gilt nicht für Versammlungsräume
mit nicht mehr als 200 m², deren Fußboden an
keiner Stelle mehr als 5 m unter der Gelände-
oberfläche liegt.

(6) In Versammlungsräumen müssen offene
Küchen oder ähnliche Einrichtungen mit einer
Grundfläche von mehr als 30 m2 eine dafür ge-
eignete automatische Feuerlöschanlage haben.

(7) Die Wirkung automatischer Feuerlöschan-
lagen darf durch überdeckte oder mehrge-
schossige Ausstellungs- oder Dienstleistungs-
stände nicht beeinträchtigt werden.

(8) Automatische Feuerlöschanlagen müssen
an eine Brandmelderzentrale angeschlossen
sein.

§ 20 Brandmelde- und
Alarmierungsanlagen,
Brandmelder- und Alarm-
zentrale, Brandfallsteue-
rung der Aufzüge

(1) Versammlungsstätten mit Versammlungs-
räumen von insgesamt mehr als 1.000 m²
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Grundfläche müssen Brandmeldeanlagen mit
automatischen und nicht automatischen
Brandmeldern haben.

(2) Versammlungsstätten mit Versammlungs-
räumen von insgesamt mehr als 1.000 m²
Grundfläche müssen Alarmierungs- und Laut-
sprecheranlagen haben, mit denen im Gefah-
renfall Besucherinnen und Besucher, Mitwir-
kende und Betriebsangehörige alarmiert und
Anweisungen erteilt werden können.

(3) Versammlungsstätten mit Foyers oder Hal-
len, durch die Rettungswege aus anderen Ver-
sammlungsräumen führen, müssen Brandmel-
deanlagen nach Absatz 1 und Alarmierungs-
und Lautsprecheranlagen nach Absatz 2
haben.

(4) In Versammlungsstätten mit Versamm-
lungsräumen von insgesamt mehr als 1.000
m² Grundfläche müssen zusätzlich zu den ört-
lichen Bedienungsvorrichtungen zentrale Be-
dienungsvorrichtungen für Rauchabzugs-,
Feuerlösch-, Brandmelde-, Alarmierungs- und
Lautsprecheranlagen in einem für die Feuer-
wehr leicht zugänglichen Raum (Brandmelder-
und Alarmzentrale) zusammengefasst werden.

(5) In Versammlungsstätten mit Versamm-
lungsräumen von insgesamt mehr als 1.000
m² Grundfläche müssen die Aufzüge mit einer
Brandfallsteuerung ausgestattet sein, die
durch die automatische Brandmeldeanlage
ausgelöst wird. Die Brandfallsteuerung muss
sicherstellen, dass die Aufzüge ein Geschoss
mit Ausgang ins Freie oder das diesem
nächstgelegene, nicht von der Brandmeldung
betroffene Geschoss unmittelbar anfahren und
dort mit geöffneten Türen außer Betrieb
gehen.

(6) Automatische Brandmeldeanlagen müssen
durch technische Maßnahmen gegen Falscha-
larme gesichert sein. Brandmeldungen müs-
sen von der Brandmelderzentrale unmittelbar
und automatisch zur Leitstelle der Feuerwehr
weitergeleitet werden.

§ 21 Werkstätten, Magazine und
Lagerräume

(1) Für feuergefährliche Arbeiten, wie Schweiß-
, Löt- oder Klebearbeiten, müssen dafür ge-
eignete Werkstätten vorhanden sein.

(2) Für das Aufbewahren von Dekorationen,
Requisiten und anderem brennbaren Material

müssen eigene Lagerräume (Magazine) vor-
handen sein.

(3) Für die Sammlung von Abfällen und Wert-
stoffen müssen dafür geeignete Behälter im
Freien oder besondere Lagerräume vorhanden
sein.

(4) Werkstätten, Magazine und Lagerräume
dürfen mit notwendigen Treppenräumen nicht
in unmittelbarer Verbindung stehen.

BESONDERE
BAUVORSCHRIFTEN

Abschnitt 1
Großbühnen

§ 22 Bühnenhaus
(1) In Versammlungsstätten mit Großbühnen
sind alle für den Bühnenbetrieb notwendigen
Räume und Einrichtungen in einem eigenen,
von dem Zuschauerhaus getrennten Bühnen-
haus unterzubringen.

(2) Die Trennwand zwischen Bühnen- und
Zuschauerhaus muss feuerbeständig und in
der Bauart einer Brandwand hergestellt sein.
Türen in d. eser Trennwand müssen feuerbe-
ständig und selbstschließend sein.

§ 23 Schutzvorhang
(1) Die Bühnenöffnung von Großbühnen muss
gegen den Versammlungsraum durch einen
Vorhang aus nichtbrennbarem Material dicht
geschlossen werden können (Schutzvorhang).
Der Schutzvorhang muss durch sein Eigenge-
wicht schließen können. Die Schließzeit darf
30 Sekunden nicht überschreiten. Der Schutz-
vorhang muss einem Druck von 450 Pa nach
beiden Richtungen standhalten. Eine höch-
stens 1 m breite, zur Hauptbühne sich öff-
nende, selbsttätig schließende Tür im Schutz-
vorhang ist zulässig.

(2) Der Schutzvorhang muss so angeordnet
sein, dass er im geschlossenen Zustand an
allen Seiten an feuerbeständige Bauteile
anschließt. Der Bühnenboden darf unter dem
Schutzvorhang durchgeführt werden. Das un-
tere Profil dieses Schutzvorhangs muss aus-

TEIL III
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reichend steif sein oder mit Stahldornen in ent-
sprechende stahlbewehrte Aussparungen im
Bühnenboden eingreifen.

(3) Die Vorrichtung zum Schließen des Schutz-
vorhangs muss mindestens an zwei Stellen
von Hand ausgelöst werden können. Beim
Schließen muss auf der Bühne ein Warnsignal
zu hören sein.

§ 24 Feuerlösch- und
Brandmeldeanlagen

(1) Großbühnen müssen eine automatische
Sprühwasserlöschanlage haben, die auch den
Schutzvorhang beaufschlagt.

(2) Die Sprühwasserlöschanlage muss zusätz-
lich mindestens von zwei Stellen aus von Hand
in Betrieb gesetzt werden können.

(3) In Großbühnen müssen neben den Aus-
gängen zu den Rettungswegen in Höhe der
Arbeitsgalerien und des Schnürbodens Wand-
hydranten für die Feuerwehr (Typ F) vorhanden
sein.

(4) Großbühnen und Räume mit besonderen
Brandgefahren müssen eine Brandmeldean-
lage mit automatischen und nichtautomati-
schen Brandmeldern haben.

(5) Die Auslösung eines Alarmes muss optisch
und akustisch am Platz der Brandsicherheits-
wache erkennbar sein.

§ 25 Platz für die
Brandsicherheitswache

(1) Auf jeder Seite der Bühnenöffnung muss für
die Brandsicherheitswache ein besonderer
Platz mit einer Grundfläche von mindestens
1 m mal 1 m und einer Höhe von mindestens
2,20 m vorhanden sein. Die Brandsicherheits-
wache muss die Fläche, die bespielt wird,
überblicken und betreten können.

(2) Am Platz der Brandsicherheitswache müs-
sen die Vorrichtung zum Schließen des
Schutzvorhangs und die Auslösevorrichtungen
der Rauchabzugs- und Sprühwasserlöschan-
lagen der Bühne sowie ein nicht automa-
tischer Brandmelder leicht erreichbar ange-
bracht und durch Hinweisschilder gekenn-
zeichnet sein. Die Auslösevorrichtungen müs-
sen beleuchtet sein. Diese Beleuchtung muss
an die Sicherheitsstromversorgung ange-

schlossen sein. Die Vorrichtungen sind gegen
unbeabsichtigtes Auslösen zu sichern.

Abschnitt 2
Versammlungsstätten mit mehr
als 5.000 Besucherplätzen

§ 26 Räume für Lautsprecher-
zentrale, Polizei,
Feuerwehr, Sanitäts- und
Rettungsdienst

(1) Mehrzweckhallen und Sportstadien müssen
einen Raum für eine Lautsprecherzentrale
haben, von dem aus die Besucherbereiche
und der Innenbereich überblickt und Polizei,
Feuerwehr und Rettungsdienste benachrich-
tigt werden können. Die Lautsprecheranlage
muss eine Vorrangschaltung für die Einsatz-
leitung der Polizei haben.

(2) In Mehrzweckhallen und Sportstadien sind
ausreichend große Räume für die Polizei und
die Feuerwehr anzuordnen. Der Raum für die
Einsatzleitung der Polizei muss eine räumliche
Verbindung mit der Lautsprecherzentrale
haben und mit Anschlüssen für eine Videoan-
lage zur Überwachung der Besucherbereiche
ausgestattet sein.

(3) Wird die Funkkommunikation der Einsatz-
kräfte von Polizei und Feuerwehr innerhalb
der Versammlungsstätte durch die bauliche
Anlage gestört, ist die Versammlungsstätte mit
technischen Anlagen zur Unterstützung des
Funkverkehrs auszustatten.

(4) In Mehrzweckhallen und Sportstadien
muss mindestens ein ausreichend großer
Raum für den Sanitäts- und Rettungsdienst
vorhanden sein.

§ 27 Abschrankung und
Blockbildung in Sportstadien
mit mehr als 10 000
Besucherplätzen

(1) Die Besucherplätze müssen vom Innen-
bereich durch mindestens 2,20 m hohe
Abschrankungen abgetrennt sein. In diesen
Abschrankungen sind den Stufengängen zu-
geordnete, mindestens 1,80 m breite Tore an-
zuordnen, die sich im Gefahrenfall leicht zum
Innenbereich hin öffnen lassen. Die Tore dür-
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fen nur vom Innenbereich oder von zentralen
Stellen aus zu öffnen sein und müssen in
geöffnetem Zustand durch selbsteinrastende
Feststeller gesichert werden. Der Übergang in
den Innenbereich muss niveaugleich sein.

(2) Stehplätze müssen in Blöcken für höch-
stens 2 500 Besucherinnen oder Besucher
angeordnet werden, die durch mindestens
2,20 m hohe Abschrankungen mit eigenen Zu-
gängen abgetrennt sind.

(3) Die Anforderungen nach Absatz 1 oder 2
gelten nicht, soweit in dem mit den für öffentli-
che Sicherheit oder Ordnung zuständigen
Behörden, insbesondere der Polizei, der Feu-
erwehr und den Rettungsdiensten, abge-
stimmten Sicherheitskonzept nachgewiesen
wird, dass abweichende Abschrankungen
oder Blockbildungen unbedenklich sind.

§ 28 Wellenbrecher
Werden mehr als fünf Stufen von Stehplatzrei-
hen hintereinander angeordnet, so ist vor der
vordersten Stufe eine durchgehende Schranke
von 1,10 m Höhe anzuordnen. Nach jeweils
fünf weiteren Stufen sind Schranken gleicher
Höhe (Wellenbrecher) anzubringen, die einzeln
mindestens 3 m und höchstens 5,50 m lang
sind. Die seitlichen Abstände zwischen den
Wellenbrechern dürfen nicht mehr als 5 m be-
tragen. Die Abstände sind nach höchstens
fünf Stehplatzreihen durch versetzt angeord-
nete Wellenbrecher zu überdecken, die auf
beiden Seiten mindestens 0,25 m länger sein
müssen als die seitlichen Abstände zwischen
den Wellenbrechern. Die Wellenbrecher sind
im Bereich der Stufenvorderkante anzuord-
nen.

§ 29 Abschrankung von Steh-
plätzen vor Szenenflächen

(1) Werden vor Szenenflächen Stehplätze für
Besucherinnen und Besucher angeordnet, so
sind die Besucherplätze von der Szenenfläche
durch eine Abschrankung so abzutrennen,
dass zwischen der Szenenfläche und der Ab-
schrankung ein Gang von mindestens 2 m
Breite für den Ordnungsdienst und Rettungs-
kräfte vorhanden ist.

(2) Werden vor Szenenflächen mehr als 5 000
Stehplätze für Besucherinnen oder Besucher
angeordnet, so sind durch mindestens zwei

weitere Abschrankungen vor der Szenenfläche
nur von den Seiten zugängliche Stehplatzbe-
reiche zu bilden. Die Abschrankungen müssen
voneinander an den Seiten einen Abstand von
jeweils mindestens 5 m und über die Breite der
Szenenfläche einen Abstand von mindestens
10 m haben.

§ 30 Einfriedungen und
Eingänge

(1) Stadionanlagen müssen eine mindestens
2,20 m hohe Einfriedung haben, die das Über-
klettern erschwert.

(2) Vor den Eingängen sind Geländer so anzu-
ordnen, dass Besucherinnen und Besucher
nur einzeln und hintereinander Einlass finden.
Es sind Einrichtungen für Zugangskontrollen
sowie für die Durchsuchung von Personen
und Sachen vorzusehen. Für die Einsatzkräfte
von Polizei, Feuerwehr und Rettungsdiensten
sind von den Besuchereingängen getrennte
Eingänge anzuordnen.

(3) Für Einsatz- und Rettungsfahrzeuge müs-
sen besondere Zufahrten, Aufstell- und Bewe-
gungsflächen vorhanden sein. Von den Zu-
fahrten und Aufstellflächen aus müssen die
Eingänge der Versammlungsstätten unmittel-
bar erreichbar sein. Für Einsatz- und Ret-
tungsfahrzeuge muss eine Zufahrt zum Innen-
bereich vorhanden sein. Die Zufahrten, Auf-
stell- und Bewegungsflächen müssen gekenn-
zeichnet sein.

BETRIEBSVORSCHRIFTEN

Abschnitt 1
Rettungswege, Besucherplätze

§ 31 Rettungswege, Flächen für
die Feuerwehr

(1) Rettungswege auf dem Grundstück sowie
Zufahrten, Aufstell- und Bewegungsflächen für
Einsatzfahrzeuge von Polizei, Feuerwehr und
Rettungsdiensten müssen ständig frei gehal-
ten werden. Darauf ist dauerhaft und gut sicht-
bar hinzuweisen.

TEIL IV
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(2) Rettungswege in der Versammlungsstätte
müssen ständig frei gehalten werden.

(3) Während des Betriebes müssen alle Türen
von Rettungswegen unverschlossen sein.

§ 32 Besucherplätze
nach dem Bestuhlungs-
und Rettungswegeplan

(1) Die Zahl der im Bestuhlungs- und Ret-
tungswegeplan genehmigten Besucherplätze
darf nicht überschritten und die genehmigte
Anordnung der Besucherplätze darf nicht
geändert werden.

(2) Eine Ausfertigung des für die jeweilige Nut-
zung genehmigten Planes ist in der Nähe des
Haupteinganges eines jeden Versammlungs-
raumes gut sichtbar anzubringen.

(3) Ist nach der Art der Veranstaltung die Ab-
schrankung der Stehflächen vor Szenen-
flächen erforderlich, sind Abschrankungen
nach § 29 auch in Versammlungsstätten mit
nicht mehr als 5 000 Stehplätzen einzurichten.

Abschnitt 2

Brandverhütung

§ 33 Vorhänge, Sitze,
Ausstattungen, Requisiten
und Ausschmückungen

(1) Vorhänge von Bühnen und Szenenflächen
müssen aus mindestens schwerentflammba-
rem Material bestehen.

(2) Sitze von Versammlungsstätten mit mehr
als 5 000 Besucherplätzen müssen aus min-
destens schwerentflammbarem Material be-
stehen. Die Unterkonstruktion muss aus nicht-
brennbarem Material bestehen.

(3) Ausstattungen müssen aus mindestens
schwerentflammbarem Material bestehen. Bei
Bühnen oder Szenenflächen mit automati-
schen Feuerlöschanlagen genügen Ausstat-
tungen aus normalentflammbarem Material.

(4) Requisiten müssen aus mindestens norma-
lentflammbarem Material bestehen.

(5) Ausschmückungen müssen aus minde-
stens schwerentflammbarem Material beste-
hen. Ausschmückungen in notwendigen Flu-
ren und notwendigen Treppenräumen müssen
aus nichtbrennbarem Material bestehen.

(6) Ausschmückungen müssen unmittelbar an
Wänden, Decken oder Ausstattungen ange-
bracht werden. Frei im Raum hängende Aus-
schmückungen sind zulässig, wenn sie einen
Abstand von mindestens 2,50 m zum Fußbo-
den haben. Ausschmückungen aus natür-
lichem Pflanzenschmuck dürfen sich nur so-
lange sie frisch sind in den Räumen befinden.

(7) Der Raum unter dem Schutzvorhang ist
von Ausstattungen, Requisiten oder Aus-
schmückungen so frei zu halten, dass die
Funktion des Schutzvorhangs nicht beein-
trächtigt wird.

(8) Brennbares Material muss von Zündquel-
len, wie Scheinwerfern oder Heizstrahlern, so
weit entfernt sein, dass das Material durch
diese nicht entzündet werden kann.

§ 34 Aufbewahrung von
Ausstattungen, Requisiten,
Ausschmückungen und
brennbarem Material

(1) Ausstattungen, Requisiten und Aus-
schmückungen dürfen nur außerhalb der Büh-
nen und der Szenenflächen aufbewahrt wer-
den; dies gilt nicht für den Tagesbedarf.

(2) Auf den Bühnenerweiterungen dürfen Sze-
nenaufbauten der laufenden Spielzeit bereitge-
stellt werden, wenn die Bühnenerweiterungen
durch dicht schließende Abschlüsse aus nicht-
brennbaren Baustoffen gegen die Hauptbühne
abgetrennt sind.

(3) An den Zügen von Bühnen oder Szenen-
flächen dürfen nur Ausstattungsteile für einen
Tagesbedarf hängen.

(4) Pyrotechnische Gegenstände, brennbare
Flüssigkeiten und anderes brennbares Mate-
rial, insbesondere Packmaterial, dürfen nur in
den dafür vorgesehenen Magazinen aufbe-
wahrt werden.

§ 35 Rauchen, Verwendung von
offenem Feuer und pyro-
technischen Gegenständen

(1) Auf Bühnen und Szenenflächen, in Werk-
stätten und Magazinen ist das Rauchen ver-
boten. Das Rauchverbot gilt nicht für Darstel-
lerinnen, Darsteller und Mitwirkende auf Büh-
nen- und Szenenflächen während der Proben
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und Veranstaltungen, soweit das Rauchen in
der Art der Veranstaltungen begründet ist.

(2) In Versammlungsräumen, auf Bühnen- und
Szenenflächen und in Sportstadien ist das
Verwenden von offenem Feuer, brennbaren
Flüssigkeiten und Gasen, pyrotechnischen
Gegenständen und anderen explosionsgefähr-
lichen Stoffen verboten. § 17 Absatz 1 bleibt
unberührt. Das Verwendungsverbot gilt nicht,
soweit das Verwenden von offenem Feuer,
brennbaren Flüssigkeiten und Gasen sowie
pyrotechnischen Gegenständen in der Art der
Veranstaltung begründet ist und der Veran-
stalter die erforderlichen Brandschutzmaßnah-
men im Einzelfall mit der Feuerwehr abge-
stimmt hat. Bei Verwendung von pyrotechni-
schen Gegenständen ist das Sprengstoff-
recht, insbesondere das Sprengstoffgesetz in
der Fassung der Bekanntmachung vom 10.
September 2002 (BGBl. I S. 3518), zuletzt
geändert durch Artikel 232 der Verordnung
vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328), und die
Erste Verordnung zum Sprengstoffgesetz in
der Fassung der Bekanntmachung vom 31.
Januar 1991 (BGBl. I S. 169), zuletzt geändert
durch Artikel 1 der Verordnung vom 18. De-
zember 2020 (BAnz AT 21.12.2020 V1), in
ihrer jeweils geltenden Fassung zu beachten
und einzuhalten.

(3) Die Verwendung von Kerzen und ähnlichen
Lichtquellen als Tischdekoration sowie die
Verwendung von offenem Feuer in dafür vor-
gesehenen Kücheneinrichtungen zur Zuberei-
tung von Speisen ist zulässig.

(4) Auf die Verbote der Absätze 1 und 2 ist
dauerhaft und gut sichtbar hinzuweisen.

Abschnitt 3
Betrieb technischer Einrichtungen

§ 36 Bedienung und Wartung
der technischen
Einrichtungen

(1) Der Schutzvorhang muss täglich vor der er-
sten Vorstellung oder Probe durch Aufziehen
und Herablassen auf seine Betriebsbereit-
schaft geprüft werden. Der Schutzvorhang ist
nach jeder Vorstellung herabzulassen und zu
allen arbeitsfreien Zeiten geschlossen zu hal-
ten.

(2) Die Automatik der Sprühwasserlöschan-
lage kann während der Dauer der Anwesen-
heit der Verantwortlichen für Veranstaltungs-
technik abgeschaltet werden.

(3) Die automatische Brandmeldeanlage kann
abgeschaltet werden, soweit dies in der Art
der Veranstaltung begründet ist und der Ver-
anstalter die erforderlichen Brandschutzmaß-
nahmen im Einzelfall mit der Feuerwehr abge-
stimmt hat.

(4) Während des Aufenthaltes von Personen in
Räumen, für die eine Sicherheitsbeleuchtung
vorgeschrieben ist, muss diese in Betrieb sein,
soweit die Räume nicht ausreichend durch Ta-
geslicht erhellt sind.

§ 37 Laseranlagen
Auf den Betrieb von Laseranlagen in den für
Besucherinnen und Besucher zugänglichen
Bereichen sind die arbeitsschutzrechtlichen
Vorschriften entsprechend anzuwenden.

Abschnitt 4
Verantwortliche Personen,
besondere Betriebsvorschriften

§ 38 Pflichten der Betreiberinnen
oder Betreiber, -Veranstal-
terinnen oder Veranstalter
und Beauftragten

(1) Die Betreiberin oder der Betreiber ist für die
Sicherheit der Veranstaltung und die Einhal-
tung der Vorschriften verantwortlich.

(2) Während des Betriebes von Versamm-
lungsstätten muss die Betreiberin oder der Be-
treiber oder eine von ihr oder ihm beauftragte
Veranstaltungsleiterin oder ein von ihr oder
ihm beauftragter Veranstaltungsleiter ständig
anwesend sein.

(3) Die Betreiberin oder der Betreiber muss die
Zusammenarbeit von Ordnungsdienst, Brand-
sicherheitswache und Sanitätswache mit der
Polizei, der Feuerwehr und dem Rettungs-
dienst gewährleisten.

(4) Die Betreiberin oder der Betreiber ist zur
Einstellung des Betriebes verpflichtet, wenn für
die Sicherheit der Versammlungsstätte not-
wendige Anlagen, Einrichtungen oder Vorrich-
tungen nicht betriebsfähig sind oder wenn Be-
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triebsvorschriften nicht eingehalten werden
können.

(5) Die Betreiberin oder der Betreiber kann die
Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 4
durch schriftliche Vereinbarung auf die Veran-
stalterin oder den Veranstalter übertragen,
wenn diese oder dieser oder deren oder des-
sen beauftragte Veranstaltungsleiterin oder
deren oder dessen beauftragter Veranstal-
tungsleiter mit der Versammlungsstätte und
deren Einrichtungen vertraut ist. Die Verant-
wortung der Betreiberin oder des Betreibers
bleibt unberührt.

§ 39 Verantwortliche für
Veranstaltungstechnik

(1) Verantwortliche für Veranstaltungstechnik
sind

1. die Geprüften Meisterinnen und Meister für
Veranstaltungstechnik,

2. technische Fachkräfte mit bestandenem
fachrichtungsspezifischen Teil der Prüfung
nach § 3 Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung
mit den §§ 5, 6 oder 7 der Verordnung über
die Prüfung zum anerkannten Abschluss
„Geprüfter Meister für Veranstaltungstech-
nik/Geprüfte Meisterin für Veranstaltungs-
technik“ in den Fachrichtungen Bühne/Stu-
dio, Beleuchtung, Halle vom 26. Januar
1997 (BGBl. S. 118), zuletzt geändert durch
Artikel 1 der Verordnung vom 5. November
2018 (BGBl. I S. 1841), aufgehoben durch §
27 der Verordnung über die Prüfung zum
anerkannten Fortbildungsabschluss Geprüf-
ter Meister für Veranstaltungstechnik oder
Geprüfte Meisterin für Veranstaltungstech-
nik vom 25. Oktober 2019 (BGBl. I S. 1567),
in der jeweiligen Fachrichtung,

3. Hochschulabsolventinnen und -absolventen
mit berufsqualifizierendem Hochschulab-
schluss der Fachrichtungen Theater- oder
Veranstaltungstechnik mit mindestens
einem Jahr Berufserfahrung im technischen
Betrieb von Bühnen, Studios oder Mehr-
zweckhallen, denen eine deutsche Prüf-
stelle ein Befähigungszeugnis nach Anlage
1 ausgestellt hat,

4. technische Bühnen- und Studiofachkräfte,
die das Befähigungszeugnis nach den bis
zum Inkrafttreten dieser Verordnung gelten-
den Vorschriften oder andere gleichgestellte

amtliche Nachweise über die Eignung zur
Leitung eines technischen Bühnenbetriebes
erworben haben oder die Tätigkeit als tech-
nische Bühnen- oder Studiofachkraft ohne
Befähigungszeugnis ausüben durften und in
den letzten drei Jahren ausgeübt haben.

Auf Antrag können sich auch die Personen
nach Satz 1 Nummer 1, 2 oder 4 ein Befähi-
gungszeugnis nach Anlage 1 von einer deut-
schen Prüfstelle ausstellen lassen, das im
Saarland anerkannt wird. Die in einem anderen
Land der Bundesrepublik Deutschland ausge-
stellten Befähigungszeugnisse werden aner-
kannt.

(2) Gleichwertige Ausbildungen, die in einem
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union
oder einem Vertragsstaat des Abkommens
über den Europäischen Wirtschaftsraum er-
worben und durch einen Ausbildungsnach-
weis belegt werden, sind entsprechend den
europäischen Richtlinien zur Anerkennung von
Berufsqualifikationen den in Absatz 1 genann-
ten Ausbildungen gleichgestellt.

§ 40 Aufgaben und Pflichten
der Verantwortlichen
für Veranstaltungstechnik,
technische Probe

(1) Die Verantwortlichen für Veranstaltungs-
technik müssen mit den veranstaltungstechni-
schen und sonstigen technischen Einrichtun-
gen der Versammlungsstätte vertraut sein und
deren Sicherheit und Funktionsfähigkeit, ins-
besondere hinsichtlich des Brandschutzes,
während des Betriebs gewährleisten.

(2) Auf- oder Abbau veranstaltungstechnischer
Einrichtungen von Großbühnen oder Szenen-
flächen mit mehr als 200 m² Grundfläche oder
in Mehrzweckhallen mit mehr als 5 000 Besu-
cherplätzen, wesentliche Instandhaltungsar-
beiten an diesen Einrichtungen und technische
Proben müssen von einer oder einem Verant-
wortlichen für Veranstaltungstechnik geleitet
und beaufsichtigt werden.

(3) Bei Generalproben, Veranstaltungen, Sen-
dungen oder Aufzeichnungen von Veranstal-
tungen auf Großbühnen oder Szenenflächen
mit mehr als 200 m² Grundfläche oder in
Mehrzweckhallen mit mehr als 5 000 Besu-
cherplätzen müssen, in Abhängigkeit der ver-
anstaltungstechnischen Einrichtungen und



249

VStättVO
von Art und Ablauf der Veranstaltung, minde-
stens zwei Verantwortliche für Veranstaltungs-
technik anwesend sein.

(4) Bei Szenenflächen mit mehr als 50 m² und
nicht mehr als 200 m² Grundfläche oder in
Mehrzweckhallen mit nicht mehr als 5 000 Be-
sucherplätzen müssen die Aufgaben nach den
Absätzen 1 bis 3 zumindest von einer Fach-
kraft für Veranstaltungstechnik mit mindestens
drei Jahren Berufserfahrung wahrgenommen
werden. Die Aufgaben können auch von erfah-
renen Bühnenhandwerkerinnen oder Bühnen-
handwerkern oder Beleuchterinnen oder Be-
leuchtern wahrgenommen werden, die diese
Aufgaben nach den bis zum Inkrafttreten die-
ser Verordnung geltenden Vorschriften wahr-
nehmen durften und in den letzten drei Jahren
ausgeübt haben.

(5) Die Anwesenheit nach Absatz 3 ist nicht er-
forderlich, wenn

1. die Sicherheit und Funktionsfähigkeit der
veranstaltungstechnischen sowie der son-
stigen technischen Einrichtungen der Ver-
sammlungsstätte von der oder dem Verant-
wortlichen für Veranstaltungstechnik über-
prüft wurden,

2. diese Einrichtungen während der Veranstal-
tung nicht bewegt oder sonst verändert
werden,

3. von Art oder Ablauf der Veranstaltung keine
Gefahren ausgehen können und

4. die Aufsicht durch eine Fachkraft für Veran-
staltungstechnik geführt wird, die mit den
technischen Einrichtungen vertraut ist.

Im Fall des Absatzes 4 können die Aufgaben
nach den Absätzen 1 bis 3 von einer aufsichts-
führenden Person wahrgenommen werden,
wenn

1. von Auf- und Abbau sowie dem Betrieb der
veranstaltungstechnischen Einrichtungen
keine Gefahren ausgehen können,

2. von Art oder Ablauf der Veranstaltung keine
Gefahren ausgehen können und

3. die Aufsicht führende Person mit den tech-
nischen Einrichtungen vertraut ist.

(6) Bei Großbühnen sowie bei Szenenflächen
mit mehr als 200 m² Grundfläche und bei
Gastspielveranstaltungen mit eigenem Sze-
nenaufbau in Versammlungsräumen muss vor
der ersten Veranstaltung eine nicht öffentliche

technische Probe mit vollem Szenenaufbau
und voller Beleuchtung stattfinden. Diese
technische Probe ist der Bauaufsichtsbehörde
mindestens 24 Stunden vorher anzuzeigen.
Beabsichtigte wesentliche Änderungen des
Szenenaufbaues nach der technischen Probe
sind der zuständigen Bauaufsichtsbehörde
rechtzeitig anzuzeigen. Die Bauaufsichts-
behörde kann auf die technische Probe ver-
zichten, wenn dies nach der Art der Veranstal-
tung oder nach dem Umfang des Szenenauf-
baues unbedenklich ist.

§ 41 Brandsicherheitswache,
Sanitäts- und Rettungs-
dienst

(1) Bei Veranstaltungen mit erhöhten Brandge-
fahren hat die Betreiberin oder der Betreiber
eine Brandsicherheitswache einzurichten.

(2) Bei jeder Veranstaltung auf Großbühnen
sowie Szenenflächen mit mehr als 200 m²
Grundfläche muss eine Brandsicherheitswa-
che der Feuerwehr anwesend sein. Den An-
weisungen der Brandsicherheitswache ist zu
folgen. Eine Brandsicherheitswache der Feu-
erwehr ist nicht erforderlich, wenn die für den
Brandschutz zuständige Dienststelle der Be-
treiberin oder dem Betreiber bestätigt, dass
sie oder er über eine ausreichende Zahl aus-
gebildeter Kräfte verfügt, die die Aufgaben der
Brandsicherheitswache übernehmen.

(3) Veranstaltungen mit voraussichtlich mehr
als 5 000 Besucherinnen oder Besuchern sind
der für den Sanitäts- und Rettungsdienst zu-
ständigen Behörde rechtzeitig anzuzeigen.

§ 42 Brandschutzordnung,
Räumungskonzept,
Feuerwehrpläne

(1) Die Betreiberin oder der Betreiber oder eine
von ihr oder ihm Beauftragte oder ein von ihr
oder ihm Beauftragter hat im Einvernehmen
mit der für den Brandschutz zuständigen
Dienststelle eine Brandschutzordnung und ge-
gebenenfalls ein Räumungskonzept aufzustel-
len. Darin sind

1. die Erforderlichkeit und die Aufgaben einer
oder eines Brandschutzbeauftragten und
der Kräfte für den Brandschutz sowie



250

VStättVO
2. die Maßnahmen, die im Gefahrenfall für eine

schnelle und geordnete Räumung der ge-
samten Versammlungsstätte oder einzelner
Bereiche unter besonderer Berücksichti-
gung von Menschen mit Behinderungen er-
forderlich sind,

festzulegen. Die Maßnahmen nach Satz 2
Nummer 2 sind bei Versammlungsstätten, die
für mehr als 1 000 Besucherinnen oder Be-
sucher bestimmt sind, gesondert in einem
Räumungskonzept darzustellen, sofern diese
Maßnahmen nicht bereits Bestandteil des Si-
cherheitskonzepts nach § 43 sind.

(2) Das Betriebspersonal ist bei Beginn des
Arbeitsverhältnisses und danach mindestens
einmal jährlich zu unterweisen über

1. die Lage und die Bedienung der Feuer-
löscheinrichtungen und -anlagen, Rauchab-
zugsanlagen, Brandmelde- und Alarmie-
rungsanlagen und der Brandmelder- und
Alarmzentrale,

2. die Brandschutzordnung, insbesondere
über das Verhalten bei einem Brand oder
bei einer sonstigen Gefahrenlage, gegebe-
nenfalls in Verbindung mit dem Räumungs-
konzept, und

3. die Betriebsvorschriften.

Der für den Brandschutz zuständigen Dienst-
stelle ist Gelegenheit zu geben, an der Unter-
weisung teilzunehmen. Über die Unterweisung
ist eine Niederschrift zu fertigen, die der Bau-
aufsichtsbehörde auf Verlangen vorzulegen ist.

(3) Im Einvernehmen mit der für den Brand-
schutz zuständigen Dienststelle sind Feuer-
wehrpläne anzufertigen und der örtlichen Feu-
erwehr zur Verfügung zu stellen.

§ 43 Sicherheitskonzept,
Ordnungsdienst

(1) Erfordert es die Art der Veranstaltung, hat
die Betreiberin oder der Betreiber ein Sicher-
heitskonzept aufzustellen und einen Ordnungs-
dienst einzurichten.

(2) Für Versammlungsstätten mit mehr als
5 000 Besucherplätzen hat die Betreiberin
oder der Betreiber im Einvernehmen mit den
für Sicherheit oder Ordnung zuständigen
Behörden, insbesondere der Polizei, der Feu-
erwehr und den Rettungsdiensten ein Sicher-
heitskonzept aufzustellen. Im Sicherheitskon-

zept sind die Mindestzahl der Kräfte des Ord-
nungsdienstes, gestaffelt nach Besucherzah-
len und Gefährdungsgraden, sowie die be-
trieblichen Sicherheitsmaßnahmen und die all-
gemeinen und besonderen Sicherheitsdurch-
sagen festzulegen.

(3) Der nach dem Sicherheitskonzept erforder-
liche Ordnungsdienst muss unter der Leitung
einer oder eines von der Betreiberin oder von
dem Betreiber oder der Veranstalterin oder
dem Veranstalter bestellten Ordnungsdienst-
leiterin oder Ordnungsdienstleiters stehen.

(4) Die Ordnungsdienstleiterin oder der Ord-
nungsdienstleiter und die Ordnungsdienstkräfte
sind für die betrieblichen Sicherheitsmaßnah-
men verantwortlich. Sie sind insbesondere für
die Kontrolle an den Ein- und Ausgängen und
den Zugängen zu den Besucherblöcken, die
Beachtung der maximal zulässigen Besucher-
zahl und der Anordnung der Besucherplätze,
die Beachtung der Verbote des § 35, die Si-
cherheitsdurchsagen sowie für die geordnete
Evakuierung im Gefahrenfall verantwortlich.

ZUSÄTZLICHE BAUVORLAGEN

§ 44 Zusätzliche Bauvorlagen,
Bestuhlungs-
und -Rettungswegeplan

(1) Mit den Bauvorlagen ist ein Brandschutz-
konzept vorzulegen, in dem insbesondere die
maximal zulässige Zahl der Besucherinnen
und Besucher, die Anordnung und Bemes-
sung der Rettungswege und die zur Erfüllung
der brandschutztechnischen Anforderungen
erforderlichen baulichen, technischen und be-
trieblichen Maßnahmen dargestellt sind. Ist
eine höhere Anzahl von Besucherinnen und
Besuchern je m² Grundfläche des Versamm-
lungsraumes als nach § 1 Absatz 2 Satz 1 vor-
gesehen, sind die schnelle und sichere Er-
reichbarkeit der Ausgänge ins Freie und die
Möglichkeit zur Durchführung wirksamer
Lösch- und Rettungsmaßnahmen gesondert
darzustellen.

(2) Für die nach dieser Verordnung erforderli-
chen technischen Einrichtungen sind beson-
dere Pläne, Beschreibungen und Nachweise
vorzulegen.

TEIL V
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(3) Mit den bautechnischen Nachweisen sind
Standsicherheitsnachweise für dynamische
Belastungen vorzulegen.

(4) Der Verlauf der Rettungswege im Freien,
die Zufahrten und die Aufstell- und Bewe-
gungsflächen für die Einsatz- und Rettungs-
fahrzeuge sind in einem besonderen Außenan-
lagenplan darzustellen.

(5) Die Anordnung der Sitz- und Stehplätze,
einschließlich der Plätze für Rollstuhlbenutze-
rinnen und Rollstuhlbenutzer, der Bühnen-,
Szenen- oder Spielflächen sowie der Verlauf
der Rettungswege sind in einem Bestuhlungs-
und Rettungswegeplan im Maßstab von min-
destens 1 : 200 darzustellen. Sind verschie-
dene Anordnungen vorgesehen, so ist für jede
ein besonderer Plan vorzulegen.

§ 45 Gastspielprüfbuch
(1) Für den eigenen, gleichbleibenden Szenen-
aufbau von wiederkehrenden Gastspielveran-
staltungen kann auf schriftlichen Antrag ein
Gastspielprüfbuch erteilt werden.

(2) Das Gastspielprüfbuch muss dem Muster
der Anlage 2 entsprechen. Die Veranstalterin
oder der Veranstalter ist durch das Gastspiel-
prüfbuch von der Verpflichtung entbunden, an
jedem Gastspielort die Sicherheit des Szenen-
aufbaues und der dazu gehörenden techni-
schen Einrichtungen erneut nachzuweisen.

(3) Das Gastspielprüfbuch wird von der unte-
ren Bauaufsichtsbehörde erteilt, in deren Be-
zirk die erste Veranstaltung oder die erste
nicht öffentliche technische Probe mit vollem
Szenenaufbau und voller Beleuchtung stattfin-
det. Die Geltungsdauer ist auf die Dauer der
Tournee zu befristen und kann auf schriftlichen
Antrag verlängert werden. Vor der Erteilung ist
eine technische Probe durchzuführen. Die in
einem anderen Land der Bundesrepublik
Deutschland ausgestellten Gastspielprüfbücher
werden anerkannt.

(4) Das Gastspielprüfbuch ist der für den Gast-
spielort zuständigen unteren Bauaufsichts-
behörde rechtzeitig vor der ersten Veranstal-
tung am Gastspielort vorzulegen. Werden für
die Gastspielveranstaltung Fliegende Bauten
genutzt, ist das Gastspielprüfbuch mit der An-
zeige der Aufstellung der Fliegenden Bauten
vorzulegen. Die Befugnisse nach § 57 der
Landesbauordnung bleiben unberührt.

BESTEHENDE
VERSAMMLUNGSSTÄTTEN

§ 46 Anwendung der
Vorschriften auf bestehende
Versammlungsstätten

(1) Auf die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieser Verordnung bestehenden Versamm-
lungsstätten ist der betrieblich/organisatori-
sche Brandschutz innerhalb von zwei Jahren
an § 42 Absatz 1 und 2 entsprechend anzu-
passen.

(2) Die zuständige untere Bauaufsichtsbe-
hörde hat Versammlungsstätten in Zeitabstän-
den von höchstens drei Jahren zu prüfen.
Dabei ist auch die Einhaltung der Betriebsvor-
schriften zu überwachen und festzustellen, ob
die vorgeschriebenen wiederkehrenden Prü-
fungen fristgerecht durchgeführt und etwaige
Mängel beseitigt worden sind. Den Ordnungs-
behörden, der Gewerbeaufsicht und der für
den Brandschutz zuständigen Dienststelle ist
Gelegenheit zur Teilnahme an den Prüfungen
zu geben.

SCHLUSSVORSCHRIFTEN

§ 47 Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig nach § 87 Absatz 1 Nummer 1
der Landesbauordnung handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig

11. entgegen § 31 Absatz 1 die Rettungswege
auf dem Grundstück, die Zufahrten, Auf-
stell- oder Bewegungsflächen nicht frei
hält,

12. entgegen § 31 Absatz 2 die Rettungswege
in der Versammlungsstätte nicht frei hält,

13. entgegen § 31 Absatz 3 Türen in Rettungs-
wegen verschließt oder feststellt,

14. entgegen § 32 Absatz 1 die Zahl der ge-
nehmigten Besucherplätze überschreitet
oder die genehmigte Anordnung der Be-
sucherplätze ändert,

15. entgegen § 32 Absatz 3 erforderliche Ab-
schrankungen nicht einrichtet,

TEIL VII

TEIL VI
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16. entgegen § 33 Absatz 1 bis 5 andere als

die dort genannten Materialien verwendet
oder entgegen § 33 Absatz 6 bis 8 an-
bringt,

17. entgegen § 34 Absatz 1 bis 3 Ausstattun-
gen auf der Bühne aufbewahrt oder nicht
von der Bühne entfernt,

18. entgegen § 34 Absatz 4 pyrotechnische
Gegenstände, brennbare Flüssigkeiten
oder anderes brennbares Material außer-
halb der dafür vorgesehenen Magazine
aufbewahrt,

19. entgegen § 35 Absatz 1 und 2 raucht oder
offenes Feuer, brennbare Flüssigkeiten oder
Gase, explosionsgefährliche Stoffe oder py-
rotechnische Gegenstände verwendet,

10. entgegen § 36 Absatz 4 die Sicherheitsbe-
leuchtung nicht in Betrieb nimmt,

11. entgegen § 37 Laseranlagen in Betrieb
nimmt,

12. als Betreiberin oder Betreiber, Veranstalte-
rin oder Veranstalter oder beauftragte Ver-
anstaltungsleiterin oder beauftragter Veran-
staltungsleiter entgegen § 38 Absatz 2
während des Betriebes nicht anwesend ist,

13. als Betreiberin oder Betreiber, Veranstalte-
rin oder Veranstalter oder beauftragte Ver-
anstaltungsleiterin oder beauftragter Ver-
anstaltungsleiter entgegen § 38 Absatz 4
den Betrieb der Versammlungsstätte nicht
einstellt,

14. entgegen § 40 Absatz 2 bis 5 in Verbin-
dung mit § 38 Absatz 1 als Betreiberin
oder Betreiber, Veranstalterin oder Veran-
stalter oder beauftragte Veranstaltungslei-
terin oder beauftragter Veranstaltungsleiter
den Betrieb von Bühnen oder Szenen-
flächen zulässt, ohne dass die erforderli-
chen Verantwortlichen oder Fachkräfte für
Veranstaltungstechnik, die erfahrenen Büh-
nenhandwerkerinnen, Bühnenhandwerker,
Beleuchterinnen oder Beleuchter oder die
aufsichtsführenden Personen anwesend
sind,

15. entgegen § 40 Absatz 2 bis 5 als Verant-
wortliche oder Verantwortlicher oder Fach-
kraft für Veranstaltungstechnik, als erfah-
rene Bühnenhandwerkerin oder erfahrener
Bühnenhandwerker, Beleuchterin oder
Beleuchter oder als aufsichtführende Per-
son die Versammlungsstätte während des
Betriebes verlässt,

16. als Betreiberin oder Betreiber entgegen
§ 41 Absatz 1 und 2 nicht für die Durch-
führung der Brandsicherheitswache sorgt
oder entgegen § 41 Absatz 3 die Veran-
staltung nicht anzeigt,

17. als Betreiberin oder Betreiber oder Veran-
stalterin oder Veranstalter die nach § 42
Absatz 2 vorgeschriebenen Unterweisun-
gen unterlässt,

18. als Betreiberin oder Betreiber oder Veran-
stalterin oder Veranstalter entgegen § 43
Absatz 1 bis 3 keinen Ordnungsdienst
oder keine Ordnungsdienstleiterin oder
keinen Ordnungsdienstleiter bestellt,

19. als Ordnungsdienstleiterin oder Ordnungs-
dienstleiter oder Ordnungsdienstkraft ent-
gegen § 43 Absatz 3 oder 4 seinen Aufga-
ben nicht nachkommt,

20. als Betreiberin oder Betreiber entgegen
§ 42 Absatz 1 oder § 46 Absatz 1 ein Räu-
mungskonzept nicht aufstellt.

§ 48 Übergangsvorschrift
Auf bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung
eingeleitete Verfahren ist die Verordnung über
den Bau und Betrieb von Versammlungsstät-
ten vom 25. August 2008 (Amtsbl. S. 1489),
zuletzt geändert durch die Verordnung vom
13. Oktober 2020 (Amtsbl. I S. 1042), anzu-
wenden. Auf Verlangen der antragstellenden
Person sind die Vorschriften dieser Verord-
nung anzuwenden.

§ 49 Inkrafttreten,
Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verord-
nung über den Bau und Betrieb von Ver-
sammlungsstätten vom 25. August 2008
(Amtsbl. S. 1489), zuletzt geändert durch die
Verordnung vom 13. Oktober 2020 (Amtsbl. I
S. 1042), außer Kraft.

Vom Abdruck der Anlagen 1 und 2 zur VStättVO
wurde abgesehen.
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Hammerschlags- und
Leiterrecht
§ 24 Inhalt und Umfang
§ 25 Anzeigepflicht und Schadensersatz
§ 26 Nutzungsentschädigung

Duldung von Leitungen
§ 27 Duldungspflicht
§ 28 Unterhaltung von Leitungen
§ 29 Anzeigepflicht und Schadensersatz
§ 30 Anschlussrecht des

Duldungspflichtigen
§ 31 Betretungsrecht
§ 32 Nachträgliche erhebliche

Beeinträchtigungen
§ 33 Nutzungsentschädigung
§ 34 Anschluss an Fernheizungen

Fenster- und Lichtrecht
§ 35 Inhalt und Umfang
§ 36 Ausnahmen
§ 37 Ausschluss des

Beseitigungsanspruchs

Wasserrechtliches Nachbarrecht
§ 38 Wild abfließendes Wasser
§ 39 Wiederherstellung des früheren

Zustandes
§ 40 Anzeigepflicht und Schadensersatz

Dachtraufe
§ 41 Ableitung des Niederschlagswassers
§ 42 Anbringen von Sammel- und

Abflusseinrichtungen

FÜNFTER ABSCHNITT

SECHSTER ABSCHNITT

SIEBTER ABSCHNITT

ACHTER ABSCHNITT

NEUNTER ABSCHNITT

Gesetz Nr. 965 -
Saarländisches Nachbarrechtsgesetz
Vom 28. Februar 1973
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 15. Juli 2015 (Amtsbl. I S. 632).

Allgemeine Vorschriften
§ 11 Anwendungsbereich
§ 12 Nachbar und Nutzungsberechtigter

Nachbarwand
§ 13 Grundsatz
§ 14 Beschaffenheit und Standort der

Nachbarwand
§ 15 Tiefere Gründung
§ 16 Anbau an die Nachbarwand
§ 17 Anzeige des Anbaues
§ 18 Vergütung
§ 19 Unterhaltung der Nachbarwand
§ 10 Nichtbenutzung der Nachbarwand für

ein später errichtetes Gebäude
§ 11 Beseitigung der Nachbarwand vor dem

Anbau
§ 12 Erhöhen der Nachbarwand
§ 13 Verstärken der Nachbarwand
§ 14 Schadensersatz

Grenzwand
§ 15 Errichten der Grenzwand
§ 16 Anbau an eine Grenzwand
§ 17 Anschluss bei zwei Grenzwänden
§ 18 Unterfangen einer Grenzwand
§ 19 Einseitige Grenzwand
§ 19a Wärmedämmung
§ 20 Über die Grenze gebaute Wand

Hochführen von Schornsteinen,
Lüftungsschächten und
Antennenanlagen
§ 21 Inhalt und Umfang
§ 22 Anzeigepflicht und Schadensersatz
§ 23 Nutzungsentschädigung

ERSTER ABSCHNITT

ZWEITER ABSCHNITT

DRITTER ABSCHNITT

VIERTER ABSCHNITT

INHALTSÜBERSICHT
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Einfriedungen
§ 43 Einfriedungspflicht
§ 44 Kosten der Einfriedung
§ 45 Anzeigepflicht
§ 46 Grenzabstand von Einfriedungen

Bodenerhöhungen
§ 47 Bodenerhöhungen

Grenzabstände für Pflanzen
§ 48 Grenzabstände für Bäume, Sträucher

und einzelne Rebstöcke
§ 49 Grenzabstände für Hecken
§ 50 Ausnahmen
§ 51 Berechnung des Abstandes
§ 52 Grenzabstände im Weinbau
§ 53 Grenzabstände für Wald
§ 54 Abstände von Spaliervorrichtungen und

Pergolen
§ 55 Ausschluß des Beseitigungsanspruchs
§ 56 Nachträgliche Grenzänderungen

Verjährung
§ 57 Verjährung

Schlussbestimmungen
§ 58 Übergangsvorschriften
§§ 59 - 60 (aufgehoben)
§ 61 In-Kraft-Treten

ELFTER ABSCHNITT

ZWÖLFTER ABSCHNITT

DREIZEHNTER ABSCHNITT

VIERZEHNTER ABSCHNITT

ZEHNTER ABSCHNITT

Allgemeine Vorschriften
§ 1 Anwendungsbereich
Die §§ 3 bis 56 dieses Gesetzes gelten nur,
soweit öffentlich-rechtliche Vorschriften nicht
entgegenstehen oder die Beteiligten nichts an-
deres vereinbaren.

ERSTER ABSCHNITT

§ 2 Nachbar und Nutzungs-
berechtigter

(1) Nachbar im Sinne dieses Gesetzes ist der
Eigentümer eines Grundstücks, im Fall der Be-
lastung des Grundstücks mit einem Erbbau-
recht der Erbbauberechtigte.
(2) Rechte und Pflichten eines Nutzungsbe-
rechtigten nach diesem Gesetz entstehen nur
für denjenigen Nutzungsberechtigten, dessen
Besitzstand berührt wird.

Nachbarwand
§ 3 Grundsatz
(1) Nachbarwand ist die auf der Grenze zweier
Grundstücke errichtete Wand, die den auf diesen
Grundstücken errichteten oder zu errichtenden
Gebäuden als Abschlusswand oder zur Unter-
stützung oder Aussteifung dient oder dienen soll.
(2) Eine Nachbarwand darf nur errichtet wer-
den, wenn der Nachbar einwilligt.
(3) Für die mit Einwilligung oder Genehmigung
des Nachbarn errichtete Nachbarwand gelten
die Vorschriften der §§ 4 bis 14.

§ 4 Beschaffenheit und Standort
der Nachbarwand

(1) Die Nachbarwand ist in derjenigen Bauart
und Bemessung, insbesondere in der Dicke
und mit der Gründungstiefe auszuführen, dass
sie den Zwecken beider Nachbarn genügt.
Der zuerst Bauende braucht die Wand nur für
einen Anbau herzurichten, der an die Bauart
und Bemessung der Wand keine höheren An-
forderungen stellt als sein eigenes Gebäude.
(2) Erfordert keines der beiden Gebäude eine
größere Dicke der Wand als das andere, so
darf die Nachbarwand höchstens mit der
Hälfte ihrer notwendigen Dicke auf dem Nach-
bargrundstück errichtet werden. Erfordert das
auf einem der Grundstücke geplante Gebäude
eine dickere Wand, so ist die Wand mit einem
entsprechend größeren Teil ihrer Dicke auf
diesem Grundstück zu errichten.
(3) Soweit die Nachbarwand den Vorschriften
des Absatzes 2 entspricht, hat der Nachbar
keinen Anspruch auf Zahlung einer Vergütung
(§ 912 BGB) oder auf Abkauf von Boden
(§ 915 BGB). Wird die Nachbarwand beseitigt,
bevor angebaut ist, so kann der Nachbar für
die Zeit ihres Bestehens eine Vergütung nach
§ 912 BGB beanspruchen.

ZWEITER ABSCHNITT
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§ 5 Tiefere Gründung
(1) Soll eine Nachbarwand errichtet werden,
so kann der Nachbar von ihrem Erbauer bis
zur Einreichung des Bauantrags verlangen,
dass dieser die Gründung so tief legt, wie es
erforderlich ist, um bei Errichtung eines bau-
rechtlich zulässigen Gebäudes auf dem Nach-
bargrundstück die Nachbarwand zu benutzen.
Er hat ihm in diesem Fall die entstandenen
Mehrkosten zu erstatten. Auf Verlangen ist
binnen zwei Wochen Vorschuss in Höhe der
voraussichtlichen Mehrkosten zu leisten. Der
Anspruch auf tiefere Gründung erlischt, wenn
der Vorschuss nicht fristgerecht geleistet wird.

(2) Soweit die tiefere Gründung zum Vorteil
des zunächst zur Bebauung vorgesehenen
Grundstücks ausgenutzt wird, beschränkt sich
die Erstattungspflicht des Nachbarn auf die
Hälfte der entstandenen Mehrkosten. Darüber
hinaus bereits erbrachte Leistungen können
zurückgefordert werden.

§ 6 Anbau an die Nachbarwand
(1) Der Nachbar ist berechtigt, an die Nach-
barwand anzubauen. Anbau ist die Mitbenut-
zung der Wand als Abschlusswand oder zur
Unterstützung oder Aussteifung eines auf dem
Nachbargrundstück errichteten Gebäudes.

(2) Ein Unterfangen der Nachbarwand ist nur
entsprechend der Vorschrift des § 18 zulässig.

§ 7 Anzeige des Anbaues
(1) Die Einzelheiten des beabsichtigten An-
baues sind mindestens drei Monate vor Be-
ginn der Bauarbeiten dem Eigentümer und
dem Nutzungsberechtigten des zuerst bebau-
ten Grundstücks anzuzeigen. Mit den Arbeiten
darf erst nach Fristablauf begonnen werden.

(2) Etwaige Einwendungen gegen den Anbau
sind unverzüglich zu erheben.

(3) Ist jemand, dem Anzeige nach Absatz 1 zu
machen ist, unbekannten Aufenthalts oder bei
einem Aufenthalt im Ausland nicht alsbald er-
reichbar und hat er keinen Vertreter bestellt, so
genügt statt der Anzeige an diesen Betroffenen
die Anzeige an den unmittelbaren Besitzer.

§ 8 Vergütung
(1) Der anbauende Nachbar hat dem Eigentü-
mer des zuerst bebauten Grundstücks den
halben Wert der Nachbarwand zu vergüten,
soweit ihre Fläche zum Anbau genutzt wird.

(2) Die Vergütung ermäßigt sich, wenn die be-
sondere Bauart oder Bemessung der Wand
nicht oder nur für das zuerst errichtete Gebäude
erforderlich ist. Sie erhöht sich, wenn die beson-
dere Bauart oder Bemessung der Wand nur für
das später errichtete Gebäude erforderlich ist.
(3) Nimmt die Nachbarwand auf dem Grund-
stück des anbauenden Nachbarn eine größere
Bodenfläche in Anspruch, als in § 4 Abs. 2 vor-
gesehen, so kann dieser die Vergütung um den
Wert des zusätzlich überbauten Bodens kürzen,
wenn er nicht die in § 912 Abs. 2 oder in § 915
BGB bestimmten Rechte ausübt. Nimmt die
Nachbarwand auf dem Grundstück des anbau-
enden Nachbarn eine geringere Bodenfläche in
Anspruch, als in § 4 Abs. 2 vorgesehen, so er-
höht sich die Vergütung um den Wert des Bo-
dens, den die Wand andernfalls auf dem Nach-
bargrundstück zusätzlich benötigen würde.
(4) Die Vergütung wird zwei Wochen nach der
Erstattung der Anzeige der Fertigstellung des
Rohbaus nach § 79 der Landesbauordnung
(LBO) vom 18. Februar 2004 (Amtsbl. S. 822)
in der jeweils geltenden Fassung fällig; sie steht
demjenigen zu, der zu dieser Zeit Eigentümer
ist. Bei der Wertberechnung ist von den zu die-
sem Zeitpunkt üblichen Baukosten auszuge-
hen und das Alter sowie der bauliche Zustand
der Nachbarwand zu berücksichtigen. Auf Ver-
langen ist Sicherheit in Höhe der voraussicht-
lich zu gewährenden Vergütung zu leisten; in
einem solchen Fall darf der Anbau erst nach
Leistung der Sicherheit begonnen oder fortge-
setzt werden. Die Sicherheit kann in einer
Bankbürgschaft bestehen.

§ 9 Unterhaltung der
Nachbarwand

(1) Bis zum Anbau fallen die Unterhaltungskos-
ten der Nachbarwand dem Eigentümer des
zuerst bebauten Grundstücks allein zur Last.

(2) Nach dem Anbau sind die Unterhaltungs-
kosten für den gemeinsam genutzten Teil der
Nachbarwand von beiden Nachbarn entspre-
chend dem Verhältnis ihrer Beteiligung gemäß
§ 8 Abs. 1 und 2 zu tragen.

(3) Wird eines der beiden Gebäude abgebrochen
und nicht neu errichtet, hat der Eigentümer des
Grundstücks, auf dem das abgebrochene Ge-
bäude stand, die durch den Abbruch entstande-
nen Schäden zu beseitigen und die Außenfläche
des bisher gemeinsam genutzten Teils der Wand
auf seine Kosten in einen für eine Außenwand
geeigneten Zustand zu versetzen. Die Kosten
der künftigen Unterhaltung fallen dem anderen
Grundstückseigentümer allein zur Last.
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§ 10 Nichtbenutzung der Nach-
barwand für ein später
errichtetes Gebäude

(1) Wird das später errichtete Gebäude nicht
an die Nachbarwand angebaut, obwohl das
möglich wäre, so hat der anbauberechtigte
Nachbar für die durch die Errichtung der
Nachbarwand entstandenen Mehraufwendun-
gen gegenüber den Kosten einer Grenzwand
Ersatz zu leisten. Dabei ist in angemessener
Weise zu berücksichtigen, dass das Nachbar-
grundstück durch die Nachbarwand teilweise
weiter genutzt wird.
(2) Hat die Nachbarwand von dem Grundstück
des zuerst Bauenden weniger Bodenfläche
benötigt als eine Grenzwand (§ 15), so er-
mäßigt sich der Ersatz um den Wert der einge-
sparten Bodenfläche.
(3) Höchstens ist der Betrag zu erstatten, der
im Fall des Anbaues zu zahlen wäre.
(4) Im Übrigen ist § 8 Abs. 4 Satz 1 entspre-
chend anzuwenden.
(5) Der anbauberechtigte Nachbar ist verpflichtet,
die Dachfläche seines Gebäudes auf seine Kos-
ten dicht an die Nachbarwand anzuschließen.

§ 11 Beseitigung der Nachbar-
wand vor dem Anbau

(1) Der Eigentümer des zuerst bebauten Grund-
stücks darf die Nachbarwand nur mit Einwilli-
gung des Nachbarn beseitigen. Die Absicht,
die Nachbarwand zu beseitigen, muss dem
Nachbarn schriftlich erklärt werden. Die Einwil-
ligung gilt als erteilt, wenn der Nachbar dieser
Erklärung nicht innerhalb von zwei Monaten
schriftlich widerspricht. Für die Erklärung gilt
§ 7 Abs. 3 entsprechend.
(2) Die Einwilligung gilt trotz Widerspruchs als
erteilt, wenn
a) der Nachbar nicht innerhalb von sechs Mo-

naten nach Empfang der Erklärung einen
Antrag auf Genehmigung eines Anbaues
bei der Bauaufsichtsbehörde einreicht oder

b) wenn die Ablehnung einer beantragten Bau-
genehmigung nicht mehr angefochten wer-
den kann oder

c) wenn von einer Baugenehmigung nicht
innerhalb eines Jahres nach Erteilung Ge-
brauch gemacht wird.

(3) Beseitigt der Erbauer der Nachbarwand die-
se ganz oder teilweise, ohne hierzu nach den
Absätzen 1 und 2 berechtigt zu sein, so kann
der anbauberechtigte Nachbar ohne Rück-

sicht auf Verschulden Ersatz für den ihm durch
die völlige oder teilweise Beseitigung der Anbau-
möglichkeit zugefügten Schaden verlangen. Der
Anspruch wird zwei Wochen nach der Erstat-
tung der Anzeige der abschließenden Fertig-
stellung nach § 79 der Landesbauordnung
(LBO) vom 18. Februar 2004 (Amtsbl. S. 822)
in der jeweils geltenden Fassung fällig.

§ 12 Erhöhen der Nachbarwand
(1) Jeder Nachbar darf die Nachbarwand auf
seine Kosten nach den allgemein anerkannten
Regeln der Baukunst erhöhen, wenn dadurch
keine erhebliche Beeinträchtigung für den ande-
ren Nachbarn zu erwarten ist. Für den erhöhten
Teil der Nachbarwand gelten die §§ 4 bis 11
entsprechend.

(2) Der höher Bauende darf, soweit erforder-
lich, auf das Nachbardach einschließlich des
Dachtragwerks einwirken; er hat auf seine
Kosten das Nachbardach mit der erhöhten
Nachbarwand ordnungsgemäß zu verbinden.

§ 13 Verstärken der Nachbarwand
Jeder Grundstückseigentümer darf die Nach-
barwand auf seinem Grundstück auf seine Kos-
ten verstärken, soweit es nach den allgemein
anerkannten Regeln der Baukunst zulässig ist.
Die Absicht der Verstärkung ist mindestens
zwei Monate vor Beginn der Bauarbeiten an-
zuzeigen. Im Übrigen gilt § 7 entsprechend.

§ 14 Schadensersatz
(1) Schaden, der bei Ausübung eines Rechts
gemäß den §§ 12 und 13 dem Eigentümer
oder dem Nutzungsberechtigten entsteht, ist
ohne Rücksicht auf Verschulden zu ersetzen.

(2) Auf Verlangen ist in Höhe des voraussicht-
lichen Schadensbetrages Sicherheit zu leisten,
die auch in einer Bankbürgschaft bestehen
kann; in einem solchen Fall darf das Recht erst
nach Leistung der Sicherheit ausgeübt werden.

Grenzwand
§ 15 Errichten der Grenzwand
(1) Grenzwand ist die unmittelbar an der
Grenze zum Nachbargrundstück, jedoch aus-
schließlich auf dem Grundstück des Erbauers
errichtete Wand.
(2) Wer eine Grenzwand errichten will, hat dem
Nachbarn die Bauart, Bemessung und Grün-
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dung der beabsichtigten Wand anzuzeigen.
§ 7 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.
(3) Der Nachbar kann innerhalb eines Monats
nach Zugang der Anzeige eine solche Grün-
dung der Grenzwand verlangen, dass zusätz-
liche Baumaßnahmen vermieden werden,
wenn er später neben der Grenzwand ein Ge-
bäude errichtet oder erweitert. Mit den Arbei-
ten zur Errichtung der Grenzwand darf erst
nach Ablauf der Frist begonnen werden.
(4) Die nach Absatz 3 entstehenden Mehrkos-
ten sind zu erstatten. In Höhe der voraussicht-
lich erwachsenden Mehrkosten ist auf Verlan-
gen binnen zwei Wochen Vorschuss zu lei-
sten. Der Anspruch auf besondere Gründung
erlischt, wenn der Vorschuss nicht fristgerecht
geleistet wird.
(5) Soweit die besondere Gründung auch zum
Vorteil des zuerst errichteten Gebäudes aus-
genutzt wird, beschränkt sich die Erstattungs-
pflicht des Nachbarn auf den angemessenen
Kostenanteil. Darüber hinaus bereits erbrachte
Leistungen können zurückgefordert werden.
(6) Die Absätze 2 bis 5 gelten nicht, wenn Ga-
ragen oder andere eingeschossige Nebenge-
bäude ohne Aufenthaltsräume an der Grenze
errichtet werden sollen.

§ 16 Anbau an eine Grenzwand
(1) Der Nachbar darf eine Grenzwand durch
Anbau (§ 6 Abs. 1 Satz 2) nutzen, wenn der
Eigentümer einwilligt.
(2) Der anbauende Nachbar hat eine Vergütung
zu zahlen, soweit er sich nicht schon nach § 15
Abs. 4 an den Baukosten beteiligt hat. Auf diese
Vergütung ist § 8 Abs. 1, 2 und 4 entsprechend
anzuwenden. Die Vergütung erhöht sich um
den Wert des Bodens, den der Anbauende
gemäß § 4 Abs. 2 bei Errichtung einer Nachbar-
wand hätte zur Verfügung stellen müssen.
(3) Für die Unterhaltungskosten der Grenz-
wand gilt § 9 entsprechend.

§ 17 Anschluss bei zwei
Grenzwänden

(1) Wer eine Grenzwand neben einer schon
vorhandenen Grenzwand errichtet, ohne an-
zubauen, hat sie auf seine Kosten an das zu-
erst errichtete Gebäude dicht anzuschließen.
Er ist berechtigt, durch übergreifende Bauteile
einen den öffentlich-rechtlichen Vorschriften
entsprechenden Anschluss an das beste-
hende Bauwerk herzustellen. Er hat den An-
schluss auf seine Kosten zu unterhalten.

(2) Die Einzelheiten des beabsichtigten Anschlus-
ses sind in der nach § 15 Abs. 2 vorgeschrie-
benen Anzeige dem Nachbarn mitzuteilen.

(3) Werden die Grenzwände gleichzeitig errichtet,
tragen die Nachbarn die Kosten des Anschlus-
ses und seiner Unterhaltung zu gleichen Teilen.

§ 18 Unterfangen einer
Grenzwand

(1) Muss der Nachbar zur Errichtung seines Ge-
bäudes seine Grenzwand tiefer als die zuerst
errichtete Grenzwand gründen, so darf er diese
unterfangen, wenn keine erhebliche Schädigung
des zuerst errichteten Gebäudes zu besorgen ist
und das Unterfangen nur mit unzumutbar hohen
Kosten vermieden werden könnte.

(2) Für die Verpflichtung zur Anzeige und zum
Schadensersatz gelten die §§ 7 und 14 ent-
sprechend.

§ 19 Einseitige Grenzwand
Darf nur auf einer Seite unmittelbar an eine ge-
meinsame Grenze gebaut werden, so hat der
Nachbar kleinere, nicht zum Betreten be-
stimmte Bauteile, die in den Luftraum seines
Grundstücks übergreifen, zu dulden, wenn sie
die Benutzung seines Grundstücks nicht oder
nur geringfügig beeinträchtigen.

§ 19a Wärmedämmung
(1) Der Eigentümer und die Nutzungsberechtig-
ten eines Grundstücks haben Bauteile, die auf
ihr Grundstück übergreifen, zu dulden, wenn
1. es sich bei den übergreifenden Bauteilen um

eine Wärmedämmung handelt, die über die
Bauteilanforderungen der Energieeinspar-
verordnung vom 24. Juli 2007 (BGBl. I S.
1519), zuletzt geändert durch Artikel 1 der
Verordnung vom 18. November 2013 (BGBl.
I S. 3951), in der jeweils geltenden Fassung
für bestehende Gebäude nicht hinausgeht,

2. eine vergleichbare Wärmedämmung auf an-
dere Weise mit vertretbarem Aufwand nicht
vorgenommen werden kann und

3. die übergreifenden Bauteile
a) an einer zulässigerweise errichteten ein-

seitigen Grenzwand auf dem Nachbar-
grundstück angebracht werden,

b) öffentlich-rechtlichen Vorschriften nicht
widersprechen und

c) die Benutzung des betroffenen Grund-
stücks nicht oder nur geringfügig beein-
trächtigen.
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Eine nur geringfügige Beeinträchtigung im Sinne
von Satz 1 Nummer 3 Buchstabe c liegt insbe-
sondere dann nicht vor, wenn die Überbauung
die Grenze zum Nachbargrundstück in der Tiefe
um mehr als 0,25 m überschreitet. Die Dul-
dungspflicht nach Satz 1 erstreckt sich auch auf
die mit der Wärmedämmung zusammenhängen-
den notwendigen Änderungen von Bauteilen.

(2) Der Duldungsverpflichtete ist berechtigt, die
Beseitigung der Wärmedämmung zu verlan-
gen, wenn und soweit er selbst zulässigerweise
an die Grenzwand anbauen will.

(3) Der Begünstigte muss die übergreifenden
Bauteile in einem ordnungsgemäßen Zustand
erhalten.

(4) Für die Verpflichtung zur Anzeige und zum
Schadensersatz gilt § 25 entsprechend mit der
Maßgabe, dass die Frist zur Anzeige einen
Monat beträgt und die Anzeige Art und Umfang
der Baumaßnahme umfassen muss.

(5) Den Eigentümern und dinglichen Nutzungs-
berechtigten des überbauten Grundstücks ist
ein angemessener Ausgleich in Geld zu leisten.
Sofern nichts anderes vereinbart wird, gelten §
912 Abs. 2 und die §§ 913 und 914 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs entsprechend.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend für
eine über die Grenze hinausreichende Wand,
die keine Nachbarwand im Sinne von § 3 Abs. 1
ist und zu deren Duldung der Eigentümer und
die Nutzungsberechtigten des Nachbargrund-
stücks verpflichtet sind.

§ 20 Über die Grenze
gebaute Wand

Die Bestimmungen über die Grenzwand gel-
ten auch für eine über die Grenze hinausrei-
chende Wand, wenn die Vorschriften über die
Nachbarwand nicht anwendbar sind. Stimmt
der Erbauer einer solchen Wand auf Wunsch
des Nachbarn einem Anbau zu, so gelten die
Vorschriften über die Nachbarwand.

Hochführen von Schornsteinen,
Lüftungsschächten und
Antennenanlagen
§ 21 Inhalt und Umfang
(1) Der Eigentümer und der Nutzungsberech-
tigte eines Grundstücks müssen dulden, dass
der Nachbar an dem Gebäude Schornsteine,
Lüftungsschächte und Antennenanlagen sei-
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nes angrenzenden niedrigeren Gebäudes be-
festigt, wenn
1. die Höherführung der Schornsteine und Lüf-

tungsschächte zur Betriebsfähigkeit oder die
Erhöhung der Antennenanlagen für einen
einwandfreien Empfang von Sendungen er-
forderlich ist und

2. die Befestigung der höhergeführten Schorn-
steine, Lüftungsschächte und Antennenan-
lagen ohne Inanspruchnahme des Nachbar-
gebäudes nur mit erheblichen technischen
Nachteilen oder unverhältnismäßig hohen
Kosten möglich wäre und

3. das betroffene Grundstück nicht erheblich
beeinträchtigt wird.

(2) Der Eigentümer und der Nutzungsberech-
tigte des betroffenen Grundstücks müssen
ferner dulden:
1. dass die höhergeführten Schornsteine, Lüf-

tungsschächte und Antennenanlagen des
Nachbargrundstücks von ihrem Grundstück
aus unterhalten und gereinigt werden und

2. dass die hierfür notwendigen Einrichtungen
auf ihrem Grundstück angebracht werden,

wenn diese Maßnahmen anders nicht zweck-
mäßig und nur mit unverhältnismäßig hohen
Kosten getroffen werden können. Sie können
den Berechtigten darauf verweisen, an ihrem
Gebäude außen eine Steigleiter anzubringen
und zu benutzen, wenn dies den notwendigen
Zugang für die nach Satz 1 vorzunehmenden
Arbeiten ermöglicht.

(3) Absätze 1 und 2 gelten für Antennenanlagen
nicht, wenn dem Eigentümer und dem Nutzungs-
berechtigten des niedrigeren Gebäudes die Mit-
benutzung einer dazu geeigneten Antennen-
anlage des höheren Gebäudes gestattet wird.

§ 22 Anzeigepflicht und
Schadensersatz

(1) Für die Verpflichtung zur vorherigen Anzeige
der Rechtsausübung gilt § 7 entsprechend. Kei-
ner vorherigen Anzeige bedürfen jedoch die vor-
geschriebenen Tätigkeiten des Schornsteinfe-
gers, notwendige Besichtigungen der Anlage
durch den Berechtigten sowie kleinere Arbeiten,
die den Verpflichteten nicht beeinträchtigen.
(2) Für die Verpflichtung zum Schadensersatz
gilt § 14 entsprechend.

§ 23 Nutzungsentschädigung
(1) Für die Duldung der Rechtsausübung nach
§ 21 ist der Nachbar durch eine Geldrente zu
entschädigen. Die Rente ist jährlich im Voraus
zu entrichten.



259

Saarländisches Nachbarrechtsgesetz
(2) Die Höhe der Rente ist nach Billigkeit zu be-
messen. Dabei sind die dem Berechtigten
durch die Ausübung des Rechts zugute kom-
menden Einsparungen und der Umfang der
Beeinträchtigung des Nachbarn angemessen
zu berücksichtigen.

Hammerschlags- und Leiterrecht
§ 24 Inhalt und Umfang
(1) Der Eigentümer und der Nutzungsberech-
tigte eines Grundstücks müssen dulden, dass
ihr Grundstück einschließlich der Bauwerke
von dem Eigentümer oder dem Nutzungsbe-
rechtigten des Nachbargrundstücks zur Vor-
bereitung und Durchführung von Bau-, In-
standsetzungs- und Unterhaltungsarbeiten auf
dem Nachbargrundstück vorübergehend be-
treten und benutzt wird, wenn und soweit
1. die Arbeiten anders nicht zweckmäßig oder

nur mit unverhältnismäßig hohen Kosten
durchgeführt werden können,

2. die mit der Duldung verbundenen Nachteile
oder Belästigungen nicht außer Verhältnis
zu dem von dem Berechtigten erstrebten
Vorteil stehen,

3. das Vorhaben öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften nicht widerspricht.

(2) Das Recht zur Benutzung umfasst die Be-
fugnis, auf oder über dem Grundstück Gerüste
aufzustellen sowie die zu den Arbeiten erforder-
lichen Geräte und Baustoffe über das Grund-
stück zu bringen und dort niederzulegen.
(3) Das Recht ist so schonend wie möglich
auszuüben. Es darf nicht zur Unzeit geltend
gemacht werden.
(4) Absatz 1 findet auf den Eigentümer öffent-
licher Verkehrsflächen keine Anwendung.

§ 25 Anzeigepflicht und
Schadensersatz

(1) Die Absicht, das Nachbargrundstück zu be-
nutzen, ist mindestens zwei Wochen vor Beginn
der Benutzung dem Eigentümer und dem Nut-
zungsberechtigten dieses Grundstücks anzuzei-
gen. § 7 Abs. 3 findet entsprechende Anwendung.
(2) Für die Verpflichtung zum Schadensersatz
gilt § 14 entsprechend.
(3) Ist die Ausübung des Rechtes nach § 24
zur Abwendung einer gegenwärtigen erhebli-
chen Gefahr erforderlich, so entfällt die Ver-
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pflichtung zur Anzeige gemäß Absatz 1 und
zur Sicherheitsleistung nach § 14 Abs. 2.

§ 26 Nutzungsentschädigung
(1) Wer ein Grundstück länger als zwei Wo-
chen gemäß § 24 benutzt, hat für die ganze
Zeit der Benutzung eine Nutzungsentschädi-
gung zu zahlen. Diese ist so hoch wie die
ortsübliche Miete für einen dem benutzten
Grundstücksteil vergleichbaren gewerblichen
Lagerplatz. Die Entschädigung ist nach dem
Ablauf von je zwei Wochen fällig.
(2) Nutzungsentschädigung kann nicht verlangt
werden, soweit nach § 25 Abs. 2 Ersatz für ent-
gangene anderweitige Nutzung gefordert wird.

Duldung von Leitungen
§ 27 Duldungspflicht
(1) Der Eigentümer und der Nutzungsberech-
tigte müssen dulden, dass durch ihr Grund-
stück Wasserversorgungs- oder Abwasserlei-
tungen zu einem Nachbargrundstück hin-
durchgeführt werden, wenn
1. der Anschluss an das Wasserversorgungs-

oder Entwässerungsnetz anders nicht
zweckmäßig oder nur mit erheblichen
Mehrkosten durchgeführt werden kann und

2. der zu erwartende Nutzen den Schaden des
Betroffenen erheblich übersteigt.

(2) Ist das betroffene Grundstück an das Wasser-
versorgungs- und Entwässerungsnetz bereits
angeschlossen und reichen die vorhandenen
Leitungen zur Versorgung oder Entwässerung
beider Grundstücke aus, so beschränkt sich
die Verpflichtung nach Absatz 1 auf das Dul-
den des Anschlusses. Im Fall des Anschlusses
ist zu den Herstellungskosten des Teils der
Leitungen, der nach dem Anschluss mitbe-
nutzt werden soll, ein angemessener Beitrag
und auf Verlangen Sicherheit in Höhe des vor-
aussichtlichen Beitrags zu leisten. In diesem
Fall dürfen die Arbeiten erst nach Leistung der
Sicherheit vorgenommen werden. Die Sicher-
heit kann in einer Bankbürgschaft bestehen.
(3) Bestehen technisch mehrere Möglichkeiten
der Durchführung, so ist die für das betroffene
Grundstück schonendste zu wählen.

§ 28 Unterhaltung von Leitungen
Der Berechtigte hat die nach § 27 verlegten
Leitungen oder Anschlussleitungen auf seine
Kosten zu unterhalten. Zu den Unterhaltungs-
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kosten der Teile der Leitungen, die von ihm
mitbenutzt werden, hat er einen angemesse-
nen Beitrag zu leisten.

§ 29 Anzeigepflicht und
Schadensersatz

(1) Für die Verpflichtungen des Berechtigten
zur Anzeige und zum Schadensersatz gilt § 25
Abs. 1 und 2 entsprechend.
(2) Der Duldungspflichtige hat dem Berechtigten
anzuzeigen, wenn er auf seinem Grundstück
Veränderungen vornehmen will, die wesentliche
Auswirkungen auf die Benutzung oder Unterhal-
tung der verlegten Leitungen haben könnten.

§ 30 Anschlussrecht des
Duldungspflichtigen

(1) Der Eigentümer und der Nutzungsberech-
tigte eines Grundstücks, das nach § 27 in An-
spruch genommen wird, sind berechtigt, ihrer-
seits an die verlegten Leitungen anzuschließen,
wenn diese ausreichen, um die Wasserversor-
gung oder die Entwässerung beider Grund-
stücke sicherzustellen. § 27 Abs. 2 Satz 2 bis
4 und §§ 28 und 29 gelten entsprechend.

(2) Soll ein auf dem in Anspruch genommenen
Grundstück errichtetes oder noch zu erstellen-
des Gebäude an die Leitungen angeschlossen
werden, die der Eigentümer oder der Nutzungs-
berechtigte eines anderen Grundstücks nach
§ 27 durch das Grundstück hindurchführen will,
so können der Eigentümer und der Nutzungs-
berechtigte des betroffenen Grundstücks ver-
langen, dass die Leitungen so verlegt werden,
dass ihr Grundstück ebenfalls angeschlossen
werden kann. Die entstehenden Mehrkosten
sind zu erstatten. In Höhe der voraussichtlich
erwachsenden Mehrkosten ist auf Verlangen
binnen zwei Wochen Vorschuss zu leisten; der
Anspruch nach Satz 1 erlischt, wenn der Vor-
schuss nicht fristgerecht geleistet wird.

§ 31 Betretungsrecht
(1) Der Eigentümer und der Nutzungsberechtigte
müssen dulden, dass ihr Grundstück zwecks
Verlegung, Änderung, Unterhaltung oder Be-
seitigung einer Wasserversorgungs- oder Ab-
wasserleitung auf einem anderen Grundstück
betreten wird, dass über das Grundstück die
zu den Arbeiten erforderlichen Gegenstände ge-
bracht werden und dass Erdaushub vorüber-
gehend dort gelagert wird, wenn
1. das Vorhaben anders nicht zweckmäßig

oder nur mit erheblichen Mehrkosten durch-
geführt werden kann und

2. die mit der Duldung verbundenen Nachteile
und Belästigungen nicht den von dem Be-
rechtigten erstrebten Vorteil erheblich über-
steigen.

(2) Die §§ 25 und 26 gelten entsprechend.

§ 32 Nachträgliche erhebliche
Beeinträchtigungen

(1) Führen die nach § 27 Abs. 1 verlegten Lei-
tungen oder die nach § 27 Abs. 2 hergestell-
ten Anschlussleitungen nachträglich zu einer
erheblichen Beeinträchtigung, so können der
Eigentümer und der Nutzungsberechtigte des
betroffenen Grundstücks von dem Berechtig-
ten verlangen, dass er seine Leitungen beseitigt
und die Beseitigung der Teile der Leitungen,
die gemeinschaftlich genutzt werden, duldet.
Dieses Recht entfällt, wenn der Berechtigte
die Beeinträchtigung so herabmindert, dass
sie nicht mehr erheblich ist.

(2) Schaden, der durch Maßnahmen nach Ab-
satz 1 auf dem betroffenen Grundstück entsteht,
ist ohne Rücksicht auf Verschulden zu ersetzen.

§ 33 Nutzungsentschädigung
(1) Für die Duldung der Rechtsausübung nach
§ 27 ist der Nachbar durch eine Geldrente zu
entschädigen. Die Rente ist jährlich im Voraus
zu entrichten.

(2) Die Höhe der Rente ist nach Billigkeit zu be-
messen. Dabei sind die dem Berechtigten
durch die Ausübung des Rechts zugute kom-
menden Einsparungen und der Umfang der
Beeinträchtigung des Nachbarn angemessen
zu berücksichtigen.

§ 34 Anschluss an Fernheizungen
Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten ent-
sprechend für den Anschluss eines Grund-
stücks an eine Fernheizung, sofern derjenige,
der sein Grundstück anschließen will, einem
Anschlusszwang unterliegt.

Fenster- und Lichtrecht
§ 35 Inhalt und Umfang
(1) In oder an der Außenwand eines Gebäudes,
die parallel oder in einem Winkel bis zu 75° zur
Grenze des Nachbargrundstücks verläuft, dürfen
Fenster, Türen oder zum Betreten bestimmte
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Bauteile wie Balkone und Terrassen nur mit
schriftlicher Zustimmung des Eigentümers des
Nachbargrundstücks angebracht werden, wenn
ein geringerer Abstand als 2,0 m von dem
grenznächsten Punkt der Einrichtung bis zur
Grenze eingehalten werden soll.

(2) Die Zustimmung muss erteilt werden, wenn
keine oder nur geringfügige Beeinträchtigun-
gen zu erwarten sind.

(3) Von einem Fenster oder einem zum Betre-
ten bestimmten Bauteil, dem der Eigentümer des
Nachbargrundstücks schriftlich zugestimmt hat,
müssen er und seine Rechtsnachfolger mit
einem später errichteten Bauwerk mindestens
2,0 m Abstand einhalten, Dies gilt nicht, wenn
das später errichtete Bauwerk den Lichteinfall
nicht oder nur geringfügig beeinträchtigt.

§ 36 Ausnahmen
Eine Zustimmung nach § 35 ist nicht erforderlich

1. soweit die Anbringung der Fenster, Türen
oder Bauteile (§ 35 Abs. 1) baurechtlich ge-
boten ist,

2. für Lichtöffnungen, die nicht geöffnet werden
können und entweder mit ihrer Unterkante
mindestens 1,80 m über dem Fußboden
des zu erhellenden Raumes liegen oder un-
durchsichtig sind,

3. für Lichtschächte und Öffnungen, die unter-
halb der angrenzenden Erdoberfläche liegen,

4. für Außenwände gegenüber Grenzen zu öf-
fentlichen Verkehrsflächen, Grünflächen und
Gewässern, wenn die Flächen oder Ge-
wässer mindestens 3 m breit sind.

§ 37 Ausschluss des
Beseitigungsanspruchs

Der Anspruch auf Beseitigung einer Einrich-
tung im Sinne des § 35, die einen geringeren
als den dort vorgeschriebenen Abstand ein-
hält, ist ausgeschlossen, wenn der Nachbar
nicht innerhalb von zwei Jahren nach dem An-
bringen Klage auf Beseitigung erhoben hat.

Wasserrechtliches Nachbarrecht
§ 38 Wild abfließendes Wasser
(1) Wild abfließendes Wasser ist oberirdisch
außerhalb eines Bettes abfließendes Quell-
oder Niederschlagswasser.
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(2) Der Eigentümer eines Grundstücks und die
Nutzungsberechtigten dürfen nicht

1. den Abfluss wild abfließenden Wassers auf
andere Grundstücke verstärken,

2. den Zufluss wild abfließenden Wassers von
anderen Grundstücken auf ihr Grundstück
verhindern,

wenn dadurch die anderen Grundstücke er-
heblich beeinträchtigt werden.

(3) Der Eigentümer und die Nutzungsberech-
tigten dürfen den Abfluss wild abfließenden
Wassers von ihrem Grundstück auf andere
Grundstücke mindern oder unterbinden.

§ 39 Wiederherstellung des
früheren Zustandes

(1) Haben Naturereignisse Veränderungen der
in § 38 Abs. 2 genannten Art bewirkt, so dürfen
der Eigentümer des beeinträchtigten Grund-
stücks und die Nutzungsberechtigten den
früheren Zustand des Grundstücks, auf dem
die Veränderung eingetreten ist, auf ihre Kos-
ten wiederherstellen und zu diesem Zweck
das Grundstück betreten.

(2) Das Recht nach Absatz 1 kann nur bis zum
Ende des auf den Eintritt der Veränderung fol-
genden Kalenderjahres ausgeübt werden.
Während der Dauer eines Rechtsstreits über
die Pflicht zur Duldung der Wiederherstellung
ist der Lauf der Frist für die Prozessbeteiligten
gehemmt.

§ 40 Anzeigepflicht und
Schadensersatz

Für die Verpflichtungen des Berechtigten zur
Anzeige und zum Schadensersatz gilt § 25
entsprechend.

Dachtraufe
§ 41 Ableitung des

Niederschlagswassers
(1) Der Eigentümer und der Nutzungsberech-
tigte eines Grundstücks müssen ihre baulichen
Anlagen so einrichten, dass Niederschlags-
wasser nicht auf das Nachbargrundstück
tropft, auf dieses abgeleitet wird oder übertritt.

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf frei-
stehende Mauern entlang öffentlicher Straßen,
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Grünflächen und Gewässer, es sei denn, dass
die Zuführung des Wassers zu wesentlichen
Beeinträchtigungen führt oder dadurch Dritte
gefährdet werden.

§ 42 Anbringen von Sammel-
und Abflusseinrichtungen

(1) Wer aus besonderem Rechtsgrund ver-
pflichtet ist, Niederschlagswasser aufzuneh-
men, das von den baulichen Anlagen eines
Nachbargrundstücks tropft oder in anderer
Weise auf sein Grundstück gelangt, darf auf
seine Kosten besondere Sammel- und Abfluss-
einrichtungen auf dem Nachbargrundstück
anbringen, wenn damit keine erhebliche Be-
einträchtigung verbunden ist. Er hat diese Ein-
richtungen zu unterhalten.

(2) Für die Verpflichtung zur vorherigen An-
zeige und zum Schadensersatz gelten die §§
7 und 14 entsprechend.

Einfriedungen
§ 43 Einfriedungspflicht
(1) Innerhalb eines im Zusammenhang bebauten
Ortsteils ist der Eigentümer eines Grundstücks
auf Verlangen des Nachbarn verpflichtet, sein
Grundstück einzufrieden, wenn dies zum Schutz
des Nachbargrundstücks vor wesentlichen
Beeinträchtigungen erforderlich ist, die von
dem einzufriedenden Grundstück ausgehen.

(2) Soweit baurechtlich nichts anderes vorge-
schrieben ist oder gefordert wird, richtet sich die
Art der Einfriedung nach der Ortsübung. Lässt
sich eine ortsübliche Einfriedung nicht feststel-
len, so gilt ein 1,2 m hoher Zaun aus festem
Maschendraht als ortsüblich. Reicht die nach
Satz 1 oder 2 vorgeschriebene Art der Einfrie-
dung nicht aus, um dem Nachbargrundstück
angemessenen Schutz vor Beeinträchtigun-
gen zu bieten, so hat der zur Einfriedung Ver-
pflichtete die Einfriedung in dem erforderlichen
Maß zu verstärken oder zu erhöhen.

§ 44 Kosten der Einfriedung
(1) Wer zur Einfriedung seines Grundstücks ver-
pflichtet ist, hat die hierzu erforderlichen Ein-
richtungen auf seinem eigenen Grundstück
anzubringen und zu unterhalten.

(2) Sind zwei Nachbarn an einem Grenzab-
schnitt nach § 43 gegenseitig zur Einfriedung
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verpflichtet, so kann jeder von ihnen verlan-
gen, dass eine gemeinsame Einfriedung auf
die Grenze gesetzt wird. Die Nachbarn haben
die Kosten der Errichtung und der Unterhal-
tung der Einfriedung je zur Hälfte zu tragen. Als
Kosten sind die tatsächlichen Aufwendungen
einschließlich der Eigenleistungen zu berechnen,
in der Regel jedoch nicht mehr als die Kosten
einer ortsüblichen Einfriedung (§ 43 Abs. 2
Satz 1). Höhere Kosten sind nur zu berück-
sichtigen, wenn eine aufwendigere Art der Ein-
friedung erforderlich oder vorgeschrieben war;
war die besondere Einfriedungsart nur für
eines der Grundstücke erforderlich oder vor-
geschrieben, so hat der Eigentümer dieses
Grundstücks die Mehrkosten allein zu tragen.

(3) Entsteht nachträglich auch für den Eigentü-
mer des nicht eingefriedeten Grundstücks die
Einfriedungspflicht gemäß § 43 Abs. 1, so ist
er verpflichtet, an den Eigentümer des einge-
friedeten Grundstücks die Hälfte der Kosten
der Errichtung der Einfriedung unter angemes-
sener Berücksichtigung der bisherigen Abnut-
zung sowie der künftigen Unterhaltung zu zah-
len. Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.

§ 45 Anzeigepflicht
(1) Die Absicht, eine Einfriedung zu errichten,
zu beseitigen, durch eine andere zu ersetzen
oder wesentlich zu verändern, ist dem Nach-
barn mindestens zwei Wochen vor Beginn der
Arbeiten anzuzeigen.

(2) Die Anzeigepflicht besteht auch dann, wenn
der Nachbar weder die Einfriedung verlangen
kann noch zu den Kosten beizutragen hat.

(3) Im Übrigen ist § 7 entsprechend anzuwenden.

§ 46 Grenzabstand von
Einfriedungen

(1) Einfriedungen müssen von der Grenze eines
landwirtschaftlich genutzten Grundstücks, das
außerhalb eines im Zusammenhang bebauten
Ortsteils liegt und nicht in einem Bebauungs-
plan als Bauland ausgewiesen ist, auf Verlan-
gen des Nachbarn 0,5 m zurückbleiben. Dies
gilt nicht gegenüber Grundstücken, für die
nach Lage, Beschaffenheit oder Größe eine
Bearbeitung mit Gespann oder Schlepper
nicht in Betracht kommt oder die in gleicher
Weise wie das einzufriedende Grundstück be-
wirtschaftet werden. Von der Grenze eines
Wirtschaftsweges müssen Einfriedungen 0,5 m
zurückbleiben.
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(2) Der Anspruch auf Beseitigung einer Einfrie-
dung, die einen geringeren Abstand als 0,5 m
einhält, ist ausgeschlossen, wenn der Nachbar
nicht innerhalb von zwei Jahren nach dem An-
bringen Klage auf Beseitigung erhoben hat.
Dies gilt nicht im Fall des Absatzes 1 Satz 3.

(3) Wird eine Einfriedung, die einen geringeren
Abstand als 0,5 m einhält, durch eine andere er-
setzt, so ist Absatz 1 anzuwenden. Dies gilt auch,
wenn die Einfriedung in einer der Erneuerung
gleichkommenden Weise ausgebessert wird.

Bodenerhöhungen
§ 47 Bodenerhöhungen
Wer den Boden seines Grundstücks über die
Oberfläche des Nachbargrundstücks erhöht,
muss einen solchen Abstand von der Grenze
einhalten oder solche Vorkehrungen treffen
und unterhalten, dass eine Schädigung des
Nachbargrundstücks insbesondere durch Ab-
sturz oder Pressung des Bodens ausge-
schlossen ist. Die Verpflichtung geht auf den
Rechtsnachfolger über.

Grenzabstände für Pflanzen
§ 48 Grenzabstände für Bäume,

Sträucher und einzelne
Rebstöcke

Eigentümer und Nutzungsberechtigte eines
Grundstücks haben mit Bäumen, Sträuchern
und einzelnen Rebstöcken von den Nachbar-
grundstücken – vorbehaltlich des § 50 – fol-
gende Abstände einzuhalten:

1. mit Bäumen (ausgenommen Obst-
bäume), und zwar

a) sehr stark wachsenden Bäumen
mit artgemäß ähnlicher Ausdeh-
nung wie Bergahorn (Acer Pseu-
doplatanus), Sommerlinde (Tilia
platyphyllos), Pappelarten (Popu-
lus), Platane (Platanus acerifolia),
Rosskastanie (Aesculus hippoca-
stanum), Stieleiche (Quercus robur),
ferner Douglasfichte (Pseudotsuga
taxifolia), Fichte (Picea abies),
österreichische Schwarzkiefer (Pi-
nus nigra austriaca), Atlaszeder
(Cedrus atlantica) 4 m,
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b) stark wachsenden Bäumen mit
artgemäß ähnlicher Ausdehnung
wie Hainbuche (Carpinus betulus),
Vogelbeere (Sorbus aucuparia),
Weißbirke (Betula pendula), Zier-
kirsche (Prunus serrulata), Kiefer
(Pinus sylvestris), Lebensbaum
(Thuja occidentalis) 2 m,

c) allen übrigen Bäumen 1,5 m;

2. mit Obstbäumen, und zwar

a) Walnusssämlingen 4 m,

b) Kernobstbäumen, auf stark wach-
senden Unterlagen veredelt, sowie
Süßkirschenbäumen und veredel-

ten Walnussbäumen 2 m,

c) Kernobstbäumen, auf schwach
wachsenden Unterlagen veredelt,
sowie Steinobstbäumen ausge-
nommen Süßkirschenbäume 1,5 m;

3. mit Sträuchern (ausgenommen Bee-
renobststräuchern), und zwar

a) stark wachsenden Sträuchern mit
artgemäß ähnlicher Ausdehnung
wie Alpenrose (Rhododendron-
Hybriden), Haselnuss (Coryplus
avellana), Felsenmispel (Cotonea-
ster bullata), Flieder (Syringa vul-
garis), Goldglöckchen (Forsythia
intermedia), Wacholder (Juniperus

communis) 1 m,

b) allen übrigen Sträuchern 0,5 m;

4. mit Beerenobststräuchern, und zwar

a) Brombeersträuchern 1 m,

b) allen übrigen Beerenobststräuchern 0,5 m

5. mit einzelnen Rebstöcken 0,5 m;

6. mit Baumschulbeständen 1,0 m,
wobei die Gehölze mit Ausnahme
der Baumschulbestände von Sträu-
chern und Beerenobststräuchern die
Höhe von 2 m nicht überschreiten
dürfen, es sei denn, dass die Ab-
stände nach Nummern 1 oder 2
eingehalten werden;

7. mit Weihnachtsbaumpflanzungen 1,0 m,

wobei die Gehölze die Höhe von 2 m nicht
überschreiten dürfen, es sei denn, dass die
Abstände nach Nummer 1 eingehalten wer-
den.
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§ 49 Grenzabstände für Hecken
(1) Der Eigentümer und der Nutzungsberech-
tigte eines Grundstücks haben mit Hecken ge-
genüber den Nachbargrundstücken – vorbe-
haltlich des § 50 – folgende Abstände einzu-
halten:

1. mit Hecken über 1,5 m Höhe 0,75 m,
2. mit Hecken bis zu 1,5 m Höhe 0,50 m,
3. mit Hecken bis zu 1,0 m Höhe 0,25 m.

(2) Hecken im Sinne des Absatzes 1 sind
Schnitt- und Formhecken, und zwar auch dann,
wenn sie im Einzelfall nicht geschnitten werden.

§ 50 Ausnahmen
(1) Die doppelten Abstände nach den §§ 48
und 49, in den Fällen des § 48 Nr. 1a und
Nr. 2a jedoch die eineinhalbfachen Abstände
mit Ausnahme der Abstände für die Pappel-
arten (Populus), sind einzuhalten gegenüber
Grundstücken, die

1. dem Weinbau dienen,

2. landwirtschaftlich, erwerbsgärtnerisch oder
kleingärtnerisch genutzt werden, sofern nicht
durch Bebauungsplan eine andere Nutzung
festgelegt ist oder durch Bebauungsplan
dieser Nutzung vorbehalten sind.

(2) Die §§ 48 und 49 gelten nicht für

1. Anpflanzungen, die hinter einer undurchsich-
tigen Einfriedung vorgenommen werden
und diese nicht überragen,

2. Anpflanzungen an den Grenzen zu öffent-
lichen Verkehrsflächen, zu öffentlichen Grün-
flächen und zu Gewässern,

3. Anpflanzungen zum Schutz von erosions-
oder rutschgefährdeten Böschungen oder
steilen Hängen,

4. Anpflanzungen gegenüber Grundstücken,
die außerhalb eines im Zusammenhang be-
bauten Ortsteils liegen und nicht in einem
Bebauungsplan als Bauland ausgewiesen
sind, die geringwertiges Weideland (Hu-
tung) oder Heide sind oder die landwirt-
schaftlich oder gartenbaulich nicht genutzt
werden, nicht bebaut sind und auch nicht
als Hofraum dienen.

§ 51 Berechnung des Abstandes
Der Abstand wird von der Mitte des Baum-
stammes, des Strauches, der Hecke oder des

Rebstockes bis zur Grenzlinie gemessen, und
zwar an der Stelle, an der die Pflanze aus dem
Boden austritt.

§ 52 Grenzabstände im Weinbau
(1) Der Eigentümer und der Nutzungsberechtig-
te eines dem Weinbau dienenden Grundstücks
haben bei der Anpflanzung von Rebstöcken
folgende Abstände von der Grundstücks-
grenze einzuhalten:

1. gegenüber den parallel zu den Rebzeilen
verlaufenden Grenzen die Hälfte des gering-
sten Zeilenabstands, gemessen zwischen
den Mittellinien der Rebzeilen, mindestens
aber 0,75 m bei Zeilenbreiten bis zu 2 m und
1,40 m bei Zeilenbreiten von über 2 m,

2. gegenüber den sonstigen Grenzen, gerech-
net vom äußersten Rebstock oder der
äußersten Verankerung der Erziehungsvor-
richtung an, mindestens 1 m.

(2) Absatz 1 gilt nicht für die Anpflanzung von
Rebstöcken an Grundstücksgrenzen, die durch
Stützmauern gebildet werden, sowie in den in
§ 50 Abs. 2 genannten Fällen.

§ 53 Grenzabstände für Wald
(1) Wird ein Wald neu begründet oder verjüngt,
so sind gegenüber Nachbargrundstücken fol-
gende Abstände einzuhalten:

1. gegenüber dem Weinbau dienenden
Grundstücken 10 m,

2. gegenüber öffentlichen Verkehrsflächen
und Wirtschaftswegen 3 m,

3. gegenüber sonstigen Grundstücken,
die nicht mit Wald bepflanzt sind, bei
Neubegründung 6 m,

und bei Verjüngung 4 m,

4. gegenüber Grundstücken, die mit
Wald bepflanzt sind 2 m.

(2) Absatz 1 gilt nicht gegenüber Grundstücken
im Sinne von § 50 Abs. 2 Nr. 3 und 4 .

(3) Der nach Absatz 1 freizuhaltende Streifen
kann mit Laubgehölzen bepflanzt werden,
deren natürlicher Wuchs bei einem Grenzab-
stand bis zu 3 m die Höhe von 6 m und bei
einem Grenzabstand bis zu 1 m die Höhe von
2 m nicht überschreitet.
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§ 54 Abstände von Spaliervor-
richtungen und Pergolen

(1) Mit Spaliervorrichtungen und Pergolen, die
eine flächenmäßige Ausdehnung der Pflanzen
bezwecken, und die nicht höher als 2 m sind,
ist ein Abstand von 0,50 m, und, wenn sie
höher als 2 m sind, ein um das Maß der Mehr-
höhe größerer Abstand von der Grenze einzu-
halten.

(2) Absatz 1 gilt nicht in den in § 50 Abs. 2 ge-
nannten Fällen.

§ 55 Ausschluss des
Beseitigungsanspruchs

(1) Der Anspruch auf Beseitigung von Anpflan-
zungen, Spaliervorrichtungen und Pergolen,
die geringere als die in den §§ 48 bis 54 vorge-
schriebenen Abstände einhalten, ist ausge-
schlossen, wenn der Nachbar nicht innerhalb
von fünf Jahren nach dem Anpflanzen oder
der Herstellung Klage auf Beseitigung erhoben
hat. Dies gilt nicht für Anpflanzungen an der
Grenze eines Wirtschaftsweges.

(2) Werden für die in Absatz 1 genannten An-
pflanzungen Ersatzpflanzungen vorgenom-
men, so gelten die §§ 48 bis 54 .

§ 56 Nachträgliche
Grenzänderungen

Die Rechtmäßigkeit des Abstands einer An-
pflanzung wird durch nachträgliche Grenzän-
derungen nicht berührt; § 55 Abs. 2 ist ent-
sprechend anzuwenden.

Verjährung

§ 57 Verjährung
(1) Ansprüche auf Schadensersatz nach die-
sem Gesetz verjähren in drei Jahren von dem
Zeitpunkt an, in welchem der Verletzte von
dem Schaden und der Person des Ersatzpf-
lichtigen Kenntnis erlangt, ohne Rücksicht auf
diese Kenntnis in dreißig Jahren von der Vor-
nahme der Handlung an.

(2) Andere, auf Zahlung von Geld gerichtete
Ansprüche nach diesem Gesetz verjähren in
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vier Jahren. Die §§ 198 bis 225 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs sind anzuwenden. Die
Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jah-
res, in welchem der Anspruch entsteht.

(3) Im Übrigen unterliegen die Ansprüche nach
diesem Gesetz nicht der Verjährung.

Schlussbestimmungen

§ 58 Übergangsvorschriften
(1) Vor In-Kraft-Treten dieses Gesetzes errich-
tete Wände sind Nachbarwände im Sinne die-
ses Gesetzes, wenn die Wände

1. den Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 ent-
sprechen und der Nachbar ihrer Errichtung
zugestimmt hat oder

2. gemäß Artikel 653 bis 662 Code civil oder
gemäß den §§ 29 und 30 des Baugesetzes
vom 19. Juli 1955 (Amtsbl. S. 1159) errich-
tet worden sind.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Einrich-
tungen im Sinne des § 35, von Einfriedungen
und Pflanzen, die bei In-Kraft-Treten dieses
Gesetzes vorhanden sind und deren Grenzab-
stände den Vorschriften dieses Gesetzes nicht
entsprechen, ist ausgeschlossen, wenn sie
dem bisherigen Recht entsprechen oder wenn
der Nachbar nicht innerhalb von zwei Jahren
nach In-Kraft-Treten dieses Gesetzes Klage
auf Beseitigung erhoben hat.

(3) Der Umfang von Rechten, die bei In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes auf Grund des bisheri-
gen Rechts bestehen, richtet sich nach den
Vorschriften dieses Gesetzes.

(4) Ansprüche auf Zahlung von Geld auf Grund
der Vorschriften dieses Gesetzes bestehen
nur, wenn das den Anspruch begründende Er-
eignis nach In-Kraft-Treten dieses Gesetzes
eingetreten ist; andernfalls behält es bei dem
bisherigen Recht sein Bewenden.

§§ 59 und 60
(aufgehoben)

§ 61 In-Kraft-Treten
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1974 in Kraft.
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Allgemeine Vorschriften

§ 1 Ziele und Grundsätze
(1) Natur und Landschaft sind neben ihrem Ei-
genwert insbesondere als Lebens- und Wirt-
schaftsgrundlage des Menschen sowie in Ver-
antwortung für künftige Generationen im be-
siedelten und unbesiedelten Bereich zu schüt-
zen, zu pflegen, zu entwickeln und soweit er-
forderlich wieder herzustellen. Als wesentlicher
Teil der Daseinsvorsorge soll der Naturschutz
1. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des

Naturhaushalts,
2. die Regenerationsfähigkeit und nachhaltige

Nutzbarkeit der Naturgüter,
3. die Tier- und Pflanzenwelt einschließlich ih-

rer Lebensstätten und Lebensräume sowie
4. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Kul-

turlandschaft, unter anderem als Erho-
lungswert für die Menschen,

nachhaltig sichern.

(2) Der Naturschutz ist nach den Grundsätzen
des § 2 Abs. 1 des Bundesnaturschutzgeset-
zes vom 25. März 2002 (BGBl. I S. 1193), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 21. Dezember 2004 (BGBl. I 2005
S. 186, 195), in der jeweils geltenden Fassung
zu verwirklichen. Weitere Grundsätze sind:
1. Lebensgemeinschaften und Arten, für die

das Saarland eine besondere biogeografi-
sche Verantwortung trägt, sind zu erhalten.
Zum Schutz und zur Entwicklung einer vom
Menschen wenig beeinflussten Artenvielfalt
sind naturnahe Laubmischwälder, insbe-
sondere im öffentlichen Wald, zu schützen
und wieder aufzubauen. Flächen mit unge-
störter natürlicher Entwicklung sind zu schaf-
fen.

2. Unbebaute oder unzerschnittene Land-
schaftsteile sind als Voraussetzung für die
natürliche Leistungs- und Funktionsfähigkeit
des Naturhaushalts sowie für die Erholung
in der Natur und Landschaft zu erhalten,
insbesondere unverlärmte Landschaftsteile
sind als Orte der Ruhe besonders zu schüt-
zen.

3. Die historisch gewachsenen Kulturlandschaf-
ten und ihre Landschaftsbestandteile sind
als identitätsstiftende Elemente für das Hei-
matempfinden und als Erwerbs- und Le-
bensraum für Menschen zu erhalten und zu
entwickeln. Die traditionelle Sorten- und Ras-
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senvielfalt landwirtschaftlicher Pflanzen- und
Nutztierarten ist beispielhaft zu erhalten und
zu fördern.

4. Naturschutz ist grundlegender Bestandteil
der Heimatpflege. Die Gemeinden tragen
besondere Verantwortung für die Heimat-
pflege auf örtlicher Ebene. Sie haben die
Belange des Natur- und Umweltschutzes
zu wahren. Dies soll auch durch die Förde-
rung ehrenamtlicher Tätigkeiten und einer
aktiven Bürgerbeteiligung geschehen.

5. Der Naturschutz ist als gemeinsame Auf-
gabe im Bewusstsein der Menschen, ins-
besondere im Hinblick auf den Eigenwert
der Natur, zu fördern. Dies geschieht durch
frühzeitigen Informationsaustausch, durch
Öffnung von Natur und Landschaft als
Lernort für einen nachhaltigen Umgang mit
den Naturgütern sowie durch sonstige
Maßnahmen der Umweltbildung und -erzie-
hung.

6. Bestandteile der unbelebten Natur (Geo-
tope), die wichtige Zeugnisse der Erdge-
schichte sind und Einblick in die Entwick-
lung der Landschaft und des Klimas geben,
sind zu erhalten.

§ 2 Allgemeine Verpflichtung
zum Schutz der Natur

(1) Jeder soll nach seinen Möglichkeiten zur
Verwirklichung der Ziele und Grundsätze des
Naturschutzes beitragen und sich so verhal-
ten, dass Natur und Landschaft nicht mehr als
nach den Umständen unvermeidbar beein-
trächtigt werden.

(2) Alle Behörden haben im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeit die Verwirklichung der Ziele und
Grundsätze des Naturschutzes zu unterstüt-
zen. Bei öffentlichen Planungen und Maßnah-
men, die Auswirkungen auf Belange des Na-
turschutzes haben können, sind die Belange
des Naturschutzes angemessen zu berück-
sichtigen. Die zuständigen Naturschutzbehör-
den sind bereits bei der Vorbereitung von Pla-
nungen und Maßnahmen anzuhören, soweit
nicht nach diesem Gesetz oder sonstigen
Rechtsvorschriften eine andere Form der Be-
teiligung vorgeschrieben ist.

(3) Den juristischen Personen des öffentlichen
Rechts obliegt es im besonderen Maße, in
ihrem Eigentum stehende Grundflächen ge-
mäß den Zielen und Grundsätzen des Natur-
schutzes einschließlich der Landnutzung nach
guter fachlicher Praxis gemäß § 8 zu pflegen
und zu bewirtschaften.

§ 3 Umweltbildung
(1) Durch Umweltbildung und -erziehung sol-
len vor allem Kenntnisse über die Natur, die
Kulturlandschaft, die Naturgüter und die öko-
logischen Zusammenhänge vermittelt sowie
auf zukunftsfähige, insbesondere nachhaltige
und naturverträgliche Verhaltensweisen hinge-
wirkt werden. Sie obliegt dem Land, den Ge-
meindeverbänden, den Gemeinden und den
Trägern von Bildungseinrichtungen im Rah-
men ihrer Zuständigkeiten.

(2) Die Umweltbildung und -erziehung sind im
schulischen und außerschulischen Bereich zu
fördern. Der Vermittlung von Kenntnissen über
den nachhaltigen Umgang mit der Natur und
den Naturgütern kommt in der Aus- und Fort-
bildung der in Bildung und Erziehung Tätigen
eine besondere Bedeutung zu.

(3) Als eine zentrale Einrichtung für die schuli-
sche Umweltbildung und -erziehung kann das
Land das Ökologische Schullandheim in Gers-
heim im Rahmen verfügbarer Haushaltsmittel
fördern. Die Förderung soll es dem Ökologi-
schen Schullandheim Gersheim insbesondere
ermöglichen
1. Kenntnisse über eine nachhaltige Konsum-

und Lebensweise zu vermitteln,
2. im Rahmen der Lehrerfortbildung neue Lehr-

konzepte und -methoden im Bereich der
Umweltbildung und -erziehung zu erproben
und zu vermitteln,

3. in Zusammenarbeit mit den Landnutzenden,
dem Handwerk und Sozialeinrichtungen die
durch Umweltbildung vermittelten Kennt-
nisse in der Praxis anzuwenden sowie

4. durch seine Ausrichtung als Einrichtung in-
terkulturellen Lernens zur europäischen In-
tegration beizutragen.

Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht
nicht.

§ 4 Umweltbeobachtung
(1) Zweck der naturschutzfachlichen Umwelt-
beobachtung ist, den Zustand des Naturhaus-
halts, seine Veränderungen und deren Folgen
für den Naturhaushalt sowie die Wirkungen
von Umweltschutzmaßnahmen auf den Zu-
stand des Naturhaushalts zu ermitteln und zu
bewerten.

(2) Die Durchführung der Umweltbeobachtung
und die Dokumentation deren Ergebnisse ob-
liegen der Naturschutzbehörde. Alle Behörden
sind verpflichtet, diesem die im Rahmen ihrer
gesetzlichen Zuständigkeiten gewonnenen, für
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die Umweltbeobachtung erforderlichen Daten
kostenlos zur Verfügung zu stellen.

§ 5 Aufgaben und Inhalte der
Landschaftsplanung

(1) Die Erfordernisse und Maßnahmen des Na-
turschutzes werden im Landschaftsprogramm
und in Landschaftsplänen dargestellt und be-
gründet. § 13 Abs. 1 und § 14 des Bundesna-
turschutzgesetzes sind entsprechend anzu-
wenden.

(2) In der Landschaftsplanung sind auch dar-
zustellen
1. der Biotopverbund gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 2

einschließlich der regional erforderlichen
Mindestdichte von Verbindungselementen
und geeigneter Maßnahmen, falls die Min-
destdichte unterschritten ist, sowie

2. unzerschnittene Räume gemäß § 6 .

§ 6 Schutz unzerschnittener
Räume

(1) Unzerschnittene Räume sind Landschafts-
teile mit einer Mindestfläche von 15 Quadratki-
lometern, die nicht durch klassifizierte Straßen,
Gemeindestraßen, Schienenwege, Bundeswas-
serstraßen, Stauseen mit einer Fläche von
mehr als 30 Hektar, Ortslagen, Kraftwerks-
und Umspannanlagen oder den Flughafen
Ensheim zerschnitten werden.

(2) Unzerschnittene Räume sind unabhängig
von ihrem ökologischen Zustand grundsätzlich
vor weiterer Zerschneidung zu bewahren. Der
Wert der Unzerschnittenheit eines Land-
schaftsteiles ist bei Planungen und sonstigen
Maßnahmen besonders zu berücksichtigen.

(3) Alle zuständigen Stellen haben darauf hin-
zuwirken, unzerschnittene Räume durch den
Rückbau nicht notwendiger Landschaft zer-
schneidender Anlagen wieder herzustellen. §§
27 bis 30 bleiben unberührt.

(4) Unvermeidbare Zerschneidungen von un-
zerschnittenen Räumen sind nur aus überwie-
genden Gründen des Gemeinwohls oder auf
Grund von Verkehrswegeausbaugesetzen
zulässig. Sie sind in ihrer Zerschneidungswir-
kung durch geeignete Querungshilfen zu mini-
mieren. §§ 27 bis 30 bleiben unberührt.

(5) Alle zuständigen Stellen haben darauf hin-
zuwirken, die ökologische Durchgängigkeit des
saarländischen Fließgewässernetzes in seiner

Gesamtheit wieder herzustellen. Maßnahmen,
die die Durchgängigkeit erheblich einschrän-
ken, sind nur aus überwiegenden Gründen
des Gemeinwohls zulässig. Sie sind in ihrer
Trenn- und Sperrwirkung durch geeignete
Maßnahmen zu minimieren. §§ 27 bis 30 blei-
ben unberührt.

§ 7 Begriffe
(1) Die Begriffsbestimmungen des § 10 Abs. 1
bis 5 des Bundesnaturschutzgesetzes sind an-
zuwenden.

(2) Im Sinne dieses Gesetzes bedeutet

1. Naturschutz
Naturschutz und Landschaftspflege im Sin-
ne des Bundesnaturschutzgesetzes,

2. Biotopverbund
ein Netz verbundener Biotope, das
a) der nachhaltigen Sicherung von heimi-

schen Tier- und Pflanzenarten und deren
Populationen einschließlich ihrer Le-
bensräume und Lebensgemeinschaften
sowie der Bewahrung, Wiederherstel-
lung und Entwicklung ökologisch funkti-
onsfähiger ökologischer Wechselbezie-
hungen dient,

b) aus folgenden Kern- und Verbindungs-
flächen sowie Verbindungselementen be-
steht, wenn diese zur Erreichung der
Ziele des Buchstabens a geeignet sind,
aa) gesetzlich geschützten Biotopen ge-

mäß § 22,
bb) der Biosphäre Bliesgau gemäß § 10,

Naturschutzgebieten gemäß § 16,
Nationalparke gemäß § 17, Gebie-
ten des europäischen Netzes Natura
2000 gemäß § 24 oder Teilen dieser
Gebiete sowie

cc) weiteren Flächen und Elementen,
einschließlich Teilen von Landschafts-
schutzgebieten gemäß § 18 und Na-
turparken gemäß § 19,

3. Landwirtschaft
die Bodenbewirtschaftung und die mit der
Bodennutzung verbundene Tierhaltung so-
wie die gartenbauliche Erzeugung, mit Aus-
nahme der forstlichen Bewirtschaftung un-
abhängig davon, ob eine Erwerbsabsicht
besteht,

4. Landnutzung
die Land- und Forstwirtschaft, die Jagd und
die Fischerei, unabhängig davon, ob eine
Erwerbsabsicht besteht,
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5. Landnutzende

die Personen, die Land im Sinne der Num-
mer 4 nutzen,

6. freie Landschaft
Flächen außerhalb der im Zusammenhang
bebauten Ortsteile mit Ausnahme von Ge-
bäuden, Hofräumen und eingefriedeten
Hausgärten.

Nachhaltige Nutzung von Natur
und Landschaft

UNTERABSCHNITT 1
Naturschutz durch Landnutzung
§ 8 Gute fachliche Praxis bei der

Landnutzung
(1) Der natur- und landschaftsverträglichen
Landnutzung kommt für die Erhaltung und
Entwicklung der Kultur- und Erholungsland-
schaft eine besondere Bedeutung zu. Bei
Maßnahmen des Naturschutzes ist dies zu
berücksichtigen.

(2) Die Landwirtschaft hat neben den sonsti-
gen öffentlich rechtlichen Vorschriften die An-
forderungen gemäß § 5 Abs. 4 des Bundesna-
turschutzgesetzes zu beachten.

(3) Die gute fachliche Praxis in der Forstwirt-
schaft regelt das Landeswaldgesetz. § 5 Abs.
5 des Bundesnaturschutzgesetzes ist zu be-
achten.

(4) Fischerei und Jagd sind als vorwiegend
nicht dem Haupterwerb dienende Landnutzun-
gen den Zielen des Naturschutzes und den
rechtsverbindlich festgesetzten Schutz-
zwecken im Besonderen verpflichtet. Ihre gute
fachliche Praxis ergibt sich aus dem Fischerei-
und Jagdrecht.

§ 9 Zusammenarbeit mit den
Landnutzenden

(1) Die Naturschutzbehörde berät die Landnut-
zenden im Rahmen ihrer Zuständigkeit über
die Ziele und Grundsätze des Naturschutzes
sowie über bestehende Fördermöglichkeiten.
Die Beratung soll die Landnutzenden befähi-

ABSCHNITT 2

gen, Maßnahmen des Naturschutzes eigen-
verantwortlich zu verwirklichen.

(2) Die Naturschutzbehörde soll die Ziele und
Grundsätze des Naturschutzes vorrangig
durch die Zusammenarbeit mit den Landnut-
zenden, insbesondere durch den Abschluss
vertraglicher Vereinbarungen (Vertragsnatur-
schutz) verwirklichen. Die sonstigen Befug-
nisse der Naturschutzbehörde nach diesem
Gesetz bleiben hiervon unberührt.

§ 10 Biosphäre Bliesgau
(1) Die Landesregierung setzt im südöstlichen
Saarland durch Rechtsverordnung ein Bios-
phärenreservat gemäß § 25 Abs. 1 des Bun-
desnaturschutzgesetzes mit dem Namen
„Biosphäre Bliesgau“ fest. In der Rechtsver-
ordnung sind die Außengrenzen und die Bin-
nenzonierung der Biosphäre Bliesgau gemäß
Absatz 3 festzusetzen und in Karten darzustel-
len. Für ihren Erlass findet § 20 Abs. 3 sinn-
gemäß Anwendung. Vor ihrem Erlass sind die
von der Rechtsverordnung betroffenen Ge-
meinden und Gemeindeverbände anzuhören.
Bei Änderungen der Rechtsverordnung ist
überdies ein nach Absatz 5 gebildeter Zweck-
verband anzuhören.

(2) Die Biosphäre Bliesgau dient insbesondere

1. dem Schutz, der Pflege und der Entwick-
lung der charakteristischen Landschaft,

2. der Entwicklung ökologischer, wirtschaftli-
cher und sozialer Nachhaltigkeit unter Be-
rücksichtigung des gesellschaftlichen Wer-
tewandels und der demographischen Ent-
wicklung,

3. als Modell der auf aktive Bürgerbeteiligung
gestützten Regionalentwicklung und

4. der Umweltbildung, der ökologischen Um-
weltbeobachtung und -forschung.

(3) Die Biosphäre Bliesgau ist in Kern-, Pflege-
und Entwicklungszonen zu gliedern.

Die Zonen haben folgende Funktionen:

1. In den Kernzonen soll eine ungestörte Wal-
dentwicklung mit der ihr entsprechenden
Artenvielfalt angestrebt werden.

2. In den Pflegezonen sollen Formen der bis-
herigen Landnutzung ausgeübt und ent-
wickelt werden, die die wertgebenden und
charakteristischen Merkmale der Land-
schaft erhalten und entwickeln.
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3. In den Entwicklungszonen soll auf der

Grundlage einer aktiven Bürgerbeteiligung
eine nachhaltige Regionalentwicklung be-
trieben werden.

(4) Gemäß § 20 sind Kernzonen als Natur-
schutzgebiete gemäß § 16 und Pflegezonen
überwiegend als Landschaftsschutzgebiete
gemäß § 18 zu schützen. Die Unterschutzstel-
lung kann unterbleiben, soweit nach anderen
Rechtsvorschriften ein gleichwertiger Schutz
gewährleistet wird.

(5) Das Saarland und kommunale Gebietskör-
perschaften können einen Zweckverband zur
Verwaltung der Biosphäre Bliesgau bilden. Der
Zweckverband soll seitens des Saarlandes
vorrangig vor anderen Organisationsformen
gebildet werden. Die Zuständigkeiten der
staatlichen Naturschutzbehörden bleiben un-
berührt. Soweit sich aus diesem Gesetz nichts
Anderes ergibt, gelten die Vorschriften des
Gesetzes über die kommunale Gemein-
schaftsarbeit in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 723), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 8. Oktober
2003, entsprechend. Die Befugnisse der Auf-
sichtsbehörden nach § 22 des Gesetzes über
die kommunale Gemeinschaftsarbeit werden
gegenüber dem Verband vom Ministerium für
Umwelt wahrgenommen.

UNTERABSCHNITT 2
Erholung in der freien Landschaft

§ 11 Erholung in der freien
Landschaft

(1) Zum Schutz ihres Erholungswertes sind die
Landschaften des Saarlandes in ihrem typi-
schen Charakter nachhaltig zu sichern oder
zu entwickeln. Die Zugänglichkeit der für die
Erholung besonders geeigneten Landschafts-
teile ist grundsätzlich zu gewährleisten. Touri-
stische Einrichtungen haben sich in den Land-
schaftscharakter einzufügen. Benutzungsar-
ten, die ein hohes Besucheraufkommen mit
sich bringen oder zu sonstigen erheblichen
Beeinträchtigungen führen können, sind in
empfindlichen Landschaftsteilen auszusch-
ließen.

(2) Das Betreten der freien Landschaft zum
Zweck der Erholung ist jedem auf eigene Ge-
fahr gestattet. Zusätzliche Verkehrssicherungs-
pflichten werden hierdurch nicht begründet.

Zu dem Betreten gehören auch das Spielen
und ähnliche Betätigungen sowie das Fahren
mit Krankenfahrstühlen, das Radfahren und
das Reiten auf Wegen. Das Betretensrecht
umfasst nicht das Fahren mit bespannten oder
motorisierten Fahrzeugen, mit Ausnahme von
motorisierten Krankenfahrstühlen und huftier-
bespannten Fahrzeugen, sowie das Zelten,
Feuermachen oder die Durchführung anzeige-
pflichtiger Veranstaltungen gemäß § 12 .
Landwirtschaftliche Flächen einschließlich
Sonderkulturen dürfen während der Nutzzeit
nur auf vorhandenen Wegen betreten werden.
Als Nutzzeit gilt die Zeit zwischen Bestellung
und Ernte, bei Grünland die Zeit zwischen dem
1. April und dem 15. Oktober.

(3) Wer die freie Landschaft betritt, ist verpflich-
tet, mit Natur und Landschaft pfleglich umzu-
gehen. Bewegliche Sachen, insbesondere Ab-
fälle, dürfen in der freien Landschaft außerhalb
der dafür vorgesehenen Einrichtungen nicht
zurückgelassen oder entsorgt werden.

(4) Das Betreten der freien Landschaft kann
aus wichtigen Gründen von der Gemeinde
vorübergehend durch Allgemeinverfügung
oder auf Dauer durch Satzung gemäß § 39
Abs. 4 eingeschränkt oder untersagt werden.
Wichtige Gründe sind insbesondere der
Schutz der Natur oder der Erholungssuchen-
den, die Vermeidung erheblicher Schäden
oder die Wahrung schutzwürdiger Interessen
privater Nutzungsberechtigter.

(5) Vorschriften des öffentlichen Rechts, die
die Betretungsbefugnis in weiterem Umfang
gestatten oder einschränken, bleiben un-
berührt. Das Betreten von Naturschutzgebie-
ten und anderen geschützten Flächen richtet
sich nach den jeweiligen Schutzverordnungen
und Anordnungen. Im Übrigen gelten für das
Betreten des Waldes die Vorschriften des Lan-
deswaldgesetzes, für den Umfang des was-
serrechtlichen Gemeingebrauchs die Vor-
schriften des Saarländischen Wassergesetzes
sowie für die Nutzung öffentlicher Straßen die
Regelungen des Straßen- und Straßenver-
kehrsrechts.

(6) Bund, Land, Gemeinden, Gemeindever-
bände und sonstige Gebietskörperschaften
stellen in ihrem Eigentum oder Besitz ste-
hende Grundstücke, die sich nach ihrer Be-
schaffenheit für die Erholung der Bevölkerung
eignen, in angemessenem Umfang für die Er-
holung bereit, es sei denn, dass dies mit der
öffentlichen Zweckbindung der Grundstücke
unvereinbar ist.
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§ 12 Veranstaltungen in der
freien Landschaft

(1) Veranstaltungen in der freien Landschaft,
bei denen nach Art und Größe mit mehr als
geringfügigen Störungen des Naturhaushalts
zu rechnen ist, sind der Naturschutzbehörde
mindestens zwei Monate vor ihrer Durchfüh-
rung anzuzeigen. Anzeigepflichtig sind insbe-
sondere Veranstaltungen, bei denen mehr als
100 Personen, erhebliche Lärmbelästigungen
oder Sachschäden zu erwarten sind. Die Na-
turschutzbehörde kann bis zu einem Monat
nach Eingang der Anzeige die Veranstaltung
untersagen oder mit Auflagen versehen.

(2) Die jagd- und fischereiliche Landnutzung ist
keine Veranstaltung im Sinne des Absatzes 1.

(3) Veranstaltern, die regelmäßig bestimmte Ver-
anstaltungen an dem gleichen Ort durchführen,
kann auf Antrag eine Dauergenehmigung erteilt
werden. Sie soll entzogen werden, wenn erheb-
liche Beeinträchtigungen der Natur durch die
Veranstaltung verursacht werden oder sonstige
Gründe des Naturschutzes dies erfordern.

UNTERABSCHNITT 3
Naturschutz und Eigentum

§ 13 Vorkaufsrecht
(1) Den Gemeinden stehen in ihrem Gebiet
Vorkaufsrechte beim Kauf von Grundstücken
zu,

1. auf denen oberirdische Gewässer liegen, die
an oberirdische Gewässer angrenzen oder
sich in deren unmittelbarer Nähe befinden,

2. auf denen sich gesetzlich geschützte Bio-
tope gemäß § 22, Naturdenkmäler oder ge-
schützte Landschaftsbestandteile gemäß §
39 Abs. 1 Satz 1 befinden,

3. die in Naturschutzgebieten gemäß § 16
oder Gebieten von gemeinschaftlicher Be-
deutung oder Europäischen Vogelschutz-
gebieten gemäß § 24 liegen.

(2) Das Vorkaufsrecht darf nur ausgeübt wer-
den, wenn dies gegenwärtig oder zukünftig die
Belange des Naturschutzes oder das Bedürf-
nis der Allgemeinheit nach Erholung in der
freien Landschaft rechtfertigen. Das Vorkaufs-
recht ist ausgeschlossen, wenn der Eigentü-
mer oder die Eigentümerin das Grundstück an
seine Ehepartnerin oder ihren Ehepartner oder
seinen Lebenspartner oder ihre Lebenspartne-

rin oder an eine Person veräußert, die mit ihm
oder ihr in gerader Linie verwandt oder ver-
schwägert oder in der Seitenlinie bis zum drit-
ten Grad verwandt ist.

(3) Auf die Ausübung des Vorkaufsrechts sind
§ 28 des Baugesetzbuchs in der Fassung der
-Bekanntmachung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2414) mit Ausnahme des Absatzes
2 Satz 3 und 4 sowie § 1098 Abs. 2 , §§ 1099
bis 1102 des Bürgerlichen Gesetzbuchs anzu-
wenden. Das Vorkaufsrecht geht unbeschadet
bundesrechtlicher Regelungen allen anderen
Vorkaufsrechten im Rang vor und bedarf nicht
der Eintragung im Grundbuch. Das Vorkaufs-
recht kann innerhalb der Frist des § 28 Abs. 2
Satz 1 des Baugesetzbuchs auf das Land, die
Landkreise oder den Regionalverband Saar-
brücken übertragen und von diesen ausgeübt
werden. Das Vorkaufsrecht kann auch zugun-
sten und mit Zustimmung einer juristischen
Person des Privatrechts ausgeübt werden, die
sich nach ihrer Satzung überwiegend dem Na-
turschutz im Saarland widmet und die Gewähr
für eine sachgerechte Förderung der Ziele des
Naturschutzes bietet. Der Anspruch auf Eigen-
tumsübertragung steht in diesem Fall der Be-
günstigten zu. Für die Verpflichtung aus dem
Kaufvertrag haftet die Körperschaft, der das
Vorkaufsrecht zusteht, neben der Begünstig-
ten als Gesamtschuldnerin.

§ 14 Entschädigung
(1) Beschränkungen der Eigentümerbefugnisse
durch dieses Gesetz oder durch Maßnahmen
aufgrund dieses Gesetzes sind zu entschädi-
gen, sofern sie nicht aufgrund der Sozialpflich-
tigkeit des Eigentums entschädigungslos zu
dulden sind (Art. 14 Abs. 2 Grundgesetz).

(2) Kann durch eine Rechtsverordnung oder
eine sonstige Maßnahme aufgrund dieses Ge-
setzes eine bisher ausgeübte rechtmäßige Nut-
zung nicht fortgesetzt werden und wird hier-
durch die wirtschaftliche Nutzbarkeit eines
Grundstücks in einer die Sozialbindung über-
schreitenden Weise beeinträchtigt, so ist dem
Eigentümer oder der Eigentümerin oder dem
oder der sonstigen Nutzungsberechtigten eine
angemessene Entschädigung zu leisten. Das
Gleiche gilt, wenn die Maßnahme in sonstiger
Weise enteignend wirkt. Der Anspruch auf Ent-
schädigung besteht nur dann, wenn die Beein-
trächtigung nicht durch Erteilung einer Ausnah-
megenehmigung oder Befreiung vermieden
werden kann. Für die Bemessung der Entschä-
digung sind die §§ 93 bis 103 des Baugesetz-
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buchs entsprechend anzuwenden. Über den
Anspruch auf Entschädigung ist zusammen mit
der Entscheidung über eine Ausnahmegeneh-
migung oder Befreiung zu entscheiden.

(3) Führt eine entschädigungspflichtige Maß-
nahme dazu, dass das Grundstück nicht mehr
wirtschaftlich zumutbar genutzt werden kann,
so kann der Eigentümer oder die Eigentümerin
statt der Entschädigung gemäß Absatz 2 die
Übernahme des Grundstücks verlangen.
Kommt eine Einigung über die Übernahme
des Grundstücks nicht zustande, kann der
Eigentümer das Enteignungsverfahren bei der
Enteignungsbehörde beantragen. Das Enteig-
nungsverfahren wird entsprechend den §§ 93
bis 103 und 106 bis 122 des Baugesetzbu-
ches durchgeführt.

(4) Zuständig für die Festsetzung der Entschä-
digung gemäß Absatz 2 und die Übernahme-
verhandlungen gemäß Absatz 3 Satz 1 ist die
oberste Naturschutzbehörde, wenn eine Lan-
desbehörde, oder die Gemeinde, wenn diese
die entschädigungspflichtige Maßnahme an-
geordnet hat. Zuständig für das Enteignungs-
verfahren gemäß Absatz 3 Satz 2 und 3 ist die
Enteignungsbehörde.

Naturschutz als staatliche
Aufgabe

Unterabschnitt 1
Überörtliche Landschaftsplanung

§ 15 Landschaftsprogramm
(1) Die überörtlichen Erfordernisse und Maß-
nahmen zur Verwirklichung der Ziele des Na-
turschutzes sind für das gesamte Land in
einem Landschaftsprogramm darzustellen.
Die Ziele der Raumordnung sind zu beachten.
Ihre Grundsätze und sonstigen Erfordernisse
sind zu berücksichtigen.

(2) Das Landschaftsprogramm wird von der
obersten Naturschutzbehörde nach Anhörung
der betroffenen obersten Landesbehörden, Ge-
meinden und Gemeindeverbände, des Rates
für Nachhaltigkeit, des Landesbeirats für Land-
schaft sowie der betroffenen Träger öffentli-
cher Belange aufgestellt und fortgeschrieben.
Für das Landschaftsprogramm ist eine stra-
tegische Umweltprüfung durchzuführen. Die
Durchführung der Prüfung richtet sich nach
dem Saarländischen Gesetz über die Umwelt-

ABSCHNITT 3

verträglichkeitsprüfung vom 30. Oktober 2002
(Amtsbl. S. 2494), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Februar 2019
(Amtsbl. I S. 324), in der jeweils geltenden Fas-
sung. Das Landschaftsprogramm muss die
Anforderungen der § 40 des Gesetzes über
die Umweltverträglichkeitsprüfung inhaltlich
erfüllen; ein separater Umweltbericht ist nicht
erforderlich.

(3) Bei Erstellung und Fortschreibung des
Landschaftsprogramms ist im Amtsblatt des
Saarlandes bekannt zu machen, wo das
Landschaftsprogramm eingesehen werden
kann.

(4) Das Landschaftsprogramm ist ein Fach-
plan. Seine raumbedeutsamen Erfordernisse
und Maßnahmen werden nach Maßgabe des
Saarländischen Landesplanungsgesetzes vom
12. Juni 2002 (Amtsbl. S. 1506) in der jeweils
geltenden Fassung in den Landesentwick-
lungsplan übernommen.

UNTERABSCHNITT 2
Flächenschutz

§ 16 Naturschutzgebiete
(1) Naturschutzgebiete sind durch Rechtsver-
ordnung bestimmte Gebiete, in denen ein be-
sonderer Schutz von Natur und Landschaft
1. zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederher-

stellung von Biotopen oder Lebensgemein-
schaften bestimmter wild lebender Pflan-
zen- und Tierarten,

2. aus wissenschaftlichen, erd- und naturge-
schichtlichen oder landeskundlichen Grün-
den oder

3. wegen ihrer Seltenheit, besonderen Eigen-
art oder hervorragenden Schönheit erfor-
derlich ist.

(2) Alle Handlungen, die zu einer Zerstörung,
Beschädigung, Veränderung des Natur-
schutzgebiets oder seiner Bestandteile oder
zu einer nachhaltigen Störung führen können,
sind nach Maßgabe näherer Regelung durch
die Rechtsverordnung nach Absatz 1 verboten.
Soweit es der Schutzzweck zulässt, sollen Na-
turschutzgebiete der Allgemeinheit zugänglich
gemacht werden.

§ 17 Nationalparke
(1) Nationalparke sind durch Rechtsverord-
nung festgesetzte einheitlich zu schützende
Gebiete, die
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1. großräumig und von besonderer Eigenart

sind,

2. in einem überwiegenden Teil ihres Gebiets
die Voraussetzungen eines Naturschutzge-
biets erfüllen und

3. sich in einem überwiegenden Teil ihres Ge-
biets in einem vom Menschen nicht oder
wenig beeinflussten Zustand befinden oder
geeignet sind, sich in einen Zustand zu ent-
wickeln oder in einen Zustand entwickelt zu
werden, der einen möglichst ungestörten
Ablauf der Naturvorgänge in ihrer natürli-
chen Dynamik gewährleistet.

(2) Nationalparke haben zum Ziel, im überwie-
genden Teil ihres Gebiets den möglichst unge-
störten Ablauf der Naturvorgänge in ihrer
natürlichen Dynamik zu gewährleisten. Soweit
es der Schutzzweck erlaubt, sollen National-
parke auch der wissenschaftlichen Umweltbe-
obachtung, der naturkundlichen Bildung und
dem Naturerlebnis der Bevölkerung dienen.

§ 18 Landschaftsschutzgebiete
(1) Landschaftsschutzgebiete sind durch Rechts-
verordnung bestimmte Landschaftsräume oder
Teile von diesen, in denen ein besonderer
Schutz von Natur und Landschaft

1. zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederher-
stellung der Leistungs- und Funktionsfähig-
keit des Naturhaushalts oder der Regene-
rations- und nachhaltigen Nutzungsfähig-
keit der Naturgüter,

2. wegen der Vielfalt, Eigenart oder Schönheit
des Landschaftsbildes, der besonderen
kulturhistorischen Bedeutung der Land-
schaft oder

3. wegen ihrer besonderen Bedeutung für die
naturbezogene und naturverträgliche Erho-
lung

erforderlich ist.

(2) In einem Landschaftsschutzgebiet sind
unter besonderer Beachtung des § 8 Abs. 1
und nach Maßgabe näherer Regelung durch
die Rechtsverordnung nach Absatz 1 alle
Handlungen verboten, die den Charakter des
Gebiets verändern oder dem besonderen
Schutzzweck zuwiderlaufen.

§ 19 Naturparke
(1) Naturparke sind durch Rechtsverordnung
festgesetzte einheitlich zu entwickelnde und
zu pflegende Gebiete, die

1. großräumig sind,
2. überwiegend Landschaftsschutzgebiete oder

Naturschutzgebiete sind,
3. sich wegen ihrer landschaftlichen Voraus-

setzungen für die Erholung besonders eig-
nen und in denen ein nachhaltiger Touris-
mus angestrebt wird,

4. nach den Erfordernissen der Raumordnung
für die Erholung vorgesehen sind,

5. der Erhaltung, Entwicklung oder Wieder-
herstellung einer durch vielfältige Nutzung
geprägten Landschaft und ihrer Arten- und
Biotopvielfalt dienen und in denen zu die-
sem Zweck eine dauerhaft umweltgerechte
Landnutzung angestrebt wird,

6. besonders dazu geeignet sind, eine nach-
haltige Regionalentwicklung zu fördern.

(2) Naturparke sollen entsprechend ihren in
Absatz 1 beschriebenen Zwecken unter Be-
achtung der Ziele und Grundsätze des Natur-
schutzes geplant, gegliedert, erschlossen und
weiterentwickelt werden.

§ 20 Erklärung zum Schutzgebiet
(1) Die oberste Naturschutzbehörde wird er-
mächtigt, Rechtsverordnungen gemäß den §§
16 bis 19 zu erlassen.

(2) In Rechtsverordnungen gemäß Absatz 1
sind
1. die Grenzen der Schutzgebiete zu be-

schreiben und in Karten darzustellen,
2. der Schutzgegenstand und der Schutz-

zweck zu bezeichnen,
3. die Rechtsgrundlagen für die erforderlichen

Schutz-, Pflege- oder Entwicklungsmaß-
nahmen zu schaffen sowie

4. die zur Erreichung des Zwecks notwendi-
gen Gebote und Verbote zu bestimmen.

Die Schutzgebiete können in Zonen mit einem
dem jeweiligen Schutzzweck entsprechenden
abgestuften Schutz gegliedert werden; hierbei
kann auch die für den Schutz notwendige Um-
gebung einbezogen werden.

(3) Vor Erlass einer Rechtsverordnung gemäß
Absatz 1 sind die Träger öffentlicher Belange zu
beteiligen. Der Entwurf der Rechtsverordnung
ist in den Gemeinden, in deren Gebiet sich das
Vorhaben auswirkt, einen Monat öffentlich aus-
zulegen. Ort und Dauer der Auslegung sind
mindestens eine Woche vorher öffentlich be-
kannt zu machen; dabei ist darauf hinzuweisen,
dass jeder, dessen Belange durch das Vorha-
ben berührt werden, während der Auslegungs-
frist bei der Gemeinde Anregungen oder Ein-
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wendungen schriftlich, elektronisch oder zur
Niederschrift vorbringen kann. Die oberste Na-
turschutzbehörde prüft die fristgerecht vorge-
brachten Anregungen und Einwendungen und
teilt den Betroffenen das Ergebnis mit.

(4) Ab Bekanntmachung der Auslegung ge-
mäß Absatz 3 Satz 3 Halbsatz 1 sind bis zum
In-Kraft-Treten der Rechtsverordnung, aber
längstens für ein Jahr, alle Veränderungen in
dem geplanten Schutzgebiet verboten, die
dem beabsichtigten Schutzzweck zuwiderlau-
fen. Die zum Zeitpunkt der Bekanntmachung
ausgeübte Landnutzung bleibt unberührt. In
der Bekanntmachung ist auf das Verände-
rungsverbot hinzuweisen.

§ 21 Einstweilige Sicherstellung
(1) Teile von Natur und Landschaft, deren Un-
terschutzstellung gemäß §§ 16 und 18 beab-
sichtigt ist, können durch die oberste Natur-
schutzbehörde bis zur Bekanntmachung
gemäß § 20 Abs. 3 Satz 3 Halbsatz 1 für ein
Jahr einstweilig sichergestellt werden, wenn
zu befürchten ist, dass anderenfalls der Zweck
der Unterschutzstellung nicht erreicht wird. Die
Sicherstellung kann um ein Jahr verlängert
werden, wenn besondere Gründe vorliegen.

(2) Die einstweilige Sicherstellung erfolgt durch
Rechtsverordnung oder bei Einzelgrund-
stücken durch Verwaltungsakt. Die einstwei-
lige Sicherstellung muss Bestimmungen ent-
halten über
1. den räumlichen Geltungsbereich,
2. die während der Sicherstellung unzulässi-

gen Veränderungen und sonstigen Hand-
lungen,

3. die Dauer der Sicherstellung sowie
4. einen Hinweis auf die Möglichkeit der Ver-

längerung.

§ 22 Gesetzlich geschützte
Biotope

(1) Maßnahmen, die zu einer Zerstörung oder
sonstigen erheblichen Beeinträchtigung folgen-
der Biotope führen können, sind unzulässig:

1. Moore, Sümpfe (Kalkflachmoor-Streuwie-
sen, Großseggenriede, Braunseggensümpfe,
Kleinseggenriede, Pfeifengraswiesen, Wald-
simsenfluren, mesotrophe Mädesüß-Hoch-
staudenfluren), Röhrichte, seggen- und bin-
senreiche Nasswiesen, Quellbereiche, natür-
liche oder naturnahe Bereiche fließender
und stehender Gewässer einschließlich ihrer

Ufer sowie der dazugehörigen uferbeglei-
tenden natürlichen oder naturnahen Vege-
tation und Verlandungsbereiche sowie ihrer
regelmäßig überschwemmten Bereiche
und Binnenlandsalzstellen,

2. offene natürliche Block-, Schutt- und Geröll-
halden, offene Felsbildungen, Besenheide-
fluren, Borstgrasrasen, Trocken- und Halb-
trockenrasen, Wälder und Gebüsche tro-
ckenwarmer Standorte, Binnendünen, na-
türliche und naturnahe Höhlen und Dolinen,

3. Bruch-, Sumpf- und Auwälder sowie
Schlucht-, Blockhalden- und Hangschutt-
wälder,

4. Kryptogamen- und Farnfluren auf primär of-
fenen Felsbildungen, Felsheiden-, Felskopf-
und Felsspaltengesellschaften auf sekundär
entstandenen Aufschlüssen,

5. artenreiches Grünland mesophiler Stand-
orte, die dem FFH-Lebensraumtyp 6510
gemäß Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG
des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung
der natürlichen Lebensräume sowie der
wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABl. L
206 vom 22.7.1992, S. 7), die zuletzt durch
die Richtlinie 2006/105/EG (ABl. L 363 vom
20.12.2006, S. 368) geändert worden ist,
angehören, wenn sie entweder

a) dem Erhaltungsgrad A zugeordnet wer-
den können oder

b) dem Erhaltungsgrad B mit sechs oder
mehr lebensraumtypischen B-Arten zu-
geordnet werden können.

(2) Abweichend von Absatz 1 ist es zulässig,
1. Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen mit

Zustimmung der obersten Naturschutz-
behörde durchzuführen, soweit sie aus
Gründen des Naturschutzes erfolgen,

2. die land- oder forstwirtschaftliche Nutzung
von Flächen, deren Nutzung aufgrund ver-
traglicher Vereinbarung oder der Teilnahme
an einem öffentlichen Programm einge-
schränkt oder unterbrochen war und auf
denen während der Laufzeit der Vereinba-
rung oder des Programms ein Biotop ent-
standen ist, innerhalb von fünf Jahren nach
Ablauf der Nutzungsbeschränkung wieder
aufzunehmen.

(3) Die oberste Naturschutzbehörde kann im
Einzelfall Ausnahmen zulassen, wenn die Beein-
trächtigungen der Biotope ausgeglichen wer-
den können oder die Maßnahme aus überwie-
genden Gründen des Gemeinwohls notwen-
dig ist. Die Verursacherin oder der Verursacher
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der Maßnahme ist zu Ausgleichs- oder Ersatz-
maßnahmen zu verpflichten. §§ 27 bis 30 gel-
ten entsprechend.

(4) Werden Maßnahmen, die geschützte Bio-
tope beeinträchtigen, widerrechtlich begonnen
oder durchgeführt, kann die oberste Natur-
schutzbehörde die sofortige Einstellung an-
ordnen. Die Wiederherstellung des ursprüngli-
chen Zustands soll verlangt werden, wenn die
Voraussetzungen für die Erteilung einer Aus-
nahmegenehmigung nicht vorliegen. Soweit
eine Wiederherstellung des ursprünglichen Zu-
stands nicht oder nur mit unverhältnismäßigem
Aufwand möglich ist, soll die oberste Natur-
schutzbehörde Maßnahmen entsprechend Ab-
satz 3 anordnen.

§ 23 Kennzeichnung und
Naturschutzregister

(1) Naturschutzgebiete, Nationalparke und
Naturparke sind vor Ort zu kennzeichnen.

(2) Die Bezeichnungen „Naturpark“, „Bios-
phäre Bliesgau“, „Naturschutzgebiet“, „Land-
schaftsschutzgebiet“ dürfen nur für die Bios-
phäre Bliesgau gemäß § 10 sowie die auf-
grund der §§ 16 bis 19 geschützten Teile von
Natur und Landschaft verwendet werden.

(3) Die Naturschutzbehörde führt ein Natur-
schutzregister, in das alle im Saarland ge-
schützten oder einstweilig sichergestellten Teile
von Natur und Landschaft sowie die Bios-
phäre Bliesgau aufzunehmen sind.

§ 24 Europäisches Netz
NATURA 2000

(1) Zur Wahrung und Wiederherstellung eines
günstigen Erhaltungszustands der natürlichen
Lebensraumtypen und Arten wird ein kohären-
tes Netz aus Gebieten von gemeinschaftlicher
Bedeutung und Europäischen Vogelschutzge-
bieten errichtet (NATURA 2000). Die Landes-
regierung wählt gemäß § 33 Abs. 1 Bundes-
naturschutzgesetz die Gebiete, die geeignet
sind, als Gebiete von gemeinschaftlicher Be-
deutung bestimmt zu werden, und die eu-
ropäischen Vogelschutzgebiete aus.

(2) Veränderungen oder Störungen, die die
nach Absatz 1 ausgewählten Gebiete von ge-
meinschaftlicher Bedeutung oder Europäische
Vogelschutzgebiete in den für ihre Erhaltungs-
ziele maßgeblichen Bestandteilen erheblich
beeinträchtigen können, sind verboten.

(3) Die oberste Naturschutzbehörde weist die
Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und

die Europäischen Vogelschutzgebiete entspre-
chend den jeweiligen Erhaltungszielen durch
Rechtsverordnung als Schutzgebiete (NATURA
2000-Schutzgebiete) aus. Die Rechtsverord-
nung hat darzustellen, ob prioritäre Biotope
oder prioritäre Arten zu schützen sind. Sie ist
entsprechend § 20 Abs. 2 bis 4 zu erlassen.

(4) Die Unterschutzstellung gemäß Absatz 3
kann unterbleiben, soweit nach anderen Rechts-
oder Verwaltungsvorschriften, durch die Verfü-
gungsbefugnis eines öffentlichen oder gem-
einnützigen Trägers oder durch vertragliche
Vereinbarungen ein gleichwertiger Schutz ge-
währleistet ist.

§ 25 Verträglichkeit von Projekten
(1) Projekte gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 11 des
Bundesnaturschutzgesetzes sind vor ihrer Zu-
lassung oder Durchführung auf ihre Verträg-
lichkeit mit den Erhaltungszielen eines nach
Absatz 1 ausgewählten Gebietes, eines Gebie-
tes von gemeinschaftlicher Bedeutung oder
eines Europäischen Vogelschutzgebiets zu
überprüfen. Bei ausgewiesenen Schutzgebie-
ten ergeben sich die Maßstäbe für die Verträg-
lichkeit aus dem Schutzzweck und den dazu
erlassenen Vorschriften. Ergibt die Prüfung der
Verträglichkeit, dass das Projekt einzeln oder
im Zusammenwirken mit anderen Plänen oder
Projekten zu erheblichen Beeinträchtigungen
der für die Erhaltungsziele oder den Schutz-
zweck maßgeblichen Bestandteile führen kann,
ist es unzulässig.

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 3 darf ein
Projekt nur zugelassen oder durchgeführt wer-
den, soweit es
1. aus zwingenden Gründen des überwiegen-

den -öffentlichen Interesses, einschließlich
solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art,
notwendig ist und

2. zumutbare Alternativen, den mit dem Pro-
jekt -verfolgten Zweck an anderer Stelle
ohne oder mit geringeren Beeinträchtigun-
gen zu erreichen, nicht gegeben sind.

(3) Befinden sich in dem vom Projekt betroffe-
nen Gebiet prioritäre Biotope oder prioritäre
Arten, sind zwingende Gründe des überwie-
genden öffentlichen Interesses nur solche im
Zusammenhang mit dem Gesundheitsschutz,
der öffentlichen Sicherheit, der Landesverteidi-
gung und des Schutzes der Zivilbevölkerung
oder den maßgeblich günstigen Auswirkungen
auf die Umwelt. Sonstige Gründe im Sinne des
Absatzes 2 Nr. 1 können nur berücksichtigt
werden, wenn die gemäß Absatz 5 zuständige
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Behörde zuvor über das Bundesministerium
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit eine Stellungnahme der Kommission ein-
geholt hat.

(4) Soll ein Projekt gemäß Absatz 2, auch in
Verbindung mit Absatz 3, zugelassen oder
durchgeführt werden, sind die Projektträger zu
den notwendigen Maßnahmen zur Sicherung
des Zusammenhangs des europäischen
Schutzgebietssystems NATURA 2000 zu ver-
pflichten. Die gemäß Absatz 5 zuständige
Behörde unterrichtet die Kommission über die
oberste Naturschutzbehörde sowie das Bun-
desministerium für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit über die getroffenen Maß-
nahmen.
(5) Die Verträglichkeitsprüfung ist unselbst-
ständiger Teil des Verfahrens, in dem über die
Zulassung des Projekts entschieden wird. Die
Zuständigkeitsregelung des § 29 Abs. 1 ist
entsprechend anzuwenden. Der Träger des
Projekts hat die entscheidungserheblichen
Unterlagen vorzulegen. Die für die Zulassung
eines Projekts zuständige Behörde hat der
obersten Naturschutzbehörde die Zulassung
eines Projekts gemäß Absatz 2 zuzuleiten.

(6) Handelt es sich bei Projekten um Eingriffe in
Natur und Landschaft, bleiben die §§ 27 bis
30 unberührt.

§ 26 Verträglichkeit von Plänen
§ 25 ist entsprechend anzuwenden bei

1. Linienbestimmungen, Plänen und Satzun-
gen gemäß § 35 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2
des Bundesnaturschutzgesetzes,

2. dem Landesentwicklungsplan gemäß § 2
des Saarländischen Landesplanungsgeset-
zes mit Ausnahme des § 25 Abs. 1 Satz 1,

3. sowie sonstigen Plänen.

UNTERABSCHNITT 3
Eingriffe in Natur und Landschaft

§ 27 Eingriffe in Natur und
Landschaft

(1) Eingriffe in Natur und Landschaft sind Verän-
derungen der Gestalt oder Nutzung von Grund-
flächen oder des mit der belebten Bodenschicht
in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels,
die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des
Naturhaushalts oder das Landschaftsbild er-
heblich beeinträchtigen können

(2) Als Eingriffe gelten insbesondere:
1. Erkundung, Abbau oder Gewinnung von

Bodenschätzen und anderen Bodenbe-
standteilen im Tagebau,

2. selbstständige Abgrabungen oder Aufschüt-
tungen im Außenbereich mit einer Grund-
fläche von mehr als 300 Quadratmetern,

3. die Errichtung, Erweiterung oder wesentli-
che Änderung von Vorhaben, die einem
Planfeststellungsverfahren unterliegen, auch
wenn in den sie regelnden Rechtsvorschrif-
ten im Einzelfall von der Durchführung eines
solchen abgesehen werden kann,

4. im Außenbereich die Errichtung, Erweiterung
oder wesentliche Änderung von Straßen,
Wegen, Plätzen, Bahnanlagen, Flugplätzen
oder sonstigen Verkehrsflächen, Sport- und
Freizeitanlagen, Gebäuden, nicht land- oder
forstwirtschaftlichen Einfriedungen oder sons-
tigen baulichen Anlagen im Sinne der Lan-
desbauordnung,

15. der Bau, das Verlegen oder wesentliche
Änderungen von Produkt- sowie Ver- oder
Entsorgungsleitungen, Sende- und Leitungs-
masten sowie Windkraftanlagen im Außen-
bereich,

16. der Ausbau von Gewässern,
17. das Roden und die Umwandlung von Wald

sowie die Erstaufforstung von gesetzlich
geschützten Biotopen und von Talauen,

18. die dauerhafte Beseitigung von Hecken,
Gehölz- und Streuobstbeständen in der
freien Landschaft,

19. Vorhaben und Maßnahmen in gesetzlich
geschützten Biotopen gemäß § 22 Abs. 1,

10. die Umwandlung von Dauergrünland in na-
türlichen Überschwemmungsgebieten und
auf erosionsgefährdeten Flächen,

11. das Errichten von Anlegestellen für Was-
serfahrzeuge und anderer schwimmender
Anlagen,

12. Maßnahmen, die zu einer Veränderung
des mit der belebten Bodenschicht in Ver-
bindung stehenden Grundwasserspiegels
führen, welche die Lebensbedingungen
für Tiere oder Pflanzen erheblich beein-
trächtigen können,

13. das Auf- oder Abstellen von Wohnmobilen
und Wohnwagen im Außenbereich.

(3) Keine Eingriffe sind:
1. die der guten fachlichen Praxis gemäß § 8

entsprechende Landnutzung gemäß § 7
Abs. 2 Nr. 4,
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2. der guten fachlichen Praxis gemäß § 8 ent-

sprechende Einfriedungen, die der Land-
oder Forstwirtschaft dienen,

3. die Wiederaufnahme einer Landnutzung ge-
mäß § 7 Abs. 2 Nr. 4, die aufgrund einer ver-
traglichen Vereinbarung oder aufgrund der
Teilnahme an öffentlichen Programmen ein-
geschränkt oder unterbrochen war, wenn sie
innerhalb von fünf Jahren nach Ablauf der
Bewirtschaftungsbeschränkungen wieder
aufgenommen wird.

§ 28 Verursacherpflichten,
Unzulässigkeit von Eingriffen

(1) Die Verursacherin oder der Verursacher
eines Eingriffs ist verpflichtet, vermeidbare Be-
einträchtigungen von Natur und Landschaft zu
unterlassen (Vermeidungsgebot) und unver-
meidbare Beeinträchtigungen durch Maßnah-
men des Naturschutzes vorrangig auszuglei-
chen (Ausgleichsmaßnahmen) oder in sonstiger
Weise zu kompensieren (Ersatzmaßnahmen).

(2) Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung,
wenn und sobald die beeinträchtigten Funktio-
nen des Naturhaushalts wiederhergestellt sind
und das Landschaftsbild landschaftsgerecht
wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. In son-
stiger Weise kompensiert ist eine Beeinträchti-
gung, wenn und sobald die beeinträchtigten
Funktionen des Naturhaushalts in gleichwerti-
ger Weise ersetzt sind und das Landschafts-
bild landschaftsgerecht neu gestaltet ist. Bei
der Festsetzung von Art und Umfang der Maß-
nahmen sind das Landschaftsprogramm ge-
mäß § 15 und die Landschaftspläne gemäß
§ 37 zu berücksichtigen.

(3) Der Eingriff darf nicht zugelassen oder
durchgeführt werden, wenn die Beeinträchti-
gungen nicht zu vermeiden oder nicht in ange-
messener Frist auszugleichen oder zu kom-
pensieren sind, und die Belange des Natur-
schutzes bei der Abwägung aller Anforderun-
gen an Natur und Landschaft anderen Belan-
gen im Rang vorgehen. Werden als Folge ei-
nes Eingriffs Biotope zerstört, die für dort wild
wachsende Pflanzen oder wild lebende Tiere
der streng geschützten Arten nicht ersetzbar
sind, ist der Eingriff nur zulässig, wenn er aus
zwingenden Gründen des überwiegenden öf-
fentlichen Interesses gerechtfertigt ist.

(4) Bei Eingriffen ist der Grenzabstand zu
Waldrändern, zu Naturschutzgebieten sowie
zu gesetzlich geschützten Biotopen gemäß

§ 22 so weit zu halten, dass erhebliche Beein-
trächtigungen der dort vorkommenden Le-
bensgemeinschaften mit ihren typischen Tier-
und Pflanzenarten vermieden werden.

§ 29 Zulassung von Eingriffen
(1) Bedarf ein Eingriff nach anderen Rechtsvor-
schriften einer behördlichen Zulassung (Bewil-
ligung, Erlaubnis, Genehmigung, Zustimmung,
Planfeststellung, Befreiung, Anzeige oder son-
stigen Entscheidung), so hat die hierfür zu-
ständige Behörde zugleich die zur Durchfüh-
rung des § 28 erforderlichen Entscheidungen
im Einvernehmen mit der Naturschutzbehörde
zu treffen. Alle übrigen Eingriffe bedürfen der
Genehmigung der zuständigen Naturschutz-
behörde, die auch die gemäß § 28 erforderli-
chen Entscheidungen trifft. In Verfahren einer
obersten Landesbehörde und in bergrechtli-
chen Verfahren ergeht die Entscheidung im
Einvernehmen mit der obersten Naturschutz-
behörde.

(2) Bei Eingriffen in Natur und Landschaft
durch eine Behörde, denen keine Entschei-
dung gemäß Absatz 1 vorausgeht, sind die
§§ 27, 28, 29 Abs. 3 bis 10 anzuwenden. Das
Benehmen ist bei einem Eingriff durch eine
oberste Landesbehörde mit der obersten Na-
turschutzbehörde und im Übrigen mit der Na-
turschutzbehörde herzustellen.

(3) Handelt es sich bei dem Eingriff um ein Vor-
haben, das gemäß § 3 des Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung
der Bekanntmachung vom 5. September 2001
(BGBl. I S. 2350), zuletzt geändert durch Arti-
kel 6 des Gesetzes vom 3. Mai 2005 (BGBl. I
S. 1224, 1227), in der jeweils geltenden Fas-
sung oder gemäß § 3 Abs. 1 des Gesetzes
über die Umweltverträglichkeitsprüfung im
Saarland vom 30. Oktober 2002 (Amtsbl.
S. 2494), zuletzt geändert durch Gesetz vom
19. Mai 2004 (Amtsbl. S. 1498), in der jeweils
geltenden Fassung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung unterliegt, so muss das Verfah-
ren, in dem Entscheidungen gemäß § 28 ge-
troffen werden, den Anforderungen dieser Ge-
setze entsprechen.

(4) Der Antrag auf Genehmigung gemäß Absatz
1 Satz 2 ist schriftlich oder elektronisch bei der
zuständigen Naturschutzbehörde einzureichen.
Dem Antrag sind alle für die Beurteilung des
Vorhabens und die Bearbeitung des Antrags
erforderlichen Unterlagen beizufügen. Fehlende
Unterlagen sollen innerhalb von zwei Wochen
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nach Eingang des Antrags angefordert werden.
Der Antragstellerin oder dem Antragsteller ist
die Bearbeitungsfähigkeit des Antrags unver-
züglich schriftlich oder elektronisch bekannt zu
geben. Über den Antrag ist innerhalb von drei
Monaten nach Eingang des vollständigen An-
trags zu entscheiden. Die Genehmigung gilt als
erteilt, wenn über den Antrag nicht innerhalb
der Frist entschieden worden ist.
(5) Bei einem Eingriff in Natur und Landschaft,
der aufgrund eines nach öffentlichem Recht
vorgesehenen Fachplans vorgenommen wer-
den soll, hat der Planungsträger im Einverneh-
men mit der Naturschutzbehörde in Text und
Karte oder in einem landschaftspflegerischen
Begleitplan, der Bestandteil des Fachplans ist,
alle Angaben zu machen, die zur Beurteilung
des Eingriffs erforderlich sind. Erforderlich sind
insbesondere:
1. die Darstellung und Bewertung der ökologi-

schen und landschaftsbildlichen Gegeben-
heiten vor Beginn des Eingriffs unter beson-
derer Berücksichtigung der Ziele und
Grundsätze nach § 1,

2. die Prüfung der Vermeidbarkeit des Eingriffs,
3. die Darstellung von Art, Umfang und zeitli-

chem Ablauf des Eingriffs,
4. die Darstellung der Beeinträchtigung des

Naturhaushalts und des Landschaftsbildes,
5. die Darstellung von Art, Umfang und zeitli-

chem Ablauf der erforderlichen Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen.

Bei anderen Eingriffen kann die zuständige
Behörde einen landschaftspflegerischen Be-
gleitplan verlangen, soweit es wegen des Um-
fangs oder der Schwere des Eingriffs erforder-
lich ist.

(6) Die Genehmigung gemäß Absatz 1 Satz 2
ist schriftlich oder elektronisch zu erteilen. Sie
kann mit Nebenbestimmungen versehen wer-
den und enthält die Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen sowie die erforderlichen Maßnah-
men zu deren langfristiger Sicherstellung. So-
weit ein Eingriff in zeitlich und räumlich ge-
trennten oder trennbaren Abschnitten durch-
geführt wird, sollen Regelungen zur zeitlichen
und räumlichen Abfolge der Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen für die Teilabschnitte (Zug-
um-Zug-Auflagen) getroffen werden.

(7) Zur Gewährleistung der Durchführung der
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen kann eine
Sicherheitsleistung verlangt werden; §§ 232
und 234 bis 240 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs finden Anwendung. Anstelle der Sicher-

heitsleistung kann die Zulassung gemäß Ab-
satz 1 von der vorherigen Durchführung land-
schaftspflegerischer Maßnahmen abhängig
gemacht werden.

(8) Soweit in anderen Rechtsvorschriften nichts
anderes bestimmt ist, erlischt die behördliche
Zulassung oder Genehmigung eines Eingriffs,
wenn innerhalb von drei Jahren nach ihrer Be-
kanntgabe mit der Ausführung wesentlicher
Eingriffsmaßnahmen nicht begonnen oder die
Ausführung länger als ein Jahr unterbrochen
ist. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs hemmt
den Lauf der Frist bis zur Unanfechtbarkeit der
Zulassung oder Genehmigung. Jede Frist kann
auf schriftlichen oder elektronischen Antrag
von der zuständigen Behörde, im Fall des Ab-
satzes 1 Satz 1 im Einvernehmen mit der Na-
turschutzbehörde, jeweils bis zu einem Jahr,
längstens jedoch drei Jahre, verlängert wer-
den. Die Frist kann rückwirkend verlängert
werden, wenn der Antrag vor Fristablauf bei
der zuständigen Behörde eingegangen ist.

(9) Wird ein Eingriff ohne die erforderliche Zu-
lassung gemäß Absatz 1 Satz 1 oder die erfor-
derliche Genehmigung gemäß Absatz 1 Satz 2
vorgenommen oder erlischt eine Zulassung
oder Genehmigung gemäß Absatz 8, so kann
die zuständige Behörde die Fortsetzung des
Eingriffs untersagen, die Wiederherstellung des
früheren Zustands anordnen sowie unter den
Voraussetzungen des § 28 Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen festsetzen, soweit nicht der
frühere Zustand wiederhergestellt werden kann.
Ist zur Wiederherstellung die Beseitigung bau-
licher Anlagen erforderlich, so soll die Natur-
schutzbehörde die Beseitigung anordnen. Die
zuständige Behörde hat die gleichen Befug-
nisse wie die Bauaufsichtsbehörden.

(10) Die Beendigung eines Eingriffs sowie der
Abschluss von Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men sind der zuständigen Behörde anzuzeigen.

§ 30 Ökokonto
(1) Wer ohne rechtliche Verpflichtung Maßnah-
men im Saarland durchführt, die die Funktio-
nen und Werte des Naturhaushalts wesentlich
und dauerhaft verbessern, kann diese in ein
landesweites Register (Ökokonto) eintragen las-
sen. Die in das Register eingetragenen Maß-
nahmen (Ökokontomaßnahmen) können als
Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen gemäß
§ 28 Abs. 1 in Anspruch genommen werden.

(2) Maßnahmen, die zur Eintragung in das
Ökokonto vorgesehen sind, haben die Darstel-
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lungen des Landschaftsprogramms zu beach-
ten sowie die Interessen der Landwirtschaft an
einer ausreichenden Flächenausstattung und
einer betrieblich günstigen Agrarstruktur zu be-
rücksichtigen.

(3) Die Maßnahmen sind mit Planungsunterla-
gen der Naturschutzbehörde zur Genehmi-
gung vorzulegen. Die Genehmigung kann mit
Nebenbestimmungen versehen werden. Dem
Antrag sind alle für die Beurteilung des Vorha-
bens und die Bearbeitung des Antrags erfor-
derlichen Unterlagen beizufügen. Aus den Un-
terlagen haben sich insbesondere die Bewer-
tung des Ausgangs- und des geplanten Zu-
stands der Fläche, auf der die Maßnahme
durchgeführt werden soll, und die Zuverlässig-
keit des Antragstellers für eine dauerhafte Be-
treuung der Maßnahme zu ergeben. Fehlende
Unterlagen sollen innerhalb von zwei Wochen
nach Eingang des Antrags angefordert wer-
den. Der Antragstellerin oder dem Antragstel-
ler ist die Bearbeitungsfähigkeit des Antrags
unverzüglich schriftlich oder elektronisch be-
kannt zu geben. Über den Antrag ist innerhalb
von drei Monaten nach Eingang des vollstän-
digen Antrags zu entscheiden. Die Genehmi-
gung gilt als erteilt, wenn über den Antrag
nicht innerhalb der Frist entschieden worden
ist. Vor der Entscheidung sind die Gemeinden,
in deren Gemeindegebiet die Fläche liegt, die
Landwirtschaftskammer für das Saarland
sowie die anerkannten Naturschutzvereine zu
hören. Maßnahmen, die aus öffentlichen För-
dermitteln finanziert werden, können nur mit
ihrem nicht geförderten Anteil in das Ökokonto
eingetragen werden. Die Naturschutzbehörde
trägt ordnungsgemäß durchgeführte Maßnah-
men in das Ökokonto ein.

(4) Bei Inanspruchnahme der Ökokontomaß-
nahme für einen Eingriff hat die Antragstellerin
oder der Antragsteller erneut den Zustand der
Fläche zu erfassen und zu bewerten und das
Planungsziel zu bewerten. Die Differenz zwi-
schen dem Zustand der Fläche zum Zeitpunkt
der Genehmigung der Maßnahme und dem
zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme progno-
stizierten Planzustand kann als Ausgleichs-
oder Ersatzmaßnahme in Anspruch genom-
men werden. Auf die erneute Bewertung kann
im Einvernehmen mit der Naturschutzbehörde
verzichtet werden. Die Prüfung und die Ent-
scheidung erfolgt durch die Naturschutz-
behörde.

(5) Über die Inanspruchnahme einer Ökokon-
tomaßnahme als Ausgleichs- und Ersatzmaß-

nahme ist in dem Verfahren nach § 29 zu ent-
scheiden.

(6) Die Daten zu Ökokontomaßnahmen und
-flächen und zu den Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen gemäß § 28 Abs. 1 werden von
der Naturschutzbehörde in ein Register aufge-
nommen (Kompensationsregister). Die Daten
zu festgesetzten Ausgleichs- oder Ersatzmaß-
nahmen sind der Naturschutzbehörde von der
jeweiligen Zulassungsbehörde zuzuleiten.

UNTERABSCHNITT 4
Erhaltung der Tier- und
Pflanzenwelt

§ 31 Arten- und Biotopschutz
(1) Aufgabe des Arten- und Biotopschutzes ist
der Schutz, die Pflege und die Entwicklung der
Bestände heimischer Pflanzen- und Tierarten
gemäß § 10 Abs. 2 Nr. 5 des Bundesnatur-
schutzgesetzes, ihrer Entwicklungsformen, ihrer
Biotope und Lebensgemeinschaften in ihrer
historisch gewachsenen Vielfalt sowie die Ge-
währleistung ihrer sonstigen Lebensbedingun-
gen. Dies schließt die Ansiedlung verdrängter
oder in ihrem Bestand bedrohter Tier- und
Pflanzenarten an geeigneten Lebensstätten in-
nerhalb ihres natürlichen Verbreitungsgebietes
sowie die Wiederherstellung von Biotopen ein.

(2) Zur Vorbereitung, Durchführung und Über-
wachung von Maßnahmen, die dem Schutz
und der Pflege der im Saarland wild lebenden
Tier- und Pflanzenarten dienen,

1. erfasst die Naturschutzbehörde die vor-
kommenden wild lebenden Tier- und Pflan-
zenarten sowie ihre wesentlichen Lebens-
räume und Lebensgemeinschaften,

2. ermittelt und bewertet die Naturschutz-
behörde die wesentlichen Ursachen für die
Verdrängung oder Gefährdung der ver-
drängten oder in ihrem Bestand gefährde-
ten Arten und Lebensgemeinschaften, ins-
besondere der Arten, für die das Saarland
eine besondere Verantwortung im Hinblick
auf die Erhaltung der biologischen Vielfalt
trägt (Rote Listen),

3. erarbeitet die oberste Naturschutzbehörde
Programme, Richtlinien und Vorschläge zur
Durchführung von Schutz-, Pflege- und Ent-
wicklungsmaßnahmen, zur Ansiedlung ver-
drängter Arten und zur Überwachung der
Bestandsentwicklung gefährdeter Arten.
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§ 32 Schutz wild lebender Tiere
und Pflanzen

(1) Soweit sich nicht aus § 42 Abs. 1 des Bun-
desnaturschutzgesetzes ein weitergehender
Schutz ergibt, ist es verboten ohne vernünfti-
gen Grund
1. wild wachsende Pflanzen zu entnehmen

oder zu nutzen oder ihre Bestände nieder-
zuschlagen oder auf sonstige Weise zu ver-
wüsten,

2. wild lebende Tiere zu beunruhigen, zu fan-
gen, zu verletzen oder zu töten oder

3. Biotope wild lebender Tier- und Pflanzenar-
ten zu beeinträchtigen oder zu zerstören.

Zulässig bleibt das Sammeln und die Nutzung
von wild wachsenden Pflanzen der nicht be-
sonders geschützten Arten, wenn dadurch der
Bestand am Ort der Entnahme nicht gefährdet
wird, sowie die Bekämpfung invasiver Arten.
Invasive Arten sind gebietsfremde Pflanzen-
und Tierarten, die sich im Saarland ausbreiten
und den vorhandenen Naturhaushalt in sei-
nem Wirkungsgefüge insgesamt oder einzelne
Biotope und Arten in ihrem Bestand gefähr-
den.

(2) Es ist verboten, Tiere oder Pflanzen ge-
bietsfremder Arten in der freien Natur anzusie-
deln. Das Ansiedeln von Tieren nicht gebiets-
fremder Arten bedarf der Genehmigung der
obersten Naturschutzbehörde. Von dem Ver-
bot gemäß Satz 1 und dem Genehmigungser-
fordernis gemäß Satz 2 ausgenommen sind

1. der Anbau von Pflanzen in der Land- und
Forstwirtschaft, soweit er den land- und
forstwirtschaftlichen Fachgesetzen und der
guten fachlichen Praxis entspricht,

2. zum Zweck des biologischen Pflanzen-
schutzes das Ansiedeln von Tieren

a) nicht gebietsfremder Arten,

b) gebietsfremder Arten, sofern das Einset-
zen einer pflanzenschutzrechtlichen Ge-
nehmigung bedarf, bei der die Belange
des Artenschutzes berücksichtigt werden,

3. das Ansiedeln von dem Jagd- oder Fische-
reirecht unterliegenden Tieren nicht ge-
bietsfremder Arten.

Die oberste Naturschutzbehörde kann weitere
Ausnahmen zulassen, wenn die Gefahr einer
Verfälschung der heimischen Tier- und Pflan-
zenwelt auszuschließen ist.

(3) In der Zeit vom 1. März bis 15. September
ist es verboten, in der freien Landschaft

1. Feldraine, Feuchtgebiete, Brach- oder Öd-
land zu zerstören, auf sonstige Weise zu
schädigen oder zu beseitigen,

2. Bäume, Hecken und sonstige Gehölze zu
fällen, zu roden, ab- oder zurückzuschnei-
den oder auf sonstige Weise zu beseitigen;
dies gilt nicht für den Schnitt von Obst-
gehölzen, Beerensträuchern sowie Gehöl-
zen im Gartenbau,

3. Horste und Bruthöhlen sowie deren Stan-
dorte zu beseitigen, zu zerstören, zu be-
schädigen oder zu besteigen.

(4) Absatz 3 gilt nicht für planfestgestellte oder
plangenehmigte Maßnahmen. Von den Verbo-
ten des Absatzes 3 sind ferner ausgenommen
die Waldbewirtschaftung nach den Regeln der
guten fachlichen Praxis sowie behördlich ange-
ordnete oder zugelassene Maßnahmen, die im
öffentlichen Interesse nicht zu anderer Zeit oder
auf andere Weise mit dem gleichen Ergebnis
durchgeführt werden können und Maßnahmen,
die im Einzelfall nach Art und Umfang die Ziele
des Artenschutzes nicht beeinträchtigen.

(5) Das flächige Abbrennen von Wiesen, Feld-
rainen, Hecken, Gehölzen, Röhrichten, Schilf-
beständen, Stoppelfeldern, Brach- oder Ödland
ist ganzjährig verboten. Ausnahmen können aus
Gründen des Arten- und Biotopschutzes von
der Naturschutzbehörde zugelassen werden.

§ 33 Besondere
Schutzvorschriften

(1) Die oberste Naturschutzbehörde kann
durch Rechtsverordnung

1. für Lebens- und Zufluchtsstätten der beson-
ders geschützten oder im Saarland gefähr-
deten Arten besondere Schutzmaßnahmen
sowie die Durchführung bestimmter Pflege-
und Entwicklungsmaßnahmen anordnen,

2. bestimmte Handlungen untersagen, durch
welche die Bestände besonders geschütz-
ter Pflanzen und Tiere erheblich beeinträch-
tigt werden können.

Der räumliche Geltungsbereich der Rechtsver-
ordnung ist von der obersten Naturschutz-
behörde örtlich kenntlich zu machen.

(2) Die Naturschutzbehörde kann Einzelanord-
nungen in sinngemäßer Anwendung des Ab-
satzes 1 treffen, wenn diese für den Schutz
einer bestimmten Lebens- oder Zufluchts-
stätte oder eines Bestandes ausreichen.
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§ 34 Zoos
(1) Die Errichtung, der Betrieb oder die we-
sentliche Änderung eines Zoos bedürfen der
Genehmigung der obersten Naturschutzbe-
hörde. Die Genehmigung darf unbeschadet
tierschutz- und tierseuchenrechtlicher Vorschrif-
ten nur erteilt werden, wenn die Einhaltung der
Betreiberpflichten gemäß Artikel 3 der Richtli-
nie 1999/22/EG des Rates vom 29. März 1999
über die Haltung von Wildtieren in Zoos (ABl.
EG Nr. L 94 S. 24) gesichert ist. Sie kann mit
Nebenbestimmungen versehen werden und
nachträglich geändert werden, um die Anfor-
derungen an die Haltung von Tieren in Zoos
dem Stand von Wissenschaft und Praxis an-
zupassen. Die Genehmigung wird durch eine
nach anderen Vorschriften erforderliche be-
hördliche Gestattung ersetzt; die behördliche
Gestattung ergeht im Einvernehmen mit der
obersten Naturschutzbehörde und darf nur er-
teilt werden, wenn die in Absatz 1 genannten
Voraussetzungen vorliegen.

(2) Die Einhaltung der Betreiberpflichten ge-
mäß Absatz 1 Satz 2 wird von der obersten
Naturschutzbehörde durch Kontrollen über-
wacht. Liegt eine Zulassung nicht vor oder
werden die Betreiberpflichten nicht eingehal-
ten, so trifft die Zulassungsbehörde die not-
wendigen Anordnungen, um die Einhaltung
der Betreiberpflichten innerhalb einer Frist von
höchstens zwei Jahren sicherzustellen. Sie
kann den Zoo während dieser Frist ganz oder
teilweise für die Öffentlichkeit schließen.

(3) Kommt der Betreiber den Anordnungen
nicht fristgerecht nach, so widerruft oder än-
dert die Zulassungsbehörde die Genehmigung
und ordnet die vollständige oder teilweise
Schließung des Zoos an. Im Fall einer vollstän-
digen oder teilweisen Schließung eines Zoos
sind die erforderlichen Maßnahmen anzuord-
nen, um die betroffenen Tiere auf Kosten des
Betreibers anderweitig art- und tiergerecht un-
terzubringen oder mit ihnen in Übereinstim-
mung mit den tierschutzrechtlichen Bestim-
mungen in sonstiger Weise zu verfahren.

(4) Der Nachweis der Einhaltung der Betreiber-
pflichten gemäß Absatz 1 Satz 2 kann auch

1. im Rahmen eines freiwilligen Verfahrens zur
Zertifizierung von Zoos durch den Verband
deutscher Zoodirektoren erbracht werden,
sofern dieser ein Verfahren beschließt und
dieses von der obersten Naturschutzbe-
hörde genehmigt wird oder

2. durch eine gemäß der Verordnung (EG) Nr.
761/2001 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 19. März 2001 über die
freiwillige Beteiligung von Organisationen
an einem Gemeinschaftssystem für das
Umweltmanagement und die Betriebsprü-
fung (EMAS) (ABl. EG Nr. L 114 S. 1) aktu-
elle Eintragung in das europäische Organi-
sationsregister erbracht werden, sofern die
fachlichen und rechtlichen Voraussetzun-
gen gemäß der Richtlinie 1999/22/EG ge-
genüber der obersten Naturschutzbehörde
nachgewiesen wurden.

§ 35 Sonstige Tiergehege
(1) Tiergehege sind eingefriedete Grundflächen,
auf denen Tiere sonst wild lebender Arten dau-
ernd oder zeitweilig im Freien gehalten wer-
den. Als Tiergehege gelten auch ortsfeste An-
lagen zur Haltung von Greifvögeln. Die Errich-
tung, der Betrieb oder die wesentliche Ände-
rung von Tiergehegen sind der obersten Na-
turschutzbehörde mindestens drei Monate
vorher anzuzeigen. Der Anzeige sind die zur
Beurteilung der Anforderungen gemäß Satz 5
Nr. 1 bis 3 erforderlichen Unterlagen beizufü-
gen. Die oberste Naturschutzbehörde kann in-
nerhalb von zwei Monaten nach Eingang der
Anzeige Anordnungen treffen, um sicherzu-
stellen, dass

1. weder der Naturhaushalt noch das Land-
schaftsbild erheblich beeinträchtigt, das Be-
treten von Wald und freier Landschaft nicht
in unangemessener Weise eingeschränkt
oder der Zugang zu Gewässern oder bedeut-
samen Landschaftsteilen nicht beschränkt
wird,

2. die verhaltensgerechte und artgemäße Un-
terbringung sowie die fachkundige und zu-
verlässige Betreuung der Tiere gewährlei-
stet ist,

3. durch die Tierhaltung die öffentliche Sicher-
heit nicht gefährdet wird, insbesondere das
Tiergehege ausreichend gegen das Entwei-
chen von Tieren gesichert ist.

Sie kann die Errichtung, die Erweiterung oder
den Betrieb untersagen, wenn die Einhaltung
der Anforderungen nach Satz 5 Nr. 1 bis 3 nicht
auf andere Weise sichergestellt werden kann.
Die Beseitigung eines Tiergeheges kann ange-
ordnet werden, wenn nicht anderweitig recht-
mäßige Zustände geschaffen werden können.

(2) Ist nach anderen Vorschriften eine Gestat-
tung für die Einrichtung, die Erweiterung oder
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den Betrieb des Tiergeheges erforderlich, trifft
die für die anderweitige Gestattung zuständige
Behörde die Entscheidungen gemäß Absatz 1
Satz 5 bis 7 im Einvernehmen mit der oberste
Naturschutzbehörde.

Naturschutz als örtliche Aufgabe

§ 36 Siedlungsnaturschutz
(1) Zur Heimatpflege und zur Förderung des
Wohls ihrer Bürgerinnen und Bürger haben die
Gemeinden die Belange des Naturschutzes
als Angelegenheit der örtlichen Gemeinschaft
nach Maßgabe dieses Gesetzes wahrzuneh-
men.

(2) Die Gemeinden haben zur Erhaltung oder
Schaffung eines nachhaltigen leistungsfähigen
Naturhaushalts und zur Gestaltung und Pflege
des Landschaftsbilds im Rahmen ihrer gesetz-
lichen Zuständigkeiten darauf hinzuwirken,
dass ein den landschaftlichen und standörtli-
chen Gegebenheiten und den Nutzungsfor-
men gemäßer Flächenanteil des Gemeindege-
biets aus Wald, Grünflächen, Gewässern und
Feuchtgebieten besteht. Grünflächen und Grün-
bestände sind insbesondere in Siedlungsbe-
reichen in dem erforderlichen Umfang und der
gebotenen Zuordnung zu Wohn- und Gewer-
beflächen zu schaffen, zu gestalten und zu er-
halten (Siedlungsnaturschutz).

(3) Siedlungsnaturschutz sollen die Gemein-
den auch durch Beratung der Bürgerinnen
und Bürger und durch Zusammenarbeit mit
diesen verwirklichen.

§ 37 Landschaftspläne,
Grünordnungspläne

(1) Die örtlichen Erfordernisse und Maßnah-
men des Naturschutzes werden auf der Grund-
lage des Landschaftsprogramms in Land-
schaftsplänen dargestellt. Die Landschaftsplä-
ne werden von den Trägern der Flächennut-
zungsplanung als Beitrag für die Flächennut-
zungspläne erstellt und unter Abwägung mit
den anderen raumbedeutsamen Planungen und
Maßnahmen als Darstellungen in die Flächen-
nutzungspläne aufgenommen. Soweit in den
Bauleitplänen von den Inhalten und Zielsetzun-
gen der Landschaftspläne abgewichen wird,
ist dies zu begründen. Von der Erstellung
eines Landschaftsplans kann in Teilen von Ge-
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meinden abgesehen werden, wenn die vor-
herrschende Nutzung den Zielen und
Grundsätzen des Naturschutzes entspricht
und dies planungsrechtlich gesichert ist.

(2) Die Einzelerfordernisse und -maßnahmen
zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes
auf der Ebene des Bebauungsplans können
von der Gemeinde in Grünordnungsplänen
festgelegt werden. Diese sollen insbesondere
Festlegungen über Zustand, Funktion, Ausstat-
tung und Entwicklung der Frei- und Grün-
flächen enthalten. Für das Verfahren gelten die
für den Bebauungsplan vorgesehenen Vor-
schriften des Baugesetzbuches entsprechend.

§ 38 Örtliche Naturschutz-
beauftragte

(1) Die Gemeinden berufen fachlich geeignete
Personen auf Gemeindeebene als ehrenamtli-
che Naturschutzbeauftragte. Für jeden Ge-
meindebezirk kann ein Naturschutzbeauftrag-
ter oder eine Naturschutzbeauftragte berufen
werden. Die Naturschutzbeauftragten sind Eh-
renbeamte gemäß § 6 Abs. 2 des Saarländi-
schen Beamtengesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 27. Dezember 1996
(Amtsbl. 1997 S. 301), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 23. Juni 2004 (Amtsbl. S. 1782).
Bedienstete der vorschlagenden Gemeinde
können nicht berufen werden. Die Amtszeit
beträgt fünf Jahre. Die Berufung erfolgt wider-
ruflich. Ein Widerruf ist nur aus wichtigem
Grund zulässig. Die Berufung ist bei anhalten-
der Untätigkeit des örtlichen Naturschutzbe-
auftragten zu widerrufen.

(2) Die örtlichen Naturschutzbeauftragten be-
raten und unterstützen die Gemeinde fachlich
weisungsfrei in allen Angelegenheiten des Na-
turschutzes. Sie sind bei Planungen und Maß-
nahmen, die den Naturschutz betreffen, insbe-
sondere bei der Aufstellung und Änderung von
Bauleitplänen im Bereich der Gemeinde an-
zuhören. Sie nehmen ferner die Aufgaben ge-
mäß § 46 Abs. 2 wahr und haben die Befug-
nisse gemäß § 46 Abs. 4 Satz 1 bis 3 .

(3) Die örtlichen Naturschutzbeauftragten un-
terstehen der Aufsicht der Gemeinden. Sie
müssen bei der Ausübung ihrer Tätigkeit ein
Dienstabzeichen tragen und einen Ausweis
über ihre Bestellung mit sich führen, der auf
Verlangen vorzu-zeigen ist. Die oberste Natur-
schutzbehörde kann Ausgestaltung und Um-
fang des Dienstverhältnisses der ehrenamtli-
chen Hilfskräfte durch Rechtsverordnung re-
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geln. Sie kann ferner Vorschriften über die Eig-
nung, die Aus- und Fortbildung sowie den
Dienstausweis und die Dienstabzeichen erlas-
sen. Die Gemeinden ersetzen den örtlichen
Naturschutzbeauftragten die Kosten, die Ihnen
durch ihre Tätigkeit entstehen. Der Kostenan-
satz kann pauschalisiert werden. Die oberste
Naturschutzbehörde regelt die Höhe des Ko-
stenersatzes durch Rechtsverordnung und er-
stattet den Gemeinden die für die Tätigkeit der
örtlichen Naturschutzbeauftragten ausbezahl-
ten Kosten.

§ 39 Geschützte
Landschaftsbestandteile
und Naturdenkmale

(1) Die Gemeinden können durch Satzung

1. Landschaftsbestandteile gemäß § 29 Abs. 1
des Bundesnaturschutzgesetzes oder Na-
turdenkmale gemäß § 28 Abs. 1 des Bun-
desnaturschutzgesetzes ausweisen oder ent-
sprechend § 21 einstweilig sicherstellen;

2. Regelungen zur Leinenpflicht von Hunden
treffen und

3. das Betreten der freien Landschaft gemäß
§ 11 Abs. 4 aus wichtigen Gründen dauer-
haft einschränken.

§ 20 Abs. 2 bis 4 und § 21 mit Ausnahme von
§ 20 Abs. 3 Satz 3 sind sinngemäß anzuwen-
den.

(2) Die geschützten Landschaftsbestandteile
und Naturdenkmale sind vor Ort zu kennzeich-
nen. Die Bezeichnungen „geschützter Land-
schaftsbestandteil“ und „Naturdenkmal“ dür-
fen nur für die durch Satzung gemäß Absatz 1
Nr. 1 geschützten Teile von Natur und Land-
schaft verwendet werden.

(3) Die Beseitigung von geschützten Land-
schaftsbestandteilen und Naturdenkmälern so-
wie alle Handlungen, die zu deren Zerstörung,
Beschädigung oder Veränderung führen kön-
nen, sind nach Maßgabe näherer Regelung
durch die Rechtsverordnung gemäß Absatz 1
verboten. Ausnahmen von diesem Verbot sind
für geschützte Landschaftsbestandteile nur
zulässig, wenn sie aus zwingenden Gründen
der Verkehrssicherheit durchgeführt werden
und keine anderen Maßnahmen zur Erhöhung
der Verkehrssicherheit erfolgreich durchgeführt
werden konnten. Die Gemeinden können für
den Fall der Bestandsminderung geschützter

Landschaftsbestandteile die Pflicht zu ange-
messenen und zumutbaren Ersatzleistungen
festlegen.

Naturschutz als ehrenamtliche
Aufgabe

UNTERABSCHNITT 1
Mitwirkung von Vereinen

§ 40 Beteiligung anerkannter
Naturschutzvereine

(1) Den gemäß § 41 anerkannten Vereinen ist
in den Fällen des § 60 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis
7 des Bundesnaturschutzgesetzes sowie bei
der Aufstellung von Bauleitplänen Gelegenheit
zur Stellungnahme sowie zur Einsicht in die
einschlägigen Sachverständigengutachten zu
geben.

(2) § 28 Abs. 2 Nr. 1 und 2 sowie Abs. 3 und §
29 Abs. 2 des Saarländischen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes vom 15. Dezember 1976
(Amtsbl. S. 1151), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 8. Oktober 2003 (Amtsbl. S. 2874),
in der jeweils geltenden Fassung sind entspre-
chend anzuwenden. Eine in anderen Rechts-
vorschriften vorgeschriebene inhaltsgleiche
oder weitergehende Form der Mitwirkung
bleibt unberührt.

(3) In den Fällen, in denen Auswirkungen auf
Natur und Landschaft nicht oder nur in gering-
fügigem Umfang oder Ausmaß zu erwarten
sind, kann von einer Mitwirkung abgesehen
werden.

§ 41 Anerkennung von
Naturschutzvereinen

(1) Die oberste Naturschutzbehörde erteilt auf
Antrag einem im Saarland eingetragenen Ver-
ein die Anerkennung, wenn er
1. nach seiner Satzung ideell und vorwiegend

die Ziele des Naturschutzes fördert,
2. einen Tätigkeitsbereich hat, der das ge-

samte Land umfasst,
3. im Zeitpunkt der Anerkennung mindestens

drei Jahre besteht und in diesem Zeitraum
im Sinne der Nummer 1 tätig war,

ABSCHNITT 5
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4. die Gewähr für eine sachgerechte Aufgabe-

nerfüllung bietet; dabei sind Art und Um-
fang seiner bisherigen Tätigkeit, der Mitglie-
derkreis sowie die Leistungsfähigkeit des
Vereins zu berücksichtigen,

5. wegen Verfolgung gemeinnütziger Zwecke
gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschafts-
teuergesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I
S. 4144), zuletzt geändert durch Artikel 4
des Gesetzes vom 15. Dezember 2004
(BGBl. I S. 3416, 3427), in der jeweils gel-
tenden Fassung von der Körperschafts-
teuer befreit ist,

6. jedem, der die Ziele des Vereins unterstützt,
den Eintritt als Mitglied mit vollem Stimm-
recht ermöglicht; bei Vereinen, deren Mit-
glieder ausschließlich juristische Personen
sind, kann von dieser Voraussetzung abge-
sehen werden, wenn die Mehrzahl der juri-
stischen Personen die Voraussetzung er-
füllt.

(2) In der Anerkennung ist der satzungsmäßige
Aufgabenbereich, für den die Anerkennung
gilt, zu bezeichnen.

UNTERABSCHNITT 2

Beiräte für Landschaft und für
Nachhaltigkeit

§ 42 Landesbeirat
für Landschaft

(1) Zur Beratung der Landesregierung in Fra-
gen des Naturschutzes, der Jagd und Fische-
rei und des Tierschutzes wird zu Beginn jeder
Wahlperiode des Landtags ein unabhängiger
Landesbeirat für Landschaft gebildet. Seine
Amtszeit endet mit dem Zusammentritt des
nachfolgenden Landesbeirats für Landschaft.

(2) Mitglieder des Landesbeirats für Land-
schaft sind

1. der oder die Landesbeauftragte für Natur-
schutz kraft Amtes,

2. der oder die Vorsitzende des Rates für
Nachhaltigkeit gemäß § 44 kraft Amtes
sowie

3. je ein Vertreter oder eine Vertreterin
a) aus dem Kreis der gemäß § 41 aner-

kannten Naturschutzvereine,
b) des Landkreistages,
c) des Saarländischen Städte- und Gemein-

detages,

d) der Landwirtschaftskammer für das Saar-
land,

e) der Vereinigung der Jäger des Saarlan-
des,

f) des Fischereiverbandes Saar e.V.,

g) des Bauernverbandes Saar e.V.,

h) des Verbandes der Landwirte im Neben-
beruf Saar e.V.,

i) des Saarländischen Privatwaldbesitzer-
verbandes e.V.,

j) der Tierschutzstiftung Saar,

k) der Naturlandstiftung Saar,

l) des Landessportverbandes für das Saarl-
and,

m) der Tourismus Zentrale Saarland GmbH
sowie

n) der Landesarbeitsgemeinschaft der Jagd-
genossenschaften und Eigenjagdbesit-
zer im Saarland.

(3) Die Mitglieder des Landesbeirats für Land-
schaft gemäß Absatz 2 Nr. 3 werden auf Vor-
schlag der vertretenen Körperschaften von der
obersten Naturschutzbehörde berufen.

(4) Die Geschäftsführung des Landesbeirats
für Landschaft wird von der obersten Natur-
schutzbehörde wahrgenommen. Der Landes-
beirat für Landschaft gibt sich eine Geschäfts-
ordnung, die mindestens folgende Inhalte re-
gelt:

1. die Einberufung zu Sitzungen,

2. die Wahl des oder der Vorsitzenden und
dessen oder deren Stellvertreterin oder
Stellvertreter sowie

3. die Beschlussfassung.

(5) Der Landesbeirat für Landschaft kann zu
Fragen des Natur- oder Tierschutzes oder der
Landnutzungspolitik gegenüber der Landesre-
gierung Stellung nehmen und Empfehlungen
abgeben. Die Landesregierung leitet die Stel-
lungnahme oder Empfehlung auf Wunsch des
Landesbeirats dem Landtag zu.

(6) Die Mitglieder des Landesbeirats für Land-
schaft üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus.
Mitglieder gemäß Absatz 2 Nr. 1 und 2, die
vorzeitig aus ihren Ämtern ausscheiden, oder
Mitglieder gemäß Absatz 2 Nr. 3, deren Zu-
gehörigkeit zu den von ihnen vertretenen Kör-
perschaften vorzeitig endet, scheiden aus. Für
den Rest der Amtszeit wird ein neues Mitglied
berufen.



286

SNG

§ 43 Beiräte für Landschaft
(1) Zur Beratung in Fragen zu Schutz und Nut-
zung der Landschaft sowie zu Landnutzungen
gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 4 kann in jedem Land-
kreis, im Stadtverband Saarbrücken sowie in
der Regionalverband Saarbrücken ein Beirat
für Landschaft gebildet werden.

(2) Näheres über die Berufung der Mitglieder
und die Aufgaben des Beirats regeln die Land-
kreise, der Regionalverband Saarbrücken und
die Landeshauptstadt Saarbrücken durch Sat-
zung.

(3) Die Tätigkeit der Mitglieder der Beiräte für
Landschaft ist ehrenamtlich. Ihnen wird eine
Entschädigung für die Teilnahme an den Sit-
zungen gewährt. Das Nähere regelt die beru-
fende Gebietskörperschaft.

§ 44 Rat für Nachhaltigkeit
(1) Zur Beratung der Landesregierung in Fra-
gen einer Politik der Nachhaltigkeit wird zu Be-
ginn jeder Wahlperiode des Landtags ein un-
abhängiger Rat für Nachhaltigkeit gebildet. Er
berät die Landesregierung insbesondere in
Fragen der Landesentwicklung und -planung.
Seine Amtszeit endet mit dem Zusammentritt
des nachfolgenden Rates für Nachhaltigkeit.

(2) Mitglieder des Rates für Nachhaltigkeit sind

1. der oder die Vorsitzende des Landesbeirats
für Landschaft gemäß § 42 kraft Amtes,

2. je ein Vertreter oder eine Vertreterin
a) des Städte- und Gemeindetages,
b) des Landkreistages,
c) der Industrie- und Handelskammer des

Saarlandes,
d) der Handwerkskammer des Saarlandes,
e) der Arbeitskammer des Saarlandes,
g) der Landwirtschaftskammer,
h) der Universität des Saarlandes,
i) der evangelischen Kirche,
j) der römisch-katholischen Kirche,
k) ein Mitglied auf Vorschlag des Bundes

für Umwelt und Naturschutz, Landesver-
band Saarland,

l) ein Mitglied auf Vorschlag des Natur-
schutzbundes Deutschland, Landesver-
band Saarland sowie

3. bis zu fünf weitere anerkannte Persönlich-
keiten mit luxemburgischer oder französi-

scher Staatsangehörigkeit, die sich um die
interregionale Zusammenarbeit im Saar-
Lor-Lux-Raum verdient gemacht haben.

(3) Die Mitglieder gemäß Absatz 2 Nr. 2 wer-
den von den vertretenen Körperschaften und
die Mitglieder gemäß Absatz 2 Nr. 3 von der
obersten Naturschutzbehörde vorgeschlagen.
Die oberste Naturschutzbehörde beruft die
Mitglieder des Rates für Nachhaltigkeit gemäß
Absatz 2 Nr. 2 und 3.

(4) Die Geschäftsführung des Rates für Nach-
haltigkeit nimmt die oberste Naturschutz-
behörde wahr. Der Rat für Nachhaltigkeit gibt
sich eine Geschäftsordnung, die mindestens
folgende Inhalte regelt:
1. die Einberufung zu Sitzungen,
2. die Wahl des oder der Vorsitzenden und

dessen oder deren Stellvertreterin oder
Stellvertreter und

3. die Beschlussfassung.

(5) Die Mitglieder des Rates für Landschaft
üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Mitglie-
der, deren Zugehörigkeit zu den von ihnen ver-
tretenen Körperschaften vorzeitig endet,
scheiden aus. Für den Rest der Amtszeit wird
ein neues Mitglied berufen.

UNTERABSCHNITT 3
Landschaftsbeauftragte

§ 45 Landesbeauftragte oder
Landesbeauftragter für
Naturschutz

(1) Nach Anhörung des Landesbeirats für Land-
schaft beruft die oberste Naturschutzbehörde
eine naturschutzfachlich anerkannte Persön-
lichkeit zur oder zum Landesbeauftragten für
Naturschutz. Dieser oder diese berät die Lan-
desregierung in allen Fragen des Natur-
schutzes. Die Berufung erfolgt widerruflich auf
fünf Jahre.

(2) Das Land ersetzt dem oder der Landesbe-
auftragten für Naturschutz die Kosten, die ihm
oder ihr durch die Tätigkeit entstehen. Der Ko-
stenersatz kann pauschaliert werden.

§ 46 Saarländische Naturwacht
(1) Zur Unterstützung der Naturschutzbehör-
den kann die oberste Naturschutzbehörde ge-
eignete Personen ehren- oder hauptamtlich für
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den Naturschutz im Außendienst einsetzen
(Saarländische Naturwacht).

(2) Die in der Naturwacht Tätigen sollen

1. durch fachliche Information und Aufklärung
auf ein besseres Verständnis von Natur und
Landschaft bei den Bürgerinnen und Bür-
gern hinwirken,

2. Fehlentwicklungen in der Siedlungs- und
Kulturlandschaft und ihrer Nutzung den sie
berufenden Stellen rechtzeitig aufzeigen,

3. Zuwiderhandlungen gegen die bußgeldbe-
wehrten Vorschriften dieses Gesetzes oder
einer aufgrund dieses Gesetzes erlassenen
Rechtsverordnung oder Satzung feststellen
und bei deren Verfolgung mitwirken.

(3) Die in der Naturwacht Tätigen können ins-
besondere mit folgenden Aufgaben betraut
werden:

1. Unterstützung bei der Aufstellung von Pfle-
geplänen für Naturschutzgebiete sowie der
Organisation und Überwachung der Natur-
schutzgebietspflege,

2. Durchführung von Besucherführungen in der
Biosphäre Bliesgau, dem Naturpark Saar-
Hunsrück und in Naturschutzgebieten,

3. Überwachung von Naturschutzgebieten vor
Ort,

4. Öffentlichkeitsarbeit für den Naturschutz,

5. ökopädagogische Unterstützung von Schu-
len und Bildungseinrichtungen sowie

6. Bau von Informations-, Erholungs- und
Schutzeinrichtungen.

(4) Die in der Naturwacht Tätigen sind berech-
tigt, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach die-
sem Gesetz erforderlichen Auskünfte einzuho-
len. Sie dürfen Grundstücke betreten und Un-
tersuchungen vornehmen, soweit dies zur Er-
füllung ihrer Aufgaben notwendig ist. Ihnen
stehen darüber hinaus zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben gemäß Absatz 2 Nr. 3 folgende den Po-
lizeiverwaltungsbehörden zustehenden Befug-
nisse nach dem Saarländischen Polizeigesetz
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26.
März 2001 (Amtsbl. S. 1074), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 5. Mai 2004 (Amtsbl. S.
1326), in der jeweils geltenden Fassung zu:

1. Identitätsfeststellung gemäß § 9 Abs. 2
Satz 2 Nr. 1 bis 3 des Saarländischen Poli-
zeigesetzes,

2. Platzverweis gemäß § 12 Abs. 1 des Saar-
ländischen Polizeigesetzes .

Die in der Naturwacht hauptamtlich Tätigen
können ferner bei geringfügigen Verstößen ge-
gen Vorschriften diese Gesetzes oder einer
aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechts-
verordnung oder Satzung gemäß § 56 des
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten Verwar-
nungen erteilen und ein Verwarnungsgeld er-
heben.

(5) Die in der Naturwacht Tätigen unterstehen
der Aufsicht der obersten Naturschutzbehörde.
Sie müssen bei der Ausübung ihrer Tätigkeit ein
Dienstabzeichen tragen und einen Ausweis über
ihre Bestellung mit sich führen, der auf Verlan-
gen vorzuzeigen ist. Die oberste Naturschutzbe-
hörde kann Ausgestaltung und Umfang des
Dienstverhältnisses der ehrenamtlichen Hilfs-
kräfte durch Rechtsverordnung regeln. Sie kann
ferner Vorschriften über die Eignung, die Aus-
und Fortbildung sowie den Dienstausweis und
die Dienstabzeichen erlassen.

(6) Die ehrenamtlich Tätigen sind als Ehrenbe-
amte gemäß § 6 Abs. 2 des Saarländischen
Beamtengesetzes zu berufen. Sie haben An-
spruch auf Ersatz der Kosten, die ihnen durch
ihre Tätigkeit entstehen. Der Kostenersatz
kann pauschaliert werden. Die oberste Natur-
schutzbehörde regelt die Höhe des Kostener-
satzes durch Rechtsverordnung.

(7) Die oberste Naturschutzbehörde kann die
Einrichtung und Organisation der Saarländi-
schen Naturwacht durch Rechtsverordnung
auf Dritte übertragen.

Zuständigkeits- und Schluss-
vorschriften

§ 47 Naturschutzbehörden
(1) Der Vollzug des Bundesnaturschutzgeset-
zes, dieses Gesetzes und der aufgrund dieser
Gesetze erlassenen Rechtsvorschriften obliegt
den Naturschutzbehörden.

(2) Naturschutzbehörden sind
1. das Ministerium für Umwelt als oberste

Naturschutzbehörde. Die oberste Natur-
schutzbehörde nimmt die ihr durch dieses
Gesetz zugewiesenen Aufgaben wahr. Sie
ist zuständige Behörde für die Erteilung von
Befreiungen gemäß § 62 Abs. 2 des Bun-
desnaturschutzgesetzes und bei der Betei-
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ligung der Naturschutzbehörden in Zulas-
sungsverfahren nach anderen Fachgeset-
zen, wenn die Zulassungsbehörde eine
oberste Landesbehörde ist,

2. die unteren Bauaufsichtsbehörden nach § 58
der Landesbauordnung als untere Natur-
schutzbehörde im vereinfachten Bauge-
nehmigungsverfahren nach § 64 der Lan-
desbauordnung und im Baugenehmi-
gungsverfahren nach § 65 der Landesbau-
ordnung, ausgenommen Genehmigungs-
verfahren für Vorhaben, die nach § 35 des
Baugesetzbuches in der jeweils geltenden
Fassung zu beurteilen sind,

3. das Landesamt für Umwelt- und Arbeits-
schutz als untere Naturschutzbehörde und
technische Fachbehörde (Absatz 3). Soweit
nichts anderes bestimmt ist, ist das Lan-
desamt für Umwelt- und Arbeitsschutz zu-
ständige Naturschutzbehörde.

(3) Das Landesamt für Umwelt- und Arbeits-
schutz hat als technische Fachbehörde neben
den Aufgaben, die ihm durch dieses Gesetz
übertragen sind, die Aufgabe
1. die Naturschutzbehörden fachlich zu bera-

ten und zu unterstützen,
2. bei der Durchführung von Schutz-, Pflege-

und Entwicklungsmaßnahmen mitzuwirken
und diese in Naturschutzgebieten sicherzu-
stellen,

3. Biotope gemäß § 22 sowie Arten und deren
Lebensräume zu erfassen und zu bewer-
ten, Untersuchungen ökologisch bedeutsa-
mer Flächen durchzuführen, Schutz- und
Entwicklungskonzepte auf Grund von Be-
standserfassungen wild lebender Tiere und
wild wachsender Pflanzen zu erarbeiten
und fortzuschreiben,

4. bei der Unterrichtung der Öffentlichkeit über
die Aufgaben des Naturschutzes mitzu-
wirken und mit den für die Umweltbildung
zuständigen Einrichtungen zusammenzuar-
beiten.

(4) Die oberste Naturschutzbehörde wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung Zuständig-
keiten abweichend von diesem Gesetz zu
übertragen.

(5) Die Naturschutzbehörden sind berechtigt,
die zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem
Gesetz erforderlichen Auskünfte einzuholen.
Sie und die von ihnen beauftragten Sachver-
ständigen dürfen Grundstücke mit Ausnahme
von Wohnungen betreten und Untersuchun-
gen vornehmen, soweit dies zur Erfüllung ihrer
Aufgaben notwendig ist. Alle öffentlichen Stel-

len haben sie insoweit zu unterstützen. Ei-
gentümer und Nutzungsberechtigte sind ver-
pflichtet, Maßnahmen nach diesem Gesetz
und aufgrund dieses Gesetzes zu dulden. Vor
dem Betreten eingefriedeter Grundstücke
oder Grundstücksteile sind die Eigentümer
rechtzeitig zu informieren.

§ 48 Beauftragung Dritter
Die Naturschutzbehörden können Dritte mit
der Erfüllung der ihnen nach diesem Gesetz
obliegenden Aufgaben beauftragen. Ihre Ver-
antwortlichkeit für die Erfüllung der Aufgaben
bleibt hiervon unberührt. Die beauftragten Drit-
ten müssen

1. auf dem Gebiet des Naturschutzes gemäß
§ 1 tätig sein,

2. aufgrund der fachlichen und personellen
Voraussetzungen die Gewähr für die sach-
und fachkundige Durchführung der Aufga-
ben bieten und über die erforderliche Zu-
verlässigkeit verfügen,

3. gemeinnützige Zwecke im Sinne der Abga-
benordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S.
3866, 2003 I S. 61), zuletzt geändert durch
Artikel 13 des Gesetzes vom 22. März 2005
(BGBl. I S. 837, 853) in der jeweils gelten-
den Fassung verfolgen.

§ 49 Finanzielle Förderung
(1) Gemeinnützige Körperschaften und natürli-
che Personen, die Aufgaben im Naturschutz
wahrnehmen, können Zuwendungen nach Maß-
gabe der im Haushaltsplan bereitgestellten
Mittel erhalten. Ein Rechtsanspruch auf Förde-
rung besteht nicht.

(2) Das Land kann im Rahmen der im Haus-
haltsplan bereitgestellten Mittel den Eigentum-
serwerb naturschutzfachlich bedeutsamer Flä-
chen für ausschließliche Zwecke des Natur-
schutzes durch Körperschaften fördern, die

1. gemeinnützige Zwecke im Sinne der Abga-
benordnung verfolgen und

2. nach ihrer Satzung, ihrem Stiftungsgeschäft
oder sonstigen Verfassung das Ziel verfol-
gen, die in ihrem Eigentum stehenden Flä-
chen in Übereinstimmung mit den Grund-
sätzen des Naturschutzes zu pflegen.

Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht
nicht.
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§ 50 Befreiungen
(1) Von den Verboten und Geboten dieses Ge-
setzes und der aufgrund dieses Gesetzes er-
lassenen Rechtsverordnungen und Satzungen
kann auf Antrag Befreiung gewährt werden,
wenn

1. die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall
a) zu einer nicht beabsichtigten Härte füh-

ren würde und die Abweichung mit den
Belangen des Naturschutzes zu verein-
baren ist oder

b) zu einer nicht gewollten Beeinträchti-
gung von Natur und Landschaft führen
würde oder

2. überwiegende Gründe des Wohls der Allge-
meinheit die Befreiung erfordern.

(2) Die Befreiung wird
1. im Falle von Befreiungen von Verboten und

Geboten einer Satzung gemäß § 39 Abs. 4
von der Gemeinde, die die Satzung erlas-
sen hat,

2. im Übrigen von der obersten Naturschutz-
behörde

erteilt.

§ 51 Grundrechtseinschränkung
Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes, Arti-
kel 16 der Saarländischen Verfassung) wird
durch dieses Gesetz eingeschränkt.

§ 52 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig

11. entgegen § 11 Abs. 2 Satz 4 landwirt-
schaftliche Flächen oder entgegen einer voll-
ziehbaren Anordnung gemäß § 11 Abs. 4
die freie Landschaft unbefugt betritt,

12. entgegen § 11 Abs. 3 Abfälle in der freien
Landschaft zurücklässt oder entsorgt,

13. entgegen § 12 Abs. 1 Veranstaltungen in
der freien Landschaft nicht rechtzeitig an-
zeigt,

14. den Vorschriften einer aufgrund dieses Ge-
setzes erlassenen Rechtsverordnung oder
einer aufgrund des § 39 Abs. 4 erlassenen
Satzung zuwiderhandelt, soweit sie für
einen bestimmten Tatbestand auf diese
Bußgeldvorschrift verweist,

15. Handlungen vornimmt, die durch eine
Rechtsverordnung oder eine vollziehbare
Anordnung gemäß § 21 Abs. 2 oder § 33
untersagt sind,

16. entgegen § 22 Abs. 1 ohne Ausnahmege-
nehmigung Maßnahmen durchführt, die
zu einer Zerstörung oder sonstigen erheb-
lichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung
der nach dieser Vorschrift geschützten
Biotope führen können,

17. Kennzeichnungen gemäß § 23 Abs. 1 be-
schädigt oder entfernt oder die in § 23
Abs. 2 aufgeführten Bezeichnungen für
nicht nach diesem Gesetz geschützte Ge-
biete und Gegenstände verwendet,

18. entgegen § 24 Abs. 2 Veränderungen oder
Störungen vornimmt, die zu einer erhebli-
chen Beeinträchtigung von den in dieser
Vorschrift genannten Gebieten in den für
ihre Erhaltungsziele maßgeblichen Be-
standteilen führen können,

19. entgegen § 28 Abs. 3 unzulässige Eingriffe
oder entgegen § 29 Abs. 1 ungenehmigte
Eingriffe durchführt,

10. ohne vernünftigen Grund Handlungen ge-
mäß § 32 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 vornimmt
oder entgegen § 32 Abs. 2 Tiere oder Pflan-
zen gebietsfremder Arten ansiedelt,

11. die in § 32 Abs. 3 in der Zeit vom 1. März
bis 15. September oder die in § 32 Abs. 5
Satz 1 ganzjährig verbotenen Handlungen
durchführt,

12. entgegen § 34 Abs. 1 einen Zoo ohne die
erforderliche Genehmigung errichtet, be-
treibt oder wesentlich ändert oder einer voll-
ziehbaren Anordnung gemäß § 34 Abs. 2
Satz 2 oder Abs. 3 Satz 2 zuwiderhandelt,

13. entgegen § 35 Abs. 1 ohne oder ohne
rechtzeitige Anzeige ein Tiergehege errich-
tet, betreibt oder wesentlich ändert oder
einer vollziehbaren Anordnung gemäß §
35 Abs. 1 Satz 4 bis 6 zuwiderhandelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer
Geldbuße bis zu zehntausend Euro und in den
Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 bis 8 bei beson-
ders schwerwiegenden oder folgereichen Ver-
stößen bis zu fünfzigtausend Euro geahndet
werden.

(3) Ist eine Ordnungswidrigkeit nach diesem Ge-
setz begangen worden, so können Gegen-
stände, auf die sich die Ordnungswidrigkeit
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bezieht und die zu ihrer Begehung oder Vor-
bereitung gebraucht wurden oder bestimmt
gewesen sind, eingezogen werden. § 23 des
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist anzu-
wenden.

(4) Zuständige Verwaltungsbehörden im Sinne
des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten ist die Naturschutzbehörde.

§ 53 Übergangsvorschriften
(1) Vor In-Kraft-Treten dieses Gesetzes einge-
leitete Verfahren sind nach den bisherigen Vor-
schriften weiter zu führen.

(2) Die auf Grund der bisher geltenden natur-
schutzrechtlichen Vorschriften erlassenen Ver-
ordnungen und Verwaltungsakte bleiben bis
zu ihrer ausdrücklichen Aufhebung oder bis
zum Ablauf ihrer Geltungsdauer in Kraft. Für

die Aufhebung sind die Zuständigkeitsvor-
schriften des § 47 entsprechend anzuwenden.

(3) Verweisungen in den in der Anlage zu Arti-
kel 1 aufgeführten Naturschutzverordnungen
auf die Vorschriften des Reichsnaturschutzge-
setzes oder des bisherigen Saarländischen
Naturschutzgesetzes gelten als Verweisungen
auf die entsprechenden Vorschriften dieses
Gesetzes.

(4) Die nach dem 1. Juni 2006 gemäß § 38
Abs. 1 von den unteren Naturschutzbehörden
berufenen örtlichen Naturschutzbeauftragten
bleiben bis zum Ablauf ihrer Amtszeit oder
dem Widerruf ihrer Berufung im Amt.

§ 54 Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkün-
dung in Kraft.



Funde
§ 16 Funde
§ 17 Ablieferung
§ 18 Schatzregal

Enteignung und Entschädigung
§ 19 Enteignung
§ 20 Enteignende Maßnahmen

Denkmalbehörden
§ 21 Denkmalbehörden
§ 22 Zuständigkeit der Denkmalbehörden
§ 23 Aufgabenwahrnehmung durch die

Denkmalbehörden
§ 24 Beteiligung der Kommunen
§ 25 Landesdenkmalrat;

Verordnungsermächtigung
§ 26 Denkmalbeauftragte

Übergangs- und Schluss-
vorschriften
§ 27 Örtliche Erhalt- und Gestaltungsvor-

schriften
§ 28 Ordnungswidrigkeiten
§ 29 Grundrechtsbeschränkung
§ 30 Kirchliche Kulturdenkmäler
§ 31 Schutz im Katastrophenfall
§ 32 Übergangsvorschriften
§ 33 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

ABSCHNITT 6

ABSCHNITT 7

ABSCHNITT 8

ABSCHNITT 5

291

Saarländisches Denkmalschutzgesetz
(SDschG)
Gesetz zur Neuordnung des saarländischen Denkmalschutzes und
der saarländischen Denkmalpflege vom 13. Juni 2018 (Amtsbl. S. 358)
zuletzt geändert durch Artikel 260 des Gesetzes vom 8. Dez. 2021 (Amtsbl. I S. 2629)

Allgemeine Bestimmungen
§ 1 Aufgaben des Denkmalschutzes und

der Denkmalpflege

§ 2 Begriffsbestimmungen; Geltungsbereich

Schutzbestimmungen
§ 3 Schutz von Kulturdenkmälern;

Verordnungsermächtigungen

§ 4 Denkmalliste

Erhalt und Nutzung;
Genehmigungspflicht
§ 5 Erhalt und Nutzung von Baudenkmälern

§ 6 Veränderung von Baudenkmälern,
Kulturdenkmälern nach § 2 Absatz 1
Satz 4 und Denkmalbereichen

§ 7 Veränderung von beweglichen
Kulturdenkmälern

§ 8 Ausgrabung und Veränderung
von Bodendenkmälern

§ 9 Grabungsschutzgebiet

Verfahrensvorschriften
§ 10 Genehmigungsverfahren
§ 11 Nutzungsbeschränkung
§ 12 Duldungspflicht
§ 13 Veränderungs- und Veräußerungsanzeige
§ 14 Einsichtsrecht
§ 15 Vorkaufsrecht

ABSCHNITT 1

ABSCHNITT 2

ABSCHNITT 3

ABSCHNITT 4

Inhaltsübersicht



292

SDschG
18. Februar 2004 (Amtsbl. S. 822), zuletzt
geändert durch das Gesetz vom 13. Juli
2016 (Amtsbl. I S.714; 2017 I S. 280), in
der jeweils geltenden Fassung, oder Teilen
baulicher Anlagen bestehen (Einzeldenk-
mäler) oder

2. Kulturdenkmäler bestehend aus Mehr-
heiten baulicher Anlagen, die als Gruppe
räumlich und geschichtlich zusammenhän-
gen, da sie
a) auf der Grundlage einer Gesamtkonzep-

tion entstanden sind (Gesamtanlagen),
b) eine historisch oder städtebaulichgestal-

terisch gewachsene Einheit darstellen
(Ensembles) oder

c) historisch oder städtebaulich zusam-
menhängende Siedlungsstrukturen oder
Erscheinungsbilder darstellen (Denkmal-
bereich) unabhängig davon, ob die da-
zugehörigen einzelnen baulichen Anteile
oder Teile von ihnen für sich Einzeldenk-
mäler sind ; darunter
– Ortskerne, Quartiere und Siedlungen,
– Straßen-, Platz- und Ortsbilder sowie
Ortsgrundrisse, oder

– Grün-, Frei- und Wasserflächen, Wirt-
schaftsflächen und -anlagen,

oder

3. Garten-, Park- und Friedhofsanlagen, so-
weit es sich um Kulturdenkmäler handelt,
die nicht unter Absatz 5 fallen.

Zu einem Baudenkmal gehören auch sein Zu-
behör, seine Ausstattung sowie seine Grün-,
Frei- und Wasserflächen, soweit sie mit dem
Baudenkmal eine Einheit von Denkmalwert bil-
den.

(3) Gegenstand des Denkmalschutzes ist auch
die Umgebung eines Baudenkmals oder eines
oberirdisch sichtbaren ortsfesten Bodendenk-
mals, soweit sie für dessen Bestand, Erschei-
nungsbild oder städtebauliche Wirkung erheb-
lich ist, sowie die zu einem Kulturdenkmal
nach Absatz 1 Satz 4 gehörenden, bei der
Organisation der Vereinten Nationen für Erzie-
hung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO) an-
gemeldeten Pufferzonen, die das unmittelbare
Umfeld des Kulturdenkmals, wesentliche
Sichtachsen und andere Gebiete oder Merk-
male umfassen, die für seine angemessene
Erhaltung erforderlich sind.

(4) Bodendenkmäler sind Kulturdenkmäler,
sowie aus den in Absatz 1 Satz 1 genannten
Gründen erhaltenswerte Überreste oder Spu-
ren menschlichen, tierischen und pflanzlichen

Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Aufgaben des
Denkmalschutzes und der
Denkmalpflege

(1) Kulturdenkmäler sind als Zeugnisse
menschlicher Geschichte und örtlicher Eigen-
art zu schützen, zu pflegen, sinnvoll zu nutzen
und wissenschaftlich zu erforschen. Sie sollen
der Öffentlichkeit im Rahmen des Zumutbaren
zugänglich gemacht werden.

(2) Bei öffentlichen Planungen und öffentlichen
Baumaßnahmen sind die Belange des Denk-
malschutzes und der Denkmalpflege recht-
zeitig und so einzubeziehen, dass die Kultur-
denkmäler erhalten werden und ihre Umge-
bung angemessen gestaltet wird, soweit nicht
andere öffentliche Belange überwiegen.

(3) Den juristischen Personen des öffentlichen
Rechts obliegt in besonderem Maße, die ihnen
gehörenden Kulturdenkmäler zu pflegen.

(4) Das Land trägt zu den Kosten der Erhal-
tung und Instandsetzung von Kulturdenk-
mälern nach Maßgabe der im Haushaltsplan
bereitgestellten Mittel bei.

§ 2 Begriffsbestimmungen;
Geltungsbereich

(1) Kulturdenkmäler sind Sachen, Teile oder
Mehrheiten von Sachen aus zurückliegenden
und abgeschlossenen Epochen, an deren
Erhalt aus geschichtlichen Gründen, insbeson-
dere künstlerischen, wissenschaftlichen oder
städtebaulichen Gründen, ein öffentliches In-
teresse besteht. Diese können von Menschen
geschaffen oder natürlich entstanden sein.
Kulturdenkmäler im Sinne dieses Gesetzes
sind bewegliche Kulturdenkmäler, Baudenk-
mäler und Bodendenkmäler. Kulturdenkmäler
im Sinne dieses Gesetzes sind auch Baudenk-
mäler und Bodendenkmäler, die als „Kultur-
erbe“ in die „Liste des Erbes der Welt“ nach
Artikel 11 Absatz 2 Satz 1 des Übereinkom-
mens zum Schutz des Kultur- und Naturerbes
der Welt vom 16. November 1972 (BGBl.
1977 II S. 213, 215) eingetragen sind.

(2) Baudenkmäler sind

1. Kulturdenkmäler, die aus baulichen Anla-
gen im Sinne der Landesbauordnung vom

ABSCHNITT 1
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Lebens, die sich im Erdboden oder auf dem
Grund eines Gewässers befinden oder befun-
den haben.

(5) Bewegliche Kulturdenkmäler sind alle nicht
ortsfesten Kulturdenkmäler.

(6) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden auf
Archive, soweit sie unter das Saarländische
Archivgesetz vom 23. September 1992
(Amtsbl. S. 1094) zuletzt geändert durch das
Gesetz vom 13. Oktober 2015 (Amtsbl. I
S. 790), in der jeweils geltenden Fassung
fallen, keine Anwendung.

Schutzbestimmungen

§ 3 Schutz von
Kulturdenkmälern;
Verordnungsermächtigungen

(1) Baudenkmäler, Bodendenkmäler, Kultur-
denkmäler nach § 2 Absatz 1 Satz 4 sowie die
in § 2 Absatz 4 genannten erhaltenswerten
Überreste und Spuren menschlichen, tieri-
schen und pflanzlichen Lebens, sind unmittel-
bar durch dieses Gesetz geschützt.

(2) Bewegliche Kulturdenkmäler im Sinne des
§ 2 Absatz 5 werden durch Verwaltungsakt
unter Schutz gestellt, wenn sie nicht im Eigen-
tum einer Einrichtung in öffentlich-rechtlicher
Trägerschaft stehen.

(3) Die Oberste Denkmalbehörde wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung im Benehmen
mit der betreffenden Gemeinde Denkmalbe-
reiche unter Schutz zu stellen. In der Rechts-
verordnung sind

1. ihr Geltungsbereich zu beschreiben und in
einer Karte darzustellen, die Bestandteil der
Rechtsverordnung ist und

2. der Schutzgegenstand näher zu beschreiben.

Die Rechtsverordnung kann Vorschriften über
die Gestaltung baulicher Anlagen und anderer
Anlagen und Einrichtungen einschließlich der
zu verwendenden Materialien und der anzu-
wendenden Techniken und über die Bepflan-
zung nicht bebauter Flächen enthalten. Auf
Veranlassung der Obersten Denkmalbehörde
ist der Entwurf der Rechtsverordnung für die
Dauer eines Monats in der Gemeinde öffent-
lich auszulegen. Ort und Dauer der Auslegung
sind mindestens eine Woche vorher ortsüblich
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mit dem Hinweis darauf bekannt zu machen,
dass Anregungen während der Auslegungs-
frist bei der Gemeinde oder bei der Obersten
Denkmalbehörde vorgebracht werden können.
Das Land erstattet der Gemeinde die durch
die Beteiligung der Öffentlichkeit nachweislich
entstandenen Kosten. Die Oberste Denkmal-
behörde prüft die fristgerecht vorgebrachten
Anregungen und teilt das Ergebnis den Betrof-
fenen mit, soweit den Anregungen nicht ent-
sprochen wird.

(4) Die Oberste Denkmalbehörde wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung im Benehmen
mit der betreffenden Gemeinde abgegrenzte
Gebiete befristet oder unbefristet zu Gra-
bungsschutzgebieten zu erklären, wenn be-
gründeter Anlass zur Annahme besteht, dass
sie Bodendenkmäler bergen. Den betroffenen
Grundstückseigentümerinnen und -eigentümern
ist der Erlass der Rechtsverordnung schriftlich
oder elektronisch mitzuteilen.

§ 4 Denkmalliste
(1) Beim Landesdenkmalamt wird eine Denk-
malliste geführt, in die die Kulturdenkmäler ge-
trennt nach beweglichen Kulturdenkmälern,
Baudenkmälern, Bodendenkmälern und Denk-
malbereichen nachrichtlich eingetragen werden.
Die Denkmalliste enthält auch eine Aufstellung
der Grabungsschutzgebiete.

(2) Die Eintragung von Baudenkmälern und
ortsfesten Bodendenkmälern und deren Lö-
schung erfolgt nach Anhörung des Landes-
denkmalrates und der betroffenen Gemeinde.
Die Eintragung ist, sofern nicht die gesamte
Sache Denkmalwert hat, hinsichtlich der vom
Denkmalschutz erfassten Teile räumlich und
gegenständlich abzugrenzen. Die Eigentüme-
rinnen und Eigentümer sind vor der Eintragung
unter Darlegung der fachlichen Gründe an-
zuhören und von der Eintragung sowie deren
Löschung zu unterrichten. Anhörung und
Unterrichtung dürfen nur unterbleiben, wenn
ihre Durchführung unzumutbar ist, insbeson-
dere wenn die Eigentümerin oder der Eigen-
tümer nur mit unverhältnismäßig hohem Auf-
wand festgestellt werden kann.

(3) Die Denkmalliste und ihre Fortschreibungen
sind hinsichtlich der Baudenkmäler, Denkmal-
bereiche und Grabungsschutzgebiete im
Amtsblatt des Saarlandes bekannt zu machen
und in geeigneter Weise elektronisch bereit zu
stellen. Die Fortschreibungen sind spätestens
ein halbes Jahr nach deren Eintragung be-
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kannt zu machen und in geeigneter Weise
elektronisch bereit zu stellen. Die Gemeinden
halten für ihren Zuständigkeitsbereich eine
Teildenkmalliste der Baudenkmäler, Denkmal-
bereiche und Grabungsschutzgebiete zur Ein-
sicht bereit.

Erhalt und Nutzung;
Genehmigungspflicht

§ 5 Erhalt und Nutzung
von Baudenkmälern

(1) Eigentümerinnen und Eigentümer sowie die
sonstigen Nutzungsberechtigten haben die
Baudenkmäler zu erhalten, instand zu setzen,
sachgemäß zu behandeln und vor Gefährdung
zu schützen, soweit dies wirtschaftlich zumut-
bar ist. Für die wirtschaftliche Zumutbarkeit ist
auch zu berücksichtigen, inwieweit Zuwen-
dungen aus öffentlichen Mitteln oder steuer-
liche Vorteile in Anspruch genommen werden
können. Eigentümerinnen und Eigentümer
sowie sonstige Nutzungsberechtigte können
sich nicht auf Belastungen durch erhöhte
Erhaltungskosten berufen, die dadurch ver-
ursacht worden sind, dass Erhaltungsmaß-
nahmen diesem Gesetz oder sonstigem
öffentlichen Recht zuwider unterblieben sind.
Die wirtschaftliche Unzumutbarkeit ist von der
oder dem Verpflichteten glaubhaft zu machen.
Sollte eine Erhaltungsmaßnahme nicht mög-
lich sein, so ist eine Belassung zu prüfen.

(2) Eigentümerinnen und Eigentümer sowie
die sonstigen Nutzungsberechtigten sollen die
Baudenkmäler möglichst entsprechend ihrer
ursprünglichen Zweckbestimmung oder in
einer anderen Weise nutzen, die die Erhaltung
der Substanz auf Dauer gewährleistet. Nut-
zungsänderungen sind dem Landesdenkmal-
amt anzuzeigen.

§ 6 Veränderung von Baudenk-
mälern, Kulturdenkmälern
nach § 2 Absatz 1 Satz 4
und Denkmalbereichen

(1) Baudenkmäler und Kulturdenkmäler nach
§ 2 Absatz 1 Satz 4 dürfen, unabhängig von
den Regelungen der Landesbauordnung nur
mit Genehmigung
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1. zerstört oder beseitigt,

2. an einen anderen Ort verbracht,

3. in ihrem Bestand verändert,

4. in ihrem Erscheinungsbild verändert,

5. mit An- oder Aufbauten, Aufschriften oder
Werbeeinrichtungen versehen

werden.

(2) Der Genehmigung bedarf auch, wer in der
Umgebung eines Baudenkmals Anlagen, die
das Erscheinungsbild des Baudenkmals nicht
nur vorübergehend beeinträchtigen, errichten,
anbringen, ändern oder beseitigen will. Der
Genehmigung bedürfen auch Veränderungen

1. in einer Pufferzone nach § 2 Absatz 3,

2. in der Umgebung eines Baudenkmals,

wenn die Veränderungen die angemessene
Erhaltung des Kulturdenkmals nach § 2 Ab-
satz 1 Satz 4 oder den Bestand, das Erschei-
nungsbild oder die städtebauliche Wirkung
des Baudenkmals nicht nur vorübergehend
beeinträchtigen können.

(3) Veränderungen des Erscheinungsbildes
von Denkmalbereichen bedürfen der Geneh-
migung.

§ 7 Veränderung von beweg-
lichen Kulturdenkmälern

Wer ein unter Schutz gestelltes bewegliches
Kulturdenkmal zerstören, beseitigen, verän-
dern oder an einen anderen Ort verbringen
will, bedarf der Genehmigung. Instandset-
zungsarbeiten sind genehmigungsfrei.

§ 8 Ausgrabung und Verände-
rung von Bodendenkmälern

(1) Wer nach Bodendenkmälern graben, Bo-
dendenkmäler aus einem Gewässer bergen
oder mit technischen Hilfsmitteln zielgerichtet
nach Bodendenkmälern suchen will, bedarf
hierzu der Genehmigung.

(2) Der Genehmigung bedarf auch, wer zu
einem anderen Zweck Erdarbeiten vornehmen
will, obwohl sie oder er weiß oder annehmen
muss, dass sich dort Bodendenkmäler befin-
den.

(3) Bei Bodendenkmälern, die ganz oder zum
Teil über der Erdoberfläche erkennbar sind,
bedürfen Maßnahmen im Sinne von § 6 Ab-
satz 1 und 2 der Genehmigung.
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§ 9 Grabungsschutzgebiet
In Grabungsschutzgebieten bedürfen sämt-
liche Arbeiten, bei denen Bodendenkmäler zu-
tage gefördert oder gefährdet werden können,
der Genehmigung. Die land- und forstwirt-
schaftliche Nutzung bleibt im bisherigen Aus-
maß und der bisherigen Art und Weise erlaubt.

Verfahrensvorschriften

§ 10 Genehmigungsverfahren
(1) Die Genehmigung zur Veränderung von
Baudenkmälern und Denkmalbereichen ist
schriftlich oder elektronisch beim Landes-
denkmalamt zu beantragen. Dem Antrag sind
alle für die Beurteilung der Maßnahme und die
Bearbeitung des Antrags erforderlichen Unter-
lagen, insbesondere Pläne, Fotografien, Doku-
mentationen, Kosten- und Wirtschaftlichkeits-
berechnungen, beizufügen. Das Landesdenk-
malamt kann, soweit dies im Einzelfall erfor-
derlich ist, vorbereitende Untersuchungen und
Gutachten, ausgenommen solche über den
Denkmalwert, verlangen. Fehlende Unterlagen,
Untersuchungen und Gutachten sollen inner-
halb von sechs Arbeitstagen nach Eingang
des Antrags angefordert werden. Der Antrag-
stellerin oder dem Antragsteller ist die Bearbei-
tungsfähigkeit des Antrags mitzuteilen.

(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn
Gründe des Denkmalschutzes nicht entgegen-
stehen oder andere öffentliche oder private In-
teressen überwiegen, denen nicht auf sonstige
Weise Rechnung getragen werden kann.

(3) Die Genehmigung kann unter Bedingun-
gen, Auflagen, dem Vorbehalt des Widerrufs
oder befristet erteilt werden. Insbesondere
kann bestimmt werden, dass die Arbeiten nur
nach einem vom Landesdenkmalamt geneh-
migten Plan und unter ihrer Aufsicht oder der
Aufsicht einer oder eines von ihr benannten
Sachverständigen ausgeführt werden und zu
dokumentieren sind.

(4) Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn sie
nicht innerhalb von zwei Monaten nach Ein-
gang des vollständigen Antrags versagt wird.
Diese Frist kann um bis zu einem Monat ver-
längert werden, wenn zur Erteilung der Geneh-
migung die Entscheidung einer anderen
Behörde erforderlich ist.

ABSCHNITT 4

(5) Erfordert eine Maßnahme nach § 6 Absatz
1 bis 3 eine Baugenehmigung, eine die Bau-
genehmigung einschließende oder ersetzende
behördliche Entscheidung oder eine bauauf-
sichtliche Zustimmung gemäß § 21 der Lan-
desbauordnung, so schließt diese die Geneh-
migung nach § 6 Absatz 1 bis 3 ein. Absatz 3
gilt entsprechend. Die Entscheidung erfolgt im
Einvernehmen mit dem Landesdenkmalamt,
wenn in der Denkmalliste eingetragene Bau-
denkmäler, ihre Umgebung oder Denkmal-
bereiche betroffen sind. Dem Landesdenk-
malamt obliegt die Überwachung des in ihren
Aufgabenbereich fallenden Teils der Entschei-
dung nach Satz 1 nach den Bestimmungen
dieses Gesetzes.

(6) Für die Genehmigung zur Veränderung von
beweglichen Kulturdenkmälern nach § 7 gelten
die Absätze 1 bis 4 entsprechend. Für die Ge-
nehmigung zur Ausgrabung von Bodendenk-
mälern nach § 8 Absatz 1 oder bei Arbeiten
in Grabungsschutzgebieten nach § 9 sowie
für die Genehmigung zur Veränderung von
Bodendenkmälern oder Erdarbeiten nach § 8
Absatz 2 und 3 gelten die Absätze 1 bis 5 ent-
sprechend.

§ 11 Nutzungsbeschränkung
Die wirtschaftliche Nutzung eines Grundstücks
oder eines Grundstückteils kann beschränkt
werden, wenn sich dort Bodendenkmäler von
geschichtlicher Bedeutung befinden. Die in
Satz 1 genannte öffentliche Last ist auf Ersu-
chen des Landesdenkmalamtes im Grund-
buch und im Baulastenverzeichnis nach § 83
der Landesbauordnung einzutragen.

§ 12 Duldungspflicht
Eigentümerinnen und Eigentümer sowie die
sonstigen Nutzungsberechtigten haben die
Anbringung von Hinweisschildern durch das
Landesdenkmalamt zu dulden. Die Hinweis-
schilder können inhaltlich sowohl Kennzeich-
nung als auch Erklärung des Kulturdenkmals
sein.

§ 13 Veränderungs- und
Veräußerungsanzeige

(1) Die Veräußerung eines Baudenkmals, eines
beweglichen Kulturdenkmals oder eines Bo-
dendenkmals ist von der Veräußerin oder dem
Veräußerer unter Angabe der Erwerberin oder
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des Erwerbers innerhalb eines Monats nach
Eigentumsübergang dem Landesdenkmalamt
anzuzeigen. Im Erbfall sind die Erbinnen oder
Erben oder die Testamentsvollstreckerin oder
der Testamentsvollstrecker zur Anzeige des
Eigentumswechsels verpflichtet.

(2) Die Absicht der Veräußerungen von Bau-
denkmälern, die im Eigentum von Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffent-
lichen Rechts stehen, sind rechtzeitig dem
Landesdenkmalamt anzuzeigen. Das Landes-
denkmalamt kann verlangen, dass eine be-
schränkte persönliche Dienstbarkeit (§ 1090
des Bürgerlichen Gesetzbuchs) eingetragen
wird.

§ 14 Einsichtsrecht
Eigentümerinnen und Eigentümern ist auf
Verlangen Einsicht in die bei den Denkmal-
behörden über ihr Baudenkmal vorhandenen
Unterlagen zu gewähren.

§ 15 Vorkaufsrecht
(1) Den Gemeinden steht beim Kauf von
Grundstücken, auf oder in denen sich Bau-
denkmäler oder Bodendenkmäler befinden, die
in die Denkmalliste eingetragen sind, ein Vor-
kaufsrecht zu. Es darf nur ausgeübt werden,
wenn das Wohl der Allgemeinheit dies rechtfer-
tigt, insbesondere wenn dadurch die dauernde
Erhaltung des Kulturdenkmals ermöglicht wer-
den soll. Das Vorkaufsrecht ist ausgeschlos-
sen, wenn die Eigentümerin oder der Eigen-
tümer das Grundstück an ihren Ehegatten oder
seine Ehegattin oder eine Person, mit der sie
oder er in einer eingetragenen Lebenspartner-
schaft lebt, verkauft. Gleiches gilt für einen
Verkauf an Personen, die mit der Eigentümerin
oder dem Eigentümer in gerader Linie ver-
wandt oder verschwägert oder in der Seiten-
linie bis zum dritten Grad verwandt ist.

(2) Das Vorkaufsrecht kann zu Gunsten einer
anderen juristischen Person des öffentlichen
Rechts ausgeübt werden, wenn dies der dau-
erhaften Erhaltung des Kulturdenkmals dient.
Die Ausübung des Vorkaufsrechts zu Gunsten
einer juristischen Person des Privatrechts ist
zulässig, wenn die dauernde Erhaltung des
Kulturdenkmals zu den satzungsgemäßen
Aufgaben der juristischen Person gehört und
bei Berücksichtigung aller Umstände gesichert
erscheint. Die Ausübung des Vorkaufsrechts
zugunsten einer oder eines anderen setzt
deren oder dessen Zustimmung voraus.

(3) Das Vorkaufsrecht kann nur binnen zweier
Monate nach Mitteilung des Kaufvertrags aus-
geübt werden. Veräußerin oder Veräußerer
und Erwerberin oder Erwerber haben der
Gemeinde den Inhalt des geschlossenen Ver-
trags unverzüglich nach dessen Abschluss
mitzuteilen. Die §§ 463 bis 467, § 469 Absatz
1, die §§ 471, 1098 Absatz 1 Satz 2 und die
§§ 1099 bis 1102 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs sind anzuwenden.

(4) Das Vorkaufsrecht geht unbeschadet bun-
desrechtlicher Vorschriften allen anderen Vor-
kaufsrechten im Rang vor und bedarf nicht
der Eintragung im Grundbuch. Bei einem
Eigentumserwerb auf Grund der Ausübung
des Vorkaufsrechts erlöschen rechtsgeschäft-
liche Vorkaufsrechte.

(5) Dem Land steht beim Kauf von unter
Schutz gestellten beweglichen Kulturdenk-
mälern ein Vorkaufsrecht zu. Es darf nur aus-
geübt werden, wenn das Wohl der Allgemein-
heit dies rechtfertigt, insbesondere wenn die
Kulturdenkmäler der Öffentlichkeit zugänglich
gemacht oder in ihrer Gesamtheit erhalten
werden sollen. Absatz 1 Satz 3, Absatz 2 und
Absatz 3 Satz 1 gelten entsprechend; die
§§ 463 bis 467, § 469 Absatz 1 und § 471 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs sind anzuwenden.

Funde

§ 16 Funde
(1) Wer Sachen oder Teile von Sachen findet,
bei denen vermutet werden kann, dass an
ihrer Erhaltung oder Untersuchung ein öffent-
liches Interesse besteht, hat dies unverzüglich
dem Landesdenkmalamt anzuzeigen. Anzeige-
pflichtig sind auch die Leiterin oder der Leiter
der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben,
sowie die Grundstückseigentümerin oder der
Grundstückseigentümer und die sonstigen
Nutzungsberechtigten. Die Kenntnis von der
Anzeige einer oder eines Pflichtigen befreit die
Übrigen. Die Anzeige kann auch gegenüber
den Denkmalbeauftragten erfolgen. Diese haben
die Anzeige unverzüglich an das Landesdenk-
malamt weiterzuleiten.

(2) Der Fund und die Fundstelle sind bis zum
Ablauf von sechs Arbeitstagen nach Eingang
der Anzeige beim Landesdenkmalamt unver-
ändert zu lassen und vor Gefahren zu schüt-
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zen, wenn nicht das Landesdenkmalamt vor-
her die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die
Fortsetzung der Arbeiten ist zu gestatten,
wenn ihre Unterbrechung unzumutbare Kos-
ten verursachen würde und das Landesdenk-
malamt hierfür keinen Ersatz leisten will.

(3) Das Landesdenkmalamt und die von ihm
Beauftragten sind berechtigt, bewegliche
Funde zu bergen und zur wissenschaftlichen
Bearbeitung vorübergehend in Besitz zu neh-
men.

(4) Besteht ein besonderes öffentliches Inter-
esse an einer Grabung, so können Grund-
stückseigentümerinnen und -eigentümer so-
wie sonstige Nutzungsberechtigte verpflichtet
werden, die Grabung zuzulassen.

(5) Die Träger größerer öffentlicher oder pri-
vater Bau- oder Erschließungsvorhaben oder
Vorhaben zum Abbau von Rohstoffen oder
Bodenschätzen haben als Veranlasser im
Rahmen des Zumutbaren die Kosten für Gra-
bungen, die konservatorische Behandlung
und die Dokumentation der Funde und Be-
funde zu übernehmen.

§ 17 Ablieferung
(1) Wenn zu befürchten ist, dass sich der Zu-
stand eines Fundes verschlechtert, die Gefahr
des Abhandenkommens besteht oder er der
Öffentlichkeit oder der wissenschaftlichen For-
schung verloren geht, kann das Land die Ab-
lieferung eines Fundes gegen angemessene
Entschädigung verlangen. Macht das Land
von diesem Recht keinen Gebrauch, geht es
auf den Landkreis oder den Regionalverband
Saarbrücken, dann auf die Gemeinde über.
Mit der Ablieferung erlangt die berechtigte
Körperschaft das Eigentum an dem Fund.

(2) Der Ablieferungsanspruch ist ausgeschlos-
sen, wenn ein Ablieferungsangebot der
Eigentümerin oder des Eigentümers nicht
innerhalb von drei Monaten angenommen
worden ist.

(3) Über die Voraussetzungen einer Abliefe-
rung entscheidet auf Antrag einer oder eines
Beteiligten das Landesdenkmalamt.

(4) Die Entschädigung bemisst sich nach dem
Verkehrswert des Fundes zum Zeitpunkt der
Ablieferung; im Fall der wissenschaftlichen Be-
arbeitung des Fundes durch das Landesdenk-
malamt ist der Zeitpunkt der Inbesitznahme
maßgebend, wenn der Fund nicht vor dem

Ablieferungsverlangen zurückgegeben worden
ist. Mit Einverständnis des Ablieferungspflichti-
gen kann die Entschädigung in anderer Weise
als durch Geld geleistet werden. Einigen sich
die oder der Ablieferungspflichtige und die be-
rechtigte Körperschaft nicht über die Höhe der
Entschädigung, setzt das Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit, Energie und Verkehr als Ent-
eignungsbehörde die Entschädigung fest.

§ 18 Schatzregal
Funde, die herrenlos sind oder die so lange
verborgen waren, dass ihre Eigentümerin
oder ihr Eigentümer nicht mehr zu ermitteln ist,
werden mit der Entdeckung Eigentum des
Landes, wenn sie bei staatlichen Nachfor-
schungen, in Grabungsschutzgebieten oder
bei nicht genehmigten Grabungen entdeckt
worden sind oder wenn sie einen wissen-
schaftlichen Wert haben.

Enteignung und Entschädigung

§ 19 Enteignung
(1) Kann eine Gefahr für den Bestand oder die
Beschaffenheit oder das Erscheinungsbild
eines in die Denkmalliste eingetragenen Kul-
turdenkmals auf andere Weise nicht nachhal-
tig abgewehrt werden, so ist die Enteignung
zu Gunsten des Landes oder einer anderen
juristischen Person des öffentlichen oder pri-
vaten Rechts zulässig.

(2) Die Enteignung wird vom Ministerium für
Wirtschaft, Arbeit, Energie und Verkehr als
Enteignungsbehörde durchgeführt.

(3) Für die Enteignung von unbeweglichen Sa-
chen oder damit verbundenen Rechten finden
die §§ 93 bis 103 und 106 bis 122 des Bau-
gesetzbuchs in der Fassung der Bekannt-
machung vom 3. November 2017 (BGBl. I
S. 3634) in der jeweils geltenden Fassung ent-
sprechende Anwendung. Für das Verfahren
zur Enteignung beweglicher Sachen oder
damit verbundener Rechte gelten § 107 Ab-
satz 1 Satz 1 bis 3, § 108 Absatz 1 und 3, die
§§ 110 und 111, § 112 Absatz 1 und 3 sowie
§ 113 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Nummer 1
bis 4 Buchstabe c) und 5 bis 7 des Baugesetz-
buchs sinngemäß; für die Entschädigung gilt
§ 17 Absatz 4 entsprechend.

ABSCHNITT 6
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§ 20 Enteignende Maßnahmen
(1) Kann auf Grund einer auf diesem Gesetz
beruhenden Maßnahme die bisher rechtmäßig
ausgeübte Nutzung einer Sache nicht mehr
fortgesetzt werden und wird hierdurch die
wirtschaftliche Nutzbarkeit insgesamt erheb-
lich beschränkt, so hat das Land eine ange-
messene Entschädigung zu leisten. Das Glei-
che gilt, wenn die Maßnahme in sonstiger
Weise enteignend wirkt.

(2) Bei unbeweglichen Sachen finden die
§§ 93 bis 103 des Baugesetzbuchs entspre-
chende Anwendung. Bei beweglichen Sachen
gilt § 17 Absatz 4 entsprechend. Zuständig
für die Festsetzung der Entschädigung ist das
Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Energie und
Verkehr als Enteignungsbehörde. Die Anord-
nung der Maßnahme und die Festsetzung der
Entschädigung haben gleichzeitig zu erfolgen.

(3) Würde eine entschädigungspflichtige Maß-
nahme dazu führen, dass die Eigentümerin
oder der Eigentümer das Eigentum nicht mehr
wirtschaftlich zumutbar nutzen kann, so kann
sie oder er statt der Entschädigung nach Ab-
satz 1 vom Land die Übernahme des Eigen-
tums gegen angemessene Entschädigung
verlangen. Absatz 2 Satz 1 bis 3 gilt entspre-
chend.

Denkmalbehörden

§ 21 Denkmalbehörden
(1) Oberste Denkmalbehörde ist das für Denk-
malschutz und Denkmalpflege zuständige
Ministerium für Bildung und Kultur.

(2) Das Landesdenkmalamt ist eine dem Mi-
nisterium nachgeordnete Behörde im Sinne
des § 7 des Landesorganisationsgesetzes in
der Fassung vom 27. März 1997 (Amtsbl.
S. 410), zuletzt geändert durch das Gesetz
vom 16. Mai 2018 (Amtsbl. I S. 254), in der je-
weils geltenden Fassung.

(3) Bei beweglichen Kulturdenkmälern, die
national wertvolle oder landes- oder orts-
geschichtlich bedeutsame Archive darstellen
oder wesentliche Teile derselben sind, ist das
Landesarchiv die alleinige zuständige Denk-
malbehörde.

ABSCHNITT 7

§ 22 Zuständigkeit der
Denkmalbehörden

(1) Die Oberste Denkmalbehörde nimmt die ihr
durch dieses Gesetz zugewiesenen Aufgaben
wahr.

(2) Das Landesdenkmalamt ist als Fach- und
Vollzugsbehörde für Fragen des Denkmal-
schutzes und der Denkmalpflege zuständig. In
den Fällen des § 25 Absatz 3 Satz 2 dieses
Gesetzes entscheidet das Landesdenkmalamt
nach Anhörung des Landesdenkmalrates.

(3) Das Landesdenkmalamt entscheidet bei
Erhaltungs- und Umnutzungsmaßnahmen an
überregional bedeutenden Baudenkmälern
und Abbruchanträgen in Abstimmung mit der
Obersten Denkmalbehörde. Kommt eine Eini-
gung nicht zustande, entscheidet die Oberste
Denkmalbehörde nach erneuter Anhörung des
Landesdenkmalrates.

§ 23 Aufgabenwahrnehmung
durch die Denkmalbehörden

(1) Der Vollzug dieses Gesetzes sowie der auf-
grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsver-
ordnungen obliegt den Denkmalbehörden.

(2) Die Denkmalbehörden haben diejenigen
Maßnahmen zu treffen, die ihnen nach pflicht-
gemäßem Ermessen erforderlich erscheinen,
um Kulturdenkmäler zu schützen, zu erhalten
und Gefahren von ihnen abzuwenden. Sie
können insbesondere anordnen, dass bei
widerrechtlicher Beeinträchtigung oder Beschä-
digung eines Kulturdenkmals der vorherige
Zustand wiederherzustellen oder das Kultur-
denkmal auf eine andere vorgeschriebene
Weise zu behandeln ist.

(3) Die Denkmalbehörden können zur Erfüllung
ihrer Aufgaben Sachverständige oder sachver-
ständige Stellen heranziehen.

(4) Bedienstete und Beauftragte der Denkmal-
behörden sind berechtigt, Grundstücke und
nach vorheriger Benachrichtigung Gebäude
zu betreten, Untersuchungen vorzunehmen
und Fotografien anzufertigen, soweit dies
zur Durchführung dieses Gesetzes, insbeson-
dere zur Inventarisation, erforderlich ist. Das
Betreten von Wohnungen ist nur bei Tag
zulässig. Das Betreten von Betriebs- und
Geschäftsräumen ist nur während der übli-
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chen Betriebs- und Geschäftszeiten zulässig.
Das Betreten von Wohnungen und Betriebs-
und Geschäftsräumen ist gegen den Willen
der Eigentümerin, des Eigentümers oder son-
stiger Nutzungsberechtigter nur bei Gefahr
in Verzug oder aufgrund einer richterlichen
Anordnung zulässig.

(5) Den Bediensteten oder Beauftragten der
Denkmalbehörden sind zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben nach diesem Gesetz die erforderlichen
Auskünfte zu erteilen.

(6) Gegen Entscheidungen der Denkmalbehör-
den findet ein Vorverfahren nach den §§ 68 ff.
der Verwaltungsgerichtsordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 19. März 1991
(BGBl. I S. 686), zuletzt geändert durch das
Gesetz vom 8. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3546),
in der jeweils geltenden Fassung statt.

§ 24 Beteiligung der Kommunen
(1) Die Kommunen werden durch die Oberste
Denkmalbehörde regelmäßig über die Ent-
wicklungen des Denkmalschutzes und der
Denkmalpflege informiert.

(2) Die Kommunen können gegenüber den
Denkmalbehörden Stellungnahmen zu den in
ihrem Gebiet befindlichen Denkmälern abgeben.

(3) Die Denkmalbehörden informieren und be-
raten im Rahmen ihrer Aufgabenwahrneh-
mung im Einzelfall die betroffenen Kommunen.
Die Kommunen erhalten Gelegenheit, sich
hierzu zu äußern.

§ 25 Landesdenkmalrat;
Verordnungsermächtigung

(1) Der Landesdenkmalrat berät die Oberste
Denkmalbehörde und das Landesdenkmal-
amt. Er beobachtet den Denkmalschutz und
die Denkmalpflege im Saarland und fördert
deren Entwicklung durch Stellungnahmen, An-
regungen und Empfehlungen.

(2) Im ersten Jahr einer jeden Legislaturperiode
erstattet er der Landesregierung einen Bericht
über die Situation des Denkmalschutzes und
der Denkmalpflege im Saarland. Dieser Bericht
wird von der Obersten Denkmalbehörde veröf-
fentlicht.

(3) Der Landesdenkmalrat wird über die Ent-
wicklung des Denkmalschutzes und der Denk-

malpflege im Saarland durch die Oberste
Denkmalbehörde regelmäßig informiert. Vor
der Eintragung von Baudenkmälern und unbe-
weglichen Bodendenkmälern in die Denkmal-
liste (§ 4), der Bescheidung eines Antrags
auf Zerstörung oder Beseitigung und vor der
Löschung eines Eintrags, vor der Unterschutz-
stellung beweglicher Kulturdenkmäler nach
§ 3 Absatz 2 sowie dem Erlass von Rechts-
verordnungen nach diesem Gesetz ist der
Landesdenkmalrat anzuhören.

(4) Die Oberste Denkmalbehörde wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung das Nähere über
die Anzahl der Mitglieder, die Zusammenset-
zung, die Amtszeit und die Geschäftsführung
des Landesdenkmalrates sowie über eine Ent-
schädigung der Mitglieder des Landesdenk-
malrates zu regeln.

§ 26 Denkmalbeauftragte
(1) Die Oberste Denkmalbehörde kann zur
Unterstützung und Beratung der Denkmal-
behörden Personen, die Kenntnisse und Er-
fahrungen in Denkmalschutz und Denkmal-
pflege besitzen, für die Dauer von fünf Jahren
widerruflich zu Denkmalbeauftragten bestellen.
Wiederbestellung ist zulässig. Die Bestellung
soll für einzelne Fachgebiete und für be-
stimmte örtliche Bereiche erfolgen.

(2) Zu den Aufgaben der Denkmalbeauftragten
gehören insbesondere

1. die Beobachtung von Vorgängen, die die
Belange von Denkmalschutz und Denkmal-
pflege berühren können – wie Veränderun-
gen an baulichen Anlagen, die Beseitigung
baulicher Anlagen und Erdbewegungen –
und die Unterrichtung der Denkmalbehör-
den darüber,

2. die Annahme und Weiterleitung von Fund-
anzeigen (§ 16 Absatz 1),

3. die Unterstützung des Landesdenkmalam-
tes bei der Erfassung der Kulturdenkmäler.

(3) Die Denkmalbeauftragten sind ehrenamt-
lich tätig. Sie unterstehen den Weisungen der
Denkmalbehörden. Sie sind Beauftragte im
Sinne des § 23 Absatz 4 und 5 dieses Geset-
zes.

(4) Das Land ersetzt den Denkmalbeauftragten
die Kosten, die ihnen durch ihre Tätigkeit ent-
stehen. Der Kostenersatz kann pauschaliert
werden.
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Übergangs- und
Schlussvorschriften

§ 27 Örtliche Erhalt- und
Gestaltungsvorschriften

Die Gemeinden können durch Satzung zur
Verwirklichung der mit diesem Gesetz verfolg-
ten Ziele Vorschriften über den Erhalt und die
Gestaltung baulicher Anlagen und anderer
Anlagen und Einrichtungen einschließlich der
zu verwendenden Materialien und der anzu-
wendenden Techniken sowie über die Be-
pflanzung nicht bebauter Flächen erlassen.
Örtliche Erhalt- und Gestaltungsvorschriften
sind in Abstimmung mit dem Landesdenkmal-
amt zu erlassen.

§ 28 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig

1. Maßnahmen, die nach § 6 Absatz 1 bis 3,
§§ 7 bis 9 der Genehmigung bedürfen,
ohne Genehmigung oder abweichend von
ihr durchführt oder durchführen lässt,

2. vollziehbare Auflagen oder Bedingungen
nach § 10 Absatz 3 nicht, nicht richtig, nicht
vollständig oder nicht rechtzeitig erfüllt,

3. die Beschränkung der wirtschaftlichen Nut-
zung eines Grundstücks (§ 11) nicht oder
nicht vollständig einhält,

4. eine gemäß § 13 Absatz 1 und § 16 Absatz 1
erforderliche Anzeige nicht oder nicht recht-
zeitig erstattet,

5. gefundene Gegenstände und die Fundstelle
nicht gemäß § 16 Absatz 2 unverändert lässt,

6. eine nach § 23 Absatz 5 geforderte Aus-
kunft nicht, nicht richtig, nicht rechtzeitig
oder nicht vollständig erteilt,

7. einer aufgrund dieses Gesetzes erlassenen
Rechtsverordnung oder einer Örtlichen Ge-
staltungsvorschrift zuwiderhandelt, sofern
die Rechtsverordnung oder die Satzung für
einen bestimmten Tatbestand auf diese
Bußgeldvorschrift verweist.

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer wider
besseren Wissens unrichtige Angaben macht
oder unrichtige Pläne oder Unterlagen vorlegt,
um einen Verwaltungsakt nach Maßgabe die-
ses Gesetzes zu erwirken oder zu verhindern.

ABSCHNITT 8
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer
Geldbuße bis zu 250.000 Euro geahndet wer-
den. Wird ohne Genehmigung nach § 6 Ab-
satz 1 sowie §§ 7 bis 9 ein Kulturdenkmal vor-
sätzlich zerstört, kann eine Geldbuße bis zu
500.000 Euro festgesetzt werden. Reste eines
Kulturdenkmals, das durch eine ordnungswid-
rige Handlung zerstört worden ist, können ein-
gezogen werden. § 23 des Gesetzes über
Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I
S. 602), zuletzt geändert durch das Gesetz
vom 27. August 2017 (BGBl. I S. 3295), in der
jeweils geltenden Fassung ist anzuwenden.
Die Verfolgung der Ordnungswidrigkeit verjährt
in fünf Jahren. Verwaltungsbehörde im Sinne
des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes
über Ordnungswidrigkeiten ist die Oberste
Denkmalbehörde.

§ 29 Grundrechtseinschränkung
Die Grundrechte der Unverletzlichkeit der
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes, Arti-
kel 16 der Saarländischen Verfassung), der
freien Entfaltung der Persönlichkeit (Artikel 2
Absatz 1 des Grundgesetzes, Artikel 2 der
Saarländischen Verfassung) und des Eigen-
tums (Artikel 14 des Grundgesetzes, Artikel 18
der Saarländischen Verfassung) werden durch
dieses Gesetz eingeschränkt.

§ 30 Kirchliche Kulturdenkmäler
(1) Bei Entscheidungen über Kulturdenkmäler,
die der Religionsausübung dienen, sind die
von den Kirchen und Religionsgemeinschaften
festgestellten religiösen Belange zu beachten.
Erkennt das Landesdenkmalamt die geltend
gemachten religiösen Belange nicht an, ent-
scheidet die zuständige kirchliche Ober-
behörde oder die entsprechende Stelle der
betroffenen Religionsgemeinschaft im Beneh-
men mit der Obersten Denkmalbehörde.

(2) Für klösterliche Verbände gilt Absatz 1 ent-
sprechend.

§ 31 Schutz im Katastrophenfall
Die Oberste Denkmalbehörde wird ermächtigt,
die für den Schutz von Kulturdenkmälern bei
bewaffneten Konflikten und bei Katastrophen-
fällen notwendigen Bestimmungen durch
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem
für Katastrophenschutz und zivile Verteidigung
zuständigen Ministerium zu treffen.
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§ 32 Übergangsvorschriften
(1) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Gesetzes im Landesdenkmalamt tätigen Be-
amtinnen, Beamten und Tarifbeschäftigten
einschließlich der zu ihrer Berufsausbildung
dort Beschäftigten werden dem Landesdenk-
malamt als nachgeordnete Behörde angeglie-
dert.

(2) Die Amtszeit der nach § 6 des bisherigen
Saarländischen Denkmalschutzgesetzes beru-
fenen Mitglieder des Landesdenkmalrats wird
ohne Unterbrechung fortgeführt. Der Landes-
denkmalrat tritt bis zur nächsten turnusmäßi-
gen Wahl an die Stelle eines Landesdenkmal-
rates nach § 25 dieses Gesetzes, soweit nicht
mindestens 2/3 der Mitglieder des Landes-
denkmalrates sich gegen einen Übergang die-
ser Form aussprechen. Im Falle der Amts-
niederlegung bleibt der bisherige Landesdenk-
malrat bis zur Aufnahme der Geschäfte des
neu berufenen Landesdenkmalrates bestehen
und nimmt die gesetzlichen Aufgaben wahr.
Eine Neuwahl muss in diesem Fall spätesten
einen Monat nach Inkrafttreten dieses Geset-
zes erfolgen, der neue Landesdenkmalrat min-

destens zwei Monate nach Inkrafttreten dieses
Gesetzes erstmals zusammentreten.

(3) Die Denkmalliste nach § 6 des bisherigen
Saarländischen Denkmalschutzgesetzes wird
als Denkmalliste nach § 4 dieses Gesetzes
weitergeführt. Die bereits erfolgten Eintragun-
gen bleiben unverändert bestehen.

(4) Die zum Inkrafttreten dieses Gesetzes
berufenen Denkmalbeauftragten bleiben als
solche auch weiterhin berufen und nehmen die
ihnen gesetzlich erteilten Aufgaben bis zur
nächsten turnusmäßigen Berufung wahr.

§ 33 Inkrafttreten,
Außerkrafttreten

(1) § 25 Absatz 4 tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft.

(2) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am 1. August
2018 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Saarländi-
sche Denkmalschutzgesetz vom 19. Mai 2004
(Amtsbl. S. 1498) zuletzt geändert durch das
Gesetz vom 13. Oktober 2015 (Amtsbl. I
S. 790) außer Kraft.



302


